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„Lernziel Gleichwertigkeit“: Darum 
geht es bei Schule ohne Rassismus – 
Schule mit Courage. Unser Netzwerk 
ist ein Zusammenschluss von Kindern, 
Jugendlichen und Erwachsenen, die zu-
tiefst davon überzeugt sind, dass es in 
Deutschland kein „Ihr“ und „Wir“ geben 
darf, keine Einteilung von Menschen in 
höher- und minderwertig. 

Anders als in der Vergangenheit verbinden unsere europäischen Nachbarn heute mit 
Deutschland nicht nur Tugenden wie Fleiß, Effizienz und Pünktlichkeit, sondern 
auch Offenheit und Toleranz. Tatsächlich haben rechtsextreme und rechtspopulisti-
sche Parteien nirgends in Europa so schlechte Chancen wie hierzulande.

An dieser erfreulichen Entwicklung hat Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage 
einen Anteil. In den zurückliegenden Jahren haben Millionen Kinder und Jugendliche 
eine Courage-Schule besucht. An Tausenden Projekttagen und Aktionen haben sie ei-
nen wichtigen Beitrag zur Festigung einer demokratischen Alltagskultur in Deutsch-
land geleistet. Nach ihrer Schulzeit haben sie den Geist und die Grundidee des Netz-
werks mit in ihr Erwachsenenleben genommen.

Leider können wir uns auf dem Erreichten nicht ausruhen. Ideologien der Ungleich-
wertigkeit sind langlebig und verändern permanent ihre Inhalte. Schule ohne Rassis-
mus – Schule mit Courage befindet sich also auf einer steten Reise. Diese ist aufregend 
und spannend, denn auch im Courage-Netzwerk gilt: Der Weg ist das Ziel. Deshalb 
versteht sich dieses Handbuch als treuer Reisebegleiter durch das Universum der 
schulischen Antidiskriminierungsarbeit. 

Es gibt Antworten auf Fragen wie: Wie kann die Auseinandersetzung mit Themen 
wie Diskriminierung, Rassismus, Antisemitismus und Gewalt im Schulalltag veran-
kert werden? Wie und in welcher Form können Schülerinnen und Schüler die Initia-
tive dazu ergreifen? Wer hilft der Klasse oder der Arbeitsgruppe bei der Durchführung 
ihres Projekttags? Bei welchem Kooperationspartner finde ich Informationsmaterial?

Dieses Handbuch informiert über verschiedene Formen von Ideologien der Ungleich-
wertigkeit. Es gibt Tipps, wie ihr euch vernetzen und erfolgreich in die Courage-Ar-
beit einbringen könnt. Es stellt bewährte Methoden vor und gibt Anregungen, wie 
die Nachhaltigkeit gesichert werden kann. Es ist als Mitmach-Ordner konzipiert und 
lässt Raum für das Auffüllen mit eigenen Ideen, Projekten und den Angeboten von 
Einrichtungen vor Ort.
 
Seine Erstellung wurde gefördert von der Beauftragten der Bundesregierung für 
Migration, Flüchtlinge und Integration.

Sanem Kleff, Leiterin Eberhard Seidel, Geschäftsführer

Liebe Leserinnen und Leser,
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Wie wollen wir zusammenleben? In einer Welt, in der 
Menschenrechte für alle gelten – oder in einer, in der 
es immer auch darauf ankommt, wo man herkommt, 
wie man aussieht, was man so hat oder nicht hat? Da-
rum geht es im Kern, wenn immer mehr SchülerIn-
nen und PädagogInnen sagen: Wir wollen eine Schule 
ohne Rassismus – Schule mit Courage werden. Wie das 
dann geht, worauf es ankommt, wer dabei hilft und 
welche Themen wichtig sind, erfahrt ihr in diesem 
Handbuch.

Weil gute gelebte Praxis nie ohne guten theoretischen 
Unterbau auskommt, führen die folgenden Seiten in 
den Präventionsansatz des Netzwerks ein. Denn ge-
stützt wird unsere seit mehr als zwei Jahrzehnten er-
folgreiche Arbeit von einer unumstößlichen Haltung: 
Alle Ideologien, die davon ausgehen, dass Menschen 
ungleichwertig sind, gilt es zu bekämpfen. Damit das 
klappt, müssen sie gemeinsam in den Blick genom-
men werden – nicht nur weil sie weitgehend nach 
denselben Mechanismen funktionieren. Es braucht 
einen ganzheitlichen Blick, einen systemischen An-
satz – und Präventionskonzepte, die beidem gerecht 
werden.

Dann braucht es noch alles mögliche andere: Mutige, 
empathische, interkulturell kompetente PädagogIn-
nen; und, mit deren Unterstützung, ebensolche Schü-
lerInnen. Und Schulen, die politische Bildung nicht 
aussperren, sondern ernstnehmen; ebenso Formate, 
die gerade nicht als politische Bildung, sondern mit 
Musik, Kunst oder Fotografie daherkommen. Kurz: 
Es braucht jede Menge Kompetenzen auf allen Seiten. 
Welche das im Kern sind und wie man diese erwer-
ben kann, lest ihr auf den folgenden Seiten. Wie auch 
den Appell: Es gibt nichts Gutes, außer man tut es! 

Für eine Schule mit Courage 10
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Für eine  
Schule mit Courage  
Alle Menschen sind gleichwertig. So steht es in Artikel 
1 des Grundgesetzes; und der bezieht sich nicht nur 
auf deutsche Staatsbürgerinnen und -bürger, son-
dern auf alle Menschen. Die Realität sieht anders aus: 
Ideologien der Ungleichwertigkeit, die davon ausge-
hen, dass manche Menschen aufgrund ihrer Religion, 
Hautfarbe, sexuellen Orientierung, ihrem Geschlecht 
und sozialem Status mehr wert seien als andere, sind 
weit verbreitet. Institutionell und kulturell finden 
sie sich auch in der Schule, jener Einrichtung, die in 
Deutschland alle Kinder und Jugendlichen durchlau-
fen. Das ist nicht verwunderlich; keine Bildungsein-
richtung kann sich vom realen gesellschaftlichen Le-
ben abkoppeln. Soziale und politische Konflikte sowie 
ideologische Auseinandersetzungen machen auch vor 
dem Schultor nicht Halt. 

Im Fokus: Das Schulklima

Das Netzwerk Schule ohne Rassismus – Schule mit 
Courage möchte Schulen ermuntern, sich gemeinsam 
mit KooperationspartnerInnen aus dem Bereich der 
Menschenrechtsbildung und ihren Patinnen und Pa-
ten den großen gesellschaftlichen Herausforderungen 
und Problemen zu stellen. Darin unterstützt es die 
Courage-Schulen, damit diese zu erfolgreichen Förde-
rern von so wichtigen Kompetenzen wie Zivilcourage 
werden können. Ziel ist, entsprechend der Vorgaben 
der Schulgesetze aller Bundesländer, den Schülerin-
nen und Schülern demokratische, gewaltfreie und 
den Menschenrechten verpflichtete Problemlösungs-
kompetenzen im Umgang mit divergierenden Interes-
sen in einer offenen Gesellschaft zu vermitteln.

Für eine Veränderung des Schulklimas ist wichtig, sich 
sowohl mit Gleichaltrigen als auch mit Erwachsenen 
über die Frage auszutauschen: Wie wollen wir zusam-
menleben? Dabei reicht es nicht, einfach nur gegen 
menschenfeindliche Ideologien zu sein. Vielmehr 
muss es darum gehen, das Schulklima nachhaltig so 
zu verändern, dass im Schulalltag die Stärkung von 
Zivilcourage gezielt gefördert wird und gegenseitige 
Achtung mit der Suche nach gemeinsamen Werten 
und Regeln einhergeht. SchülerInnen müssen in den 
Stand versetzt werden, im schulischen Alltag erfolg-
reiche Handlungsstrategien und vielfältige Kompe-
tenzen einzuüben, damit sie couragiert in allen Le-
bensbereichen für die Achtung der Menschenrechte 
eintreten können. 

Auch Kinder und Jugendliche wollen am gesellschafts-
politischen Leben teilhaben und ihr Umfeld mitge-
stalten und mitbestimmen. Sie verstehen ihre Schule 
als Experimentierfeld: um erste Schritte zur Partizipa-
tion einzuüben, Diskriminierungen und menschen-
verachtenden Ideologien etwas entgegenzusetzen, zu 
zeigen, dass Begriffe wie Respekt, Gleichberechtigung 
und Menschenrechte keine leeren Worthülsen, son-
dern wichtig für ein friedliches Zusammenleben sind. 
Mit ihren Ideen, Projekten und Aktionen gestalten 
Kinder und Jugendliche das Schulklima auf allen Ebe-
nen mit. Soweit die Theorie – denn leider ist das noch 
keine Normalität an allen Schulen in Deutschland.

Jugendliche haben – wenn man sie lässt – das Bedürf-
nis, sich eigene Standpunkte zu grundlegenden Wer-
ten, individuellen Freiheiten und Pflichten in einer 
Gesellschaft zu erarbeiten. Bezogen auf die Themen-
felder des Courage-Netzwerks bedeutet dies einen 
partizipativen Ansatz in der Auseinandersetzung mit 
den Menschenrechten, Diskriminierungen und Ideo-
logien der Ungleichwertigkeit. Kinder und Jugendli-
che mit und ohne Einwanderungshintergrund wer-
den sowohl an Debatten wie auch an den Ergebnissen 
der Auseinandersetzung mit Themen aktiv beteiligt. 
Über eine konfliktorientierte Auseinandersetzung, die 
sich auf ihre Lebenswirklichkeit bezieht, sind sie an-
gehalten, sich zu äußern und in Wertekonflikten Po-
sitionen zu beziehen, so dass ihre unverstellten Blick-
winkel sichtbar werden können. 

Mehr Demokratie wagen!

Demokratie, Zivilcourage und eine solidarische Streit-
kultur fallen niemandem in den Schoß. Kinder und 
Jugendliche sind bei ihrem Engagement auf die Un-
terstützung von Erwachsenen angewiesen. In den fol-
genden Kapiteln werden viele Möglichkeiten darge-
stellt, wie Mitwirkung von SchülerInnen ermöglicht 
und gestärkt werden kann. Dafür müssen sie nicht 
nur ihre bestehenden Mitbestimmungsrechte sowie 
die Arbeitsweise der dafür vorgesehenen schulischen 
Gremien kennen. Sie benötigen auch Gelegenheiten, 
sich zu qualifizieren, an entsprechenden Workshops 
teilzunehmen und persönliche Kompetenzen zu ent-
wickeln, um erfolgreich ihre Interessen vertreten zu 
können. Moderation, Präsentation und manchmal 
auch die Überwindung der Angst, vor vielen Men-
schen zu sprechen, sind einige der Schlüsselkompe-
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tenzen in diesem Kontext. Ziel ist dabei, sie mit dem 
notwendigen rationalen wie auch emotionalen Rüst-
zeug zu versehen, das sie befähigt, die Zugriffe von 
Gruppen erfolgreich abzuwehren, die die Abwertung 
von Menschengruppen propagieren und sie als poten-
zielle Mitläufer und Aktivisten umwerben.

Ganzheitlicher Blick

Schule ist ein Labor unserer zukünftigen Gesellschaft. 
Mit ihren Debatten über Werte, Traditionen und Ideo-
logien prägen die Schuljahre nicht nur die Kindheit 
und Jugend – die hier gemachten Erfahrungen wirken 
im Erwachsenenleben fort. Mit der Förderung demo-
kratischer Werte und von Zivilcourage als zentralem 
Bildungsauftrag kann Ideologien der Ungleichwertig-
keit also präventiv und dauerhaft wirksam entgegen-
getreten werden. Um dieses gesellschaftspolitische 
Ziel zu erreichen, unterstützt das Netzwerk Schule 
ohne Rassismus – Schule mit Courage Schulen lang-
fristig bei der Umsetzung dieses Auftrags. Es vertraut 
dabei auf die Wirksamkeit der Freiwilligkeit und die 
Bereitschaft zum Engagement der Schulmitglieder. 

Die von der Bundeskoordination vorgeschlagenen 
Maßnahmen nehmen die Schule als Ganzes und die 
spezifischen Rollen aller Personengruppen gleicher-
maßen in den Blick. Ausgangsthese ist, dass eine In-
stitution wie die Schule ein System bildet, in dem die 
dominierenden Dynamiken und Mechanismen ent-
weder einen inkludierenden oder einen exkludieren-
den Charakter aufweisen. Zugespitzt formuliert liegt 
der „Leitkultur“ der Schule, bewusst oder unbewusst, 
entweder die Annahme zugrunde, dass alle Menschen 
gleichwertig sind – oder die Akzeptanz oder gar För-
derung von Thesen, die von der Ungleichwertigkeit 
der Menschen ausgehen. Dabei ist irrelevant, welche 
Kriterien diese Ungleichwertigkeit begründen und 
legitimieren sollen: die soziale Herkunft, die sexuelle 
Orientierung, das Geschlecht, körperliche Merkmale 
wie die Hautfarbe, oder die Religion.

Die gesellschaftliche und politische Praxis betrach-
tet Ideologien der Ungleichwertigkeit bis heute in 
aller Regel getrennt: beispielsweise in der Kriminal-
statistik, bei den Zuständigkeiten der Behörden, der 
wissenschaftlichen Analyse, der Entwicklung von 

Sie bilden das Rückgrat des solidarischen Netzwerks: SOR-SMC-Aktive
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 pädagogischen Gegenstrategien und nicht zuletzt 
auch im Zuschnitt von manchem Bundes- und Lan-
desprogramm zur Demokratieförderung.
 
An Schulen wiederum werden präventive Maßnahmen 
gegen Ideologien der Ungleichwertigkeit nach wie vor 
ohnehin nur an wenigen Standorten, eher unsystema-
tisch und in experimentellen Anordnungen, umge-
setzt. Selten sind sie fester Bestandteil des Regelun-
terrichts; meist müssen die notwendigen zusätzlichen 
Zeitfenster mühsam erkämpft werden. Dazu kommt 
dann noch, was auch in Gesellschaft und Politik gilt: 
Fast alle Maßnahmen zielen isoliert auf eine Variante 
von Ungleichwertigkeitsideologien wie Rechtsextre-
mismus, Antisemitismus oder Homophobie ab. Eine 
sich gegen nur eine Ideologie der Ungleichwertigkeit 
richtende Prävention erreicht ihr Ziel allerdings nicht; 
erst recht nicht, wenn diese dann auch noch losgelöst 
von sonstigen Präventionsmaßnahmen im Schulalltag 
umgesetzt wird.

An den Schulen führt diese völlig übliche Vorgehens-
weise nämlich dazu, dass jeweils andere Lehrkräfte 
für die Themen Rechtsextremismus, Sexismus, Anti-
semitismus oder Islamismus zuständig sind. Sie sind 
über viele Schuljahre hochspezialisierte Pädagogen 
– die häufig nicht einmal ihre auf andere Ideologien 
konzentrierte Kollegen kennen; geschweige denn, 
wie und woran diese konkret arbeiten. Eine derarti-
ge „Versäulung“ von Antidiskriminierungsarbeit ist in 
hohem Maße ineffektiv. Sie verhindert notwendige 
Synergieffekte und verschleudert wertvolle und stets 
zu knappe Zeit- und Personalressourcen.

Systemischer Ansatz

Feste Überzeugung im Courage-Netzwerk ist: Ob-
wohl für jede Erscheinungsform zielgruppenspezi-
fische Zugänge und Perspektiven notwendig sind, 
können weder eine Präventionsstrategie noch ein 
Maßnahmenbündel zielführend wirken, wenn sie sich 
ausschließlich mit einer der Problemlagen befassen. 
Der Handlungsansatz des in diesem Handbuch dar-
gestellten Präventionsverständnisses nimmt deshalb 
alle Ideologien der Ungleichwertigkeit gemeinsam in 
den Blick. Er betrachtet sie gleichsam als Mosaikstei-
ne eines Bildes – jeder Stein trägt zur Darstellung des 
Gesamtbildes bei, kein Element ist weniger bedeut-
sam als die anderen. 

Hintergrund ist: Alle Ideologien der Ungleichwertig-
keit basieren auf nahezu identischen Mechanismen. 
In ihren wesentlichen Grundzügen wie auch in ih-
rer Wirkung haben sie, bei allen Unterschieden im 
Detail – bezüglich der Zielgruppen, der historischen 
Hintergründe oder ihrer Alltagsrelevanz — viel Ge-
meinsames. Ein systemischer Ansatz, wie ihn das 
Courage-Netzwerk vertritt, denkt geeignete Interven-
tionsmaßnahmen und komplexe Interaktionen zu-
sammen. In der pädagogischen Auseinandersetzung 
mit unterschiedlichen Ungleichwertigkeitsideologi-
en und besonders bei der Entwicklung erfolgreicher 
Gegenstrategien liegt der Fokus also auf den nahezu 
identischen Wirkmechanismen und Entfaltungs-
voraussetzungen von Ideologien der Ungleichwertig-
keit. Letztere gilt es durch Prävention abzubauen. Ge-
nau dieses Ziel will das Courage-Netzwerk befördern.

Prävention hat Vorrang

Der Präventionsgedanke geht davon aus, dass die 
meisten Faktoren, die menschliches Verhalten be-
stimmen, veränderbar sind – etwa die soziale oder die 
Problemlösungskompetenz. Präventionsmaßnahmen, 
die in diesem Sinne erfolgreich sein wollen, handeln 
zeitgleich in zwei Richtungen. Sie zielen darauf ab, der 
Entstehung unerwünschter Entwicklungen zuvorzu-
kommen. Und sie stärken Maßnahmen, mit denen er-
wünschte Haltungen und Einstellungen der Zielgrup-
pe geschaffen und befördert werden. 

Präventive Ansätze haben zudem nur Erfolg, wenn sie 
die Gründe für gewalttätiges Handeln erkennen und 
einbeziehen. Das psychologisch-emotionale Bedürf-
nis von Jugendlichen nach Radikalität speist sich häu-
fig aus existenziellen Kompensationsbedürfnissen, die 
erkannt und ernstgenommen werden müssen. Alle 
Maßnahmen sollten deswegen zielgruppenspezifi-
sche Bedürfnisse berücksichtigen, die sich aus Alter, 
Entwicklungsstand oder Geschlecht ergeben. Erfolg-
reiche Präventionsarbeit muss mit Kopf und Herz an 
Wertvorstellungen, Ideologien und den damit ver-
bundenen Konflikten ansetzen. 

Auch sind Feingefühl, Wissen, kommunikative Kom-
petenz, Empathie sowie klare Vorstellungen über die 
Ziele und Wirksamkeitsgrenzen gefragt. Präventi-
onsansätze bergen nämlich grundsätzlich auch Kon-
fliktpotenziale. Eins davon ist eine mögliche negative
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Markierung und Stigmatisierung der Zielgruppe prä-
ventiver Maßnahmen, die damit häufig auch in den 
Fokus der Öffentlickeit gerät. Eine Logik des pau-
schalen Verdachts gegen potenzielle „Problemträger“ 
wirkt in aller Regel kontraproduktiv. 

Strukturelle Defizite 

Allerdings weist die Institution Schule auch eine Reihe 
struktureller Defizite auf, die einer fundierten Men-
schenrechtserziehung im Weg stehen. Ein wesentli-
ches ist, dass steigender Konkurrenz- und Prüfungs-
druck im Bildungssystem den Stellenwert politischer 
Bildung in den Hintergrund treten lassen. Personelle 
und zeitliche Ressourcen für soziales Lernen werden 
seit Jahren reduziert statt ausgebaut. Als Folge kommt 
ein intensiver und kontroverser Austausch von Mei-
nungen, Haltungen und Wertvorstellungen immer 
zu kurz. Allerorten fehlen Zeit und Personal für den 
persönlichen Austausch und die Entwicklung funkti-
onierender Kommunikationsbeziehungen unter den 
Akteuren, die Schule ausmachen. Auch eine für einen 
positiven emotionalen Zugang zu den SchülerInnen 

notwendige Vertrauensatmosphäre kann sich kaum 
entwickeln. 

Die Distanz zwischen den Akteuren wird weiter ver-
stärkt, wenn PädagogInnen wenig über den Alltag und 
die außerschulischen Einflüsse auf das Denken ihrer 
SchülerInnen wissen. Oft haben sie aufgrund fehlen-
der Sprach- und/oder Medienkompetenzen keinen 
direkten Zugang zu den von den Kindern und Jugend-
lichen genutzten Informationsquellen. Dies führt im-
mer wieder zu Frustrationen und Verunsicherungen 
bezüglich ihrer eigenen Haltungen und Wertmaßstä-
be. Die Etablierung eines präventiven Konzepts er-
fordert aber gerade Kompetenz, Handlungssicherheit 
und Souveränität der pädagogisch Handelnden. 

PädagogInnen können sogar kontraproduktiv wirken, 
wenn sie zum Beispiel den Islamismus als kulturspe-
zifische Tradition missdeuten oder als authentischen 
Ausdruck von Religion kommentarlos hinnehmen 
anstatt ihn als politische Option zu erkennen. Oder 
wenn sie einzelne Teilaspekte totalitärer Ideologien 
begrüßen, da sie möglicherweise die kapitalismus-

Nur in vertrauensvoller Atmosphäre kann Kennenlernen stattfinden
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kritische oder ökologische Grundhaltung des Is-
lamismus oder Rechtsextremismus teilen und sie 
diesbezüglichen Argumenten keine Argumente entge-
gensetzen. Häufig ist dies auf unzureichendes Wissen 
und fehlende Handlungskompetenz zurückzuführen. 
Hier können die Qualifizierungsangebote der Projekt-
partner helfen.

Grenzen der schulischen Arbeit

Weitere Grenzen werden den Präventionsbemühun-
gen an anderer Stelle gesetzt. Das Netzwerk nimmt 
Diskriminierungen an Schulen in den Blick. Deshalb 
erreichen die Koordinierungsstellen täglich Anrufe 
und Mails besorgter Eltern oder Schüler, die als Opfer 
von Diskriminierung und Gewalt Beratung und Un-
terstützung suchen. Diese sind aber keine Beschwer-
destelle wie die Antidiskriminierungsstellen des 
Bundes und der Länder und auch keine Institute, die 
Opfer von Gewalt und Diskriminierung beraten und 
über ihre Rechte aufklären. Alles, was sie in diesem 
Zusammenhang leisten können, ist, die Anliegen an 
die zuständigen Stellen weiterzuleiten – was wieder-
um den Bedarf an derartigen Einrichtungen mehr als 
deutlich macht. 

Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage ist und 
bleibt ein pädagogisches Projekt der politischen Bil-
dung, das schulische Auseinandersetzungen über 
Werte, Konflikte, Gewalt, Ideologien sowie die Hand-
lungskompetenzen der Mitwirkenden fördert. Die 
Notwendigkeit des Eingreifens in Fällen von Diskri-
minierungen und Gewalt steht außer Frage; Interven-
tionsstrategien sind aber nur ein Schwerpunkt neben 
anderen.

Die Grenzen von Präventionsbemühungen werden 
auch in der Auseinandersetzung mit menschenfeind-
lichen Ideologien selbst deutlich. Bei präventiven An-
sätzen gegen Rechtsextremismus, Antisemitismus, 
Islamismus oder Religionsfeindlichkeit kann es weder 
darum gehen, sich mit Mitgliedern militanter funda-
mentalistischer Gruppen noch mit neonazistischen 
Kadern auseinanderzusetzen. Derart radikalisierte 
Jugendliche und junge Erwachsene verfügen in aller 
Regel über ein gefestigtes Weltbild und sind mit pä-
dagogischen Instrumenten nicht mehr zu erreichen. 
Die Grenzen der schulischen Einflussmöglichkeiten 
sind überschritten, Prävention ist obsolet und die 

 Intervention anderer Akteure – der Sicherheitsdiens-
te oder zielgruppenspezifischer Aussteigerprogramme 
– gefragt.

Multidimensionaler Präventionsansatz

Das Courage-Netzwerk hat einen systemischen Blick 
auf die Schule, ihre Akteure und deren Interaktion 
mit weiteren Akteuren außerhalb der Schule und ver-
tritt einen Handlungs- und Präventionsansatz, der 
alle Ideologien gleichermaßen in den Blick nimmt. 
Gemeinsam ist diesen eine Hierarchisierung der Men-
schen nach ihren angeborenen oder angenommenen 
Eigenschaften. Damit wird eine Werteordnung legi-
timiert, in der manche Menschen mehr und andere 
weniger Wert sind. 

Tatsächlich finden aber auch die Ideologien der Un-
gleichwertigkeit unterschiedlich wenig oder viel Be-
achtung: So ist die Sensibilität gegenüber Rechtsex-
tremismus über Jahre kontinuierlich gewachsen; jede 
Jugendbildungsstätte und jede Schule kann heute 
kurzfristig auf kompetente ReferentInnen zu dem 
Themenfeld zurückgreifen und sowohl ihre Zielgrup-
pe als auch die eigenen Mitarbeitenden qualifizieren. 
Unzureichend ist allerdings nach wie vor die Trans-
ferleistung im Hinblick auf pädagogische Ansätze zur 
Bekämpfung von rassistischen Ideologien oder Ultra-
nationalismus mit Wurzeln in den Herkunftsländern 
der Eingewanderten sowie neueren Erscheinungsfor-
men des Antisemitismus. Die Auseinandersetzung 
mit diesen überhaupt nicht mehr neuen gesellschaft-
lichen Herausforderungen findet längst nicht an allen 
Schulen statt. Auch für Islamismus und Dschihadis-
mus gilt: Bislang existieren im pädagogischen Raum 
kaum erprobte Präventionskonzepte, auf die Schulen 
und Träger der außerschulischen Bildung zurückgrei-
fen können. 

So ist es auch bei dem erst kürzlich in den Blick der 
Gesellschaft und der Pädagogik getretenen Phäno-
men Muslimfeindlichkeit. Obwohl Untersuchungen 
seit Jahren darauf hinweisen, dass diese Form der 
gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit besorgnis-
erregende Zuwächse in der Bevölkerung hat, bleibt 
das Thema an Schulen völlig unterbelichtet. Tatsäch-
lich ist die Unsicherheit im Umgang mit dieser Ideo-
logie der Ungleichwertigkeit besonders groß; manche 
bezweifeln sogar ihre Existenz: Handelt es sich über-
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haupt um ein eigenständiges Phänomen? Ist es bereits 
muslimfeindlich, gegen den Bau einer Moschee zu 
protestieren? Und geht es nicht einfach um Rassis-
mus? Oder um die Verteidigung der Standards der Ge-
schlechtergerechtigkeit? Eine starre Unterteilung in 
die geläufigen Diskriminierungsformen greift offen-
sichtlich zu kurz. Nur eine an den Menschenrechten 
orientierte Reflexion menschenverachtender Argu-
mentationsmuster ermöglicht es, sie zu demaskieren 
und zu entkräften. Das Kapitel 3 greift ausgesuchte 
Themenfelder auf.

Bei der Entwicklung geeigneter Strategien gegen Ge-
walt und Menschenfeindlichkeit muss das „didak-
tische Rad“ nicht neu erfunden werden. Langjährig 
bewährte Erfahrungen aus der Präventionsarbeit mit 
Kindern und Jugendlichen sind ein effektiver Aus-
gangspunkt für die Entwicklung eines multidimensi-
onalen Präventionsansatzes. Wichtige Facetten dabei 
sind Gewaltprävention, die Förderung der Kommu-
nikationskompetenz und der Partizipationsmöglich-
keiten, die interkulturelle Pädagogik sowie die Demo-
kratieerziehung. Im Folgenden wird deutlich, welche 

Rolle diese bei Präventionsmaßnahmen spielen und 
wie bei notwendigen spezifischen Ausformungen und 
Weiterentwicklungen der einzusetzenden Instru-
mente Synergieeffekte genutzt werden. Dabei werden 
nicht nur Ansätze aus den vielfältigen Erfahrungen 
bisheriger Konzepte übernommen. Die erfolgreichen 
Methoden wirken als Facetten eines ganzheitlichen 
schulischen Konzepts, die sich sinnvoll ergänzen und 
mosaikartig zu einem erfolgreichen Präventionskon-
zept fügen. 

Gewalt soll etwas kompensieren

Gewalt wird nicht einheitlich wahrgenommen. Was 
SchülerInnen als Schubserei oder freundschaftlichen 
Klaps sehen, mag für Eltern und Lehrkräfte vielleicht 
schon gewalttätiges Verhalten sein. Auch zwischen 
Mädchen und Jungen, Frauen und Männern und so-
zialen Milieus variiert das Verständnis von Gewalt. 
Entscheidend ist grundsätzlich, was die Opfer als ge-
walttätig definieren. Nur sie sind in der Lage einzu-
schätzen, in welchem Maße verletzende Worte und 
Taten als Gewalt bei ihnen ankamen.

Jugendliche gestalten Inhalte mit – ein wichtiger Grundsatz des Courage-Netzwerks
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Für den Täter erfüllt gewalttätiges Ausagieren grund-
sätzlich eine kompensatorische Funktion. Sie ver-
spricht ihm die Befriedigung eines Bedürfnisses, das 
scheinbar oder tatsächlich auf keinem anderen Weg 
befriedigt werden kann. Ein Weg, Gewalt entgegenzu-
wirken, ist demnach, das Ausmaß der unbefriedigten 
Bedürfnisse der Kinder und Jugendlichen zu mini-
mieren. Auch der Leidensdruck, den ein mangelndes 
Selbstwertgefühl auslöst, wirkt gewaltfördernd. Ge-
nau an dieser Stelle setzen auch viele Konzepte zur 
Gewaltprävention an.

Grundbedürfnis Anerkennung

Viele der in diesem Handbuch dargestellten Praxisbei-
spiele zielen auf die Stärkung des Selbstwertgefühls 
der Kinder und Jugendlichen ab. Positive Selbstwirk-
samkeitserfahrungen machen Erfolgserlebnisse mög-
lich. Auch wenn manche diesen Ansatz diffamierend 
in die Schublade „Kuschelpädagogik“ stecken, führen 
sie zu den erwünschten psychosozialen Lerneffekten. 
Soziale Anerkennung ist ein existenzielles Grund-
bedürfnis des Menschen. Diese ist nicht einfach zu 
erlangen und stark von Voraussetzungen abhängig. 
Über je mehr körperliche, geistige, materielle und so-
ziale Ressourcen jemand verfügt, umso mehr soziale 
Anerkennung ist ihm sicher. Wem diese Ressourcen 
fehlen, der versucht das Anerkennungsdefizit zu be-
heben, um mittels Gewalt doch noch Einfluss, Macht 
und Kontrolle über andere zu gewinnen.

Agitatoren menschenfeindlicher Ideologien setzen 
gezielt auf die Ängste und Unterlegenheitsgefühle 
potenzieller Mitläufer, zum Beispiel bei den unter-
privilegierten Verlierern des deutschen Bildungssys-
tems. Beispielhaft lässt sich das häufig bei muslimisch 
sozialisierten männlichen Jugendlichen mit Zuwan-
derungsbiografie beobachten, denen die gesellschaft-
liche Anerkennung häufig versagt bleibt. Ihre Diskri-
minierungs- und Demütigungserfahrungen fördern 
ihr Bedürfnis nach Kompensation durch das Erfahren 
von Überlegenheit und Anerkennung – genau das ver-
sprechen nationalistische und islamistische Jugendor-
ganisationen zu befriedigen. Sie locken mit Überle-
genheitsangeboten, die eine feindlich empfundene 
Welt in einfache Freund-Feind-Muster einteilt.

Gerade kunstpädagogische Angebote können hier 
präventiv wirksam werden. Hilfreich sind beispiels-

weise Rollenspiele, die Verhalten in Konfliktsituatio-
nen trainieren und einüben, Ärger, Wut und Unterle-
genheitsgefühle auszusprechen und besser mit ihnen 
umzugehen, um Frustrationstoleranz aufzubauen. 
Aber sie können eins nicht ersetzen: eine respektvolle 
Atmosphäre, die Selbstwirksamkeitserfahrungen zu-
lässt, damit Selbstwertgefühle entstehen können.

Mindestens genauso wichtig ist, die gewaltfreie Kon-
fliktlösungskompetenz der PädagogInnen und der 
SchülerInnen zu erhöhen. Dabei sollte auf bewährte 
Ansätze wie die Ausbildung und der Einsatz von Kon-
fliktlotsen oder Streitschlichtern zurückgegriffen wer-
den. Sie sind unverzichtbar für ein gewaltfreies Schul-
klima und inzwischen weit verbreitet. MediatorInnen 
sind eine wertvolle Unterstützung im Schulalltag und 
an der Schnittstelle zwischen Prävention und Inter-
vention anzusiedeln. 

Erfahrungen der Demokratiebildung

Demokratieerziehung bedeutet, Kinder und Jugend-
liche in Werten und Haltungen zu stärken, die zur 
Anerkennung von Minderheiten, zur Stärkung von 
Partizipation und Menschenrechten sowie zur Ak-
zeptanz religiöser beziehungsweise weltanschaulicher 
Pluralität führen. Demokratieerziehung in der Schule 
beginnt bei der Wahrnehmung individueller Rech-
te – beispielsweise des Rechts auf selbstbestimmte 
Lebensführung, Meinungs- und Chancengleichheit 
sowie auf freien Zugang zu Bildung, die Freiheit der 
Berufswahl eingeschlossen. 

Die Anerkennung von Unterschieden darf allerdings 
nicht zu einem Kultur- und Rechtsrelativismus füh-
ren. Manche westliche Beobachter sind verwundert, 
warum der arabische Frühling mehrheitlich islamis-
tische Parteien an die Macht gebracht hat. Als Kon-
sequenz neigen sie dazu, MuslimInnen und musli-
mischen Gesellschaften in Gänze die Geltung von 
Menschenrechten sowie den Wunsch nach Freiheit, 
Menschenwürde und Demokratie abzusprechen. Eine 
Fehleinschätzung: Die Konflikte in der arabischen 
Welt haben wenig mit Religion, aber viel mit wirt-
schaftlichen Realitäten und politischer Teilhabe zu 
tun.

Die fatale Religionisierung gesellschaftlicher Konflik-
te ignoriert, dass muslimische Religiosität in ihrem 
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Kern kein Hindernis für ein demokratisches Zusam-
menleben darstellt. Muslim zu sein besagt erst mal 
nichts anderes als die bewusste Zugehörigkeit zum 
islamischen Glauben. Jenseits dieser Identität ist man 
Staatsbürger einer Gesellschaft, in der mit Gläubigen, 
Laizisten, Islamisten, Atheisten und Konfessionslosen 
individuelle Existenzweisen koexistieren – in demo-
kratisch verfassten Gesellschaften jeweils mit dem 
Versprechen, partizipieren zu können. 

Faktenwissen reicht nicht

Keine Frage: Faktenwissen hilft allen Beteiligten wei-
ter. Prävention gegen Muslim- oder Judenfeindlichkeit 
kann nicht ohne die Vermittlung von Wissen über die 
Religionen sowie die Fähigkeit zur Unterscheidung 
von Religion und politischen Ideologien erfolgreich 
sein. Dafür brauchen die LehrerInnen nicht zu Exper-
tInnen für den Islam oder das Judentum zu werden; 
Grundzüge und -begriffe der Religionen sollten ihnen 
aber bekannt sein. Basiswissen über Religionen und 
ihre Einbindung in gesellschaftspolitische Zusam-
menhänge helfen beispielsweise, den weltweiten Be-

deutungszuwachs von religiös definierten Selbstver-
ortungen und die sich daraus ableitenden Konflikte 
zu erkennen und friedlich zu lösen. Sich miteinander 
an einer Aufgabenstellung, die sich auf ein gemein-
sames Problem bezieht, abzuarbeiten und auch zu 
reiben ist für das Verständnis „des Anderen“ und den 
Abbau von Ängsten und Vorbehalten der heterogenen 
Gesellschaft gegenüber allerdings produktiver als eine 
auf Vortrag konzentrierte Unterrichtseinheit über die 
Geschichte von Judentum, Christentum und Islam. 

Und: Wissen allein reicht nicht aus. Die reflektierte 
Auseinandersetzung mit Weltbildern, Werten und 
religiös geprägten Rechtsvorstellungen muss aus 
menschenrechtlicher Perspektive erfolgen. Den Aus-
gangspunkt für zielgerichtete Diskussionen bildet die 
Lebenswirklichkeit der Jugendlichen. Und: Wichtig 
ist, nicht nur ihre Fragen zu Religion, Kultur, Tradi-
tion und den Herausforderungen des Erwachsenen-
werdens einzubeziehen, sondern auch „Erwachse-
nenthemen“ – etwa politische Entwicklungen und 
soziale Problemlagen. Denn Demokratie lebt von der 
aktiven Abwehr von Ideologien, die sie gefährden. 

Einem intensiven Austausch Raum geben
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Demokratieförderung erfordert die Öffnung von 
Schule. Im Courage-Netzwerk bleibt diese kein fer-
nes Ziel, sondern wird umfangreich gefördert. Ganz 
wesentlich trägt dazu bei, dass das Netzwerk sowohl 
aus Courage-Schulen wie auch aus außerschulischen 
Kooperationspartnern besteht. Und aus den Koordi-
nierungsstellen auf Landes- und Regionalebene, die 
selbst nicht unmittelbar Anbieter der Inhalte und 
des Know-How sind, welche für die Umsetzung der 
selbstbestimmten Aktionen oder für die Qualifizie-
rung der Aktiven notwendig sind. 

Kommunikationskompetenz fördern

Erfolgreiche politische Bildungsarbeit erfordert Kom-
munikationsbereitschaft, -fähigkeit und -möglich-
keiten. Ein Ziel des Courage-Netzwerks ist deshalb, 
Schule so zu stärken, dass sie zu einem zentralen, 
geschützten Ort wird, an dem sich Kinder und Ju-
gendliche begleitet von kompetenten Erwachsenen 
angstfrei und offen mit allen Themen auseinanderset-
zen können, die sie bewegen. Ein zentrales Ziel eines 
nachhaltigen Präventionsansatzes muss die Erhöhung 
der Kommunikationskompetenz der schulischen Mit-
arbeiterInnen sowie von Kindern und Jugendlichen 
sein. 

Prävention kann nur gelingen, wenn Plattformen der 
Verständigung darüber geschaffen werden, welche 
Werte die SchülerInnen teilen und welche menschen-
feindlichen Einflüsse sie ablehnen. Wichtig ist, ihrer 
Stimme Raum zu geben. Und: Sich darauf vorzube-
reiten, was dann passiert. Sind derartige Plattformen 
nämlich erst einmal installiert, ist auch damit zu rech-
nen, dass problematische Positionen offen geäußert 
werden. Und: Werden problematische Positionen da-
raufhin per se als homophob, islamistisch, patriarchal, 
antisemitisch oder muslimfeindlich markiert und mit 
negativen Sanktionen bedacht, so werden diese auch 
schnell wieder zurückgehalten. Dann aber entziehen 
sie sich der gemeinsamen Reflexion und damit auch 
der Bearbeitung und Veränderung. 

Eine angstfreie Auseinandersetzung über krude Ideo-
logien muss über konkrete Statements erfolgen, die 
mit Lebenslagen oder Vorurteilsstrukturen zu tun 
haben. Fest steht aber auch: Aus einer demokrati-
schen Perspektive mit Positionen umzugehen, die 
auf rechtsextremen Ideologien, fundamentalistischen 

Weltbildern, patriarchalen Traditionen oder frauen-
feindlichen Argumentationsmustern beruhen, ist für 
PädagogInnen eine immense Herausforderung. 

Durch ausgewählte Methoden und Instrumente von 
Kommunikation, die in diesem Handbuch ausführ-
lich dargestellt werden, können auch von den Kindern 
und Jugendlichen alternative Handlungsmodelle prä-
sentiert, diskutiert und möglicherweise übernommen 
oder auch abgelehnt werden. Fördert man die Medi-
enkompetenz von Kindern und Jugendlichen, stärkt 
man zwangsläufig die gewünschten Foren für die Aus-
einandersetzung mit den strittigen Themen.

Die enge Verbindung zwischen der Prävention von 
Gewalt und Ideologien und Maßnahmen zur Wei-
terentwicklung der Kommunikationskompetenz von 
Jugendlichen mit und ohne Migrationshintergrund 
kann über eine Vielzahl von Medien, wie eigenen Tex-
ten, Artikeln, Fotos, Videos, Rap-Songs, Plakatmoti-
ven und Theaterstücken geschehen. Außerschulische 
Einrichtungen, die mit kunstpädagogischen Metho-
den arbeiten, können hier wichtige Impulse in die 
Schulen bringen. Dauerhaft begleiten können sie die 
Arbeit an allen Schulen allerdings nicht.

Interkulturelle Fähigkeiten stärken

Die Schule ist der Ort, an dem SchülerInnen Hand-
lungsorientierungen für ein respektvolles Miteinan-
der in einer religiös und weltanschaulich heterogenen 
Gesellschaft erwerben können. Keine einfache Sache: 
Der Umgang mit verschiedenen Lebensentwürfen, 
Religionen und Weltanschauungen fordert alle he-
raus. Es kommt sehr darauf an, ein Verständnis für 
die Hintergründe sozialer, politischer, religiöser und 
weltanschaulicher Bezugssysteme und Orientierun-
gen des „Anderen“ zu entwickeln – eine wesentliche 
Voraussetzung für Offenheit, gegenseitigen Respekt, 
aber auch für die Abwehr von menschenverachtenden 
Ideologien. 

Geht es um die heterogene Einwanderungsgesell-
schaft – den „Fremden“ und den „Anderen“ – fällt 
häufig der Begriff „interkulturelle Kompetenz“ oder 
„interkulturelle Pädagogik“. Was darunter zu verste-
hen ist, divergiert allerdings stark; einen sicheren, 
eindeutigen Umgang mit den Begriffen gibt es nicht. 
Zum Teil liegt das daran, dass der Begriff „Kultur“ 
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längst so inflationär verwendet wird, dass er kontur-
los und verschwommen ist. Tatsächlich sind Kulturen 
nicht als in sich geschlossene, statische Systeme zu 
betrachten, sondern als Klammern für ein Bündel von 
Werteordnungen und Traditionen in allen Lebens-
bereichen – wie politische Überzeugungen, Familie-
nideale, Geschlechterrollen, Kunstformen, religiöse 
und weltanschauliche Orientierungen in bestimmten 
historischen Kontexten. 

Interkulturelle Kompetenz ist die Fähigkeit, eigene 
wie fremde Werte, Normen, Traditionen und Hal-
tungen nicht als Wesensmerkmale einer Gruppe zu 
sehen, sondern die historischen Hintergründe des 
„So-Geworden-Seins“ zu erkennen. So betrachtet wird 
die eigene Position richtigerweise lediglich als eine 
mögliche betrachtet; neben anderen, denen, in ent-
sprechende Kontexte eingebunden, ihre Legitimation 
ebenfalls nicht abgesprochen werden kann. 

Leider sieht man an Schulen häufig Fehlinterpretati-
onen interkultureller Kompetenz; beispielsweise in 
einer Vielzahl gut gemeinter, aber ihre Ziele verfeh-

lende Projekte und Methoden. Immer wieder geht es 
auch heute noch vor allem um „Toleranz gegenüber 
Fremden“; in dieser simplen Form führt das allerdings 
oft geradewegs hinein in eine nicht wünschenswerte 
„Anything-Goes“-Haltung. Die fraglos wichtige Aner-
kennung von Unterschieden darf nicht zu Kultur- und 
Rechtsrelativismus führen.

Wider den Kulturrelativismus

Wenn das passiert, entstehen schnell fatale Situati-
onen. So kann es passieren, dass zum Beispiel ideo-
logisch geschulte Jugendliche aus ultraorthodoxen 
beziehungsweise fundamentalistischen Gruppen für 
ihre Ansichten eine Plattform geboten bekommen, 
ohne dass die PädagogInnen das erkennen und früh-
zeitig intervenieren. Der Dialog über die Diversität 
von Werten und Haltungen würde dann ein deutli-
ches Ungleichgewicht aufweisen: Auf der einen Sei-
te selbstbewusst vorgetragene kulturelle, politische 
oder religiöse Positionen, die mit dem Anspruch auf 
„Wahrheit“ verbunden sind, auf der anderen Seite 
fehlende Gegenargumente und Haltungen. Wenn an-

Kommunikation ist zentral; und zwar auf Augenhöhe
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dere SchülerInnen dann noch unhinterfragt jene In-
terpretationen übernähmen, wäre eine angemessene 
Auseinandersetzung mit gefährlichen Ideologien ge-
scheitert.

Die Brisanz der Lage nimmt zu, wenn SchülerInnen 
offen menschenverachtende Aussagen machen. Diese 
dürfen durch keine Begründung legitimiert werden. 
Von diesem festen Standpunkt aus erfordert interkul-
turelle Kompetenz jedoch, die möglichen Motivlagen 
des Sprechers zu verstehen, damit der Aussage erfolg-
reich begegnet werden kann. 

Dies ist eine Gratwanderung, die PädagogInnen über-
fordern kann, wenn sie damit allein gelassen werden. 
Deutlich wird das zum Beispiel an der häufig schwie-
rigen Unterscheidung zwischen antisemitischen oder 
muslimfeindlichen Haltungen und negativen Äu-
ßerungen, die aus unmittelbaren biografischen und 
familiären Bezügen mit kriegerischen Konflikten re-
sultieren. Eine interkulturelle Pädagogik, die auf Mul-
tiperspektivität, Selbstreflexion, Rollendistanz und 
Empathie als grundlegende Regeln setzt, verlangt und 
fördert hier aktives Lehrerhandeln. Eine unverzicht-
bare Bedingung für gelingende Präventionsmaßnah-
men in der politischen Bildung.

Selbstwirksamkeit erfahren

Eine Reflexion darüber hinterfragt nicht nur das 
Selbstverständnis der Teilnehmenden zu den aufge-
führten Themenfeldern, sondern erarbeitet im besten 
Fall mit kulturpädagogischen Methoden mit Kindern 
und Jugendlichen zusammen alternative Handlungs-
modelle. So können sie in der Auseinandersetzung da-
rüber, wie sie leben wollen und welche Rechte sie für 
sich reklamieren, Selbstwirksamkeit erfahren. 

Selbstwirksamkeit heißt im Verständnis des hier ver-
tretenen Präventionsansatzes aber mehr als nur, dass 
Kinder und Jugendliche mal über ein Thema mit-
reden und in konkreten Debatten punktuell eigene 
Perspektiven setzen können. Ein nachhaltiger Prä-
ventionsansatz schlägt sich auch in institutionellen 
Strukturen, gelebten Kinderrechten und erfahrener 
Mitbestimmung nieder. Wenn Kinder und Jugendli-
che in schulinternen Gremien anhand konkreter Kon-
flikte lernen, ihre Rechte zu vertreten und die ande-
rer zu respektieren, wenn an ihrer Schule ein offenes 

Debattenklima herrscht, dann wird diese positive Er-
fahrung von Selbstwirksamkeit sie ermutigen, in der 
Auseinandersetzung mit Ideologien demokratische 
Positionen zu vertreten. 

Jede Gruppe darf erwarten, bei der Wahrnehmung 
garantierter Kinderrechte die volle Unterstützung der 
Schule zu bekommen. Insbesondere gilt es, im Schul-
leben marginalisierte Gruppen zu ermutigen. Das vor-
liegende Handbuch zeigt im Kapitel 5 Möglichkeiten 
des Empowerments auf.

Versatzstücke menschenverachtender Weltsichten, 
die in ihrer extremen Form auch vor Gewalt nicht zu-
rückschrecken, bringen Kinder und Jugendliche nicht 
nur aus ihren Elternhäusern, den Medien und ihrem 
privaten Umfeld mit. Vertreter zum Beispiel neonazis-
tischer, antisemitischer, muslimfeindlicher oder isla-
mistischer Gruppen sind auch an Schulen aktiv und 
verbreiten ihre Pseudolegitimation der Ungleichwer-
tigkeit von Menschengruppen. Dem setzen die Coura-
ge-Schulen ihren Widerstand entgegen.

Das lernende Netzwerk

Nachdem wir die Grundanliegen und die Philosophie 
des Courage-Netzwerks dargestellt haben, bleibt ab-
schließend festzustellen: 

Es gibt nichts Gutes, außer man tut es!

Damit das Tun auch möglichst gut gelingt, finden sich 
in den folgenden Kapiteln zahlreiche nützliche In-
formationen und Tipps zu Fragen von Organisation 
und Vernetzung, zu grundsätzlichen Themen und in-
novativen Handlungsfeldern sowie zur Sicherung der 
Nachhaltigkeit. Sie alle haben sich in der langjährigen 
Praxis bewährt und mit dazu beigetragen, dass Schule 
ohne Rassismus – Schule mit Courage keine Eintagsflie-
ge geblieben ist. Im Gegenteil: Über Jahrzehnte hat es 
sich zum größten und wichtigsten Netzwerk in der 
Menschenrechtserziehung Deutschlands entwickelt.

Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage ist ein 
lernendes Netzwerk. Nur so ist die innovative Wei-
terentwicklung eines Ansatzes sichergestellt, der ak-
tuelle Antworten auf Lebenswelten von Kindern und 
Jugendlichen gibt. Damit das so bleibt, sind wir dank-
bar für Tipps, Kritik und Anregungen. 



Projekttage bieten Zeit und Raum für zentrale Themen und neue Zugänge
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Interkulturelles Lernen. Ein Praxisbuch

Das Buch ist eine Fundgrube für den 
Bereich Schulentwicklung mit Fokus 
auf das entsprechende Arbeitsfeld. 
PraktikerInnen berichten in vielen 
Erfahrungs- und Projektberichten 
aus der interkulturellen schulischen 
Praxis und machen sich Gedanken 
über Bildung und Diskriminierung an 
der Schule. Die AutorInnen zeigen, 

wie die SchülerInnen im Fachunter-
richt einer von Diversität geprägten 
Schule zu Reflexionen eigener Werte 
und Überzeugungen angeregt wer-
den und so ihr Verhaltensrepertoire 
erweitern können. Das Buch stellt 
zudem Kompetenztrainings und 
Ansätze von Elternarbeit vor und 
gibt konkrete Ratschläge für den 

interkulturellen Öffnungsprozess an 
Schulen.

Das Handbuch ‚Kompass’ war bei 
seinem Erscheinen 2005 das erste 
umfassende Handbuch zur Men-
schenrechtsbildung in deutscher 
Sprache. Humanrights.ch/MERS hat 
eine Onlineversion erstellt, in der alle 
wichtigen Aspekte der Menschen-
rechtsbildung dargestellt sowie zahl-
reiche Grundlagen, Methoden und 

Unterrichtsbeispiele zur Menschen-
rechtsbildung mit Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen vermittelt wer-
den. In den gut strukturierten Modu-
len finden sich Informationen zu 15 
ausgewählten Menschenrechtsthe-
men, aber auch Hintergrundinforma-
tionen über die Entstehung der Men-
schenrechte sowie länderspezifische 

Beispiele für den deutschen, öster-
reichischen und schweizerischen 
Kontext.

Immer wieder erfahren wir von ge-
walttätigen Übergriffen, die uns 
machtvoll demonstrieren, wie wich-
tig Zivilcourage ist. Wie aber lehrt 
und lernt man den Mut zum Eingrei-
fen? Und können wir uns auf unge-
wisse Gewaltsituationen sinnvoll 
vorbereiten? Das Trainingshandbuch 
zeigt Wege auf, um Konfliktsituatio-

nen einzuschätzen und dabei ange-
messen zu handeln. Es beinhaltet ne-
ben Reflexionen über Gewalt, Werte, 
Vorurteile, Täter, Opfer, Aggression 
und Handeln zahlreiche und vielfach 
bewährte Praxisübungen. Klare Ab-
laufbeschreibungen, Zeitangaben 
und Lernziele helfen bei der Auswahl 
von Zivilcouragetrainings, mit denen 

auch eine konstruktive Konfliktkul-
tur an der Schule aufgebaut werden 
kann.

Kompass

Zivilcourage können Alle!

Humanrights.ch / MERS:
‚Kompass’,

R. Hartung, K. Nöllenburg, Ö. Deveci (Hrsg.): 
‚Interkulturelles Lernen. Ein Praxisbuch’,
Debus Pädagogik Verlag, 
Schwalbach/Ts. 2013, 208 Seiten

D. Lünse, K. Nöllenburg, J. Kowalczyk, F. Wanke, 
‚Zivilcourage können Alle! Ein Trainingshandbuch 
für Schule und Jugendarbeit‘, 
Verlag an der Ruhr, 
Mühlheim an der Ruhr 2011, 156 Seiten

Material
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EduAction. Wir machen Schule

Stell dir vor, es ist Schule und alle 
gehen gern hin! Eine ganz norma-
le Schule in Berlin-Mitte wird zu ei-
ner Modellschule, an der nicht die 
LehrerInnen die Hauptrolle spielen, 
sondern die SchülerInnen. Sie über-
nehmen ebenso Verantwortung da-
für, was sie wann und wie lernen wie 
für die Gesellschaft. Gelernt wird in 

Teams, die sich die dafür erforder-
lichen Materialien selbst aus so ge-
nannten Lernbüros an ihrer Schule 
organisieren. Die SchülerInnen sind 
zugleich Lernende und Lehrende, 
LehrerInnen begleiten als TutorIn-
nen die Prozesse. Die Schulleiterin 
Margret Rasfeld sowie Peter Spiegel 
zeigen, dass es lediglich einiger Vo-

raussetzungen bedarf, um Begriffe 
wie Inklusion, wertschätzende Be-
ziehungskultur, Anerkennung, Peer 
Education und Elternarbeit mit Leben 
zu füllen.

Das Anliegen des Netzwerks ‚Lernen 
durch Engagement‘ ist, gesellschaft-
liches Engagement von SchülerInnen 
mit fachlichem Lernen zu verbinden. 
Kinder und Jugendliche erfahren 
dadurch Partizipation, Anerkennung 
und Selbstwirksamkeit in ihrer Um-
gebung, aber auch die gesellschaft-
liche Relevanz dessen, was sie in 

der Schule lernen. Die Autorinnen 
geben, didaktisch aufbereitet, den 
Erfahrungsschatz der am Netzwerk 
beteiligten Grund- und Sekundar-
schulen weiter und zeigen, worauf es 
bei der Umsetzung von Service-Lear-
ning ankommt, welche Formen der 
Begleitung der SchülerInnen durch 
die Lehrkräfte hilfreich sein können 

und wie die Zusammenarbeit mit En-
gagementpartnern gelingt. 

Wer anfängt, Schulen für die beson-
deren Lernbedürfnisse von Schüle-
rInnen mit Handicap fit zu machen, 
wird schnell feststellen, dass das 
System Schule auch viele andere zu-
rücklässt: SchülerInnen mit Einwan-
derungsgeschichte, aus bildungs-
fernen Milieus oder mit nicht in den 
Lehrplänen vorgesehenen Lernwe-

gen und Begabungsverteilungen. In 
‚Eine Schule für alle’ finden sich eine 
Fülle von Impulsen aus der Praxis 
erfahrener PädagogInnen: für das in-
klusive Klassenzimmer, für die prak-
tische Unterrichtsgestaltung sowie 
für den Umgang mit Heterogenität. 
Praxisorientiert und gut strukturiert 
werden Wege aufgezeigt, um Schu-

len für individuelle Lernbedürfnisse 
fit zu machen und die vielen Wid-
rigkeiten des Schulalltags besser zu 
meistern.

Praxisbuch Service-Learning

Eine Schule für alle

A. Seifert, S. Zentner, F. Nagy: 
‚Praxisbuch Service-Learning.  
Lernen durch Engagement an Schulen’, 
Beltz Verlag, 
Weinheim 2012, 224 Seiten

Margret Rasfeld, Paul Spiegel:
‚EduAction. Wir machen Schule’,
Murmann Verlag, 
2. Aufl. Hamburg 2013, 264 Seiten

mittendrin e. V. (Hrsg.):
‚Eine Schule für alle – Inklusion umsetzen  
in der Sekundarstufe’,
Verlag an der Ruhr, 
Mülheim 2012, 358 Seiten

Material





2  Der Weg zu einer  
Schule mit Courage

Schulen sind ebenso wenig wie die Ge-
sellschaft frei von Konflikten. Immer 
wieder werden Schülerinnen oder Schü-
ler wegen ihrer Herkunft, ihres Ausse-
hens oder ihrer Religion, ihrer sexuellen 
Orientierung oder ihrer Kleidung belei-
digt und ausgegrenzt. So einfach hinneh-
men muss das niemand. SchülerInnen 
und PädagogInnen können sagen: „Es 
reicht! Wir setzen ein deutliches Zeichen 
gegen Mobbing, Rassismus, Diskriminie-
rung und Gewalt. Wir machen unsere 
Schule zu einer Schule ohne Rassismus – 
Schule mit Courage.“ 

Tausende von Schulen sind bereits Teil 
dieses ständig wachsenden bundeswei-
ten Netzwerks, das sich einer vielfältigen 
und demokratischen Schulkultur ver-
schrieben hat. Sie haben sich verpflich-
tet, nicht zu schweigen und etwas zu tun, 
wenn menschenverachtende Ideologien 
in ihren Schulalltag Einzug halten. Dabei 
bekommen sie Unterstützung von der 
Bundeskoordination, den Landes- und 
Regionalkoordinationen und zahlrei-
chen Kooperationspartnern. 

Bevor Schulen in das Courage-Netzwerk 
aufgenommen werden und den Titel 
Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage 
erhalten, müssen sie allerdings ein paar 
Voraussetzungen erfüllen. Welche diese 
sind, darüber informiert dieses Kapitel. 
Außerdem erfahrt ihr Grundlegendes 
über das Netzwerk: wie es entstand und 
wie es aufgebaut ist, wie weit und eng 
es geknüpft ist. Und es gibt Antworten 
auf die Frage, was der Titel eigentlich 
bedeutet und ob es wirklich eine Schule 
frei von Diskriminierung gibt. Und: ob 
der Titel auch wieder aberkannt werden 
kann.

Eine Idee macht Schule 26

Akteure des Netzwerks 28

Kooperation zwischen SchülerInnen  
und LehrerInnen 32

Die Rolle der Patinnen und Paten 34

Die Titelverleihung 36
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Courage-Schule  38
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Was würdet ihr tun, wenn an eurer Schule, in eurer 
Nachbarschaft oder in sozialen Netzwerken Leute ge-
mobbt werden, weil sie sich durch ihre Kleidung, ihre 
Sprache, ihre Hautfarbe oder ihren Musikgeschmack 
von anderen unterscheiden? Und was, wenn es nicht 
bei Beleidigungen bliebe, sondern Menschen ernied-
rigt oder sogar körperlich angegriffen würden? Die 
Erfahrung zeigt: Häufig passiert in solchen Situatio-
nen etwas Erschreckendes. Es wird mitgemacht und 
nachgegrölt, geliked und geteilt, was andere vorgeben. 
Und nicht wenige denken: „Was hat das mit mir zu 
tun?“ Sie halten sich raus, schauen weg und greifen 
nicht ein. 

Es gibt eine Alternative. Ihr könnt sagen: „Es reicht! 
Wir wollen keine Gewalt. Wir setzen deutliche Zei-
chen gegen Mobbing, Rassismus und Diskriminie-
rung. Wir wollen einen Klimawechsel! Wir machen 
unsere Schule zu einer Schule ohne Rassismus – Schule 
mit Courage.“ Das Projekt bietet die Möglichkeit, euch 
dort zu engagieren, wo ihr bereits seid: an euren Schu-
len. Die Möglichkeiten, das Schulklima mitzugestal-
ten, eigenständig Ideen zu entwickeln und gemein-
sam umzusetzen, sind vielfältig. 

Die europäische Idee 

Die ursprüngliche Idee hatten SchülerInnen und Päd-
agogInnen Ende der 1980er-Jahre in Belgien. Vor dem 
Hintergrund zunehmender rassistisch und rechtsext-
remistisch motivierter Gewalt erklärten sie ihre Schu-
len zu Orten, an denen Rassismus keine Chance ha-
ben sollte. Im Jahr 1988 wurde School Zonder Racisme 
gegründet. Antirassismusinitiativen in den Niederlan-

den, Deutschland, Österreich und Spanien ließen sich 
von der Idee inspirieren. 

Allerdings ist Schule ohne Rassismus kein europawei-
tes Projekt. Es gibt weder eine Dachorganisation noch 
gemeinsame Leitlinien. Gemeinsam ist in allen Län-
dern lediglich die Grundidee: Schulen, die sich dem 
Netzwerk anschließen, einigen sich in einer Selbst-
verpflichtung mehrheitlich darauf, aktiv gegen Ras-
sismus vorzugehen. Umgesetzt wird diese Grundidee 
wegen der unterschiedlichen Rahmenbedingungen 
und Schullandschaften in den Ländern ganz unter-
schiedlich. Nicht immer war das Engagement zudem 
von Dauer: In den Niederlanden wurde School Zon-
der Racisme 2009 beendet; das Nachfolgeprojekt dort 
heißt Gelijke behandeling voor iedereen (Gleichbehand-
lung für jeden). In Österreich ruhen die Aktivitäten. 

Die deutsche Erfolgsgeschichte

Zu einer beispiellosen Erfolgsgeschichte wurde Schule 
ohne Rassismus vor allem in Deutschland, wo der Bon-
ner Verein Aktion Courage e. V. das Projekt im Jahr 
1995 ins Leben rief. Damals verbreiteten Neonazis, 
rechte Skinheads und rechtsextreme Kameradschaf-
ten Angst und Schrecken. Aktion Courage sagte sich: 
Wir überlassen denen nicht die Straßen. Wir lassen es 
nicht zu, dass sie an unseren Schulen ein Klima der 
Angst erzeugen. Dahinter steckte die Vermutung, dass 
sich sehr viele Kinder und Jugendliche für ein fried-
liches Miteinander engagieren wollen, aber häufig 
nicht wissen, wie. Bis zum Jahr 2000 agierte das Pro-
jekt von Bonn aus überwiegend an Schulen in Nord-
rhein-Westfalen und Niedersachsen.

Eine Idee  
macht Schule

1988 In Belgien entsteht die Idee zu 

Schule ohne Rassismus. 

1995 Schule ohne Rassismus wird 

in Bonn von Aktion Courage e. V. 

 gegründet. „Die Jugend in Deutschland 

ist gegenüber Fremden viel vorurteils-

freier als die ältere Generation. Es gibt 

zwar Fremdenfeindlichkeit mit rassisti-

schen Zügen, erfreulicherweise herrscht 

bei vielen jungen Menschen jedoch eine 

deutlich andere Stimmung“, erklärt der 

Vorsitzende des Zentralrats der Juden, 

Ignatz Bubis, zum Auftakt.

2000 Sanem Kleff, Lehrerin aus 

Berlin und Expertin für interkulturelle 

Pädagogik, übernimmt im Vorstand 

des Trägervereins Aktion Courage die 

Leitung. Sie verlegt das Büro nach 

Berlin, stellt das Projekt inhaltlich und 

organisatorisch auf eine breitere Basis 

und erweitert den Namen: Schule ohne 

Rassismus – Schule mit Courage. 



27

Zu Beginn des neuen Jahrtausends stand Schule ohne 
Rassismus in Deutschland vor dem Aus. Gerade einmal 
39 Schulen hatten sich binnen fünf Jahren angeschlos-
sen. Um einen neuen Anlauf zu unternehmen, über-
trug Aktion Courage e.  V. die Leitung an Sanem Kleff. 
Mit der türkisch-deutschen Expertin für interkultu-
relle Pädagogik, die 20 Jahre lang Kinder aus Flücht-
lingsfamilien an Berliner Hauptschulen unterrichtet 
hatte, machte das Projekt große Fortschritte. 

Ohne Rassismus, mit Courage 

Zuerst erweiterte Sanem Kleff den Namen: Seit 2001 
heißt es nicht mehr Schule ohne Rassismus, sondern 
Schule ohne Rassismus - Schule mit Courage. Denn na-
türlich reicht es nicht, einfach nur gegen menschen-
feindliche Ideologien zu sein. Wichtig ist vielmehr das 
positive Ziel, das Schulklima nachhaltig so zu verän-
dern, dass Vielfalt und Zivilcourage im Schulalltag 
anerkannt und gefördert werden – und die gegensei-
tige Achtung mit der Suche nach gemeinsamen ver-
bindlichen Werten und Regeln einhergeht. Nun zeigt 
schon das zweizeilige Logo, dass es dem Projekt um 
die Bekämpfung aller Formen von Diskriminierung 
und eben auch um die Stärkung der Zivilcourage geht.

Im Jahr 2001 verlegte Sanem Kleff den Projektsitz 
nach Berlin und entwickelte die heutige Organisati-
onsstruktur. Die Bundeskoordination, die euch mit 
Rat und Tat zur Seite steht, nahm ihre Arbeit auf und 
machte sich an den Aufbau der Landeskoordinationen 
sowie eines Netzwerks von Kooperationspartnern; 
dazu später mehr. Ohne Moos nix los – dies galt und 
gilt auch in unserem Fall. Sanem Kleff holte die Bun-

deszentrale für politische Bildung und den Hauptvor-
stand der Gewerkschaft Erziehung & Wissenschaft 
(GEW) als erste Kooperationspartner und Förderer ins 
Boot; beide unterstützen das Netzwerk neben vielen 
anderen bis heute. 

Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage orientiert 
seinen Handlungsansatz seit 2000 in Deutschland an 
der Grundrechtecharta der Europäischen Union. Dort 
heißt es: „Diskriminierungen, insbesondere wegen 
des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethni-
schen oder sozialen Herkunft, der genetischen Merk-
male, der Sprache, der Religion oder der Weltanschau-
ung, der politischen oder sonstigen Anschauung, der 
Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, des 
Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Al-
ters oder der sexuellen Ausrichtung, sind verboten.“ 
Ihr seht, dass es uns, obwohl im Titel nur Rassismus 
namentlich genannt wird, um die Bekämpfung jeder 
Form von Diskriminierung geht.

Um in das Courage-Netzwerk aufgenommen zu wer-
den, müssen sich mindestens 70 Prozent aller Schü-
lerInnen, LehrerInnen und MitarbeiterInnen einer 
Schule in einer geheimen Abstimmung den drei Punk-
ten des Selbstverständnisses des Projekts zustimmen. 
Damit verpflichten sie sich öffentlich, Aktivitäten ge-
gen Gewalt, Diskriminierungen aller Art, insbesonde-
re Rassismus, durchzuführen und nicht wegzuschau-
en, wenn derartiges geschieht. 

Was ihr als eine Schule ohne Rassismus – Schule mit 
Courage alles machen könnt, erfahrt ihr im weiteren 
Verlauf des Handbuchs. 

2001 Der Koordinierungsrat der 

Gesellschaften für Christlich-Jüdische 

Zusammenarbeit verleiht der 

Bundeskoordination von Schule ohne 

Rassismus – Schule mit Courage die 

Buber-Rosenzweig-Medaille. 

Diese würdigt Persönlichkeiten, 

Initiativen oder Einrichtungen, die  

sich um Verständigung und  

christlich-jüdische Zusammenarbeit 

verdient machen.

2004 Das von der Bundesregierung 

ins Leben gerufene Bündnis für  

Demokratie und Toleranz zeichnet  

die Bundeskoordination als  

„Botschafter der Toleranz“ aus.  

Zur Begründung heißt es, das Projekt 

setze sich „ideenreich und engagiert 

gegen Ausländerfeindlichkeit,  

Diskriminierung und Ausgrenzung ein“.

2005 Mit Unterstützung von  

JournalistInnen produzieren  

SchülerInnen aus ganz Deutschland  

die erste Ausgabe der ‚Q-rage!‘:  

die Zeitung der Bundeskoordination, 

die mit einer Auflage von bis zu einer 

Million Exemplaren erscheint.
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2006 Das kleine Bundesland Bremen 

ist seit Jahren in Sachen Schule ohne 

Rassismus ganz groß. Aber geht auch 

Stadt ohne Rassismus? Drei Tage lang 

werben sie im Foyer der Bürgerschaft 

um Unterschriften unter ihre Antidis-

kriminierungsagenda. Es klappt: Mehr 

als 70 Prozent der VolksvertreterInnen 

wollen künftig gegen jede Form von 

Diskriminierung eintreten. Bremen wird 

die erste Stadt ohne Rassismus.

2009 Die Kultusminister der Länder 

widmen sich der demokratischen Kultur 

an Schulen. Sie verabschieden einen 

Beschluss zur Demokratieerziehung,  

in dem sie mehr „Verantwortungsüber-

nahme von Kindern und Jugendlichen 

für ihr Lebensumfeld“ fordern. Und,  

wörtlich: „die Ausweitung von  

Initiativen wie Schule ohne Rassismus.“

2010 Pünktlich zum Geburtstag von 

Schule ohne Rassismus – Schule mit 

Courage wird im Sommer die 750.  

Schule ausgezeichnet. Am 13. Juni wird 

das 15-jährige Jubiläum feierlich  

begangen: mit einem Festakt im  

Jüdischen Museum Berlin und 400  

geladenen Gästen, darunter  

SchülerInnen aus allen Bundesländern.

Wie ihr dem Organigramm entnehmen könnt, besteht 
das Courage-Netzwerk aus vielen Akteuren: aus dem 
Trägerverein Aktion Courage e. V., der Bundeskoor-
dination in Berlin, den Landes- und Regionalkoordi-
nationen; den außerschulischen Kooperationspart-
nern, den Patinnen und Paten. Und natürlich aus den 
Courage-Schulen mit all ihren aktiven Schülerinnen 
und Schülern.

Jeder der Akteure erfüllt bestimmte Aufgaben im 
Netzwerk mit dem Ziel, die Kinder und Jugendlichen 
bei ihrem Engagement zu unterstützen.

Der Trägerverein Aktion Courage e. V.

Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage ist ein Pro-
jekt des Vereins Aktion Courage e. V.. Deshalb steht 
Aktion Courage an der Spitze des Netzwerks. Der Ver-
ein wurde 1992 als eine Antwort auf den gewalttätigen 
Rassismus gegründet, der sich in Städten wie Mölln, 
Solingen, Hoyerswerda und Rostock Bahn gebrochen 
hatte.

Zweck des gemeinnützigen Vereins ist laut Satzung 
unter anderem „die Förderung der Zusammenarbeit 
und Verständigung zwischen Angehörigen verschie-
dener Nationen in der Bundesrepublik Deutschland 
und in Europa, die Beseitigung von Fluchtursachen, 
die Überwindung von Intoleranz und Hass und die 
Lösung sozialer Konflikte durch friedenspolitische 
Bildungsarbeit. In diesem Sinne soll besonders die Ju-
gend gefördert werden. Zu diesem Zweck veranstaltet 
der Verein Seminare, öffentliche Vorträge und Dis-
kussionen, führt Studienreisen durch und unterstützt 

geeignete Initiativen und Aktionen. Er gibt geeignete 
Publikationen heraus und verbreitet entsprechende 
Literatur.“ 

Eingetragene Wort- und Bildmarke

Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage ist eine ge-
schützte Wort-Bild-Marke. Das heißt, dass nicht jeder 
mit dem Label und dem Namen machen kann, was 
er will. Es gibt ein paar Regeln, einige inhaltliche und 
qualitative Kriterien und Leitlinien, die der Träger-
verein entwickelt hat und die von allen Schulen und 
Landeskoordinationen einzuhalten sind. Sie sind in 
diesem Handbuch ausführlich beschrieben. Diese Re-
geln haben sich bislang bewährt und als sehr sinnvoll 
erwiesen. Sie sichern ab, dass alle Akteure sich an die 
Regeln des Courage-Netzwerks halten und gemein-
sam an einem Strang ziehen.
 
In Deutschland ist ausschließlich Aktion Courage 
berechtigt, Schulen den Titel Schule ohne Rassismus 
– Schule mit Courage zu verleihen. Das bedeutet ganz 
klar: Er wird weder von Politikern noch von Minis-
tern noch von anderen verliehen, wie man bisweilen 
fälschlicherweise in der Presse lesen kann, sondern 
ausschließlich von Aktion Courage – oder von den 
Landeskoordinationen, die dies im Namen des Trä-
gervereins tun. Aktion Courage ernennt übrigens 
auch die Landes- und Regionalkoordinationsstellen 
sowie die offiziellen Kooperationspartner des Coura-
ge-Netzwerks. 

Der Abdruck des geschützten Logos benötigt ebenso 
wie die Durchführung von Weiterbildungsveranstal-

Akteure 
des Netzwerks
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2012 Im Januar ist das Netzwerk 

auf 1.000 Schulen angewachsen. Im 

April erhält die Bundeskoordination die 

Theodor-Heuss-Medaille und im Mai 

den Alternativen Medienpreis für die 

Zeitung ‚Q-rage!‘.

2014 Im Mai tritt die 1.500ste  

Schule dem Netzwerk bei. Über eine 

Million SchülerInnen in Deutschland 

besuchen nun eine Courage-Schule.

2015 Am 7. Mai begeht das  

Netzwerk Schule ohne Rassismus – 

Schule mit Courage sein 20-jähriges 

Jubiläum.

tungen, Seminaren, Schulungen, Konferenzen und 
die Herausgabe von Publikationen unter dem Label  
Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage die Geneh-
migung durch Aktion Courage.

Mit dem Schutz der Marke Schule ohne Rassismus – 
Schule mit Courage stellt der Trägerverein sicher, dass 
Schulen, die den Titel tragen und Maßnahmen, die 
in seinem Namen durchgeführt werden, qualitative 
Mindeststandards erfüllen und das Projekt bundes-
weit nach den gleichen Grundsätzen und Prinzipien 
arbeitet. Er ist damit ein wichtiges Instrument der 
Qualitätskontrolle und der Corporate Identity.

Die Bundeskoordination

Die Bundeskoordination mit Sitz in Berlin ist der zen-
trale Ansprechpartner für das Netzwerk in Deutsch-
land. Sie gewährleistet, dass die Aktivitäten innerhalb 
des Netzwerks nicht lediglich als lokale Initiativen 
einzelner Schulen wahrgenommen werden, sondern 
als nachhaltige Idee, die deutschlandweit Kinder und 
Jugendliche vernetzt, qualifiziert und motiviert, sich 
aktiv gegen jede Form der Diskriminierung zu enga-
gieren. 

Die Geschäftsstelle der Bundeskoordination sichert 
mit vielen Maßnahmen die bundesweite Arbeits- und 
Wirkungsfähigkeit des Projekts: So informiert sie 
mit der ‚Startinfo‘ über die Voraussetzungen für den 
Erwerb des Titels Schule ohne Rassismus - Schule mit   
Courage. Sie regt an, vor Ort eine Initiativgruppe zu 
bilden, organisiert das Verfahren der Aufnahme neuer 
Schulen in das Netzwerk und versendet die Anerken-
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nungsurkunden und die Metallschilder mit dem Logo 
für das Schulgebäude.

Außerdem gilt: Die Akteure eines so großen Netzwerks 
müssen in Kontakt stehen. Täten sie dies nicht, wäre 
Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage keine bun-
desweite Initiative mit einer hohen Attraktivität für 
Kinder und Jugendliche mehr, sondern eine Ansamm-
lung von isolierten, lokal begrenzten Aktivitäten ohne 
größere Ausstrahlungskraft in die Gesellschaft. Um 
diese wichtige Kommunikation innerhalb des Netz-
werks sicherzustellen, führt die Bundeskoordination 
bundesweite Fachtagungen, Qualifizierungssemina-
re und Vernetzungstreffen durch. Sie entwickelt und 
betreibt eine Homepage, eine Facebookseite, gibt die 
Zeitung ‚Q-rage!‘, einen Rundbrief, Plakate und Post-
karten sowie weitere Informationsmaterialien heraus. 
In ihnen werden die Handlungsansätze und Themen-
felder, die Methoden und die Arbeitsweise von Schule  
ohne Rassismus – Schule mit Courage vorgestellt. So 
wie in diesem Handbuch für die Sekundarstufe, das 
ihr gerade in den Händen haltet. 

Darüber hinaus erstellt die Bundeskoordination in-
haltlich vertiefende Themenhefte und Handbücher 
zu innovativen Handlungsfeldern wie ‚Rechtsextre-
mismus in der Einwanderungsgesellschaft‘, ‚Diskri-
minierung auf Grund der sexuellen Orientierung‘, 
‚Rassismus. Erkennen und bekämpfen‘ oder ‚Islam & 
Schule‘.

Die Landes- & Regionalkoordinationen

Damit ihr bei euren Aktivitäten und Fragen nachhal-
tige Begleitung und Unterstützung findet, braucht es 
Ansprechpartner in eurer Nähe. Um dies zu gewähr-
leisten, hat die Bundeskoordination in den Bundes-

ländern Koordinierungsstellen eingerichtet und ge-
eignete Organisationen zu ihren Trägern ernannt. 
Unter ihnen sind staatliche Einrichtungen wie Lan-
deszentralen für Politische Bildung oder die Kommu-
nalen Integrationszentren, aber auch zivilgesellschaft-
liche Organisationen wie das Kolping Bildungswerk 
und das Netzwerk für Demokratie & Courage. Die ak-
tuellen Kontaktdaten und Ansprechpartner der Lan-
deskoordination in eurem Bundesland findet ihr auf 
der Homepage der Bundeskoordination. 

Die Landeskoordinationen werden von der Bun-
deskoordination bei ihrer Arbeit im Rahmen des 
Netzwerks qualifiziert und unterstützt. Auf regionaler 
Ebene entwickeln sie das Netzwerk durch die Einrich-
tung von Regionalkoordinationen weiter. 

Gemeinsam halten Landes- und Regionalkoordina-
tionen persönlichen und regelmäßigen Kontakt zu 
den Schulen. Sie sind in eurer Nähe und unterstützen 
euch und stellen so wesentlich die Nachhaltigkeit un-
seres Ansatzes sicher. 

Die Träger der Landeskoordinationsstellen haben sich 
bei ihrer Ernennung verpflichtet, das Projekt im Sinne 
der organisatorischen und inhaltlichen Leitlinien in 
ihrem Bundesland umzusetzen. Sie übernehmen da-
bei vielfältige Aufgaben:

•  Sie vertreten die Bundeskoordination gegenüber 
den Courage-Schulen und Kooperationspartnern 
in ihrem Bundesland sowie den Verwaltungen auf 
Landesebene. 

•  Sie beraten und begleiten Anwärterschulen bis zur 
Titelverleihung. 

des Senats der Hansestadt Bremen des Deutschen Bundestages
des Deutschen Koordinierungsrates  

der Gesellschaften für Christlich- 
Jüdische Zusammenarbeit

1998
Bremer  

Solidaritätspreis 

1999
Förderpreis  
Demokratie  

leben

2001
Buber- 

Rosenzweig- 
Medaille
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•  Sie verleihen im Rahmen des festlichen Aktes den 
Titel und übergeben das Schild mit dem Netz-
werk-Logo im Auftrag der Bundeskoordination.

•  Nach der Titelverleihung sind die Landeskoordi-
nationen zuständig für die nachhaltige Begleitung 
der Courage-Schulen durch Beratung und Beglei-
tung bei der Umsetzung ihrer Projekte. 

•  Sie übernehmen die Öffentlichkeitsarbeit auf  
Landesebene.

•  Sie vernetzen regionale und lokale Akteure.

•  Sie führen landesweite Vernetzungs- und Aktiven-
treffen durch.

•  Sie bauen das Netzwerk der außerschulischen  
Kooperationspartner im Land in Absprache mit 
der Bundeskoordination aus.

•  Sie fördern die Kommunikation zwischen den 
Schulen im Land mit einer Landesrundmail oder 
landesspezifischen Broschüren.

•  Sie akquirieren Landesmittel zur Finanzierung  
der Arbeit der Landeskoordination und der Maß-
nahmen an den Schulen.

Die Kooperationspartner

Die Bundes- und Landeskoordinationen bauen kei-
nen eigenen Pool von ReferentInnen auf. Sie wirken 
koordinierend und bringen für die inhaltliche Arbeit 
kompetente ReferentInnen von hunderten regionalen 
und überregionalen außerschulischen Kooperations-
partnern mit den Aktiven an den Courage-Schulen 

zusammen. Mit den außerschulischen Kooperations-
partnern schließt die Bundeskoordination schriftliche 
Kooperationsvereinbarungen. Zu ihnen gehören das 
Jüdische Museum Berlin, der Türkische Bund Ber-
lin-Brandenburg, das Anne-Frank-Zentrum, der Zen-
tralrat der Juden in Deutschland, das Archiv der Ju-
gendkulturen, Sportvereine, der Hauptvorstand und 
die Landesverbände der Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft, Integrationsbeauftragte der Kommu-
nen verschiedener Jugendeinrichtungen und viele an-
dere mehr. Die Koordinationsstellen bauen das Netz 
der außerschulischen Kooperationspartner kontinu-
ierlich aus und verstetigen die Zusammenarbeit. 

Schließlich können Kinder und Jugendliche nur dann 
aktiv am schulischen und gesellschaftlichen Gesche-
hen teilhaben, wenn sie vielfältig und kompetent in 
ihren Aktivitäten unterstützt werden. Eine aktuelle 
Liste unserer Kooperationspartner findet ihr auf un-
serer Homepage.

SchülerInnen an den Schulen

Die wichtigsten Akteure im Netzwerk seid ihr und 
eure Schulen; um eure Ideen, eure Anliegen und euer 
Engagement geht es! All die genannten Einrichtungen 
sind dazu da, euch zu unterstützen, damit ihr etwas 
bewegen könnt. Und das könnt ihr tatsächlich. Bis-
weilen geht im Alltag verloren, an welch großem Rad 
ihr mit euren Aktivitäten so dreht. 

Seit der Gründung von Schule ohne Rassismus – Schu-
le mit Courage fanden weit mehr als 10.000 von euch 
organisierte Projekttage und Aktionen statt. An ihnen 
haben Millionen Schülerinnen und Schüler teilge-
nommen und damit einen wichtigen Beitrag zu einem 
Klimawechsel an ihren Schulen geleistet. 

durch das Bündnis für  
Demokratie und Toleranz  

der Bundesregierung
der Theodor-Heuss-Stiftung

für die Zeitung ‚Q-rage!‘ von der  
Nürnberger Medienakademie e. V.
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Liebe Schülerinnen und Schüler, 

bei Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage ste-
hen eure Ideen und Aktivitäten im Mittelpunkt. Ihr 
nehmt schon zu Beginn die Initiative in die Hand, bil-
det eine Initiativgruppe und organisiert die geheime 
Abstimmung. Nur wenn ihr euch mehrheitlich dafür 
einsetzt, erhaltet ihr eine Zustimmung von mindes-
tens 70 Prozent der Schulmitglieder. Nur dann kann 
sich eure Schule auch den Titel holen und dem Coura-
ge-Netzwerk beitreten. 

Eure aktive Rolle endet aber nicht etwa mit dem Tag 
der feierlichen Titelverleihung, sondern nun gehen 
die Herausforderungen erst los. Am besten, ihr bildet 
zeitnah eine Aktivengruppe, die sich ab jetzt regelmä-
ßig trifft, kreative Projekte entwickelt und deren Um-
setzung gemeinsam verantwortet. 

Euer Engagement ist unverzichtbar an einer Coura-
ge-Schule. Dies bedeutet aber nicht, dass die Lehre-
rinnen und Lehrer von den Aktivitäten ausgeschlos-
sen sind. Ganz im Gegenteil: Ihr werdet eure Ideen 
besonders erfolgreich umsetzen können, wenn ihr 
auch Lehrerinnen und Lehrer in die Aktivengruppe 
einbezieht. Dafür müsst ihr sie nicht nur von euren 
kreativen Ideen überzeugen, sondern vor allem davon, 
dass ihr bereit seid, Verantwortung zu übernehmen. 
Sie wollen auf euch zählen können und nicht befürch-
ten müssen, nach einigen Wochen die Projekte alleine 
organisieren zu müssen. 

Funktioniert eure Zusammenarbeit gut, dann gewinnt 
ihr schnell kompetente Unterstützung bei der Umset-
zung eurer Ideen und könnt sie sogar in den regulären 
Schulalltag integrieren. Bestimmt sind auch an eurer 
Schule die Lehrerinnen und Lehrer begeistert, wenn 
ihr sie dazu einladet, gemeinsam den Titel mit Leben 
zu füllen. 

Und bedenkt noch eins: Ihr seid nur für wenige Jah-
re an eurer Schule. Die Lehrerinnen und Lehrer hin-
gegen bleiben und wirken noch viele Jahre dort. Sie 
übernehmen deshalb eine wichtige Rolle, wenn es 
darum geht, wie das Projekt mit euren NachfolgerIn-
nen weitergeführt wird. Und genau dies entscheidet 
darüber, ob der Projektansatz langfristig zum festen 
Bestandteil des Schulprofils wird und damit der Kli-
mawechsel an der Schule tatsächlich gelingt. 

Wie sprecht ihr nun eure Lehrerinnen und Lehrer am 
besten an? Den passenden Weg für eure Schule müsst 
ihr selbst herausfinden. Ihr könnt in der Schülermit-
verwaltung darüber beraten. Vielleicht sprecht ihr 
zuerst die Vertrauenslehrerin eurer Schule an, viel-
leicht aber auch euren Klassenlehrer? Oder ihr geht 
zur Schulleitung und bittet darum, das Projekt auf die 
Tagesordnung der nächsten Schulkonferenz zu set-
zen und euch als Gästen ein Rederecht einzuräumen. 
Welche weiteren Möglichkeiten euch offenstehen, um 
euer Anliegen in die schulischen Entscheidungsgre-
mien zu tragen, könnt ihr Kapitel 6 ‚Mitmachen, mit-
gestalten, mitbestimmen‘ entnehmen.

Eine gute Methode ist auch, einen Brief an alle Lehre-
rInnen zu schicken. In diesem könnte etwa Folgendes 
stehen:

Liebe Lehrerinnen, liebe Lehrer,

wir Schülerinnen und Schüler haben uns in den 
vergangenen Monaten über das Projekt Schule ohne 
Rassismus – Schule mit Courage informiert. Und wir 
möchten gern, dass auch unsere Schule sich dem 
bundesweit aktiven Netzwerk der Courage-Schulen 
anschließt.

Deswegen haben wir eine Initiativgruppe gebildet 
und möchten nun unsere MitschülerInnen infor-
mieren und für dieses Projekt an unserer Schule 
werben. Zu Ihrer Information überreichen wir 
Ihnen beiliegend ein Exemplar der ‚Start-Info‘ von 
Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage.

Dieses Projekt wird nach der Titelübergabe von 
unserer Aktivengruppe gestaltet werden. Bei der 
Umsetzung der Aktionen bitten wir bereits jetzt um 
Ihre Unterstützung. Menschenverachtende Ideolo-
gien wie Rassismus betreffen alle Lebensbereiche, 
deshalb möchten wir auch Ihren Unterricht in 
unser Projekt miteinbeziehen. 

Wir wünschen uns eine engagierte Schule, die uns 
die Zeit und den Raum gibt, uns aktiv mit allen 
Formen von Diskriminierung auseinanderzuset-
zen. Wir wollen erfolgreiche Strategien gegen diese 
entwickeln und damit dafür sorgen, ein Schulklima 
zu schaffen, das von Respekt gegenüber allen Schul-
mitgliedern geprägt ist. 

Kooperation zwischen  
SchülerInnen und LehrerInnen
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Wir freuen uns sehr, wenn Sie uns unterstützen. 
Wie diese Unterstützung konkret aussehen könnte, 
möchten wir gerne mit Ihnen besprechen.

Mit freundlichen Grüßen,
Ihre Initiativgruppe

Natürlich kann es auch sein, dass eine Lehrerin oder 
ein Lehrer sich dem Projekt gegenüber ablehnend 
verhält. Vielleicht befürchten sie, dass die Umsetzung 
eines von euch inhaltlich bestimmten Projekts den 
normalen Unterrichtsablauf stören könnte oder nicht 
mehr genug Zeit für die Unterrichtsthemen bleibt. 
Oder hat die Ablehnung ganz andere Gründe? Dann 
liegt es wiederum an euch, mit ihnen zu sprechen. 
Bestimmt schafft ihr es, sie mit guten Argumenten 
von eurer Idee zu überzeugen, das Projekt Schule ohne 
Rassismus – Schule mit Courage an der Schule gemein-
sam umzusetzen. Auch nach einer negativen Reaktion 
solltet ihr auf keinen Fall aufgeben, sondern andere 
Lehrerinnen und Lehrer ansprechen. Die Landes- 
und Regionalkoordinationen bieten übrigens Infor-

mations- und Fortbildungsseminare für Lehrerinnen 
und Lehrer an, wenn sie noch offene Fragen haben.

Holt die Eltern ins Boot!

Wenn ihr Lehrerinnen und Lehrer für das Projekt ge-
wonnen habt, können diese das Projektziel auf Eltern-
abenden vorstellen und dazu beitragen, auch eure El-
tern zu Partnern zu machen. Denn egal, was die Eltern 
eurer MitschülerInnen machen und welchen Beruf sie 
haben: ob Journalist, Schreinerin, Künstler, Hausfrau, 
Büroangestellte oder Kassierer im Supermarkt. Sie 
können euch sicher mit Tipps und Zuspruch moti-
vieren, aber auch mit Sachspenden unterstützen, wie 
Papier für Plakate, günstigen Druckmöglichkeiten für 
Einladungen, dem Bereitstellen von Stellwänden für 
Bilderausstellungen, kostenlosen Brötchen für das 
Schulfest oder indem sie ihre persönlichen Kontakte 
für euer Anliegen einsetzen.

Denkt daran: Je mehr Unterstützung ihr euch holt 
und bekommt, umso besser werden eure Vorhaben 
gelingen. 

Je mehr Unterstützung, desto besser – das gilt auch für Lehrer und Eltern
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Jede Schule, die Schule ohne Rassismus – Schule mit 
Courage werden möchte, braucht jemanden, der oder 
die die Patenschaft übernimmt. Bisher, das macht ein 
Blick auf die vielen Courage-Schulen schnell deutlich, 
haben sich sehr unterschiedliche und namhafte Men-
schen als Patin oder Pate angeboten: FußballerInnen 
und MinisterInnen, PolitikerInnen und Bürgermeiste-
rInnen, MusikerInnen und Medienleute, VertreterIn-
nen der Wirtschaft und einige mehr.

Zur Wahl der Paten

Wichtig ist: Wer die Schirmherrschaft einer Schule 
ohne Rassismus – Schule mit Courage übernimmt, soll-
te eine besondere Sensibilität für Ideologien der Un-
gleichwertigkeit und Diskriminierung jeglicher Art 
haben. Deshalb gelten bei der Auswahl der Patin oder 
des Paten selbstverständlich dieselben Regeln wie bei 
der gesamten Projektdurchführung: Gesucht werden 
prominente Personen, für die die Bekämpfung von 
Rassismus und Diskriminierung weit mehr als ein 
Lippenbekenntnis ist.

Habt ihr euch Gedanken gemacht, wer für euch als 
Patin oder Pate in Betracht kommt, ist es sinnvoll, im 
nächsten Schritt in der Schülerschaft nachzufragen, 
ob die „Wunschliste“ mehrheitsfähig ist. Dies kann in 
Form einer Umfrage oder durch eine Abstimmung er-
folgen. Erfahrungsgemäß kann man sich dabei nicht 
immer sofort auf eine Einzelperson einigen. 

Zu bedenken gilt es außerdem: 

Die Wahl einer Einzelperson hat den Vorteil, dass es 
eine direkte Ansprechperson für euch gibt. Ihr könnt 
euch aber auch für mehrere Patinnen und Paten ent-
scheiden. Je nachdem, aus welchem gesellschaftlichen 
Bereich eine Patin oder ein Pate kommt, können sich 
in diesem Fall unterschiedliche Kooperationsmodelle 
anbieten. Nachteile drohen in jedem Fall, wenn ihr 
nicht von Beginn an klare Vorstellungen über die Aus-
gestaltung der Patenschaft mit den PatInnen verein-
bart.

Zur Aufgabe der Patinnen und Paten

Um eine dauerhafte Zusammenarbeit sicherzustellen, 
solltet ihr euch frühzeitig klar werden, was ihr von 
ihr oder ihm erwartet. Einen einmaligen PR-Auftritt 

Die Rolle der  
Patinnen und Paten

„Ich unterstütze 
Schule ohne Rassismus –  

Schule mit Courage,
weil jeder früh lernen sollte, 

 wie wichtig es ist,  
sich gegen Diskriminierung 

 einzusetzen und zu 
erkennen, was er persönlich 

dafür tun kann“
Jérôme Boateng

Pate der Ferdinand-von-Miller-Realschule, Bayern

während der feierlichen Titelverleihung oder mehr? 
Über eure Erwartungen solltet ihr in der Schule dis-
kutieren. Und bereits während der ersten Absprachen 
mit dem Paten solltet ihr die Weichen für eine lang-
fristige Kooperation stellen.

Eine Patenschaft aus der Politik

PolitikerInnen zeichnen sich nicht selten durch ihre 
rhetorischen Fähigkeiten und Überzeugungskraft 
aus. Sie sind die Hauptakteure der staatlichen Ent-
scheidungsfindung und somit einflussreiche Verant-
wortungsträgerInnen. Entscheidet ihr euch für eine 
Person aus der Kommunalpolitik, werden der Schule 
möglicherweise Türen geöffnet, die der Entwicklung 
des Projekts nützen. Allerdings gilt auch: Jemanden 
aus der Politik für das Projekt zu gewinnen, kann – je 
nachdem, was sie oder er zu dem Thema beiträgt – für 
freudige Zustimmung oder aber für kontroverse Dis-
kussionen sorgen.

Paten aus Kunst, Medien, Sport

KünstlerInnen, Medienleute und SportlerInnen sind 
für viele SchülerInnen wichtige Identifikationsfigu-
ren. In diesem Fall solltet ihr allerdings daran denken, 
dass Menschen, die im Rampenlicht stehen, häufig 
wenig Zeit für eine dauerhafte Kooperation haben. 
Andererseits ist ihre Schirmherrschaft öffentlichkeits-
wirksam und kann die Aufmerksamkeit potenzieller 
Sponsoren wecken.
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Eine Patenschaft aus der Wirtschaft

Manche Schule entscheidet sich auch für eine Patin 
oder einen Paten aus dem Wirtschaftsleben. Viele Un-
ternehmen haben längst erkannt, dass sie an der Ent-
wicklung interkultureller Kompetenzen nicht mehr 
vorbeikommen, wollen sie im globalisierten Wirt-
schaftsleben bestehen. Sie fördern die Entwicklung 
interkultureller Kompetenzen und können die Ak-
tivengruppe auf vielfältige Weise, nicht zuletzt auch 
finanziell, unterstützen.

Kommunikation mit den Paten

Für eine erfolgreiche Kooperation ist folgendes zu  
beachten:

Je früher ihr anfangt zu suchen, desto wahrscheinlicher 
ist es, dass ihr eure Wunschpatin oder euren Wunsch-
paten findet. Es ist ratsam, eine verantwortliche Per-
son aus eurer Schülerschaft auszuwählen, die sich um 
die Kommunikation zwischen Patin oder Pate und 
Schule kümmert. Bereits im ersten Gespräch sollte der  

potenziellen Patin oder dem Paten das Anliegen mög-
lichst genau mitgeteilt werden. Am besten geschieht 
dies durch einen Anruf, ein darauf folgendes Fax, eine 
E-Mail oder einen Brief, in dem alle wichtigen Infor-
mationen über das Projekt zu finden sind (wie zum 
Beispiel in der ‚Start-Info‘).

Den Termin für die feierliche Titelverleihung sollte 
man nach der schriftlichen Bereitschaftserklärung 
über die Patenschaft nach Möglichkeit gemeinsam 
mit der PatIn und der zuständigen ReferentIn von 
der Landeskoordination von Schule ohne Rassismus – 
Schule mit Courage vereinbaren. Um einen reibungs-
losen Ablauf der Titelverleihung zu gewährleisten, 
hat sich zudem als sinnvoll herausgestellt, von nun an 
mit der Patin oder dem Paten in ständigem Kontakt 
zu bleiben, um nicht von unvorhergesehenen Termin-
verschiebungen überrascht zu werden. Auch sollten 
bereits während der ersten Absprachen mit ihm oder 
ihr die Weichen für eine langfristige und nachhaltige 
Kooperation gestellt werden. So können bereits jetzt 
künftige Projekte besprochen und grob terminiert 
werden. 

Der Architekt Van Bo Le-Mentzel wurde bekannt durch ‚Hartz-IV-Möbel‘. Und er ist Pate der Marcel-Breuer-Schule in Berlin
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Die Verleihung des Titels Schule ohne Rassismus  
– Schule mit Courage ist für jede Schule etwas Beson-
deres. Sie ist nicht nur der Höhepunkt nach der Ab-
stimmung, sondern ein historischer Moment in der 
Geschichte der Schule. Die Schule tritt dem größten 
Schulnetzwerk Deutschlands im Bereich der Men-
schenrechtserziehung bei; und sie begibt sich dauer-
haft auf den Weg hin zu einer diskriminierungsfreien 
Schule der Vielfalt. Anders gesagt: Die Titelverleihung 
ist nicht der Abschluss einer Zertifizierung; und das 
Schild, auf dem Schule ohne Rassismus – Schule mit 
Courage steht, kein bloßes Label. Sondern der Anfang 
einer spannenden Geschichte und ein Versprechen 
für die Zukunft. 

Damit möglichst viele Schulmitglieder dies bewusst 
wahrnehmen und daran teilnehmen können, sollte 
die Titelverleihung in einem feierlichen und bunten 
Festakt mit Anwesenden aller Gruppen, die an der 
Schule teilhaben, begangen werden. Damit das mög-
lich und der Tag zu einem Erlebnis wird, braucht es 
Planung, Organisation, und einen gewissen zeitlichen 
Vorlauf.

Richtige Zeit, richtiger Ort 

Wann der passende Zeitpunkt für eine gelungene Ver-
anstaltung ist, kann sehr unterschiedlich sein. Viele 
Schulen planen den Akt zum Ende des Schuljahres, 
wenn der Stress weniger und das Wetter besser wird. 
Dann haben sicher auch die Mitglieder der Initiativ-
gruppe die Schule noch nicht verlassen. Stattfinden 
kann der Tag zum Beispiel im Rahmen eines Som-
merfests auf dem Schulhof mit Open-Air-Bühnen, 
Kuchenständen und Info-Tischen.

Aber auch ein Fest nach den Sommerferien kann sinn-
voll sein. Dafür spricht, dass die neuen SchülerInnen 
gleich über das Projekt informiert werden, die Akti-
vengruppe ohne anschließende Sommerpause zuein-
ander findet und erste Aktionspläne schmiedet. Und 
so ein schwungvoller Start ins Schuljahr gesichert ist.

In welchem Rahmen auch immer der Festakt stattfin-
det: Vorbereitung ist unerlässlich. Mindestens einen 
Monat vorher muss der Termin der Landes- sowie 
der Bundeskoordination mitgeteilt werden. Die Bun-
deskoordination bestellt dann das Schild mit dem 
Logo in der von der Schule gewünschten Größe. Bis 

Schild und Rechnung vom Hersteller an die Schule 
geschickt werden, dauert es in der Regel vier Wochen. 
Die Anerkennungsurkunde wird von der Bundeskoor-
dination ausgestellt und im Rahmen der Titelver-
leihung von der zuständigen Landes- oder Regio-
nalkoordination überreicht. Auch die Patin oder der 
Pate sollte bald nach der schriftlichen Zusicherung in 
die Terminabsprache einbezogen werden. Wichtig ist 
auch die inhaltliche Abstimmung mit ihm oder ihr – 
es ist schließlich der erste Auftritt des Paten oder der 
Patin an der Schule.

In feierlichem Rahmen

Die Verleihung des Titels samt Urkunde wird in ein 
Rahmenprogramm eingebunden. Das kann ganz ver-
schieden sein. Der Festakt in der Aula mit Klaviervor-
trag und der Ansprache des Bürgermeisters erzeugt 
dabei sicherlich eine andere Stimmung als das bunte 
Straßenfest vor dem Schulgebäude mit vielen Stän-
den, an dem auch die Passanten teilnehmen und auf 
dem die Schulband laut aufspielt. 

Häufig binden Schulen den Festakt in einen Projekt-
tag oder eine Projektwoche ein, in der die Themenfel-
der und Methoden von Schule ohne Rassismus – Schu-
le mit Courage im Blickfeld stehen. Dabei stellen sie 
Pinnwände mit Fotos und Berichten der Aktivitäten 
zur Titelverleihung auf, um das bisher Erreichte zu 
präsentieren. 

Unabhängig von dem favorisierten Format sind einige 
Punkte grundsätzlich zu beachten:

•  Die Veranstaltung sollte nicht zu kurz und nicht zu 
lang sein.

•  Wer wird eingeladen? Sicherlich möglichst viele 
SchülerInnen, LehrerInnen und die Schulleitung. 
Aber sollen auch Eltern und/oder Vertreter der 
kommunalen Verwaltung dabeisein?

•  Wer moderiert? Bewährt haben sich Doppelmode-
rationen von einer Schülerin und einem Schüler.

•  Wer hält eine kurze Ansprache? In der Regel spre-
chen die Schulleitung, Pate oder Patin, jemand aus 
der Aktivengruppe und von der Landes- oder Regi-
onalkoordination.

 
Die Titelverleihung
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•  Welche SchülerInnen bereichern das Programm 
mit einer Schulband oder mit einem kurzen Thea-
terauftritt?

•  Ist die notwendige Technik und Ausstattung vor-
handen; eine Bühne, eine Mikrofonanlage und 
Licht?

Ablauf und Dramaturgie werden zwischen der Schu-
le sowie Landes- oder Regionalkoordination abge-
stimmt; dabei werden alle offenen organisatorischen 
Fragen geklärt. Falls ein Infostand und Material zur 
Dekoration gewünscht werden, schickt die Bun-
deskoordination auf Anfrage ein Paket mit Luftbal-
lons und anderen Artikeln für die Titelverleihung zu 
– kostenlos. Immer gilt: Die Rede eines Vertreters von 
Landes- oder Regionalkoordination und der Akt der 
Titelverleihung, bei dem im Namen der Bundeskoor-
dination das Schild und die Urkunde übergeben wer-
den, finden am Ende des Bühnenprogramms statt. 

Die Öffentlichkeit einbeziehen

Die Planung des Festakts sollte mit Öffentlichkeitsar-
beit einhergehen. Ein Verweis auf der Schulwebsite ist 
immer sinnvoll; ebenso eine Einladung an die Presse. 
Die Einladung an die Medien sowie der Text einer 
Pressemitteilung sollten im Vorfeld mit der zustän-
digen Koordinationsstelle besprochen werden. Viele 

regionale Zeitungen und Radiostationen berichten 
gern. Hat die Schule eine prominente PatIn gewon-
nen, ist das Interesse der Medien meist noch größer. 
Es kann also gut sein, dass auch Journalisten kommen. 

Und: Vergesst nicht, den Event für die nachfolgenden 
Schülergenerationen in schönen Bildern festzuhalten. 
Wichtig ist ein Gruppenfoto mit den Beteiligten der 
Schule, der PatIn und des Vertreters der Koordinati-
onsstelle mit Urkunde und Schild. Dabei ist gut, im 
Vorfeld zu klären, wer eine Kamera mitbringt und 
wer fotografiert. Auch die Landeskoordination stellt 
von jeder Titelverleihung ein Foto auf ihre Website 
und ergänzt es gern mit einem kurzen Begleittext der 
Schule. 

Abgeschlossen ist die Titelverleihung erst, wenn das 
Metallschild mit dem Courage-Logo öffentlich sicht-
bar am Schulgebäude befestigt ist und enthüllt wird. 
Auch da ist Vorbereitung ratsam – gut ist, wenn Dübel 
und Schrauben auch zueinander passen.

Manche Courage-Schulen führen übrigens mehrere 
Titelverleihungen durch. Sie entschließen sich nach 
Jahren oder in regelmäßigen Abständen zu einer 
„Titelauffrischung“. Dazu führen sie erneut eine Ab-
stimmung durch und reichen die Ergebnisse ein. Ver-
pflichtend ist das nicht. Aber es trägt sehr dazu bei, 
das Projekt nachhaltig zu verankern. 

©
 W

ol
fg

an
g 

Bo
rr

s



38

In zehn Schritten zu  
einer Courage-Schule
Ihr wollt eure Schule zu einer Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage machen? 
Hier haben wir aufgeschrieben, mit welchen zehn Schritten es klappen sollte.

Bilde mit weiteren Schulmitgliedern, die 
sich dafür einsetzen wollen, dass ihr eine 
Courage-Schule werdet, eine Initiativgrup-
pe. Nehmt am besten auch LehrerInnen 
und SozialpädagogInnen auf.

Plant gemeinsam, wie ihr alle Schulmitglie-
der über die Idee einer Courage-Schule 
informiert. Nutzt verschiedene Möglich-
keiten: einen Artikel in der Schulzeitung 
schreiben, euer Vorhaben in der SchülerIn-
nenvertretung ansprechen, Flyer verteilen, 
die Selbstverpflichtung mit den drei Punk-
ten am SV-Brett anbringen oder einen In-
fo-Stand auf dem Schulfest aufbauen.

Informiert die Schule über den Ablauf der 
anstehenden Abstimmung. Sie kann in al-
len Klassen am selben Tag oder auch ge-
trennt durchgeführt werden. Ausführliches 
zur Abstimmung findet ihr hier auf dem In-
foblatt Abstimmung auf unserer Webseite.

Zeigt das Abstimmungsergebnis: Mindes-
tens 70 Prozent aller Schulmitglieder ha-
ben mit Ja gestimmt, ist die Voraussetzung 
erfüllt, eure Schule ins Courage-Netzwerk 
zu bringen. Dann schickt die Schulleitung 
den Aufnahmeantrag mit der Schildbestel-
lung an die Bundeskoordination.

Ihr müsst euch außerdem auf eine Person 
als Patin oder einen Paten einigen, die 
euer Engagement gut unterstützen kann 
und sie für diese Aufgabe gewinnen. Nicht 
nur Personen des öffentlichen Lebens aus 
Medien, Wirtschaft, Kunst, Politik oder 
Sport, sondern auch medial unbekannte 
Personen können dies. Bitte teilt dann der 
Bundeskoordination mit, für wen ihr euch 
entschieden habt.
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Die Bundeskoordination überprüft alle An-
gaben auf dem Aufnahmeantrag, schickt 
euch eine Aufnahmebestätigung zu und in-
formiert eure Landeskoordination darüber.

Spätestens jetzt nehmt ihr unbedingt den 
Kontakt zu eurer Landeskoordination auf. 
Denn sie wird mit euch den Termin der Ti-
telverleihung vereinbaren und ihn der Bun-
deskoordination mitteilen.

Plant mit kreativen Ideen den festlichen 
Akt der Titelübergabe. Eure Regional- bzw. 
Landeskoordination berät und unterstützt 
euch dabei. Auch die PatInnen sollten bei 
der Titelverleihung dabei sein.

Wurden die Termine gut kommuniziert, 
kommen das Alu-Dibond-Schild, das Hand-
buch und weitere Materialien mindestens 
eine Woche vor der Titelverleihung bei 
euch an.

Auf der von euch gestalteten Feier erhält 
eure Schule in Anwesenheit der Patin oder 
des Paten von der Landes- bzw. Regio-
nalkoordinatorIn die offizielle Ernennungs-
urkunde und befestigt das Logo-Schild 
sichtbar am Schulgebäude.
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Ihr seht, um eine Schule ohne Rassismus – Schule mit 
Courage zu werden, sind viele Aktionen und Projek-
te notwendig. Da stellt sich die Frage, ob ihr an eurer 
Schule so ohne weiteres solche Aktivitäten entfalten 
dürft? Aus schulorganisatorischer und schulrechtli-
cher Sicht lautet die Antwort: Ja! Allerdings müsst ihr 
dabei einiges beachten:

Wenn SchülerInnen, die das Projekt an ihrer Schule 
voranbringen wollen, nicht selbst Schul- oder Klas-
sensprecher sind, sollten sie auf Klassen-, Jahrgangs- 
und Schulebene die gewählten VertreterInnen ein-
beziehen. Diese sind durch das Schulverfassungs-, 
Schulmitbestimmungs-, oder Schulmitwirkungsge-
setz des jeweiligen Bundeslandes legitimiert; sie ha-
ben laut Gesetz ein Informationsrecht an der Schule. 
Sie auf eurer Seite zu haben, ist also ein großer Vorteil. 
Die SchulsprecherInnen können der Aktivengruppe 
Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage während 
Informationsstunden auch das Rederecht einräumen. 

Bezieht die Schülervertreter ein!

Damit eure SprecherInnen die Idee von Schule ohne 
Rassismus – Schule mit Courage aktiv umsetzen kön-
nen, sollten sie von der Klassen- oder Schulkonferenz 
dazu beauftragt werden. In diesem Handbuch findet 
ihr zahlreiche Argumente, mit denen ihr für Schule 
ohne Rassismus – Schule mit Courage werben könnt.

Selbstverständlich dürfen SchülerInnen auch im Auf-
trag der gewählten SchülervertreterInnen für die Ab-
stimmung werben und Informationen verteilen. Und 
ihr könnt, sofern die Schülervertreter dies bewilligen, 

auch Aushänge am Mitteilungsbrett der Schülerver-
tretung machen. Besser sind natürlich gemeinsame 
Absprachen zwischen der SchülerInnenvertretung, 
den Lehrkräften und der Schulleitung über die Pro-
jektideen. Mit guten Argumenten ist möglich, sie alle 
von Sinn und Notwendigkeit der geplanten Aktionen 
zu überzeugen. 

Kooperiert mit LehrerInnen!

Es kommt allerdings auch vor, dass LehrerInnen 
die Ziele des Projekts zwar im Prinzip unterstützen 
und dennoch Gründe gegen den Einstieg ins Coura-
ge-Netzwerk anführen; zum Beispiel die Fülle bereits 
laufender Projekte. Woher, fragen sie, sollen sie da 
Zeit für weitere Aktivitäten nehmen? Und wird über 
Diskriminierung nicht bereits in den Regelfächern in-
formiert? In diesem Fall muss sich die SchülerInnen-
vertretung auf Diskussionen gefasst machen. Entmu-
tigen sollte euch das allerdings nicht. 

Vielleicht geht ihr, bis eure Schule Teil des Coura-
ge-Netzwerks wird, erst einmal den aufwendigen, 
aber auf der Suche nach Unterstützung sinnvollen 
Weg über die einzelnen Schulklassen und Fächer, 
um Inhalte, Projekte und mögliche Aktionen in den 
Schulalltag einzubinden. Wenn ihr dann die geheime 
Abstimmung durchgeführt und die Zustimmung der 
Schulgemeinschaft erhalten habt, haben sich ja alle 
auf die Grundsätze einer Courage-Schule verpflichtet. 
Und ihr könnt richtig loslegen.

Am besten geht das in enger Zusammenarbeit mit den 
LehrerInnen. In den meisten Schulverfassungsgeset-
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zen steht geschrieben, dass die SchülerInnen ihrem 
Alter entsprechend über die Unterrichtsplanung der 
Lehrkräfte zu informieren und im Rahmen der gelten-
den Vorschriften auch an der Gestaltung des Unter-
richts und sonstiger schulischer Veranstaltungen zu 
beteiligen sind. 

Auch sollen SchülerInnen in Fragen der Auswahl 
des Lehrstoffs, der Bildung von Schwerpunkten, der 
Reihenfolge einzelner Themen und der Anwendung 
bestimmter Unterrichtsformen Gelegenheit zu Vor-
schlägen und Aussprachen haben. Finden könnt ihr 
die entsprechenden Passagen in dem für euch gelten-
den Schulverfassungsgesetz unter dem Stichwort „Be-
teiligung der Schüler“. Und: Eine Ablehnung dessen, 
was da steht, muss begründet werden.

Aspekte der Themenfelder von Schule ohne Rassismus 
– Schule mit Courage lassen sich in viele Fächer gut 
integrieren: in Deutsch, Geschichte/Gemeinschafts-
kunde oder Politische Weltkunde, in Religion/Ethik/
Philosophie, Erdkunde, Biologie, Kunst oder Musik. 
Noch besser ist, die Themen in fächerübergreifenden 
Projekten zu bearbeiten, an denen mehrere Lehrkräf-
te beteiligt sind.

Kann der Titel aberkannt werden?

Dies ist die Frage, die uns am häufigsten gestellt wird. 
Das ist schade, denn sie offenbart, wie tief in Deutsch-
land ein autoritäres Denken in den Köpfen sitzt, das 
auf Bestrafung und Kontrolle setzt.

Nein, wir reisen nicht durch das Land und schrauben 
jenen Schulen, die nicht so sind und nicht so verhalten, 
wie wir das gern hätten, das Schild wieder ab. Denn 
der Titel bedeutet nicht, dass die Courage-Schulen ein 
antirassistisches Curriculum abarbeiten müssten, das 
die Bundeskoordination vorgibt und mit einer Sechs 
bewertet, wenn die Leistung nicht stimmt. 

Weil der Titel also kein Preis und keine Auszeichnung 
ist, die eine Schule erhält, wenn sie besonders gute 
Leistungen erbracht hat, ist er damit auch kein Preis 
oder Auszeichnung, die aberkannt werden könnten, 
wenn die Leistungen nicht mehr stimmen. Schule 
ohne Rassismus – Schule mit Courage setzt stattdes-
sen auf Eigenverantwortung, Eigeninitiative und 
Selbstbestimmung von Kindern und Jugendlichen. Ihr 

bestimmt, welche Aktivitäten ihr durchführt. Nie-
mand sonst. Das ist in Deutschland ungewohnt, 
aber es funktioniert wunderbar – wie zehntausende 
Projekte mit Millionen TeilnehmerInnen an Coura-
ge-Schulen bereits demonstriert haben. 

Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage bedeutet 
übrigens nicht, dass an Courage-Schulen weder Mob-
bing noch Rassismus oder andere Formen der Diskri-
minierung vorkämen. Das zu erwarten, wäre vermes-
sen und lebensfremd. Uns ist durchaus bewusst, dass 
das immer wieder der Fall sein kann, und erfahrungs-
gemäß auch ist.

Der Titel bedeutet allerdings, dass mindestens 70 Pro-
zent aller Personengruppen an einer Schule (Schüle-
rInnen, LehrerInnen, technisches und Verwaltungs-
personal) dem Selbstverständnis zugestimmt haben. 
Damit hat sich eine Schulgemeinschaft dazu ver-
pflichtet, aktiv zu werden, wenn es zu Diskriminie-
rungen kommt. 

Erinnern statt Kontrolle

Sollte dies nicht geschehen und weder die Schüle-
rInnen noch die LehrerInnen auf Diskriminierungen 
reagieren, empfehlen wir, dass sich jene MitschülerIn-
nen, die sich nicht damit abfinden wollen, zusammen-
tun und die Schulgemeinschaft an das gemeinsame 
Selbstverständnis erinnern. Das hilft sehr häufig.

Manchmal empfiehlt es sich auch, Hilfe von außen zu 
holen: zum Beispiel, indem der Kontakt zur zustän-
digen Landes- oder Regionalkoordination aufgenom-
men wird, die für das Bundesland zuständig ist, in 
dem die Schule liegt, um mit ihr zu besprechen, wie 
man das Klima an der Schule zum Besseren ändern 
kann.

Uns ist auch bewusst, dass an manchen Schulen die 
Aktivitäten eingeschlafen sein können und manch 
einer gar nicht weiß, dass er eine Courage-Schule 
besucht. Das ist schade, aber keine Katastrophe, und 
noch lange kein Grund, das Schild abzuschrauben. 
Anstatt auf Strafen, vertrauen wir auch in diesem Fall 
auf aktivierende Maßnahmen, die Schulen ermutigen, 
wieder im Sinne einer Courage-Schule tätig zu wer-
den. Häufig hilft das und Schulen werden nach einer 
Ruhephase wieder aktiv. 



Jede Schule kann den Titel Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage  
bekommen – wenn sie folgende Voraussetzungen erfüllt: 

Mindestens 70 Prozent aller Menschen, die in einer Schule lernen und arbeiten 
(SchülerInnen, LehrerInnen, Verwaltungs- und technisches Personal) verpflich-
ten sich, sich künftig gegen jede Form von Diskriminierung an ihrer Schule aktiv 
einzusetzen.

Die drei Punkte der Selbstverpflichtung, denen in einer geheimen Abstimmung 
zugestimmt wird, lauten:

  Ich setze mich dafür ein, dass meine Schule nachhaltige Projekte, Ak-
tionen und Veranstaltungen durchführt, um Diskriminierungen, insbe-
sondere Rassismus, zu überwinden.

  Wenn an meiner Schule Gewalt, diskriminierende Äußerungen oder 
Handlungen ausgeübt werden, dann wende ich mich dagegen, spre-
che dies an und unterstütze eine offene Auseinandersetzung, damit wir 
gemeinsam Wege finden, einander respektvoll zu begegnen.

  Ich bin aktiv, damit meine Schule jedes Jahr Projekte gegen alle For-
men von Diskriminierung, insbesondere Rassismus, durchführt.

Ihr seht, der Titel Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage ist kein Preis für 
bereits geleistete Arbeit. Vielmehr verpflichtet ihr euch mit der Titelverleihung, 
also der Aufnahme in das Courage-Netzwerk, an eurer Schule auf die Einhaltung 
der drei Punkte der Selbstverpflichtung zu achten.

1
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Selbstverpflichtung





3  Ideologien der  
Ungleichwertigkeit

Alle Menschen sind gleich viel wert. Menschenrech-
te sind unteilbar. Das Grundgesetz gilt für alle. Was 
Konsens sein sollte, ist es längst nicht immer. Auch 
SchülerInnen, LehrerInnen und PädagogInnen gehen 
zuweilen davon aus, dass manche Menschen anderen 
überlegen sind: wegen ihrer Hautfarbe oder Religion, 
ihrer sexuellen Orientierung oder ihrem Geschlecht, 
ihrer sozialen Herkunft oder einer anderen tatsäch-
lichen oder angeblichen Eigenschaft. 

Hinter derartigen Rankings stehen Ideologien, die alle 
derselben Formel folgen: X ist mehr wert als Y. Und: X 
hat die Legitimation, Y zu bekämpfen beziehungswei-
se Y Rechte vorzuenthalten. In seiner Arbeit geht das 
Netzwerk Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage 
davon aus, dass eine Hierarchisierung von Ideologien 
der Ungleichwertigkeit nicht zielführend ist. 

Für eine erfolgreiche Antidiskriminierungsarbeit 
müssen alle Ideologien der Ungleichwertigkeit ge-
meinsam in den Blick genommen werden. Dennoch 
ist es wichtig, sie auch im Einzelnen zu kennen. 
Deswegen werden zentrale Ungleichheitsideologien 
auf den folgenden Seiten näher betrachtet: Rechts- 
extremismus, Rassismus, Islamismus, Antisemitis-
mus, Antiziganismus, Muslimfeindlichkeit und Sexis-
mus. Gegen sie alle etwas zu unternehmen hat sich 
Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage zum Ziel 
gesetzt.

Gegen Ideologien der Ungleichwertigkeit 44
Material 47

Rechtsextremismus 48
Material 53

Rassismus 54
Material 57

Islamismus 58
Material 61

Antisemitismus 62
Material 65

Antiziganismus 66
Material 69

Muslimfeindlichkeit 70
Material 73

Gender und Sexismus 74
Material 77
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Gegen Ideologien  
der Ungleichwertigkeit
Alle Menschen sind gleichwertig, Menschenrechte 
sind nicht teilbar. Der erste Artikel des Grundgesetzes 
– „Die Würde des Menschen ist unantastbar“ – gilt für 
alle. Das sollte Konsens sein, ist es aber nicht. Nicht 
in der Gesellschaft; und auch nicht an der Schule. 
Auch SchülerInnen, LehrerInnen und PädagogInnen 
vertreten Ideologien, die davon ausgehen, dass man-
che Menschen mehr wert sind als andere: wegen ihrer 
Hautfarbe oder Religion, ihrer sexuellen Orientierung 
oder ihrem Geschlecht, ihrer sozialen Herkunft oder 
einer anderen tatsächlichen oder zugeschriebenen Ei-
genschaft.
 
Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage steht für 
die Überzeugung von der Gleichwertigkeit aller Men-
schen. Das oberste Ziel lautet: Sämtliche Ideologien, 
die eine Ungleichwertigkeit von Menschen zu legiti-
mieren versuchen, müssen abgebaut werden. 

Handeln gemäß Grundrechtecharta

Mit unserem Handlungsansatz befinden wir uns in 
guter Gesellschaft. In der Grundrechtecharta der Eu-
ropäischen Union heißt es: „Diskriminierungen, ins-
besondere wegen des Geschlechts, der Rasse (sic! Die 
Redaktion), der Hautfarbe, der ethnischen oder sozi-
alen Herkunft, der genetischen Merkmale, der Spra-
che, der Religion oder der Weltanschauung, der politi-
schen oder sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit 
zu einer nationalen Minderheit, des Vermögens, der 
Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der sexu-
ellen Ausrichtung, sind verboten.“ 2009 trat die 2000 
verabschiedete Charta in Deutschland in Kraft.

Der Ansatz, alle Ideologien der Ungleichwertigkeit 
gleichermaßen in den Blick zu nehmen, macht deut-
lich, dass Rassismus, Antisemitismus, Antiziganismus, 
Homophobie, Rechtsextremismus, Sexismus und Isla-
mismus nur auf den ersten Blick sehr unterschiedli-
che Phänomene sind. Bei näherem Hinsehen nämlich 
haben sie etwas ganz Entscheidendes gemeinsam: Sie 
alle unterscheiden Menschen nach Merkmalen, hier-
archisieren diese und leiten daraus eine Legitimation 
für Diskriminierungen ab. Ideologien der Ungleich-
wertigkeit gehen grundsätzlich davon aus, dass Un-
gleichartiges auch ungleichwertig ist. Die Kernformel 
lautet: X ist mehr wert als Y. Und: X hat die Legitima-
tion Y zu bekämpfen beziehungsweise Y Rechte vor-
zuenthalten. 

Ideologien der Ungleichwertigkeit insgesamt zu be-
trachten geht mit einem Handlungsansatz einher, 
der Diskriminierungen nicht hierarchisiert: Sexismus 
oder Antisemitismus stehen nicht über Rassismus, 
Antiziganismus nicht über Homophobie. In allen Fäl-
len nämlich kann Diskriminierung für die Opfer ähn-
lich schlimme Folgen haben. Dies bedeutet nicht, dass 
jede Form der Diskriminierung zu jeder Zeit und in je-
der Gesellschaft gleich brisant ist. Auch unterscheiden 
sich die einzelnen Formen in Entstehungsgeschichte, 
Erscheinungsform und Struktur. Auf den folgenden 
Seiten werden wir das deutlich machen.

Jeder und jede kann diskriminieren

In unserer 20-jährigen Praxiserfahrung hat sich ge-
zeigt, dass das Lernziel Gleichwertigkeit hervorragend 
geeignet ist, um auf die vielfältigen Formen der Dis-
kriminierung in einer heterogenen Einwanderungs-
gesellschaft einzugehen. Denn alle Menschen, egal 
woher sie kommen und wie sie aussehen, sind in der 
Lage zu diskriminieren. Deshalb gilt: Der innere Frie-
den einer Schule wie der Gesellschaft wird nicht nur 
durch Diskriminierungen und Rassismus seitens der 
Mehrheitsgesellschaft herausgefordert. Auch Angehö-
rige von Minderheiten sind nicht nur Opfer von dis-
kriminierenden verbalen oder tätlichen Angriffen; sie 
können auch auf der Täterseite stehen. Was wie eine 
Binsenweisheit klingt, ist längst noch nicht als Selbst-
verständlichkeit in der Debatte angekommen. Nur so 
ist die Verwirrung zu verstehen, wenn bekannt wird, 
dass Jugendliche mit Migrationshintergrund ihre (ur-)
deutschen Opfer als „Scheißdeutsche“ beschimpfen; 
oder dass ein rassistischer Übergriff von Tätern mit 
Migrationshintergrund verübt wurde.

Grundsätzlich gilt: Ideologien der Ungleichwertigkeit 
kann es in allen sozialen Gruppen geben. In der Regel 
ist die diskriminierende Gruppe die größere, die dis-
kriminierte die kleinere und schwächere. Und auch 
wenn die diskriminierende Gruppe nicht immer die 
größere ist: Immer gibt es ein Machtgefälle.

Ein glaubwürdiger Einsatz für Vielfalt und Toleranz in 
einer Gesellschaft, in der mehr als ein Drittel der Kin-
der und Jugendlichen einen Migrationshintergrund 
hat, ist nur möglich, wenn man allen Vertretern von 
Ideologien der Ungleichwertigkeit gleich entschlossen 
entgegentritt – egal von wem sie geäußert werden und 
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welchen familiären Hintergrund die Betreffenden ha-
ben. Geschieht dies nicht, verliert der Einsatz für To-
leranz, Vielfalt und Menschenrechte bei Jugendlichen, 
die ein ausgeprägtes Gerechtigkeitsgefühl haben, 
schnell an Glaubwürdigkeit. 

Hinzu kommt: Ein Angehöriger einer diskriminierten 
Minderheit, zum Beispiel ein Homosexueller, kann im 
nächsten Moment selbst diskriminieren – zum Bei-
spiel rassistisch oder antisemitisch sein. Ebenso kann 
ein Jude, der antisemitischen Angriffen ausgesetzt ist, 
homophob sein. Den Variationsmöglichkeiten sind 
keine Grenzen gesetzt.

Der horizontale Ansatz der Ideologien der Ungleich-
wertigkeit ermöglicht, die spannenden Lebenswelten 
der sozial und kulturell heterogenen Schülerschaften 
in der Arbeit an den Courage-Schulen aufzugreifen. 
Bei einer isolierten Betrachtung von Phänomenen 
wie zum Beispiel Antisemitismus oder Rechtsextre-
mismus ist dies nicht möglich. 

Ein Hinweis zum Schluss dieser Einführung: Die 
wünschenswerte und überfällige Thematisierung von 
Ideologien der Ungleichwertigkeit von A bis Z (also 
von Antisemitismus bis zur Xenophobie) auch unter 
Minderheiten birgt die Gefahr, zu einer Polarisierung 
und Spaltung der Gesellschaft getreu dem Motto bei-
zutragen: Hier sind wir, die Vertreter der aufgeklärten 
Mehrheitsgesellschaft; dort die Minderheiten, die vor-
modernen und antiemanzipatorischen Vorstellungen 
verhaftet sind. Beispiele dafür sind die Art und Weise, 
wie in den zurückliegenden Jahren der Antisemitis-
mus unter muslimischen Jugendlichen sowie die Ho-
mophobie unter Migrantenjugendlichen „entdeckt“ 
und thematisiert wurde. Wenn so etwas passiert, er-
füllt die Debatte vor allem eine Entlastungsfunktion 
für die Mehrheitsgesellschaft. Der komplexen Realität 
wird sie nicht gerecht. Diskussionen, die zwischen 
„Ihr“ und „Wir“ unterscheiden, fallen weit hinter den 
Stand der entwickelten Einwanderungsgesellschaft 
zurück. 

Gleichwertigkeit ist das gemeinsame Interesse aller 
Kinder und Jugendlichen an den Schulen des Coura-
ge-Netzwerks. Das nächste Kapitel soll sie unterstüt-
zen, ausgewählte Formen von Ideologien der Ungleich-
wertigkeit zu erkennen und Antworten zu finden auf 
die Frage: Wie wollen wir zusammenleben? ©
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Immer wieder bringen prominente Experten Ideen ein, hier: Karamba Diaby, für die SPD im Bundestag, 2014 (o.)
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Holzwege, Umwege, Auswege

Der Reader für MultiplikatorInnen 
der Jugend- und Bildungsarbeit 
denkt die Phänomene Rassismus, 
Antisemitismus und Islamfeindlich-
keit zusammen. Die AutorInnen dis-
kutieren, wann eine gemeinsame 
pädagogische Intervention und der 
Rückgriff auf identische theoretische 
Konzepte empfehlenswert sind und 

an welchen Stellen Unterschiede be-
achtet werden müssen. Handlungs-
konzepte für die praktische päda-
gogische Arbeit mit den genannten 
Diskriminierungsformen werden 
allgemeinverständlich präsentiert. 
Ein umfangreicher Serviceteil rundet 
die Broschüre mit hilfreichen Tipps 
zu Literatur, Materialien und Filmen 

für die pädagogische Arbeit ab. Auch 
Trainings im Bereich der antirassis-
tischen Pädagogik werden vorge-
stellt.

Immer wieder werden Lehrkräfte mit 
diskriminierenden, antisemitischen, 
muslimfeindlichen oder homopho-
ben Verhaltensweisen konfrontiert. 
Das Buch ist eine Orientierungshilfe 
für diskriminierungskritische und in-
klusive Handlungsoptionen für den 
Schulalltag. Die AutorInnen machen 
zahlreiche Lernangebote zu Fra-

gen, wie sie sich in jeder heteroge-
nen Klasse stellen – beispielsweise 
dazu, wie sich mit SchülerInnen über 
Demokratie diskutieren lässt, die in 
Deutschland geboren wurden und 
dennoch nicht die gleichen Rechte 
haben. Auch wie auf Gewöhnungs-
prozesse an menschenverachten-
de Positionen im Internet reagiert 

werden kann oder wie Jugendliche 
angesichts erodierender demokrati-
scher Werte zu kritischen BürgerIn-
nen erzogen werden können, wird 
erörtert.

Das Konzept der Gruppenbezogenen 
Menschenfeindlichkeit beschreibt 
die Bereitschaft, Menschen aufgrund 
ihrer vermeintlichen, zugewiesenen 
oder auch tatsächlichen Zugehö-
rigkeit zu gesellschaftlich margina-
lisierten Gruppen abzuwerten und 
auszugrenzen mit dem Ziel, sich da-
bei selbst aufzuwerten. Ideologien 

der Ungleichwertigkeit bilden den 
Ideenpool, aus dem heraus Antise-
mitismus, Rassismus, Islamophobie, 
Homophobie, Etabliertenvorrechte, 
Sexismus sowie die Abwertung von 
Behinderten und Obdachlosen be-
gründet werden. In der Broschüre 
ermutigen WissenschaftlerInnen und 
PraktikerInnen dazu, die Potenziale 

dieses Ansatzes für die eigene päda-
gogische Arbeit zu prüfen.

Heterogenität im Klassenzimmer

Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit

Christa Kaletsch, Stefan Rech:  
‚Heterogenität im Klassenzimmer. Methoden, Bei-
spiele und Übungen zur Menschenrechtsbildung‘, 
Debus Verlag, Schwalbach/Ts. 2015, 206 Seiten

S. Bundschuh, A. Drücker, B. Jagusch, H. Mai: 
‚Holzwege, Umwege, Auswege. Perspektiven auf 
Rassismus, Antisemitismus und Islamfeindlichkeit‘, 
IDA e. V., 
Düsseldorf 2012, 82 Seiten

‚Die Theorie in der Praxis. Projekte gegen Gruppen-
bezogene Menschenfeindlichkeit’, 
Amadeu Antonio Stiftung,  
Berlin 2011, 57 Seiten

Material
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Eine rechtsextreme Weltsicht speist sich nicht allein 
aus einer Ideologie der Ungleichwertigkeit. Rechts-
extremismus ist ein Syndrom, das sich aus mehre-
ren Ideologien zusammensetzt; zu den wichtigsten 
– die nicht alle von jedem einzelnen Rechtsextremen 
vertreten werden müssen – gehören übersteigerter 
Nationalismus, Rassismus und Antisemitismus, die 
Vorstellung einer durch US-amerikanischen Kultu-
rimperialismus zerfallenden Gesellschaft sowie die 
Ablehnung von Demokratie. In Deutschland sind au-
ßerdem die Leugnung oder Relativierung der natio-
nalsozialistischen Genozide sowie ein Reichsmythos, 
der von Deutschland in den Grenzen von 1937 träumt, 
typische Merkmale.

Mörderischer Grundgedanke:  
Stimme des Blutes

Statt kultureller Vielfalt wollen RechtsextremistInnen 
in aller Regel einen „rassisch“ homogenen Staat. Sie 
vertreten die Idee einer „Volksgemeinschaft“, in der 
die Zugehörigkeit zu einer „Rasse“ über den Wert ei-
nes Menschen und seine Rechte entscheidet. In einem 
solchen Staat würden nach rechtsextremer Logik Klas-
sengegensätze und Interessenkonflikte verschwinden. 
Auf Deutschland bezogen bedeutet das: die „Stimme 
des Blutes“ würde alle Deutschen in ihrem Schicksal 
vereinen, mit einem Führer an der Spitze, der den ver-
meintlichen „Willen des Volkes“ vollstrecken würde. 
Rechtsextreme Haltungen, Ideologien, Aktionen und 
Politik haben eindeutige Ziele: die Beschneidung der 
Rechte von Minderheiten und die Abschaffung von 
Demokratie und Rechtsstaat.

Diese politischen Ideen sind unwissenschaftlich, mör-
derisch und historisch gescheitert. Es gibt Hunde-, 
Pferde- und Katzenrassen, aber keine Menschenras-
sen. Eine „Stimme des Blutes“, die ethnisch homo-
gene Gruppen leiten und deren Interessenkonflik-
te lösen könnte, ist grober Unfug. Der Leitgedanke 
„rassischer“ Unterschiede hat während der NS-Dik-
tatur von 1933 bis 1945 Millionen Menschen das Le-
ben gekostet und Europa zerstört. Und der Glauben 
an einen, den „Volkswillen“ vollstreckenden, Führer-
staat steht in fundamentalem Widerspruch zu einer 
demokratischen Politik, die den Menschen in den 
Mittelpunkt stellt. Nur Nazis und andere historisch 
Unbelehrbare können sich ein solches Staatsmodell 
zurückwünschen.

Unter RechtsextremistInnen ist vielen jedes Mittel 
recht, um ihre politischen Ziele zu erreichen. Dafür 
schrecken sie auch vor brutaler Gewalt nicht zurück, 
wie der Terror des Nationalsozialistischen Unter-
grunds (NSU), der über Jahre unentdeckt Menschen 
anderer als deutscher Herkunft ermordete, deutlich 
zeigte. Und der in einer Tradition steht, die nicht 
so neu ist wie häufig kolportiert wird; bereits in den 
1980er-Jahren verübten Rechtsterroristen in der alten 
Bundesrepublik blutige Anschläge. Nach dem Zusam-
menbruch der DDR und der Vereinigung beider deut-
scher Staaten kam es dann Anfang der 1990er-Jahre 
zu einer beispiellosen Welle rechtsextremer Gewalt 
gegen Flüchtlingsheime und deren Bewohner, Min-
derheiten und politische Gegner.

Der Opferfonds Cura zur Unterstützung von Opfern 
rechtsextremer, rassistischer und antisemitischer Ge-
walt listet nach derzeitigem Stand für die Jahre von 
1990 bis 2014 in Deutschland 184 entdeckte Morde 
aus rechtsextremistischen und rassistischen Motiven 
auf. Die Zahl der politisch motivierten Gewalttaten 
wie Nötigung, Sachbeschädigung, Brandstiftung oder 
schwere Körperverletzung gegen alle, die nicht in das 
Weltbild von RechtsextremistInnen passen – Flücht-
linge, Muslime, Juden, politische Gegner, Obdachlose 
und Homosexuelle – bewegt sich seit vielen Jahren auf 
hohem Niveau. Das gleiche gilt für die Zahl rechtsex-
tremer Propagandadelikte wie Volksverhetzung, das 
Verwenden verfassungsfeindlicher Symbole oder das 
Verunglimpfen des Andenkens Verstorbener. 

Gruppierungen, Parteien  
und Subkulturen 

Rechtsextremismus tritt in Deutschland nicht ein-
heitlich auf – weder im Hinblick auf Gruppierungen 
noch in seinen ideologischen Ausprägungen. Der Be-
richt des Bundesverfassungsschutzes für 2014 spricht 
von etwa 22.000 RechtsextremistInnen in Deutsch-
land, darunter ein Viertel Neonazis, die nach wie vor 
dem Nationalsozialismus von 1933 bis 1945 anhängen. 
Neben den älteren rechtsextremen Parteien wie der 
Nationaldemokratischen Partei Deutschland (NPD), 
den Republikanern (REP) oder neueren Splitterpar-
teien wie Pro Deutschland, Pro NRW oder der Partei 
Die Rechte existieren viele kleinere rechtsextreme 
Organisationen und Gruppierungen. Knapp 10.000 
Mitglieder rechtsextremer Gruppierungen, Parteien 

 
Rechtsextremismus
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und Subkulturen gelten als gewaltbereit. Die bekann-
testen sind die sogenannten Freien Kameradschaften. 
Das sind lose und regional organisierte rechtsextreme 
Aktionsgruppen, die sich als elitäre politische Kampf-
gemeinschaft verstehen. 

Auch das mittlerweile in Deutschland verbotene Skin-
head- und Rechtsrock-Netzwerk Blood & Honour 
oder die sogenannten Autonomen Nationalisten, ein 
besonders aktionistischer und gewaltbereiter Kame-
radschaftsflügel, sehen sich als Elite des deutschen 
Rechtsextremismus. Angehörige der Autonomen Na-
tionalisten, die sich häufig wie Linksautonome klei-
den, treten mit einem hohen Maß an Gewaltbereit-
schaft gegen Polizeibeamte und politische Gegner auf, 
besonders bei öffentlichen Veranstaltungen.

Infiltration in Elternvereinen 
und auf dem Dorffest

Ein nicht unbedeutender Teil der rechtsextremen 
Szene besteht jenseits von Parteien und Organisa-
tionen. RechtsextremistInnen versuchen, die lokale 
Alltagskultur bei Fußballspielen, Kneipenabenden, 

Stadtteil- und Dorffesten zu prägen oder über El-
ternvertretungen Einfluss auf Kindertagesstätten, 
Schulen und Stadtteilzentren zu gewinnen. Auch in 
den Medien agitieren sie gegen die ihnen verhassten 
Minderheiten, politische Gegner oder die von ihnen 
verachteten demokratischen Institutionen. In den 
vergangenen Jahren versuchen RechtsextremistInnen 
zunehmend, sich über in der Gesellschaft verbreitete 
Ressentiments gegen MuslimInnen, Roma und Sinti 
oder Flüchtlinge Zugang zur bürgerlichen Mitte zu 
verschaffen. Dahinter steckt ein einfacher Mechanis-
mus: Rechtsextreme wollen Minderheiten „ausmer-
zen“, um zu einer homogenen Bevölkerung zu kom-
men – dort, wo die Bevölkerung diesen Minderheiten 
selbst skeptisch gegenübersteht, nutzen sie das gern 
und zunehmend professionell.

Richtig ist nämlich auch: Die Zahl von Menschen mit 
rechtsextremen Einstellungen übersteigt die Zahl 
rechtsextremer AktivistInnen deutlich. Rund zehn bis 
fünfzehn Prozent der Bevölkerung verfügen laut Um-
fragen über ideologische Einstellungen, die sich zu 
einem rechtsextremen Weltbild fügen. Für Demokra-
tInnen ist das eine Herausforderung: denn Rechtsex-

Völkische Ideologien, mitten in Berlin: 2012 bei einer Demonstration am Strausberger Platz
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tremisten versuchen immer wieder, sich als politische 
VollstreckerInnen einer „schweigenden Mehrheit“ zu 
inszenieren. Deshalb ist so wichtig, ihnen zu zeigen, 
dass die Mehrheit der Gesellschaft rechtsextreme 
Ideologien und Politik ohne Einschränkung ablehnt.

Rechtsextremer Lifestyle ködert 
Jugendliche ab zwölf Jahren

RechtsextremistInnen rekrutieren ihren Nachwuchs 
vor allem unter Jugendlichen. Das typische Einstiegs-
alter liegt zwischen 12 und 15 Jahren, als Köder Num-
mer eins gilt Musik. Der rechtsextreme Musikkosmos 
ist vielfältig: er reicht von Balladen über Schlagermu-
sik, Neofolk, Hardrock, Techno, Dark Wave, Black 
Metal, NS-Rap bis zu Hatecore – in all diese Musik-
bereiche ist die nazistische Musikszene eingedrungen.

Dabei sind anfänglich weniger die Inhalte rechtsext-
remer Musik für das Abrutschen von Jugendlichen in 
die Szene entscheidend. Meist hinterlassen eher die 
gezielten Einladungen durch ältere Jugendliche oder 
Erwachsene zum Musikhören oder zu heimlich orga-

nisierten Neonazikonzerten in abgelegenen Gasthö-
fen und Fabrikhallen, zu kostenlosen oder preiswerten 
Getränken, zu Gesprächen und zur Hausaufgabenhil-
fe einen bleibenden Eindruck. Hier wird zunächst das 
Bedürfnis nach Zugehörigkeit, Kameradschaft, Aben-
teuer, Geltung und Protest befriedigt. Die politische 
Indoktrination folgt später.

Rechtsextreme Milieus bieten den in die Szene einge-
tauchten Jugendlichen eine breite Palette rechtsextre-
mer Lebenswelten: neben neonazistischer Musik sind 
das vor allem Demonstrationen, „private“ Konzerte 
und ein eigener Lifestyle. Bei einschlägigen Versand-
häusern können rechtsextrem orientierte Jugendliche 
inzwischen aus einer breiten Palette von Stilen wäh-
len. Jugendkulturelle Lifestyles wie Reggae, Hip-Hop 
oder Outfits der linken Autonomen, die ursprünglich 
mit rechtsextremistischen Weltbildern unvereinbar 
schienen, werden mittels rechter Symbolik adaptiert. 
Mit den bestellten Artikeln werden dann im nächsten 
Schritt Flyer und Aufkleber in großer Zahl in die Ziel-
gruppe geschickt. Mit den Inhalten von Flugblättern 
und Musiktexten werden Jugendlichen rechtsextreme 

Rechtsextremismus ist nicht immer deutsch: Die Grauen Wölfe kämpfen für eine türkische Türkei…
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Identifikationen und Weltsichten angeboten. Eine 
zentrale Botschaft lautet: Persönliche und politi-
sche Krisen lassen sich am besten im rechtsextremen 
Kampf um das „richtige Deutschland“ bearbeiten, in 
dem die heutigen Verlierer schließlich die neonazisti-
sche Elite bilden.

Rechtsextremisten mit  
Migrationshintergrund

Rechtsextremismus ist keine deutsche Erfindung. 
In vielen europäischen Gesellschaften finden sich 
rechtsextreme Strömungen, die mit einem Mix aus 
übersteigertem Nationalismus, Fremdenfeindlichkeit, 
Antisemitismus sowie dem Hass auf Demokratie und 
Einwanderung, die Europäische Union und religiöse 
Minderheiten auf Stimmenfang gehen. Jugendliche 
mit türkischem, ex-jugoslawischem, arabischem oder 
russischem Hintergrund können mit der Ideologie 
von deutschen Rechtsextremisten im allgemeinen nur 
wenig anfangen; schließlich werden sie von denen als 
bestenfalls zweitklassige Menschen angesehen. Doch 
auch für sie gibt es rechtsextreme und ultranationa-

listische Angebote, die ihnen einreden, sie gehörten 
einer höherwertigen Menschengruppe an.

Ex-jugoslawische  
RechtsextremistInnen

Die Kriege auf dem Balkan in den 1990er-Jahren ha-
ben die politische Landschaft des früheren Jugosla-
wiens komplett verändert. Menschen, die eben noch 
Nachbarn waren und sich als Jugoslawen sahen, wur-
den über Nacht zu Kroaten, Serben, Bosniaken, Maze-
doniern, Slowenen und Kosovaren; zu Katholiken, Or-
thodoxen und Muslimen – auf dem Balkan, aber auch 
in Westeuropa, wohin viele bereits Jahrzehnte zuvor 
oder auch infolge der Kriege geflüchtet waren. Plötz-
lich standen sie sich als Feinde gegenüber, angefeuert 
von ultranationalistischen Hetzern auf allen Seiten.
Die Auswanderer und ihre Kinder sind bis heute eine 
beliebte Zielgruppe der Propaganda der jeweiligen 
Parteien in den Herkunftsländern. Viele treffen sich 
nun nur noch unter sich, tragen an ihrer Kleidung 
rechtsextreme Symbole, Sprüche oder Abzeichen und 
erliegen einer Propaganda des Revanchismus und 

…und auch in Griechenland lodert in Krisenzeiten der Nationalismus
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des Hasses. Militärs und paramilitärische Einheiten, 
die bei ethnischen Säuberungen und Massakern ein-
gesetzt waren, werden für ihre „Heldentaten“ glo-
rifiziert, ebenso Personen und Kampfgruppen, die 
während des Zweiten Weltkriegs an Kriegsverbrechen 
beteiligt waren.

Auch heute geraten kroatische, serbische, albanische, 
bosnische und kosovarische Jugendliche auf zahllosen 
Internet-Plattformen noch regelmäßig aneinander. 
Rechtsextreme SängerInnen wie die Serbin Svetla-
na Raznatovic, die ihren verstorbenen Mann – einen 
der schlimmsten Kriegsverbrecher – als „Schwarzen 
Ritter“ besingt oder der unter dem Künstlernamen 
Thompson bekannte Kroate Marko Perkovic, der seine 
Bühne gern mit Symbolen der faschistischen Ustascha 
schmückt, gehören zu den großen Stars des auch bei 
der Diaspora-Jugend sehr beliebten Turbo-Folks. Sie 
füllen auch in Deutschland Konzerthallen.

RechtsextremistInnen mit  
Wurzeln in der Türkei

Der türkische Rechtsextremismus reicht bis ins frühe 
20. Jahrhundert zurück. Er ist ein Ergebnis des als trau-
matisch erlebten Zerfalls des Osmanischen Reichs in 
den Jahrzehnten vor dem Ersten Weltkrieg. Die „Jung-
türken“ – patriotisch gesinnte Offiziere und Intellek-
tuelle – geißelten die Unabhängigkeitsbestrebungen 
der im Reich verbliebenen Minderheiten der Arme-
nier, Juden, Griechen, Araber, Bulgaren oder Kurden 
als „Verrat am osmanischen Vaterland“. Sie träumten 
von „Turan“, einem Riesenreich für alle turksprachi-
gen Völker, das von Chinas Westen über Zentralasien 
und dem Kaukasus bis zum Balkan reichen sollte. Ein 
grausamer Höhepunkt jungtürkischer Politik war die 
Vertreibung und Ermordung der Armenier während 
des Ersten Weltkriegs. Verschiedenen Schätzungen 
zufolge fielen diesem Genozid zwischen 300.000 und 
1,5 Millionen Menschen zum Opfer.

Heute findet sich die Ideologie des Turanismus vor 
allem in der türkischen rechtsextremen Partei der Na-
tionalistischen Bewegung (Milliyetci Hareket Partisi, 
MHP). Ihre Führer betonen die Einheit von Nation, 
Staat und Gesellschaft. Sie sehen Nationalstolz, abso-
luten Gehorsam und den sunnitischen Islam als die 
tragenden Säulen der türkischen Gesellschaft. Von ih-
rer kulturellen Überlegenheit sind sie felsenfest über-

zeugt. Das Gefühl der Überlegenheit und der Gedanke 
der eigenen Auserwähltheit gipfeln zuweilen im An-
spruch der extremen türkischen Rechten, nichts we-
niger als die Weltherrschaft verdient zu haben.

Die MHP versteht sich als Kämpferin an vorderster 
Front gegen innere und äußere Feinde: ethnische und 
religiöse Minderheiten, Gewerkschaften, liberale In-
tellektuelle und linke Gruppen. Sie werden beschul-
digt, als Agenten ausländischer Mächte die Türkei von 
innen heraus zerstören zu wollen. Für den Kampf ge-
gen ihre Feinde hat die MHP paramilitärische Struk-
turen aufgebaut; dazu gehören neben anderen die 
Grauen Wölfe (Bozkurtlar). Seit den 1970er-Jahren 
werden die Bozkurtlar für Gewaltexzesse mit mehr als 
5.000 politischen Morden verantwortlich gemacht. 

In Deutschland gehören nach Angaben der Sicher-
heitsbehörden etwa 200 Vereine mit geschätzten 
10.000 Mitgliedern dieser Bewegung an. Ihre Erken-
nungszeichen sind der Wolfsgruß, ein mit Fingern 
und Daumen einer Hand imitierter Wolfskopf, sowie 
drei Halbmonde auf rotem Grund.

Immer wieder kommt es auch in Deutschland zu Zu-
sammenstößen zwischen linksgerichteten KurdInnen 
und TürkInnen sowie türkischen Ultranationalis-
tInnen. Nationalistische Slogans und provokant zur 
Schau getragene Symbole der Grauen Wölfe bewirken 
Spannungen, die auch in Schulen spürbar sind. Chau-
vinistische Sprüche a la „Der Türke hat keine anderen 
Freunde als den Türken“ tragen nicht zu einem fried-
lichen Miteinander bei.

Generell gilt für alle Formen des Rechtsextremismus: 
Sie werden auch im 21. Jahrhundert nicht verschwin-
den. Um so mehr sind DemokratInnen aufgefordert, 
dieser gefährlichen, antidemokratischen Ideologie 
mit demokratischen Mitteln entgegenzutreten. Egal, 
ob ultranationalistische, antisemitische, antiziganis-
tische, rassistische oder homophobe Ressentiments 
von Jugendlichen mit beispielsweise türkischer, polni-
scher, serbischer, kroatischer, russischer oder italieni-
scher Einwanderungsgeschichte oder von herkunfts-
deutschen Jugendlichen verbreitet werden. Eine 
Einteilung in „unsere“ und „eure“ Rechtsextremisten 
hilft nicht weiter. Der Einsatz gegen Diskriminierung, 
für Menschenrechte und Menschenwürde ist nicht 
teilbar. 
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Rechtsextremismus in der Einwanderungsgesellschaft

Dieses Themenheft der Bundeskoor-
dination Schule ohne Rassismus 
– Schule mit Courage schließt eine 
Leerstelle in der politischen Bil-
dung. Es ist die erste Publikation in 
Deutschland, die den Ultranationa-
lismus und Rechtsextremismus unter 
ganz verschiedenen Einwanderer-
gruppen – aus der Türkei, Russland, 

dem ehemaligen Jugoslawien und 
Polen – vorstellt und untersucht. Da-
bei werden der Kontext der jeweili-
gen Einwanderungsgeschichte aus 
dem ehemaligen Jugoslawien, von 
Russlanddeutschen, Türken oder 
Polen sowie die Auswirkungen der 
politischen Kultur in der Herkunfts-
gesellschaft berücksichtigt. Das Heft 

stellt darüber hinaus die wichtigsten 
Symbole und jugendsubkulturellen 
Trends rechtsextremer Szenen vor. 

Geschickt verbinden die AutorInnen 
am Beispiel von 14 europäischen 
Ländern reportagehafte Elemente 
mit wichtigen Informationen. Sowohl 
die Verbindungen zwischen rechts-
extremen Bewegungen und Parteien 
in Europa wie auch ihre politischen 
Strategien, historischen Strukturen 
und Modernisierungsbemühungen 

werden eindrücklich aufgezeigt. 
Der Band zeigt auch: Die Themen 
der radikalen Rechten sind Themen 
nervöser Gesellschaften gewor-
den. In vielen Debatten, die sich um 
Identitätsverluste, den Umgang mit 
Minderheiten wie den Roma, den 
Sozialstaatsabbau oder die Musli-
me in Europa drehen, missbrauchen 

Rechtsextreme die Ängste und Sor-
gen der Menschen, um gesellschaft-
liche Akzeptanz zu gewinnen. 

Gefestigte und überzeugte Neona-
zis verfolgen in der Erziehung ihrer 
eigenen Kinder eine an nationalso-
zialistischen und rassistischen Idea-
len ausgerichtete Pädagogik. Über 
Sportvereine, pädagogische Berufe 
oder ein Engagement in Elternver-
tretungen, sozialen oder Umwelt-
initiativen versuchen insbesondere 

rechtsextrem eingestellte Frauen, 
Kinder und Jugendliche in ihrer Um-
gebung im Sinne einer „nationalen 
Graswurzelarbeit“ zu beeinflussen. 
Häufig unerkannt gelingt es vielen 
nazistischen AktivistInnen längst, in 
vorpolitische Räume wie Kindergär-
ten und Schulen vorzudringen, um 
dort für ihre rassistischen und men-

schenverachtenden Ideale zu wer-
ben. Die Publikation gewährt auch 
wichtige Einblicke in völkische Erzie-
hungsmodelle.

Europas radikale Rechte

Die geführte Jugend – Kindererziehung von rechts

Martin Langebach, Andreas Speit:
‚Europas radikale Rechte. Bewegungen und  
Parteien auf Straßen und in Parlamenten’.
Orell Füssli Verlag,
Zürich 2013, 289 Seiten

‚Rechtsextremismus in der Einwanderungsgesell-
schaft. Ex-Jugoslawen, Russlanddeutsche, Türken, 
Polen’,
Bundeskoordination SOR-SMC (Hrsg.),
Berlin 2010, 72 Seiten

Andrea Röpke:
‚Die geführte Jugend – Kindererziehung von rechts’
Arbeit und Leben Niedersachsen, 
Braunschweig 2010, 190 Seiten
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„Lassen wir es doch mal gut sein. Die Sklaverei ist 
abgeschafft, Hitler tot, die Apartheid beendet. Ras-
sismus ist doch kein Thema mehr. Schon gar nicht 
in Deutschland. Schon gar nicht heute. Schulen ohne 
Rassismus, Fußball ohne Rassismus, ist doch alles 
perfekt. Rassismus ist verboten, steht so in Artikel 3 
Grundgesetz. Wer sich immer noch beschwert, ist ein 
Spielverderber, ein Fanatiker, ein Spießer.“ Stimmen 
wie diese kann man überall in Deutschland hören.

Wer im Alltag Opfer von Rassismus wird, kann von 
dieser Welt nur träumen. „Wollt ihr wissen, wie sich 
diese Verletzungen anfühlen? Für mich und viele an-
dere?“, fragt die 16-jährige Rashida aus Mittelfranken: 

„Ich habe es satt, ‚Wer hat Angst vorm  
schwarzen Mann?’ zu spielen.

Ich habe es satt, zu hören, ich solle  
Baumwolle pflücken gehen.

Ich habe es satt, mich wie einen Diener  
behandeln zu lassen.

Ich habe es satt, zu hören: ‚Du bist  
schwarz, du musst singen können,  
du musst tanzen können, du musst  
schnell sein, du musst dies und jenes  
können!‘

Ich habe es satt, auf der Straße wie  
eine Außerirdische angesehen zu werden.

Ich habe es satt, all diese Beleidigungen  
zu schlucken und nichts darauf sagen  
zu können.“

Rashida ist wütend. Woher kommt diese Weltsicht, 
diese Ideologie, die Rashida so wütend macht? Ja, wir 
sprechen von Rassismus, einer Ideologie, die die Exis-
tenz menschlicher Rassen behauptet und die Mensch-
heit in wertvolle und weniger wertvolle Gruppen auf-
teilt. 

Rasse ist ein Begriff, mit dem man Haus- oder Nutz-
tiere innerhalb einer Art unterscheidbar machen 
kann. Menschen in Rassen einzuteilen ergibt aus Sicht 
der Genforschung keinen Sinn. Äußerliche Merkmale, 
die für diese herangezogen werden, machen gerade 

einmal 0,01 Prozent des menschlichen Genoms aus. 
Intelligenz, Musikalität oder Motorik sind unter Men-
schen nach dem Zufallsprinzip verteilt und folgen kei-
ner „Rassenlogik“. 

Ursprünge und Entwicklung

Warum gibt es dennoch Rassisten? Sicher ist: Der 
Mensch wird nicht als Rassist geboren, sondern zum 
Rassismus erzogen.

Rassismus unterscheidet zwischen der Eigengrup-
pe, dem „Wir“, und den „Anderen“; beiden Gruppen 
werden tatsächliche oder zugeschriebene und meist 
äußerliche Merkmale zugewiesen. Als wertvoll gelten 
dabei grundsätzlich die Eigenschaften der Mitglieder 
der Eigengruppe. So wird die Menschheit in schein-
bar vollkommen wesensfremde Gruppen, nämlich in 
„Rassen“, aufgeteilt, die auf einer ebenso erfundenen 
Werteskala dann hierarchisch geordnet werden.

Auch Rassismus ist kein Phänomen, das es nur in 
Deutschland gibt; Rassisten gibt auf der ganzen Welt. 
Wir konzentrieren uns auch in diesem Kapitel nur 
deshalb auf Deutschland und Europa, weil wir hier 
leben und auf die hiesigen Verhältnisse Einfluss neh-
men wollen.

Blick zurück bis in die Antike

Rassismus hat eine lange Geschichte. Rassistische 
Vorstellungen lassen sich bis in die Antike zurück-
verfolgen. Ein besonders prominentes Beispiel findet 
sich im Spanien des späten Mittelalters: Dort grenzte 
die katholische Kirche im 15. Jahrhundert mit der Idee 
von Limpieza de Sangre (span.; übersetzt etwa: Rein-
heit des Blutes) zum Christentum konvertierte Juden 
und Mauren aus und sicherte so ihren Königen den 
Herrschaftsanspruch. Etwa zur gleichen Zeit began-
nen europäische Kolonialherren, die Einwohner Ame-
rikas zu enteignen, zu versklaven und zu vernichten. 

Über dreieinhalb Jahrhunderte verschleppten Euro-
päer Millionen AfrikanerInnen und zwangen sie zur 
Arbeit auf Plantagen und in Minen. Ihr Rassismus, der 
Menschen anhand ihrer „Rasse“ in mehr oder weni-
ger wertvolle aufteilte, diente dabei der Legitimation 
der ungleichen Behandlung und Entrechtung der Ver-
sklavten. Auf Grundlage des Rassismus erklärte man 

Rassismus



55

Menschen als minderwertig, verbot ihnen sich zu bil-
den, isolierte sie. Anschließend bezeichnete man sie 
als dumm, weil sie nicht lesen und schreiben konnten. 
Auch nach dem Ende der Sklaverei hielten sich die sie 
legitimierenden rassistischen Weltbilder hartnäckig.

In der neueren Geschichte lassen sich zunehmend 
Versuche verzeichnen, einen die ganze Menschheit 
umfassenden Rassismus zur eigenständigen Wissen-
schaft zu erheben. Die Instrumente, derer Europäer 
sich dazu bedienten, reichten von philosophischen 
Abhandlungen über Rechtsgutachten bis zu schein-
wissenschaftlichen Schädelvermessungen und Aus-
stellungen von Menschengruppen in Zoologischen 
Gärten. Die Wissenschaft beschäftigte sich besonders 
damit, die vielfältigen äußeren Erscheinungsformen 
der Menschen zu erklären – und fand eine einfache 
Erklärung in der angeblichen Existenz von unter-
schiedlichen „Menschenrassen“, dem Rassismus.
 
Die Rolle Deutschlands als Kolonialmacht wird meist 
vernachlässigt bis verharmlost; Hintergrund ist, 
dass Deutschland erst lange nach Spanien, Portugal, 

Frankreich, den Niederlanden und England in die ko-
lonialistische Aufteilung der Welt eingriff und dann 
nicht viele Länder eroberte. Tatsächlich aber wirkt der 
deutsche Kolonialismus bis heute nach: Der Völker-
mord an den Herero, den Nama und den Maji-Maji in 
Deutsch-Südwest- (Namibia) und Deutsch-Ostafrika 
(Tansania) zu Beginn des 20. Jahrhunderts waren kla-
re Verbrechen, die bis heute von der Bundesrepublik 
politisch nicht anerkannt werden.

Mit der systematischen Verfolgung und Ermordung 
von Millionen Menschen, vor allem Juden, Russen 
und Polen, aus sogenannten rassischen Gründen 
übertrafen die Morde des NS-Regimes ab 1933 alle vor-
hergehenden rassistischen Grausamkeiten. 

Deutschland nach 1945

Nach 1945 gingen in Deutschland viele davon aus, 
dass mit dem Nationalsozialismus auch der Rassis-
mus besiegt worden sei; der Begriff wurde tabuisiert. 
Tatsächlich fand der Rassismus aber auch nach 1945 
seinen Platz in vielen Köpfen; und zwar in beiden neu 

Fünf Menschen sterben 1993 bei einem rechtsextremen Brandanschlag auf dieses Haus in Solingen (NRW)
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gegründeten Staaten: in der DDR, wo internationale 
Völkerfreundschaft und die Aufarbeitung des Natio-
nalsozialismus Staatsdoktrin waren, ebenso wie in der 
Bundesrepublik, wo dieses Thema lange schlicht ver-
schwiegen wurde. 

Parallelen zeigten sich, als beide Länder ihren Bedarf 
an Arbeitskräften von außen deckten: Die ab 1955 in 
die Bundesrepublik geholten Gastarbeiter begegneten 
ebenso rassistischen Vorurteilen wie die Vertragsar-
beiter in der DDR. 

Nach der Vereinigung im Jahr 1990 brach sich der 
Rassismus auf beiden Seiten der ehemaligen Grenze 
in einer regelrechten Serie von Anschlägen und pog-
romähnlichen Hetzjagden Bahn. In den neueren Bun-
desländern stehen Hoyerswerda und Rostock-Lich-
tenhagen und in den alten Mölln und Solingen für die 
Gewalt von Schlägertrupps, die angeheizt durch eine 
reißerische Berichterstattung der Medien und unter-
stützt von Teilen der bürgerlichen Mitte ihre Ressen-
timents gewaltsam auslebten und zeigten, dass ihnen 
das Leben „der Anderen“ nichts galt.

Was können wir tun?

Wer gegen Rassismus vorgehen möchte, sollte mehre-
re Dinge beachten:

1 Rassismus ist attraktiv. Er bietet ein komfortab-
les Welterklärungsmodell und nimmt uns viel 

Arbeit und viele Zweifel ab. Insbesondere denen, die 
in schwierigen ökonomischen und gesellschaftlichen 
Zeiten für sich keine sichere Zukunftsperspektive 
erkennen, bietet er ein einfaches Ventil, bestimmte 
Gruppen, insbesondere Minderheiten, für die Misere 
verantwortlich zu machen. Das dient der Steigerung 
des Eigenwertes, ohne dafür etwas leisten zu müs-
sen. Sogar Mitgliedern von diskriminierten Gruppen 
erscheint es attraktiv, eine noch „minderwertigere“ 
Gruppe zu benennen und diese zu erniedrigen.

2 Rassismus äußert sich in vielfältiger Form: in 
rassistischen Beschimpfungen im Klassenzim-

mer ebenso wie in der Mordserie des Nationalsozia-
listischen Untergrunds. Und: Er wurzelt in der Mitte 
der Gesellschaft, mitten unter uns. Es reicht nicht, 
Parteien anzuprangern, die sich eindeutig rassistisch 
positionieren. Rassismus ist ein gesamtgesellschaftli-
ches Problem und kann auch nur durch gemeinsame 
Anstrengungen überwunden werden. 

3 Wir, die Gegner des Rassismus, haben die besse-
ren Argumente. Wir müssen sie deutlich formu-

lieren. Die historischen Lektionen und die Menschen-
rechte lehren uns, Rassismus zu ächten. Entscheidend 
ist, was wir den rassistischen Weltbildern entgegen-
setzen. Wirksam begegnen lässt sich Rassismus nur 
mit einem ganzheitlichen Ansatz, der die Individuali-
tät des Einzelnen in den Vordergrund stellt. 

Viele Gründe sprechen dafür, sich gegen Rassismus zu 
engagieren: Der Wunsch nach einer couragierten Ge-
sellschaft, in der jeder dafür einsteht, dass jeder ande-
re leben und lieben kann, wie er will. In der Menschen 
ausschließlich danach beurteilt werden, wie hilfsbe-
reit oder kompetent sie sind, und nicht danach, woher 
sie kommen, wie sie aussehen. Oder der Traum davon, 
eine Schule zu besuchen, die das Selbstwertgefühl der 
Einzelnen stärkt. Die Stärke des Courage-Netzwerks 
liegt in der Kreativität seiner Aktiven und dem En-
gagement von Schulen, die in ihrem Mikrokosmos 
Rassismus nicht zulassen wollen. 

Das ehemalige Asylbewerberheim in Rostock
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Rassismus. Erkennen & Bekämpfen

Rassismus gilt als Geißel der Mo-
derne, die in allen demokratischen 
Gesellschaften geächtet gehört. Das 
Themenheft ‚Rassismus. Erkennen & 
Bekämpfen’ gibt dafür wichtige Im-
pulse, indem es über Entstehung und 
Geschichte des europäischen Rassis-
mus informiert und darüber, wie er 
sich heute in Deutschland zeigt. Für 

das Heft haben nicht nur ExpertIn-
nen über den alltäglichen Rassismus 
in Medien, Behörden und Schulen 
geschrieben. Auch SchülerInnen aus 
dem Courage-Netzwerk tragen dazu 
bei, dass rassistische Denk- und Ar-
gumentationsmuster erkannt wer-
den können. Zahlreiche Bilder, Mate-
rialien sowie Film- und Literaturtipps 

unterstützen die Behandlung dieses 
schwierigen Themas in der Schule 
sowie in der außerschulischen Bil-
dungsarbeit.

Rassistische Diskriminierungen – ob 
offen oder verdeckt – sind vielerorts 
anzutreffen. Nicht nur PädagogInnen 
fühlen sich häufig rat- und hilflos, 
wenn sie mit Rassismus konfrontiert 
sind. Das Trainingsbuch schließt eine 
Lücke für den Unterricht an weiter-
führenden Schulen wie auch in der 
außerschulischen Jugendbildung. Im 

Mittelpunkt stehen Antworten auf die 
Fragen, was Rassismus ausmacht, in 
welchen Formen er auftritt und wel-
che Strategien als Reaktion auf ras-
sistische Parolen am meisten Erfolg 
versprechen. Die handlungs- und 
erfahrungsorientierten Übungsfor-
men sprechen die TeilnehmerInnen 
nicht nur auf der rationalen, sondern 

auch auf der emotionalen Ebene an. 
Liedtexte, Videos, Karikaturen sowie 
hilfreiche Ratschläge, wie in Fällen 
von rassistischen Bedrohungen zu re-
agieren sei, runden die Broschüre ab.

Wessen Haut ist eigentlich hautfar-
ben? Waren schon die Menschen in 
der Antike rassistisch? Und ist eine 
Welt ohne Rassismus überhaupt vor-
stellbar? Die Autorin bietet in ihrem 
Buch Einblicke in die Geschichte, 
Gegenwart und Zukunft von Rassis-
mus. Sie informiert über die Struktur 
und unterschiedlichen Formen des 

Rassismus wie etwa Antisemitismus 
und Antiziganismus, erklärt die Pro-
blematik rassistischen Sprachge-
brauchs und wie man ihn vermeiden 
kann. Sich zu fragen, was man ei-
gentlich über Rassismus weiß – und 
vor allem: was nicht – und was er mit 
einem selbst zu tun hat, ist der beste 
Weg, sich Rassismus zu widersetzen. 

Arndts Buch bietet eine gute Grund-
lage dafür.

Gegen Rassismus! Ein Trainingsbuch

Rassismus. Die 101 wichtigsten Fragen

Hartmut Eisengräber:
‚Gegen Rassismus! Ein Trainingsbuch für Jugendliche, 
Erwachsene und Multiplikatoren’,
Kohl Verlag, Kerpen 2014, 64 Seiten

Themenheft ‚Rassismus. Erkennen & Bekämpfen’,
Bundeskoordination SOR-SMC (Hrsg.),
Berlin 2013, 74 Seiten

Susan Arndt: 
‚Die 101 wichtigsten Fragen – Rassismus’, 
C. H. Beck, 
München 2012, 159 Seiten

Material



58

Der innere Frieden der Gesellschaft wird nicht nur 
von RechtsextremistInnen oder MuslimfeindInnen 
gefährdet, sondern auch von islamistischen Gruppen. 
Gruppen, die sich auf den Islam beziehen, um ihre 
Ideologien der Ungleichwertigkeit und die Anwen-
dung von Gewalt zu legitimieren.

Islamisch oder islamistisch? Es ist nicht immer ein-
fach, eine deutliche Trennlinie zu ziehen. Eines ist 
indes klar: Über Aufrufe zur Gewalt lässt sich nicht 
streiten, egal in welchen (jugend)kulturellen Formen 
sie zum Ausdruck kommen. Ähnliches gilt für frauen-
feindliche, homophobe, antisemitische oder andere 
antidemokratische Positionen, die sich vermeintlich 
auf religiöse Quellen beziehen. 

Genauso unstrittig muss aber sein: Religiöse Überzeu-
gungen und Lebensformen sind zunächt einmal Sache 
eines jeden Einzelnen und verdienen Respekt – und 
dies selbst dann, wenn es sich um Vorstellungen han-
delt, die der Mehrheit der Gesellschaft unverständlich 
sind. Natürlich gilt dies nur, so lange die Rechte ande-
rer Individuen nicht angetastet werden.

Grenzgänge in der Schule

Für die pädagogische Auseinandersetzung, in der 
Schule zum Beispiel, bedeutet dies unter anderem, 
dort Grenzen zu setzen, wo Gläubige die individuel-
len Entscheidungen anderer zu beschneiden versu-
chen. Oft geschieht diese Beschneidung individueller 
Rechte in unspektakulären, unauffälligen und ver-
meintlich banalen Situationen: zum Beispiel mit dem 
Verächtlichmachen bestimmter Kleidungsstile als 
„unislamisch“ oder in der Kritik eines muslimischen 
Mädchens, das kein Kopftuch trägt oder ohne zu mur-
ren zusammen mit Jungen am Schwimmunterricht 
teilnimmt. Den Kritikern geht es dabei nicht um das 
Ansehen des Einzelnen vor Gott. Die Denunziation 
anderer als sündig oder unislamisch zielt vielmehr da-
rauf, ihre strenge Interpretation des Islam als einzig 
wahre und allgemeingültige festzulegen und sie ande-
ren aufzuzwingen. 

In dem Handbuch ‚Islam & Schule‘ hat die Bun-
deskoordination von Schule ohne Rassismus – Schule 
mit Courage ausführlich und anhand vieler Beispiele 
beschrieben, wie die Schule auf derlei Herausforde-
rungen reagieren kann.

Islamismus
Das Problem des Islamismus reicht allerdings noch 
viel tiefer und ist noch weit brisanter als die oben be-
schriebenen Beispiele es nahe legen.

Deutsche Jugendliche und Erwachsene schließen 
sich al-Qaida oder den Taliban in Afghanistan an; sie 
kämpfen in Syrien und im Irak auf Seiten islamisti-
scher Bewegungen wie dem selbst ernannten Islami-
schen Staat (IS) und wenden sich fast wöchentlich 
mit martialischen Videobotschaften an ihre Altersge-
nossInnen. Auf bis zu 600 Männer und einige Frauen 
schätzen die Sicherheitsbehörden die Zahl der Deut-
schen, die allein von 2012 bis Anfang 2015 nach Syrien 
und in den Irak gezogen sind, um zu kämpfen. Mit der 
Gedankenwelt radikalislamistischer Gruppen sympa-
thisieren noch weitaus mehr Menschen in Deutsch-
land. 

Salafisten und Dschihadisten

Bevor wir uns der Frage zuwenden, was die Anzie-
hungskraft islamistischer Gruppen ausmacht, möch-
ten wir ein paar Begriffsdefinitionen vornehmen:

Nahezu alle Definitionen bezeichnen den Islamismus 
als eine Ideologie, der zufolge der Islam a) alle Berei-
che des menschlichen Lebens regeln soll; b) der Staat 
und die Gesellschaft islamisch ausgerichtet sein sol-
len; und c) eine Trennung zwischen privatem Glauben 
und öffentlichem Raum nicht gegeben sein soll. Ein 
Alternativbegriff zu Islamismus ist Politischer Islam. 
Für den gewöhnlichen Muslim ist sein Glauben vor al-
lem Privatsache. Ein Islamist sieht das anders; ähnlich 
wie auch die Fundamentalisten anderer Religionsge-
meinschaften.

SalafistInnen sind eine Teilmenge von IslamistInnen. 
Sie heißen so, weil sie sich in allem, was sie tun und 
glauben, vor allem auf die Salaf al-Salih beziehen, die 
„reinen Altvorderen“. Für Salafisten gelten die Zustän-
de in der von Mohammed geführten Stadt Medina im 
7. Jahrhundert als Idealzustand der menschlichen Ge-
schichte, der wiederhergestellt werden soll.

Salafisten gliedern sich grob gesagt in drei Unterströ-
mungen: in politische Salafisten, die aktiv an der Um-
wandlung der Gesellschaften mitwirken; Quietisten, 
denen es vor allem um Religion geht; und die Minder-
heit der radikalen, gewaltbereiten Salafisten. Letztge-
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nannte sind es, die auch als Dschihadisten bezeichnet 
werden; als Salafisten, die ihr Gesellschaftsideal mit 
revolutionärer Gewalt herbeizwingen wollen. Den 
Dschihad legen sie allein als bewaffneten Kampf aus, 
den sie nicht nur gegen Christen, Juden und Atheisten 
führen, sondern auch und vor allem gegen moderate 
Muslime, die in ihren Augen Ungläubige oder Abtrün-
nige sind.

Zu den DschihadistInnen zählen in Deutschland laut 
Verfassungsschutz Anfang 2015 ein paar hundert Per-
sonen; zu den SalafistInnen über 7.000; IslamistInnen 
sollen rund 40.000 Menschen sein. Das macht auch 
deutlich: Die überwiegende Mehrheit der IslamistIn-
nen hierzulande verzichtet auf Gewalt zur Durchset-
zung ihrer Ziele. Musliminnen und Muslime gibt es in 
Deutschland rund vier Millionen.

Das Heilsversprechen

Nun zu der Frage, was den Islamismus und vor allem 
den Dschihadismus auch für Jugendliche aus Deutsch-
land so attraktiv macht? In Deutschland gibt es vor 

allem zwei Heilsversprechen, welche die System-
überwindung und die Erhöhung der eigenen Person 
in Aussicht stellen: den Rechtsextremismus und den 
Islamismus. Der deutsche Rechtsextremismus mit 
seinem ideologischen völkischen Fundament ist für 
Jugendliche und junge Erwachsene aus Migrantenfa-
milien aus naheliegenden Gründen unattraktiv. Der 
Islamismus hingegen zielt nicht auf das Blutsprinzip 
und damit auf die nicht mehr änderbare Abstammung 
ab – er lädt jeden ein, der sich zum einen zum Islam 
und zum zweiten zur spezifischen und radikalen In-
terpretation der Quellen bekennt. Der Islamismus ist 
so etwas wie der Internationalismus des 21. Jahrhun-
derts und deshalb auch für Sinn- und Aktionssuchen-
de attraktiv, denen der Islam nicht in die Wiege gelegt 
wurde.

Individualismus und Liberalismus werden von Isla-
mistInnen radikal abgelehnt. Sie bekämpfen die öko-
nomische, militärische und kulturelle Dominanz des 
Westens und sehen die USA und Israel als ihre ärgsten 
Feinde an. Mit diesen ideologischen Versatzstücken, 
wenn auch nicht mit der Wahl der Mittel, können 

Straßenkampf in Solingen: Salafisten geraten mit Pro-NRW-Anhängern aneinander (2012)
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sich außer islamistischen Gruppen auch viele ande-
re identifizieren: rechtsextreme Gruppen, Teile der 
Antiglobalisierungsbewegung sowie der Linksextre-
misten. Insoweit unterscheiden sich dschihadistische 
Gruppen nicht von links- und rechtsextremistischen 
Terrororganisationen des 20. Jahrhunderts.

Die Propaganda der salafistischen und dschihadisti-
schen Gruppen funktioniert bei einem Teil der um-
worbenen Jugendlichen gut: sie packen sie bei ihren 
Emotionen und bieten ein geschlossenes Weltbild an, 
das auf alle Fragen Antworten aus dem Koran und 
dem Leben des Propheten bereit hält. „Natürlich wirst 
du als Muslim diskriminiert“, sagen sie – schließlich 
lebst du unter Ungläubigen, deren einziges Ziel der 
Krieg gegen den Islam als solches ist! Diese schlichte 
Botschaft dringt nicht zuletzt aus hochprofessionell 
hergestellten Videos. Mit Musik unterlegt bieten sie 
Heldenfiguren zur Identifikation an, erzeugen mit 
dem Leiden der MuslimInnen anderswo auf der Welt 
ein schlechtes Gewissen und geben ein Heilsverspre-
chen ab. Zudem äußern sich diese Gruppen häufig be-
tont rebellisch und antikapitalistisch, um noch mehr 
Menschen anzusprechen.

Auf Mitgliederfang: al-Qaida, IS & Co

Gruppen wie al-Qaida, der selbsternannte Islamische 
Staat (IS), die Islamische Bewegung Usbekistans, Boko 
Haram oder wie dschihadistische Gruppen sonst hei-
ßen mögen, rekrutieren seit Jahren via Internet ihre 
AnhängerInnen. Ausgerechnet das demokratischste 
aller Massenmedien ist zugleich das effektivste Werk-
zeug für die Propagandisten des Terrors. An jedem 
Ort der Welt abruf- und beliebig vervielfältigbar sind 
alle Versuche der Sicherheitsbehörden, sie im Netz zu 

bekämpfen und ihre dschihadistischen Botschaften 
zu unterbinden, bislang gescheitert. 

Vor einigen Jahren war der Dschihadismus ein fast 
rein arabisches Phänomen, inzwischen ist es längst 
auch ein deutsches. Die jungen Männer und Frauen 
in diesen Dschihad-Reisegruppen, wie Sicherheitsbe-
amte sie nennen, heißen längst nicht mehr nur Mo-
nir, Bekkay, Ahmad oder Fatih, sondern auch Danny, 
Thomas, Luisa oder Stefanie. Und sie sind mitnichten 
alle gescheiterte Existenzen, ungebildete Verlierer, 
frühere Kleinkriminelle oder Drogenabhängige. Nicht 
wenige sind zumindest nach außen gut integrierte 
junge Erwachsene, die im örtlichen Sportverein Fuß-
ball gespielt, für Verkehrsämter und Statistikbehörden 
gearbeitet haben oder eigentlich Zahnärztinnen wer-
den wollten.

Das Narrativ der Islamisten 

Sie alle lassen sich von einer Erzählung vereinnahmen, 
die vereinfacht so geht: Weltweit werden MuslimIn-
nen unterdrückt und vom Westen bekriegt. In Afgha-
nistan, Syrien, dem Irak, Tschetschenien und Paläs-
tina halten Ungläubige ihre Länder besetzt. Dagegen 
muss sich die Gemeinschaft der Muslime – die Umma 
– wehren, indem jeder wahrhaft Gläubige den bewaff-
neten Dschihad in den angeblich besetzten Gebieten 
führt. Je nach Grad der ideologischen Verblendung 
werden auch Anschläge im Westen gerechtfertigt.

Unter jenen, die zum Dschihadismus konvertieren, ha-
ben nicht alle von vornherein die Radikalität gesucht: 
Die Radikalisierung findet nicht schlagartig statt; sie 
ist ein schleichender Prozess. ExtremistInnen haben 
– und das ist ein großes Problem – funktionierende 
Strategien entwickelt, instabile, Sinn suchende jun-
ge Menschen und vor allem MuslimInnen anzuspre-
chen. Das können sie gut – oft besser als die jeweilige 
Umgebung. Der deutschen Gesellschaft sollte das zu 
denken geben: Die Extremisten stoßen in eine Lücke 
– das dahinter liegende Problem ist zu einem großen 
Teil, dass wir diese Menschen zu RebellInnen ohne 
Ziel und Orientierung werden lassen. Warum fühlen 
sich so viele junge MuslimInnen überhaupt ausge-
grenzt und sind deshalb so offen für die Erzählungen 
der Dschihadisten? Schulen, die den Anspruch haben, 
sich gegen jede Form von Diskriminierung zu wehren, 
sind hier in der Verantwortung. 

Optik wie bei MTV: In Pose für den Islamischen Staat
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Islam & Ich

Das Themenheft ‚Islam & Ich’ der 
Bundeskoordination Schule ohne 
Rassismus – Schule mit Courage 
informiert über Szenen des jugend-
lichen muslimischen Lifestyles eben-
so wie über die vielfältige Musik, die 
sich auf den Islam bezieht. Zugleich 
sensibilisiert es für die Trennlinien 
zwischen Islam und Islamismus. Wei-

tere Kapitel und zahlreiche Fotos 
gewähren Einblicke in die Welt der 
Ressentiments und der Gewalt von 
MuslimhasserInnen, radikalen Isla-
misten und terroristischen Dschiha-
disten. Ausgewählte extremistische 
Gruppen, die im Namen von Religion 
oder ethnischer Herkunft versuchen, 
Einfluss auf die Köpfe von Kindern 

und Jugendlichen zu nehmen, wer-
den mit ihren politischen Zielen und 
den Gefahren, die von ihnen ausge-
hen, vorgestellt.

Im Zentrum des Unterrichtsmateri-
als mit Kurzfilmen und Arbeitsbögen 
steht eine jugendliche Muslimin in 
einer Problemsituation. Sie hat den 
Kontakt zu einem engen Freund 
verloren, der sich in der Szene zum 
Jugendprediger radikalisierte und 
heute extreme Ansichten vertritt. 
Gemeinsam mit ihrer Freundin und 

begleitet von einer Journalistin lässt 
sie sich von Islamismusexperten be-
raten, wie sie sich verhalten soll. Und 
sie sucht den Kontakt zu einem Aus-
steiger aus der islamistischen Szene. 
Das Material eröffnet Jugendlichen 
ausgesprochen lebensnah die Mög-
lichkeit, anhand einer konkreten 
Geschichte Probleme und Entschei-

dungsspielräume hinsichtlich des 
Salafismus und seines Gefährdungs-
potenzials zu diskutieren. 

Was ist Salafismus, wer sind die geis-
tigen Väter, welche Strömungen und 
Missionierungsstrategien verfolgen 
Salafisten in Europa und weltweit? 
Rauf Ceylan und Michael Kiefer bie-
ten wertvolle Antworten, versehen 
mit Hintergrundinformationen zur 
Entstehungszeit des Islam und zu da-
maligen Formen von religiösem Ex-

tremismus. Die Autoren zeigen, dass 
Salafismus als Reaktion von Rand-
gruppen im Islam auf die Herausfor-
derungen der Moderne (Aufklärung, 
Säkularisierung und Kolonialismus) 
entstand, obwohl sich Salafisten 
explizit in die Tradition von Moham-
med und seinen Gefährten stellen. 
Die Autoren liefern Handlungsemp-

fehlungen für Moscheegemeinden, 
Schulen, Jugendeinrichtungen und 
Universitäten und somit einen Bei-
trag zur Prävention.

Entscheidung im Unterricht. Salafismus in der Demokratie

Salafismus

‚Entscheidung im Unterricht. 
Salafismus in der Demokratie‘, 
Bundeszentrale für politische Bildung, 
Bonn 2013, 28 Seiten (mit DVD)

Themenheft ‚Islam & Ich’,
Bundeskoordination SOR-SMC (Hrsg.),  
Berlin 2012, 74 Seiten

Rauf Ceylan, Michael Kiefer:
‚Salafismus. Fundamentalistische Strömungen und 
Radikalisierungsprävention‘, 
Springer Verlag, 
Wiesbaden 2013, 168 Seiten

Material
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Antisemitismus ist kein Alleinstellungsmerkmal von 
rechtsextremen oder islamistischen Jugendlichen. Er 
findet sich in allen gesellschaftlichen Gruppen, egal 
ob sie sich als politisch links oder rechts begreifen. 
Antisemitismus hat viele Gesichter und ist eine wand-
lungsfähige Ideologie.

Geschichte des Antisemitismus

Bis ins 19. Jahrhundert speiste sich der Judenhass in 
Europa aus christlichen Wurzeln. Juden wurden vor 
allem als verstockte Ungläubige und „Christusmör-
der“ angesehen. Die antijüdische Propaganda sagte 
den Juden Schreckliches nach. Sie machte Juden für 
Seuchen wie die Pest verantwortlich und unterstellte 
ihnen, sie würden christliche Kinder in geheimen Ri-
tualen ermorden.

Bereits im Mittelalter war der Antisemitismus stark 
ökonomisch motiviert. Den europäischen Juden war 
der Zugang zu vielen Berufen verwehrt. Sie konn-
ten keine Mitglieder in Handwerkszünften werden, 
durften keine Ländereien und Höfe besitzen. Notge-
drungen konzentrierten sie sich auf Finanz- und Han-
delsgeschäfte. Dies hatte wiederum zur Folge, dass 
Antisemitinnen und Antisemiten Juden als hinterlis-
tig und geldgierig bezeichneten. Ein Stereotyp, das bis 
heute wirkungsmächtig ist.

Mit Aufkommen des „wissenschaftlichen“ Rassismus 
im 19. Jahrhundert versuchten Wissenschaftler die 
Menschheit in unterschiedliche „Rassen“ einzutei-
len. In diesem Zusammenhang wurde auch eine ver-
meintlich „jüdische Rasse“ konstruiert. In der Regel 
projiziert der Rassismus auf andere „Rassen“ eine ide-
alisierte „Natürlichkeit“, triebhafte Sexualität, Faul- 
und Trägheit, niedrige Intelligenz und Kriminalität. 
Der Jude als antisemitisches Klischee hingegen ist als 
Projektion das Gegenteil: Ihm werden eine hohe, aber 
verschlagene Intelligenz, sagenhafte Macht und kalte 
Berechnung zugeschrieben.

Der Begriff Antisemitismus tauchte übrigens erstmals 
1879 als Selbstbezeichnung von Judenfeinden auf, 
die damit ihrer antijüdischen Haltung einen wissen-
schaftlichen Schein geben und von der hergebrachten 
christlichen Judenfeindschaft abgrenzen wollten. Mit 
dem Begriff sind gezielt judenfeindliche Einstellungen 
und Handlungen gemeint, auch wenn diese von ande-

ren Semiten wie zum Beispiel Arabern ausgeübt wer-
den. Der Antisemitismus in dieser Zeit richtete sich 
gegen die soziale und politische Emanzipation der jü-
dischen Minderheit. Im Verlauf des 19. Jahrhunderts 
erhielten Juden in Deutschland die vollen Bürgerrech-
te wie zum Beispiel das Wahlrecht und das Recht auf 
Freizügigkeit. Antisemitische Parteien und Bewegun-
gen wollten dies wieder rückgängig machen.

Der Erfolg des jüdischen Bürgertums im 19. und 20. 
Jahrhundert, das nach seiner Gleichstellung bald in 
die höchsten Ebenen von Politik, Medien, Wirtschaft, 
Wissenschaft, Medizin und Banken aufstieg, wurde 
schnell zum gierigen Griff nach der Weltmacht um-
gedeutet, der im Verborgenen durch eine weltum-
spannende „jüdische“ Finanz-, Wirtschafts-, Mei-
nungs- und Politikerelite erfolge. Das Weltjudentum 
erreiche dieses Ziel, so lautete der Vorwurf, indem 
es die Fundamente aller Gesellschaften wie Familie, 
Nation, Glauben und Moral zersetze und zerstöre. 
Insbesondere Kommunismus, Kapitalismus und Libe-
ralismus seien jüdische Erfindungen und würden die 
Grundlagen religiöser, nationaler und politischer Ge-
meinschaften zerstören.

Mythos Jüdische Weltverschwörung

Damit war die Vorstellung einer internationalen jü-
dischen Weltverschwörung geboren. Für radikale 
Antisemiten aller politischen Lager und Herkünfte 
sind bis heute „die Juden“ für alle Krisen der Moder-
ne verantwortlich, indem sie weltweit Revolutionen, 
Wirtschafts- und Finanzkrisen sowie vieles andere 
anzettelten.

Antisemiten sehen politische oder soziale Konflikte 
immer durch ihre antisemitische Brille. Ihre Wahr-
nehmung ist geprägt von den Zerrbildern, die sie sich 
von Juden machen. Um die Attraktivität des Antise-
mitismus in Geschichte und Gegenwart zu erfassen, 
ist wichtig zu verstehen, dass Antisemitismus ein Wel-
terklärungsmodell anbietet, das mit Stereotypisierun-
gen die komplexen Widersprüche der Moderne simpel 
erklärt. Einer im Vergleich zur gesamten Weltbevölke-
rung minimalen Minderheit wird in dieser Weltsicht 
eine maßlos überhöhte Macht zugeschrieben. Der 
imaginierte Jude wird zum Inbegriff des Dämonischen 
und abgrundtief Bösen, den man mit allen Mitteln be-
kämpfen muss.

Antisemitismus
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Die Wahnvorstellung von Juden als einer zerstöreri-
schen „Gegen-Rasse“, eines „Über-„ oder „Anti-Volks“ 
setzten die Nationalsozialisten ab 1933 in eine radikale 
staatliche Politik um, die zur weitgehenden Vernich-
tung des europäischen Judentums führte.

Sekundärer Antisemitismus nach 1945

Zahlreiche Deutsche wollen aus Scham oder Abwehr 
von Verantwortung nicht mehr an die im Namen der 
eigenen Nation begangenen nationalsozialistischen 
Verbrechen erinnert werden. Ihre Abwehr äußert 
sich zum Beispiel in Unterstellungen, Juden würden 
aus Rachsucht, Geldgier oder Machtstreben ihre Ver-
folgungsgeschichte ausnützen, um sich in aller Welt 
politische und wirtschaftliche Vorteile zu verschaffen. 
So mancher argumentiert gar mit einer Mitschuld 
der Juden an ihrer Verfolgung im Zweiten Weltkrieg, 
rechnet den Völkermord an den Juden mit Kriegsver-
brechen an der deutschen Bevölkerung auf, und rela-
tiviert so den Holocaust. Radikale Antisemiten leug-
nen gar, dass der nationalsozialistische Völkermord 
überhaupt stattgefunden habe.

Mit solchen Argumentationen geht die Forderung 
nach einem Schlussstrich unter die Verbrechen der 
Nationalsozialisten einher. Die Träger von so genann-
ten sekundärantisemitischen Einstellungen sehen 
Juden mit ihrer Mahnung, an die Verbrechen des Ho-
locaust zu erinnern, als Störenfriede einer gewünsch-
ten nationalen Normalität an.

Islamisierter Antisemitismus

Über den Ursprung des Antisemitismus unter Musli-
mInnen wird kontrovers diskutiert. Der Versuch, die-
ses Phänomen mit judenfeindlichen Stellen im Koran 
zu erklären und theologisch zu begründen, ist prob-
lematisch.

Tatsächlich ist der Antisemitismus in den christ-
lich-muslimisch geprägten arabischen Gesellschaften 
des Nahen und Mittleren Ostens ein relativ junges 
Phänomen und trat erst im 20. Jahrhundert in Zu-
sammenhang mit dem Erstarken des arabischen Nati-
onalismus in Erscheinung. Er verbreitete sich damals 
sowohl unter christlichen wie muslimischen Arabern.

Antisemitismus bleibt aktuell; im Februar 2015 wird ein Mensch in Kopenhagen vor einer Synagoge umgebracht
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Wenn die Judenfeindschaft unter MuslimInnen heu-
te als wesenhafter Zug des Islam interpretiert wird, 
geht man islamistischen Interpretationen auf den 
Leim. Fraglos waren JüdInnen in vormodernen mus-
limischen Herrschaftsbereichen marginalisiert und 
diskriminiert. Als monotheistische Buchreligion mit 
eigenen Rechten und Pflichten anerkannt, genossen 
sie jedoch in vielen relativ toleranten Phasen – wie 
auch die Christen – einen begrenzten Schutz durch 
die Herrschenden.

Erst im Zusammenhang mit der Gründung des Staa-
tes Israel und dem so genannten Palästinakonflikt 
wurden judenfeindliche Passagen im Koran und den 
Hadithen von islamistischen Autoren umfassend neu 
interpretiert. Und erst seit den 1970er-Jahren ist eine 
systematische, massenwirksame Islamisierung mo-
derner antijüdischer Feindbilder aus Europa zu beob-
achten.

Antisemitischer Antizionismus

Diese Feindbilder prägten die Programmatik zahlrei-
cher islamistischer Organisationen in erheblichem 
Maß; heute ist das Stereotyp des jüdischen Verschwö-
rers, der meist aus dem Verborgenen alle Bereiche 
staatlicher und globaler Macht steuert, ein Kernele-
ment islamistischer Propaganda. Auch in der islamis-
tischen Variante antisemitischer Vorstellungswelten 
dominiert das Judentum die Finanzwelt sowie die 

Sphären von Politik, Wirtschaft, Handel, Medien und 
Wissenschaft.

Die Außen- und Militärpolitik des Staates Israel wird 
oft heftig kritisiert. Klar ist: Ein kritischer Blick auf 
staatliche Politik gehört zu den Grundfesten der De-
mokratie; deshalb ist es auch legitim, die israelische 
Politik zu kritisieren. Entscheidend ist: Für Kritik am 
Staat Israel müssen dieselben Maßstäbe und Stan-
dards gelten wie für Kritik an allen anderen Staaten.

Das ist oft nicht der Fall: Häufig wird die Kritik mit 
antisemitischen Ressentiments überfrachtet, mit dem 
Ziel, Israel zu dämonisieren und zu delegitimieren. 
Diese Form der Israel-Feindschaft wird als antisemi-
tischer Antizionismus bezeichnet. Er äußert sich bei-
spielsweise im Vergleich der Politik Israels mit der der 
Nationalsozialisten, durch das In-Haftung-Nehmen 
aller JüdInnen weltweit für die Politik Israels, oder in-
dem Israel gar das Existenzrecht abgesprochen wird.
 
Antizionistische Argumentationen gehören als anti-
imperialistisch verkleideter Antiamerikanismus aber 
auch zum Repertoire jener radikalen Linken, die die 
USA als Marionette Israels sehen, die von einer mäch-
tigen zionistischen Israel-Lobby in den USA gesteuert 
sei. Die krude Vorstellung, der global agierende Ka-
pitalismus sei ein Werkzeug des jüdisch-amerikani-
schen Imperialismus ist eine Neuauflage der Phanta-
sie von einer jüdischen Weltverschwörung. 

Immer wieder werden, wie hier 
in Frankreich, jüdische Friedhö-
fe geschändet. Umso wichtiger, 
dass die Zivilgesellschaft deutli-
che Zeichen der Solidarität setzt©

 d
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Kritik oder Antisemitismus?

Diskussionen über Israel sind häufig 
konfliktbeladen und nicht selten mit 
Ressentiments überfrachtet. Manche 
werfen Israel Rassismus vor, andere 
agieren antisemitisch aus Abwehr 
von historischer Verantwortung; Drit-
te sehen Israel als Inkarnation von 
Kapitalismus und Imperialismus. Be-
sonders verstört es dabei, dass an-

tisemitische Töne nicht selten auch 
von jenen kommen, die sich selbst 
als emanzipatorisch, antinazistisch 
und antirassistisch verstehen. Die 
Handreichung über israelbezogenen 
Antisemitismus schafft hier Orientie-
rung, indem sie Kriterien zusammen-
fasst, nach denen zwischen legitimer 
Kritik an staatlichem Handeln und 

israelbezogenem Antisemitismus un-
terschieden werden kann. 

Antisemitische Äußerungen verunsi-
chern PädagogInnen häufig. Wie sol-
len sie über Themen wie Judentum, 
Judenfeindschaft, Israel oder auch 
NS-Vergangenheit sprechen, ohne 
permanent das Gefühl zu haben, et-
was falsch zu machen? Die Broschüre 
macht dazu vielfältige Angebote. Sie 
bietet einen prägnanten Überblick 

über die sozialwissenschaftlichen 
und pädagogischen Debatten der 
letzten Jahre über „neuen” und „al-
ten” Judenhass. Und sie schlägt ein 
Bildungskonzept zu und gegen An-
tisemitismus vor, welches in einem 
umfangreichen Methodenteil kon-
kretisiert wird. Die praxiserprobten 
Übungen eignen sich für die Arbeit 

in Einrichtungen der Jugend- und Er-
wachsenenbildung und sind beliebig 
kombinierbar.

Aktuelle Formen von Antisemitismus 
finden sich in ganz verschiedenen 
Diskursen: über Globalisierung, Nah-
ostkonflikt, Nationalsozialismus und 
Holocaust zum Beispiel. Ein häufiges 
Problem ist, zu erkennen, ob es sich 
bei den jeweiligen antisemitischen 
Äußerungen um eine geschlosse-
ne Weltanschauung, um Fragmente 

antisemitischer Ideologie, um unbe-
wusste Stereotype, jugendkulturelle 
Rhetorik oder Provokation handelt. 
In dem Heft werden Erfahrungen 
zum Themenfeld Antisemitismus 
in der Einwanderungsgesellschaft 
gebündelt. In kurzen Textblöcken 
und grafischen Übersichten werden 
Konzepte, Kriterien, methodische 

Empfehlungen und Interventionen 
im Umgang mit Antisemitismus vor-
gestellt.

Antisemitismus als Problem in der Bildungsarbeit

Weltbild Antisemitismus

Christian Brühl, Marcus Meier (Hrsg.):  
‚Antisemitismus als Problem in der schulischen und 
außerschulischen Bildungsarbeit. Pädagogische und 
didaktische Handreichungen für Multiplikatorinnen 
und Multiplikatoren’,
Info- und Bildungsstelle gegen Rechtsextremismus,
Köln 2014, 137 Seiten

‚Kritik oder Antisemitismus? Eine pädagogische 
Handreichung zum Umgang mit israelbezogenem 
Antisemitismus’, 
Amadeu Antonio Stiftung (Hrsg.), 
Berlin 2013, aktualisierte Auflage 2015, 38 Seiten

‚Weltbild Antisemitismus. Didaktische und methodi-
sche Empfehlungen für die pädagogische Arbeit in 
der Migrationsgesellschaft’, 
Bildungsstätte Anne Frank (Hrsg.),
Frankfurt / M. 2013, 76 Seiten

Material



66

„Zigeuner klauen, sind dreckig, wollen nicht arbei-
ten, betteln stattdessen und ziehen mit dem Wohn-
wagen durch Europa. Gute Musik spielen können sie 
aber.“ So oder so ähnlich lauten die Vorurteile in einer 
durchschnittlichen Schulklasse, wenn die Rede auf 
Sinti und Roma kommt.

Offener oder latenter Antiziganismus, also Rassismus 
gegen Sinti und Roma, verbindet SchülerInnen unab-
hängig davon, ob ihre Eltern aus der Türkei, aus Polen, 
arabischen Ländern oder Deutschland kommen. Kei-
ne Minderheit stößt in Deutschland auf so viel Ableh-
nung wie die Sinti und Roma. Dabei haben die meis-
ten Menschen, deren Feindseligkeit sich gegen diese 
richtet, gar keinen Kontakt zu dieser Minderheit. Ihre 
Vorstellungen sind vor allem geprägt von jahrhunder-
tealten Stereotypen sowie dem Bild, das Medien ver-
breiten.

Während der nationalsozialistischen Diktatur führte 
die Diskriminierung der als „Zigeuner“ ausgegrenzten 
Menschen zum Völkermord. Mehr als 200.000 Morde 
an europäischen Sinti und Roma sind belegt, manche 
Historiker und Genozidforscher gehen gar von etwa 
500.000 Opfern aus.

Wer sind Roma und Sinti?  

Bevor wir weiter über Erscheinungsformen des Anti-
ziganismus reden, möchten wir kurz klären, wer die 
Roma und Sinti sind:

Sinti wie Roma sind Nachkommen einer ursprünglich 
aus dem Norden Indiens stammenden Bevölkerungs-
gruppe. Viele, aber längst nicht alle Roma ließen sich 
auf dem Weg nach Westen und auf der Suche nach 
einem menschenwürdigen Leben zunächst in osteu-
ropäischen Ländern nieder. Heute bilden sie die größ-
te Minderheit und die wohl mit Abstand heterogenste 
Bevölkerungsgruppe in ganz Europa. Die in Deutsch-
land seit Jahrhunderten beheimateten unter ihnen 
sind Sinti.

Die Frage, wie viele Roma in Europa leben, ist schwer 
zu beantworten; viele Länder erfassen ihre Minder-
heiten statistisch nicht, auch Deutschland nicht. Die 
geschätzten Zahlen schwanken zwischen acht und 
zwölf Millionen Romnja (Frauen) und Roma (Män-
ner). Die höchsten Anteile haben Rumänien, Bulga-

Antiziganismus
rien, Spanien, Ungarn, die Slowakei und Tschechien. 
Die Roma in Europa unterscheiden sich durch ver-
schiedene Sprachen, Religionen und Gewohnheiten.

Überall in Europa werden Sinti und Roma diskri-
miniert. In Deutschland leben seit 600 Jahren Sinti. 
Nach Angaben des Zentralrats Deutscher Sinti und 
Roma bezeichnet Sinti die in West- und Mitteleuro-
pa beheimateten Angehörigen der Minderheit, Roma 
diejenigen ost- und südosteuropäischer Herkunft.

Nach jüngsten Schätzungen haben zwischen 80.000 
und 120.000 Sinti und Roma die deutsche Staats-
bürgerschaft. Als anerkannte nationale Minderheit 
stehen sie unter dem besonderen Schutz des Staates. 
Neben Deutsch sprechen sie als zweite Muttersprache 
Romanes. In den jeweiligen Heimatländern der Sinti 
und Roma entwickelten sich im Lauf der Jahrhunder-
te unterschiedliche Varianten des Romanes.

Über Jahrhunderte wurden Sinti und Roma politisch, 
wirtschaftlich und kulturell marginalisiert, diskrimi-
niert und verfolgt. Ein Überleben war nur in Klein-
gruppen möglich. Dies ist ein entscheidender Grund 
für die bis heute bestehende geografische Verstreut-
heit. Unter extrem schwierigen Bedingungen fiel 
und fällt es den meisten Betroffenen schwer, poli-
tisch-ökonomische Strukturen aufzubauen, die ihnen 
eine Chance auf Teilhabe an politischer und wirt-
schaftlicher Macht ermöglichen.

Kein glücklicher Begriff

Wenden wir uns zunächst für einen Moment dem Be-
griff selbst zu, der uns so leicht über die Lippen geht. 
Tatsächlich ist Antiziganismus ein vergleichsweise 
junger und eher unglücklicher Begriff für die Ableh-
nung und den Hass gegen Sinti und Roma durch die 
Mehrheitsgesellschaft. Unglücklich deshalb, weil er 
auf „Zigeuner“ rekurriert – ein Begriff, der die ganze 
Palette an Stereotypen und Vorurteilen gegenüber sel-
bigen transportiert. Der Begriff Zigeuner ist eine bis 
ins Mittelalter zurückreichende Fremdbezeichnung 
durch die Mehrheitsbevölkerung und wird von der 
Mehrheit der Sinti und Roma als diskriminierend ab-
gelehnt.

Antiziganismus ist eine eigenständige Form des Ras-
sismus. Um ihm wirksam entgegenzutreten, muss 
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streng getrennt werden zwischen der antiziganisti-
schen Vorstellung der Mehrheitsgesellschaft, die sich 
in vielerlei Hinsicht ihre „Zigeuner“ zusammengebas-
telt hat, und den tatsächlichen Menschen.

Zu den in Deutschland lebenden gehören mehre-
re Gruppen, die sich grob wie folgt unterscheiden 
lassen: in seit dem Mittelalter ansässige Sinti; Ende 
des 19. Jahrhunderts eingewanderte Roma; in den 
1950er-Jahren zugezogene und ursprünglich in Rumä-
nien ansässige Kalderasch; seit den 1960er-Jahren aus 
dem damaligen Jugoslawien eingewanderte „Gastar-
beiter“-Roma. Sie alle sind – wie auch die Manusch in 
Frankreich, die Kalé in Spanien oder die Roma-Grup-
pen Osteuropas – vom Stereotyp des „Zigeuners“ be-
troffen.

Fallen Stereotype über und Lebensverhältnisse von 
Roma doch einmal zusammen, sind dafür häufig die 
Auswirkungen des Antiziganismus selbst verantwort-
lich. Dies gilt gleichermaßen für hohe Arbeitslosigkeit, 
wenig Bildung und die bedrückende Armut mancher 
Roma-Familien.

An dieser prekären Situation wird sich so lange nichts 
ändern, wie die Mehrheitsgesellschaft meint, die mi-
serablen Lebensbedingungen entsprächen dem Natu-
rell oder der Kultur der Roma.

Die Macht der Bilder

Welche Folgen von den Medien verbreitete antiziga-
nistische Bilder haben können, zeigten im Herbst 2013 
Berichte über Fälle von Kindesentzug durch Jugend-
schutzbehörden in Griechenland und Irland beson-
ders deutlich. Die Behörden begründeten ihr Handeln 
damit, die in staatliche Obhut genommenen Kinder 
seien ihren Eltern von den Roma-Familien gestohlen 
worden. Anlass war eine biologistisch-rassistische 
Vorstellung: die Kinder hatten helle Haut und blaue 
beziehungsweise grüne Augen; Polizisten wie Behör-
denmitarbeiter hatten sich augenscheinlich nicht vor-
stellen können, dass Roma so aussehen können.

Nicht nur in Griechenland und Irland, sondern auch 
in Deutschland und anderswo griffen die Medien das 
uralte Stereotyp vom Kinder stehlenden Zigeuner so-

Ghettoisierung: Roma-Kinder in der Slowakei vor einer Mauer, die um ihre Siedlung gebaut wurde

©
 d

pa



68

fort auf: Ohne Prüfung der Beweislage wurde verbrei-
tet, die Kinder seien „offensichtlich keine Roma-Kin-
der“. Auf die Idee, einmal zu fragen, warum in den 
Roma-Lagern überhaupt so genannte Routinekon- 
trollen durchgeführt werden, kam niemand. Befeuert 
von der Behauptung einer griechischen Kinderhilfsor-
ganisation, dass auch im Norden Europas viele Kinder 
verschwänden, weil sich blonde Kinder zum Betteln 
besonders gut eigneten, äußerten viele Journalisten 
unwidersprochen die Hoffnung, dass zehntausende 
Eltern vermisster Kinder nun möglicherweise in ei-
nem Roma-Lager fündig würden.

Zu den sich am hartnäckigsten haltenden antiziga-
nistischen Klischees gehört die Vorstellung, Sinti und 
Roma seien ein umherziehendes Volk. Man könnte 
denken: eigentlich eine anhand historischer Fakten 
schnell zu widerlegende Vorstellung. Tatsächlich sind 
viele Sinti und Roma sesshaft. So wohnten in Preußen 
schon im 19. Jahrhundert Sinti und Roma meist am 
gleichen Ort: manche in ärmlichen, andere in bürger-
lichen Verhältnissen.

Aber die Klischees über Sinti und Roma in unseren 
Köpfen sind häufig stärker als Fakten und kritische 
Reflexion. So beschreiben selbsternannte ExpertIn-
nen in preisgekrönten Büchern die „Romvölker“ als 
Nomaden, Verfolgte und marginalisierte Fremde, die 
nie in den „Kulturvölkern“ Europas angekommen wä-
ren. Auch wenn manche dieser Autoren wohlmeinend 
für Verständnis für angeblich unter Roma besonders 
verbreitete Verhaltensweisen wie Betteln und Stehlen 
werben, da sie den sozialen Verhältnissen geschuldet 
sind: Immer besteht die Gefahr, dass solche Erklä-
rungsmuster unsere Wahrnehmung von Sinti und 
Roma als freizügige, arme, naturverbundene und kri-

minelle Minderheit prägen. So werden Verfehlungen 
einzelner Menschen oder Gruppen zu Eigenschaften 
einer Minderheit ethnisiert.

Was kann Schule tun?

Die Schule spielt eine wichtige Rolle, wenn es darum 
geht, Antiziganismus zu bekämpfen, die Partizipation 
von Sinti und Roma zu ermöglichen und gemeinsam 
das Bild, das wir uns von Roma machen, zu ändern. Die 
meisten Sinti- und Roma-Familien treten der Schule 
mit einer gehörigen Portion Skepsis entgegen. Die Er-
innerung daran, dass ihnen zur Zeit des Nationalsozi-
alismus der Schulbesuch verboten war, ist heute noch 
präsent. Umso wichtiger ist es, Roma-Kinder nicht in 
separate Klassen oder Förderschulen abzuschieben, 
sondern in den gemeinsamen Unterricht aufzuneh-
men. Wichtig ist dabei auch, zu wissen: Angesichts der 
massiven gesellschaftlichen Ablehnung sind wir noch 
weit davon entfernt, dass Sinti und Roma sich in ihrer 
Umgebung zu ihrer Herkunft bekennen können, ohne 
gravierende Nachteile zu erfahren.

Roma-Kinder und -Jugendliche wollen nicht auf ihre 
ethnische Herkunft reduziert werden. Diese ist nur 
ein Teil ihrer Persönlichkeit. Sie haben die gleichen 
Bedürfnisse wie alle anderen Kinder und Jugendli-
chen: nach Anerkennung und Respekt, Aufwachsen 
in einem stabilen Umfeld, Möglichkeiten, ihr Leben 
nach ihren eigenen Vorstellungen in die Hand zu neh-
men, ein positives Selbstkonzept zu entwickeln und 
ihre Kultur und Sprache zu pflegen. Sie sind Mädchen 
oder Jungs, die Fußballfans sind oder lieber ein Inst-
rument spielen, mehr oder weniger gern zur Schule 
gehen, berufliche Wünsche haben und vielleicht einer 
Religion angehören.

Warum Antiziganismus Thema der Courage-Schulen 
sein sollte, haben SchülerInnen der Gesamtschule 
im niedersächsischen Rastede zutreffend formuliert: 
„Der Antiziganismus fällt in den Verantwortungsbe-
reich von uns Nicht-Sinti, von uns Nicht-Roma. Der 
Antiziganismus betrifft die Sinti und Roma, aber wir 
sind es, die den Sinti und Roma den Eintritt in das 
Menschsein nicht gestatten. Zum Nachteil der Sin-
ti und Roma und zum Nachteil von uns allen. Denn 
dadurch demontieren wir die Demokratie und die Zi-
vilgesellschaft. Deshalb sind wir es auch, die für eine 
Verbesserung verantwortlich sind.“ 

Gedenken an ermordete Sinti und Roma
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Methodenhandbuch Antiziganismus

Zur Auseinandersetzung mit dem 
Themenfeld Antiziganismus gibt es 
immer noch nur wenige Materiali-
en, die zudem häufig sehr textlastig 
daherkommen. Das Methodenhand-
buch eröffnet in der Auseinander-
setzung mit dieser Form von Diskri-
minierung neue Zugänge. Mit einer 
kurzen, historisch-soziologischen 

Einführung wird die unübersichtli-
che Gemengelage antiziganistischer 
Diskriminierungen geordnet. Zahl-
reiche aktiv-spielerische Methoden 
der schulischen und außerschuli-
schen Bildungsarbeit ermöglichen 
Selbstreflexionen über Antiziganis-
mus. Die über einen längeren Zeit-
raum erprobten Übungen können 

auch zur Bearbeitung anderer The-
menfelder genutzt werden.

Bis heute werden Sinti und Roma in 
ganz Europa ausgegrenzt und kri-
minalisiert. Der von der Romanistin 
Esther Quicker und dem Pädagogen 
Hans-Peter Killguss herausgegebe-
ne Band bündelt dazu eindrucksvoll 
Stimmen und Analysen anhand der 
Debatte um sogenannte „Armuts-
flüchtlinge“. Wissenschaftliche, pä-

dagogische und literarische Texte, 
aber auch umfangreiches Bildmateri-
al und Interviews zeigen die vielfälti-
gen Lebenswirklichkeiten von Euro-
pas größter Minderheit. Romnja und 
Roma, Sintezze und Sinti berichten 
zudem in biografischen Texten ein-
drucksvoll von ihren Strategien zur 
Selbstbehauptung. Das Buch ist eine 

exzellente Informationsquelle, auch 
in der Schule.

Hunderttausende Roma und Sin-
ti wurden während der NS-Zeit in 
Vernichtungslagern wie Auschwitz 
ermordet. Viele wurden zudem de-
portiert und als Zwangsarbeiter 
ausgebeutet: auf Bauernhöfen, auf 
Baustellen und in der Industrie. Die 
Überlebenden wurden jahrzehnte-
lang nicht als Opfer nationalsozia-

listischer Verfolgung anerkannt; die 
Zahlung von Entschädigungen wurde 
ihnen verweigert. Der vom österrei-
chischen Bildungsministerium getra-
gene Verein erinnern.at bietet mit der 
interaktiven, mehrsprachigen Platt-
form www.romasintigenocide.eu/de  
Lehrkräften und SchülerInnen grund-
legende Informationen über den Völ-

kermord an den europäischen Roma 
und Sinti, über seine Vorgeschichte 
und seine Folgen.

Sinti und Roma zwischen Ausgrenzung und Selbstbehauptung

Das Schicksal der Sinti und Roma während des Holocaust

Esther Quicker, Hans-Peter Killguss (Hrsg.): 
‚Sinti und Roma zwischen Ausgrenzung und 
Selbstbehauptung. Stimmen und Hintergründe zur 
aktuellen Debatte’,
Info- und Bildungsstelle gegen Rechtsextremismus 
im NS-DOK, 
Köln 2014, 256 Seiten

Alte Feuerwache e. V. Jugendbildungsstätte Kaub-
straße (Hrsg.): ‚Methodenhandbuch zum Thema 
Antiziganismus. Für die schulische und außer- 
schulische Bildungsarbeit’, 
Unrast Verlag, 
2. Auflage Münster 2014, 168 Seiten, mit DVD

Verein erinnern.at (Hrsg.):
www.romasintigenocide.eu/de
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Schon ein Blick auf die stark emotionalisierte öffent-
liche Debatte demonstriert, wie stark viele Menschen 
alle ablehnen, die dem Islam angehören. Studien be-
stätigen den Befund problematischer Haltungen der 
deutschen Mehrheitsgesellschaft gegenüber Musli-
minnen und Muslimen. So findet laut einer Erhebung 
der Universität Leipzig von 2014 jeder dritte Deutsche, 
Muslimen solle die Zuwanderung nach Deutschland 
untersagt werden; mehr als 40 Prozent fühlten sich 
„wie ein Fremder im eigenen Land“. Laut Umfragen 
würde weit über die Hälfte der Deutschen die Religi-
onsfreiheit der Muslime gern erheblich einschränken; 
im Osten Deutschlands sogar drei von vier Menschen. 

Eine im Jahr 2010 in fünf europäischen Ländern erho-
bene repräsentative Studie des Exzellenzclusters Re-
ligion und Politik an der Universität Münster belegt, 
dass die Bevölkerung in Deutschland Spitzenreiter in 
der Ablehnung des Islams ist. So sprachen sich Men-
schen in Deutschland deutlich häufiger als FranzösIn-
nen, DänInnen, NiederländerInnen oder PortugiesIn-
nen gegen Moscheebauten aus. Beunruhigend an all 
diesen Umfragen ist die konstant hohe generalisierte 
Abwertung von Muslimen auch in mittleren und ho-
hen Einkommensschichten, die eine verrohende Bür-
gerlichkeit bei diesem Thema bestätigen.

Frei von Emotionen war die Auseinandersetzung mit 
dem Thema Islam in Deutschland zwar nie; Diskus-
sionen über den Bau von Moscheen oder das Kopf-
tuch schlugen immer wieder hohe Wellen. Allerdings 
drehten sich in den 1980er- und 1990er-Jahren die 
Grabenkämpfe vor allem um andere als religiöse As-
pekte – um Ausländerkriminalität, Sozialmissbrauch, 
Jugendgewalt, Bildungsdefizite, Parallelgesellschaf-
ten, Heiratsmigration zum Beispiel. Auch xenopho-
be Debatten bezogen sich nur selten auf den Islam, 
sondern wurden entlang ethnischer oder völkischer 
Grenzziehungen und mit dem Topos der kulturellen 
Überfremdung geführt.

Die Folgen des 11. September

Nach dem 11. September 2001 war ein weiterer Aus-
löser für die massive Verbreitung islamkritischer bis 
muslimfeindlicher Einstellungen die brutale Ermor-
dung Theo van Goghs im November 2004: der nieder-
ländische Filmemacher, der mehrere islamkritische 
Filme gedreht hatte, wurde in Amsterdam am hellich-

ten Tag auf offener Straße erschossen und ihm an-
schließend von dem islamistischen Mörder die Kehle 
durchtrennt. Als ob ein Schalter umgelegt worden sei, 
bestimmen seither auch in Deutschland Schlagworte 
wie Parallelgesellschaften, Unterdrückung von Frau-
en, Nahostkonflikt, das Ende der multikulturellen 
Gesellschaft oder islamisierter Antisemitismus die 
öffentlichen Debatten über muslimische Minderhei-
ten und ihre Einwanderung nach Europa. TürkIn-
nen, AraberInnen und PalästinenserInnen mutierten 
gleichsam von einem Tag zum anderen zu „den Musli-
men“, zu einer scheinbar homogenen Gruppe.

Plötzlich waren alle Muslime

Gleichzeitig wurde die Unterscheidung zwischen 
Islam, Islamismus, Salafismus und Dschihadismus 
aufgehoben. Aus Millionen mehr oder weniger gut 
integrierten EinwanderInnen aus der Türkei, der Bal-
kanregion oder dem Nahen Osten wurden Repräsen-
tanten einer furchterregenden Religion, der Terro-
rismus und Gewalt als angebliche Wesensmerkmale 
innewohnen. Mit Minarett-, Kopftuch- und Burkaver-
boten oder aufgeheizten Moscheebaudebatten wurde 
das Grundrecht der Religionsfreiheit bedenklich in 
Frage gestellt.

Die These, der Islam und damit die Muslime seien 
nicht kompatibel mit dem westlichen Way of Life, 
wird seitdem in Feuilletons variantenreich diskutiert. 
Immer wieder wird in der Debatte auch die These ver-
treten, während Gewalt in der jüdisch-christlichen 
Tradition rechtfertigungsbedürftig sei, kenne der Is-
lam kein grundsätzliches Tötungsverbot. So würden 
viele MuslimInnen anfällig für Radikalisierung, wenn 
sie die Quellen des Islam genauer studierten und sich 
angesichts eines erstarkenden politischen Islam auf 
ihre Pflicht zur Gewaltanwendung besännen.

Von einer solchen Sicht ist es nur ein kleiner Schritt 
zu der Forderung, den Islam oder den Koran zu ver-
bieten, kriminelle Muslime auszuweisen oder Mo-
scheebauten zu untersagen. Dies verlangt der auch in 
Deutschland häufig von Eiferern der muslimfeindli-
chen Szene zitierte Vorsitzende der niederländischen 
Partei für die Freiheit (PVV), Geert Wilders. Ihm ver-
bunden fühlen sich auch politische Gruppierungen 
der so genannten Pro-Bewegung wie Pro Köln oder 
Pro NRW. Den Islam betrachten sie als eine nicht mit 
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dem Grundgesetz vereinbare Ideologie; den Koran set-
zen sie mit faschistischen Pamphleten gleich; bundes-
weit demonstrieren sie gegen den Bau von Moscheen. 
Auch die im Winter 2014/15 erstmals aufgetretene 
Pegida-Bewegung hat sich den Kampf gegen die „Is-
lamisierung des Abendlandes" zum Ziel gesetzt – und 
lud im April 2015 Geert Wilders nach Dresden ein. 

Im Hinblick auf die Stärke rechter Parteien und Be-
wegungen unterscheidet sich Deutschland von euro-
päischen Nachbarländern, in denen mit antimuslimi-
scher Agenda große Wahlerfolge erzielt oder, wie in 
der Schweiz, Volksabstimmungen gegen den Bau von 
Minaretten gewonnen werden.

Tummelplatz Internet 

Europaweit verbreiten Muslimfeinde ihre menschen-
feindlichen Ideologien im Internet. Der Erfolg von 
Plattformen wie Politically Incorrect (PI) und anderen 
sind ein bemerkenswerter Beleg für die verbreitete 
Muslimfeindlichkeit. Politically Incorrect – 2004 ge-
gründet und inzwischen nach eigenen Angaben mit 

bis zu 100.000 Zugriffen täglich – vermittelt eine 
klare Botschaft: Der Islam und die Muslime sind un-
sere Feinde – verabscheuungswürdig, minderwer-
tig und niederträchtig. Im Weltbild der Islamhasser 
bekommen Muslime, einem geheimen Masterplan 
folgend, immer mehr Kinder, um in Europa die poli-
tische Macht und kulturelle Deutungshoheit zu über-
nehmen, still geduldet von einem Kartell aus linken 
MultikulturalistInnen, Gutmenschen, politischen 
Feiglingen und schweigenden Medien. Unverhohlen 
wird gefordert, MuslimInnen elementare Bürger- und 
Menschenrechte vorzuenthalten: Zum Beispiel die 
freie Ausübung der Religion, die den Bau von Mo-
scheen ebenso einschließt wie das Recht auf religiöse 
Bekleidung und die Einhaltung religiöser Riten.

PI, wie die Seite szeneintern genannt wird, gilt als eins 
der erfolgreichsten politischen Blogs in Deutschland. 
Seine Bedeutung für das internationale Netzwerk der 
Islamhasser ist nicht zu unterschätzen. Hier toben 
sich AutorInnen aus, die behaupten, sonst in der Me-
dienlandschaft nicht zu Wort zu kommen. Dabei sind 
es nicht nur die Artikel der Autoren, in denen die kru-

Türkische Frauen schauen einem Anti-Moschee-Protestzug in Duisburg zu
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den Thesen der Islamhasser verbreitet werden. Der 
Führungszirkel des Blogs lässt zu, dass in geposteten 
Kommentaren Muslime als Gesindel, Abschaum oder 
Türkendreck beschimpft werden und zum bewaffne-
ten Kampf gegen den Islam aufgerufen wird. 

Jahrelang ignorierten die Verfassungsschutzämter das 
Treiben von PI, da sie keinen Anlass für eine Überwa-
chung sahen. Der Grund: PI gibt sich betont proisrae-
lisch, projüdisch und proamerikanisch. Deshalb woll-
ten oder konnten die Verfassungsschutzämter keinen 
rechtsextremen Hintergrund erkennen. Seit 2013 
scheint sich dies zu ändern: Das Landesamt für Ver-
fassungsschutz in Bayern stuft die Münchner PI-Orts-
gruppe inzwischen als verfassungsfeindlich ein.

Muslimfeindlicher Terror

Die eher zufällige Enttarnung des rechtsextremen 
Terrornetzwerks Nationalsozialistischer Untergrund 
(NSU) im November 2011 machte deutlich: Menschen-
verachtung und Volksverhetzung haben mörderische 
Folgen. Terror gegenüber Muslimen gehörte über Jah-

re zum bundesrepublikanischen Alltag, ohne dass die 
Gesellschaft es ahnte oder wusste. Von 2000 bis 2006 
soll der NSU acht Menschen mit türkischem Migra-
tionshintergrund und einen griechischen Kleinunter-
nehmer, der offensichtlich für einen Türken gehalten 
wurde, sowie eine Polizistin ermordet haben. Auch 
ein Nagelbombenattentat im Juni 2004 in der Kölner 
Keupstraße, bei dem 22 Menschen verletzt wurden, 
vier von ihnen schwer, wird ihm zugeschrieben. Die 
Keupstraße ist ein Zentrum türkisch-muslimischen 
Geschäftslebens in Deutschland.

Inwieweit der NSU Muslime – und nicht Zuwande-
rer unabhängig von ihrer Religion – ins Visier nahm, 
kann zurzeit nicht beantwortet werden. Ein eindeu-
tig aus Muslimhass gespeistes Verbrechen verübte ein 
Angeklagter 2009 im Landgericht Dresden: Mitten in 
der Verhandlung erhob er sich und erstach die Phar-
mazeutin Marwa El-Sherbini. Immer wieder hatte er 
die nun als Zeugin geladene Ägypterin zuvor auf ei-
nem Spielplatz als „Islamistin“ beschimpft. Der erste 
Übergriff auf eine Moschee in Deutschland wurde 
1981 in Dortmund registriert. 

Unter dem Titel „HoGeSa“ (Hooligans gegen Salafisten) bekommt Muslimfeindlichkeit in Deutschland eine neue Qualität (Köln 2014)
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Islamfeindlichkeit

Was verbirgt sich hinter dem Begriff 
Orient? Und was steckt hinter dem 
angeblichen Bilderverbot im Islam? 
Wie feministisch darf eine Muslimin 
mit Kopftuch sein? Europäische Per-
spektiven auf den Islam sind häufig 
von muslimfeindlichen Klischees und 
Zerrbildern geprägt. In dem Reader 
‚Islamfeindlichkeit‘ werden die Aus-

wirkungen von Muslimfeindlichkeit 
im Alltag beleuchtet. Die Publikati-
on richtet sich an MultiplikatorInnen 
in der Bildungs- und Jugendarbeit 
und zeigt besonders hilfreich die 
Übergänge von legitimer Kritik zu 
simpler Demagogie auf, also wann 
beispielsweise „der Islam“ pauschal 
diffamiert wird. Sie informiert über 

Aspekte, Stimmen und Gegenstrate-
gien und räumt dabei auch mit man-
chen Gewissheiten auf. 

„Der Islam gehört nicht zu Deutsch-
land“ – diese Meinung findet sich 
nicht nur in rechtspopulistischen und 
rechtsextremen Milieus, die Kultur-
kampfparolen verbreiten wie „Maria 
statt Scharia“ oder „Abendland in 
Christenhand“. Antimuslimische Ein-
stellungen reichen bis weit in die Mit-
te der Gesellschaft. Geprägt werden 

sie von einem vermeintlichen Wissen 
und angeblichen Fakten über „den 
Islam“, die von verschiedenen Seiten 
gefüttert werden; mit dem Ziel, eine 
Abgrenzung der „Wir-Gruppe“ von 
„den Muslimen“ zu produzieren und 
zementieren. Inwieweit dabei die 
Vielfalt sozialen Verhaltens auf die 
Religion reduziert und eine rassisti-

sche Ideologie kultureller Höherwer-
tigkeit generiert wird, beschreibt der 
Band facettenreich.

Immer, wenn es in einer Stadt oder 
Gemeinde um den Neubau einer 
Moschee geht, laufen Demonstran-
tInnen Sturm gegen die vermeint-
liche Islamisierung Deutschlands. 
Ressentiments, Vorurteile, fehlende 
Sachkenntnis, aber auch antimusli-
mischer Rassismus sind die Gründe 
für die häufig anzutreffende Ab-

lehnung des Grundrechts auf freie 
Religionsausübung für Muslime. 
Mit dieser Broschüre informiert das 
NS-Dokumentationszentrum Köln 
über Moscheebaukonflikte in Nord-
rhein-Westfalen. Und sie klärt über 
den Rechtspopulismus etwa der Pro 
Köln-Bewegung und der Internet-
plattform Politically Incorrect auf, 

gibt Impulse für die Bewertung von 
Rechtsextremismus und hilft bei der 
Entwicklung von Gegenstrategien. 

Antimuslimischer Rassismus

Moscheebaukonflikte

I. Attia, A. Häusler, Y. Shooman:
‚Antimuslimischer Rassismus am rechten Rand‘, 
Unrast Verlag 
Münster 2014, 86 Seiten

S. Bundschuh, A. Drücker, B. Jagusch: 
‚Islamfeindlichkeit. Aspekte, Stimmen,  
Gegenstrategien’, 
IDA e. V., 
Düsseldorf 2012, 64 Seiten

P. Fels, H. Peter Killguss, H. Puls: 
‚Moscheebaukonflikte und ihre Instrumentalisie-
rung durch die extreme Rechte‘, 
NS-Dokumentationszentrum der Stadt Köln, 
Köln 2012, 56 Seiten
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Jedes Kind weiß, dass es auf der Welt zwei Geschlech-
ter, Männer und Frauen, gibt und nichts dazwischen 
oder darüber hinaus. Geschlecht erlernen wir als et-
was, das eindeutig und von Dauer ist. Du bist Junge 
oder Mädchen, dein Leben lang. Wenn wir öffentliche 
Toiletten nutzen, wird es uns besonders deutlich vor 
Augen geführt: Sind wir Mann oder Frau? Es gibt nur 
zwei Türen. Meist wissen wir ganz genau, auf welche 
Toilette wir zu gehen haben. Aber woher nehmen wir 
die Gewissheit der „richtigen“ Zuordnung? Und wie 
geht es denen, die das Gefühl der eindeutigen ge-
schlechtlichen Zuordnung nicht kennen? Und woran 
liegt es eigentlich, dass, wenn es eine Toilette für Roll-
stuhlnutzer*innen¹, gibt, das Geschlecht keine Rolle 
spielt; und die Frage in aller Regel nur lautet: Bist du 
männlich, weiblich oder hast du eine Behinderung? 
Offenbar steht das geschlechtliche Kriterium bei 
Menschen mit Behinderung nicht im Vordergrund.

Wir alle haben biologische Merkmale, die zu einer 
Zuordnung zu einem der beiden Geschlechter bei 
unserer Geburt führen (engl.: sex). Wer ein Kind aus-
tragen kann, wird dabei als weiblich bezeichnet; wer 
ein weibliches Ei befruchten kann, als männlich. Das 
ist aber noch nicht alles. Denn es bedarf auch sozia-
ler und kultureller Merkmale (engl.: gender), um den 
Anforderungen an Geschlecht gerecht zu werden. Die 
Aussage „Es ist ein Mädchen“ an sich ist wertlos. Es 
sei denn, wir nehmen an, dass allgemein bekannt ist, 
wie Mädchen sind oder zu sein haben. Die körperliche 
Erscheinung eines Menschen ist eng an Erwartungen 
und Vorstellungen von außen geknüpft.

Mann, Frau – was sagt das aus?

Wir alle sind scheinbar in der Lage, auf hundert Meter 
Entfernung das Geschlecht eines Menschen auszuma-
chen. Und wenn uns das nicht gelingt, macht es uns 
seltsam nervös. Dabei gäbe es viel wichtigere Dinge, 
die wir erkennen sollten: Ist der Mensch aggressiv? 
Betrunken? Bewaffnet? Die Unterscheidung in Mann 
und Frau enthält kaum Informationen jenseits unse-
rer Annahmen über körperliche Eigenschaften eines 

Menschen. Männer sind von Männern ebenso ver-
schieden wie von Frauen.

In verschiedenen Gesellschaften wurden Menschen 
nach anderen Kriterien unterteilt: in fortpflanzungs-
fähig und –unfähig. Dort haben Kinder und Frauen 
nach der Menopause dasselbe Geschlecht; gemeinsam 
mit allen Menschen, die aus unterschiedlichen Grün-
den keine Kinder bekommen können. Prämoderne 
menschliche Gemeinschaften unterschieden zudem 
unabhängig vom Geschlecht in Menschen, die kör-
perliche Arbeit gut leisteten, weil sie stark waren, und 
solche, die eher ausdauernde und körperlich leichtere 
Arbeiten verrichten konnten.

Stereotype Erwartungen

Unsere Kleidung, unsere Gangart, unser Haarschnitt, 
unser interaktives Verhalten werden in Gruppen ge-
nau überwacht. Wer von den Erwartungen und Vor-
stellungen abweicht, fällt auf. So mag ein Mädchen, 
das mit Krawatte zur Schule kommt, immer noch 
ebenso Kommentare ernten wie ein Junge, der mit 
Lippenstift und Make-Up in den Unterricht geht. 
Meist gibt es in Gruppen wie Schulklassen sehr ge-
naue Vorstellungen, wie Mädchen und Jungen zu sein 
haben und wie sie sich zueinander verhalten.

Auch der Staat hat ein Interesse an der dauerhaften 
und eindeutigen Zuordnung zu einem der beiden Ge-
schlechter. In Deutschland existiert sowohl im Pass 
als auch im Ausweis ein Geschlechtereintrag. Bei allen 
möglichen Gelegenheiten werden wir beim Ausfül-
len von Formularen und Fragebögen gefragt, ob wir 
männlich oder weiblich seien, selbst wenn das voll-
kommen unerheblich ist.

Neigt eine Gruppe zu Gewalt und starren Geschlech-
terzuordnungen, können Reaktionen auf Abweichun-
gen von verbalen Ausdrücken bis zu körperlichen 
Übergriffen und im Extremfall Hassverbrechen rei-
chen. Hassverbrechen sind Verbrechen gegen Men-
schen, die den Täter*innen in der Regel unbekannt 

Gender  
und Sexismus

1.  In diesem Handbuch wird die Schreibweise mit Binnen-I verwendet – außer in diesem Text. Das Sternchen (*) zeigt – wie auch die Schreib-

weise mit dem Unterstrich (zum Beispiel: Rollstuhlnutzer_innen) – die „Zwischentöne“ flexibler geschlechtlicher Identität besser.  

Aus Gründen der Lesbarkeit haben wir uns im Allgemeinen für die andere Schreibweise entschieden.
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sind und die allein für das bestraft werden, was sie 
sind. Weltweit werden Menschen gequält, gedemütigt 
und ermordet, weil sie der Geschlechternorm ihrer 
Angreifer*innen nicht entsprechen. Hassverbrechen 
zeichnen sich oft durch extreme Gewalt aus und en-
den nicht selten tödlich.

Individuelle und strukturelle Gewalt 

Rigide Geschlechterzuschreibungen werden als Sexis-
mus bezeichnet und betreffen Männer und Frauen auf 
unterschiedliche Weise. Die sexistische Darstellung 
oder Behandlung von Menschen bedeutet eine Her-
abwürdigung. In der Regel werden Frauen in demüti-
gender und unterlegener Weise als Opfer und Männer 
energisch bis übergriffig und machtvoll als Täter dar-
gestellt.

Sexismus beschränkt sich nicht auf individuelle 
Gewalterfahrungen, sondern wird durch struktu-
relle Gewalt gefördert und legitimiert. So war es in 
Deutschland bis in die 1970er-Jahre durchaus üblich, 
dass Richter mit Verweis auf die Kleidung einer verge-

waltigten Frau den Vergewaltiger entlasteten. In einer 
extrem sexistischen Logik klingt das so: Da Frauen vor 
allem Objekte zur Befriedigung von Männern sind, ist 
es denen beinahe unmöglich, ihren mächtigen Trie-
ben zu widerstehen, wenn eine Frau einen kurzen 
Rock trägt.

Auch aktuell ist unsere Gesellschaft noch von Sexis-
mus geprägt: darauf weisen die erheblichen Verdienst-
unterschiede zwischen Männern und Frauen hin, der 
Mangel an Frauen in Führungspositionen, die über-
durchschnittliche Betroffenheit alleinerziehender 
Mütter von Armut.

Auch dass in der Schule Mädchen als weniger begabt in 
Naturwissenschaften oder Sport, aber als den Jungen 
überlegen in Kunst und Deutsch gelten, ist ein Ergeb-
nis sozialer Prozesse. Messbare Leistungsunterschie-
de mag es geben; allerdings entstehen diese durch die 
Erwartungen, die Kindern vermittelt werden. So ken-
nen wild und körperbetont spielende Mädchen den 
Spruch „An dir ist ein Junge verloren gegangen“ nur zu 
gut. Jungen hingegen ernten irritierte Kommentare, 

Jedes Jahr wird sexuelle Vielfalt am Christopher Street Day auch auf deutsche Straßen getragen
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wenn sie eher zurückhaltend und verträumt spielen. 
Ebenso finden sich in Kitas häufig immer noch ver-
schiedene Kisten mit Verkleidungsuntensilien für 
Jungen und Mädchen: Die Mädchen finden in ihren 
Kisten Kleider vor, die Jungen Räuber- und Ritteraus-
rüstung. Und dies sind nur einige Beispiele dafür, wie 
Geschlecht konstruiert und gelernt wird.

Niemand fühlt sich immer gleich. Jeder Mensch kennt 
Momente, in denen es nicht gelingt, den Regeln zu 
entsprechen. Wir alle fühlen uns manchmal ganz an-
ders, als die Umwelt es erwartet und werden dabei 
entweder enttarnt oder nicht. Es gibt eine Reihe Men-
schen, die sich immer wieder unwohl fühlen in dem 
Geschlecht, das ihnen bei ihrer Geburt zugewiesen 
wurde. Damit stoßen sie an eine scharfe Grenze: Die 
Zwei-Geschlechter-Norm, die der Mehrheit als unver-
änderbar gilt.

Es gibt nicht nur zwei Geschlechter

Es gibt aber auch Menschen, die sich keinem der zwei 
Geschlechter zuordnen lassen wollen, diese Norm ab-
lehnen und sich als queer bezeichnen. Andere wollen 
nicht in dem Geschlecht leben, das ihnen zugewiesen 
wurde, sondern im anderen; sie können ganz allge-
mein als transgender bezeichnet werden. Der ebenfalls 
verwendete Begriff transsexuell führt hingegen in die 
Irre, da er sich auf eine sexuelle Orientierung, also ein 

Begehren, bezieht. Wie alle anderen sind auch trans-
gender-Menschen heterosexuell, homosexuell, asexu-
ell oder was immer. Unsere geschlechtliche Identität 
hat mit unserem Begehren nichts zu tun.

Außerdem gibt es Menschen, die aufgrund ihrer kör-
perlichen Merkmale – organisch oder hormonell – 
keinem der beiden Geschlechter eindeutig zuzuord-
nen, sondern intergeschlechtlich sind. Sie werden erst 
seit wenigen Jahren in der Öffentlichkeit wahrgenom-
men; lange war ihre Existenz tabuisiert. Im Jahr 2014 
hat eine Gesetzesänderung nun verfügt, dass bei in-
tergeschlechtlichen Kindern kein Geschlechtseintrag 
in den Ausweispapieren vorgenommen werden muss. 
Da das nur für sie gilt, birgt diese gut gemeinte Rege-
lung ein hohes Diskriminierungsrisiko: Fortan ist am 
fehlenden Eintrag für jeden erkennbar, dass ein Kind 
intergeschlechtlich ist; bisher bekam das meist kaum 
jemand mit.

Auch im Sport wurde in den vergangenen Jahren über 
Geschlechterzugehörigkeit debattiert: zum Beispiel 
über die südafrikanische Läuferin Caster Semenya, 
von der nach einer Reihe großer Siege jemand he-
rausfand, dass sie intergeschlechtlich ist. Plötzlich 
schienen ihre sportlichen Leistungen unerheblich, in 
absurder Weise wurde ihr Betrug vorgeworfen, kurz: 
Sie verlor, wie die deutsche Soziologin Sabine Hark 
in einem Interview konstatierte, ihr Menschsein. Die 
öffentliche Debatte über die Geschlechtsorgane ei-
nes Menschen und das Aberkennen von Leistungen 
sind unwürdig und legen den Verdacht nahe, dass für 
Menschen, deren geschlechtliche Zugehörigkeit nach 
heute gängigem Verständnis nicht eindeutig ist, die 
Menschenrechte nicht in vollem Umfang gelten.

Auch Transgender erleben bis heute massive struk-
turelle Gewalt. Denn die so genannte Gender Identity 
Disorder (Geschlechtsidentitätsstörung), welche die 
Weltgesundheitsorganisation (WHO) als psychiatri-
sche Erkrankung führt, markiert Menschen als krank, 
behandlungsbedürftig und gestört, weil sie nicht in 
dem Geschlecht leben wollen, das ihnen zugewiesen 
wurde. Dabei gibt es ein universelles Recht auf freie 
Persönlichkeitsentwicklung. Solange nicht die Rechte 
eines anderen Menschen verletzt werden, gibt es kei-
nen legitimen Grund, Menschen für ihre Persönlich-
keit zu bestrafen, zu kriminalisieren oder als krank zu 
stigmatisieren. 

Geschlechtsneutrale 
Toiletten
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Fatma ist emanzipiert, Michael ein Macho!?

Jugendliche ganz unterschiedlicher 
Herkunft gehen in dem Heft der 
Bundeskoordination Schule ohne 
Rassismus – Schule mit Courage 
gemeinsam mit JournalistInnen und 
WissenschaftlerInnen der Frage 
nach: „Wie wollen wir im Land der 
Vielfalt zusammenl(i)eben?“ Die Re-
portagen, Interviews und Porträts 

bieten ungewöhnliche Einblicke in 
interkulturelle Lebenswelten. Sie 
behandeln Fragen der Lust, der in-
dividuellen Freiheit, der Moral und 
der Verantwortung. Weitere Themen 
sind die Geschichte der Emanzipati-
on, das umkämpfte Recht auf Selbst-
bestimmung und die Liebe in Zeiten 
der Einwanderungsgesellschaften. 

Das Heft liefert jede Menge Denk- 
und Diskussionsanstöße zu Fragen, 
die Jugendliche seit Generationen 
interessieren.

Während im Bereich der institutio-
nalisierten Politik männerpolitische 
Funkstille herrscht, wird die zivilge-
sellschaftliche Auseinandersetzung 
über Geschlechterpolitik laut und 
emotional geführt. Gerade dezidiert 
frauenfeindliche Stimmen, die eine 
Verkehrung der Geschlechterhie-
rarchie in ihr Gegenteil beklagen, 

Frauenförderung ablehnen und 
Männer als die „wahren Opfer“ der 
Geschlechterverhältnisse ansehen, 
verschaffen sich in den sozialen Me-
dien sowie den Onlineforen großer 
Medien besonders aggressiv Gehör. 
Der vorliegende Band bietet hier 
aus geschlechterdemokratischer 
Perspektive Orientierung über die 

Organisationsformen, Strategien und 
Widersprüche der maskulistischen 
Bewegung. 

„Steh deinen Mann!“ – „Benimm 
dich mal wie ein richtiger Junge!“ 
Immer wieder sieht sich das angeb-
lich starke Geschlecht gezwungen, 
die eigene Geschlechtsidentität 
nachweisen zu müssen. Nur: Worin 
besteht Maskulinität eigentlich? Und: 
Wie stellt man(n) sie auf Dauer si-
cher? Anders gesagt: Wodurch bleibt 

der Kerl ein Kerl? Studierende der 
Sozialen Arbeit an der Hochschule 
Esslingen wollten es genau wissen. 
Sie schwärmten aus, um die Kulte 
der Kerle zu entdecken: im Fitness-
studio, in der Kaserne, im Kloster, im 
Knast, unter Bikern, Rappern, Türste-
hern, Feuerwehrleuten und anderen 
Männern. Ergebnis ihrer Recherche 

ist dieses Buch voller Originaltöne 
und Bilder aus dem wahren Jungen- 
und Männerleben.

Maskulismus

KerleKulte. Inszenierungen von Männlichkeit 

Robert Claus: 
‚Maskulismus. Antifeminismus zwischen  
vermeintlicher Salonfähigkeit und unverhohlenem 
Frauenhass’, 
Friedrich-Ebert-Stiftung, 
Berlin 2014, 109 Seiten

‚Fatma ist emanzipiert, Michael ein Macho!? 
Geschlechterrollen im Wandel’, 
Bundeskoordination SOR-SMC (Hrsg.), 
Berlin 2012, 74 Seiten

Projektgruppe Mannopoly: 
‚KerleKulte. Inszenierungen von Männlichkeit’,
Archiv der Jugendkulturen Verlag KG, 
Berlin 2012, 391 Seiten
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4  Formen der  
Diskriminierung

Wer eine Wohnung nicht bekommt, an der Tür eines 
Clubs abgewiesen wird oder mit schlechteren Noten 
leben muss, weil er irgendwie anders ist, der wird 
diskriminiert. Aber was genau bedeutet Diskriminie-
rung? Und was ist das Gegenteil: Antidiskriminierung? 
Kurz gefasst ist es so: Es gibt strukturelle Diskriminie-
rung, die in den Normen der Gesellschaft begründet 
liegt: dazu gehört zum Beispiel, wenn Frauen im Be-
ruf seltener in Führungspositionen kommen. Und es 
gibt institutionelle Diskriminierung; wenn etwa eine 
Schule bestimmte Schülerinnen und Schüler nicht so 
fördert wie andere. Oder wenn, auch das kommt vor, 
manche SchülerInnen benachteiligt oder ausgegrenzt 
werden. 

Dieses Kapitel führt in die wichtigsten Formen von 
Diskriminierung ein, wie sie auch im Schulalltag vor-
kommen: Diskriminierung wegen körperlicher Merk-
male, sexueller oder religiöser Orientierung, wegen 
des Alters oder der sozialen Herkunft. Und es macht 
deutlich, welche Mechanismen beim Mobbing zum 
Tragen kommen – wenn also einer oder wenige mit 
dem Ausgrenzen anfangen und alle anderen mitma-
chen oder schweigend zusehen.

Dagegen etwas zu unternehmen, ist eins der obersten 
Ziele des Netzwerks Schule ohne Rassismus – Schule mit 
Courage. Die folgenden Seiten beschreiben ausführ-
lich, wie eine Schule erreichen kann, dass niemand 
mehr zurückgelassen, benachteiligt oder diskrimi-
niert wird. Und: wie das Lernziel Antidiskriminierung 
erfolgreich im Schulalltag verankert werden kann.

Lernziel: Antidiskriminierung 80
Material 83

Körperliche Merkmale 84
Praxisbeispiel 87 

Sexuelle Orientierung 88
Material 91

Religion 92
Material 95

Alter 96
Material 99

Soziale Herkunft 100
Material 103

Mobbing 104
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Unser Grundgesetz ist eindeutig: „Niemand darf we-
gen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner 
Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, 
seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen 
Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden. 
Niemand darf wegen seiner Behinderung benach-
teiligt werden.“ So steht es in Artikel 3, Absatz 3. Im 
Jahr 2006 trat in Deutschland zudem das Allgemeine 
Gleichbehandlungsgesetz (AGG) in Kraft.

Auch Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage 
schätzt Klarheit. Deshalb werden Schulen in das 
Courage-Netzwerk nur aufgenommen, wenn sich 
eine satte Zwei-Drittel-Mehrheit der SchülerInnen 
und PädagogInnen dazu verpflichtet, gegen jede Form 
von Diskriminierung vorzugehen. Aber was genau ist 
damit gemeint? Klar ist: Niemand soll diskriminiert 
werden. Aber wie erkennen wir Diskriminierung?

Trennen, absondern, abgrenzen

Diskriminierung stammt von dem lateinischen discri-
minare ab; zu deutsch: trennen, absondern, abgren-
zen, unterscheiden. Aufgenommen in die deutsche 
Sprache wurde es zunächst in der wertneutralen Be-
deutung von Unterscheidung; so verwendet es auch 
bis heute die Wissenschaftssprache. Im allgemeinen 
Sprachgebrauch allerdings hat sich seit dem vergange-
nen Jahrhundert vor allem die Verwendung im Sinne 
von „jemanden herabsetzen, benachteiligen, zurück-
setzen“ durchgesetzt.

Das Gefühl, nicht anerkannt zu sein und aus einer 
Gruppe ausgeschlossen zu werden, kennen wir alle. 
Der eine wird nicht akzeptiert, weil seine Familie we-
nig Geld hat, eine andere, weil ihre Religion auf Ab-
lehnung stößt, wieder andere, weil sie angeblich zu 
jung, zu alt, zu hässlich, zu dick oder zu dünn sind. 
Botschaften, die signalisieren, dass man nicht da-
zugehört, können verschiedene Formen annehmen. 
Von Diskriminierung sprechen wir, wenn Menschen 
auf Grund ihrer individuellen Eigenschaften herabge-
setzt, benachteiligt und ausgegrenzt werden. Derar-
tige Angriffe verletzen uns, weil sie sich auf Facetten 
unserer Identität beziehen und unsere Persönlichkeit 
in Frage stellen.

Die Identität ist die Gesamtheit der äußeren und in-
neren Eigenschaften eines Menschen und setzt sich 

aus einer Vielzahl teils angeborener, teils erworbener, 
teils zugeschriebener Merkmale zusammen. Wir alle 
haben individuelle Körper, Gesichter, Begabungen, 
Hobbys, Berufe, Interessen, Geschmäcker, einen wel-
tanschaulichen und kulturellen Hintergrund und eine 
sexuelle Orientierung.

Unsere Identität ist aber nicht statisch. Sie verändert 
sich im Laufe unseres Lebens, manchmal sogar im 
Laufe eines Tages oder von einer Minute zur anderen. 
So mögen wir zuhause am Frühstückstisch noch be-
müht sein, nett zu unserer Familie zu sein und Kom-
promisse einzugehen. In der Schule, im Umgang mit 
MitschülerInnen oder KollegInnen mögen wir dann 
ganz andere Anteile unseres Selbst hervorheben. Das 
zeigt uns: Identität ist ein Stück weit konstruiert und 
steuerbar. 

Solange wir sie selbst aus freiem Willen steuern, kann 
uns das viel Kraft geben. Anders sieht es allerdings 
aus, wenn Teile unserer oder die ganze Identität von 
anderen eingeengt, unterdrückt und gesteuert wer-
den. Dann können gewaltvolle Situationen entstehen.

Individuelle Diskriminierung 

Peter mag diskriminiert werden, weil er schwul ist; 
Marie, weil sie arbeitslos ist; Kenan, weil er zu dick ist 
und Gisela, weil sie eine Zahnspange trägt. Aber wer 
bestimmt eigentlich, welche Eigenschaften und Iden-
titätsmerkmale als gut und welche als schlecht an-
gesehen werden? Die Antwort findet sich in sozialen 
Normen, die in verschiedenen gesellschaftlichen Um-
gebungen und zu verschiedenen Zeiten unterschied-
lich ausgeprägt sind. 

Auch sie stehen nicht unverrückbar fest. In den Medi-
en, im Freundeskreis sowie in der Schule wird ständig 
neu ausgehandelt, was cool und was nicht so cool ist, 
was erwünscht ist und was gar nicht geht. Das bedeu-
tet auch: Es wird ständig neu bestimmt, wer als bes-
ser und wer als schlechter angesehen wird. Wer heute 
noch als schön schlank gilt, mag morgen zu mager 
sein; krause, blonde oder rote Haare werden mal als 
hässlich und mal als schön gewertet. 

Welche Eigenschaften positiv und negativ erscheinen, 
bestimmt dabei immer die meinungsbildende, durch-
setzungsfähige, dominierende Gruppe.

Lernziel:  
Antidiskriminierung
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Neben der individuellen Diskriminierung aufgrund 
bestimmter Merkmale spricht die Soziologie von 
struktureller und institutioneller Diskriminierung. 
Als strukturelle wird jene Diskriminierung bezeich-
net, die gesellschaftliche Teilgruppen trifft und in den 
herrschenden Werten und Normen sowie der Struk-
tur der Gesamtgesellschaft begründet liegt. So sind 
in einer patriarchalen Gesellschaft Frauen strukturell 
diskriminiert, Männer hingegen nur durch individu-
elle Stereotype oder einzelne Institutionen.

Institutionelle Diskriminierung

Institutionelle Diskriminierung geht begrifflich-his-
torisch auf Auseinandersetzungen um so genannten 
institutionellen Rassismus in den USA und Großbri-
tannien zurück. Sie beschreibt Benachteiligungen, die 
von gesellschaftlichen Institutionen ausgehen. Typi-
sche Beispiele finden sich im Bildungs- und Ausbil-
dungssektor sowie auf dem Arbeits- und Wohnungs-
markt, im Gesundheitswesen oder auch seitens der 
Polizei. Wichtig ist: Die Diskriminierung Einzelner 
kann einen strukturellen wie institutionellen Hinter-

grund haben und bewusst oder unbewusst ausgeübt 
werden.

Nicht zu diskriminieren bedeutet nicht, jeden Men-
schen gleich zu behandeln. Manchmal ist eine be-
wusste Ungleichbehandlung in Form einer Bevor-
zugung sogar notwendig und sinnvoll; wir sprechen 
dann von positiver Diskriminierung.

Ob Bevorzugungen akzeptiert werden, hängt stark da-
von ab, ob sie die Position anderer verschlechtern und 
ob sie in erster Linie Schutzbedürftige wie Minder-
jährige oder Kranke stärken. So werden Erwachsene 
nicht dadurch benachteiligt, dass Kinder ermäßigten 
Eintritt erhalten; auch dass es Nichtbehinderten zu-
gemutet werden kann, ihren Platz im Bus körperlich 
Behinderten zu überlassen, ist Konsens. 

Aber sollten auch Gruppen, die in bestimmten gesell-
schaftlichen Bereichen unterrepräsentiert sind, über 
eine Quote bevorzugt behandelt werden? Darüber 
gibt es bereits seit Jahren intensive gesellschaftliche 
Debatten. 

Wer Jugendliche stärkt, wappnet sie auch gegen drohende Diskriminierung
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Mythos Überfremdung. Eine Abrechnung

Der Mythos der Überfremdung ver-
ändert derzeit die politische Land-
schaft Europas. Viele Menschen 
meinen, dass der Islam keine Religi-
on, sondern eine Ideologie sei und 
reden von einer „muslimischen Flut“, 
mit der die „westliche Kultur“ unter-
gehe. Diese Ansichten teilen Extre-
misten wie der norwegische Mas-

senmörder Anders Breivik mit den 
Rechtspopulisten der Pegida-Bewe-
gung und Vertretern der politischen 
Mitte. Anhand der Themen Bevölke-
rung, Integration und Extremismus 
zeigt der Autor, wie haltlos die verall-
gemeinerte Angst vor MuslimInnen 
ist. Dabei wird deutlich, dass Positio-
nen, die noch vor ein paar Jahren als 

rechtsextreme Parolen galten, längst 
in der Mitte der Gesellschaft ange-
kommen sind.

Jeder Mensch hat ein Recht auf Inklu-
sion, also darauf, ein gleichberech-
tigter Teil der Gesellschaft zu sein. 
Dieses in der Behindertenrechtskon-
vention der Vereinten Nationen nie-
dergelegte Recht gilt seit 2009 auch 
in Deutschland. Doch bis zur Umset-
zung dieses Anspruchs in Schulen ist 
es ein weiter Weg. Das Online-Hand-

buch trägt dazu bei, diesen Weg zu 
ebnen. Mit einer bemerkenswerten 
Sammlung von Informationen, Übun-
gen, Rollenspielen, Biografien, histo- 
rischen und aktuellen Zugängen zu 
Inklusion, Behinderung und Men-
schenrechten bietet es viele Impulse 
für Fachunterricht und Projekttage. 
Damit eröffnet es einen neuen Blick 

auf Behinderte – weg von der Für-
sorge hin zu den Menschenrechten. 

Das Handbuch Intersektionale Ge-
waltprävention ist für die Schule 
ebenso wie für Trainings und die 
Jugendarbeit konzipiert. Mit dem 
Begriff Intersektionalität ist gemeint, 
dass verschiedene Gewalt- und Dis-
kriminierungsverhältnisse in den 
Blick genommen werden; mit dem 
Ziel, den Einzelnen zu stärken und 

gleichzeitig gesellschaftliche Do-
minanzstrukturen abzubauen. Das 
Handbuch stellt theoretisches und 
vor allem praktisches Wissen, Metho-
den und Werkzeuge zur Verfügung, 
um ein Projekt nach intersektionalen 
Kriterien zu gestalten, bereits beste-
hende Projekte und Programme zu 
überprüfen oder auch eine Organi-

sation weiterzuentwickeln. Die Mo-
dule stehen in mehreren Sprachen 
zur Verfügung.

Inklusion der Menschenrechte

Handbuch Intersektionale Gewaltprävention

‚Online-Handbuch: Inklusion als Menschenrecht’, 
Deutsches Institut für Menschenrechte, 
Berlin 2014,
Download unter: 
www.inklusion-als-menschenrecht.de

Doug Saunders: 
‚Mythos Überfremdung. Eine Abrechnung’, 
Blessing Verlag
München 2012, 256 Seiten

‚Handbuch Intersektionale Gewaltprävention‘, 
Dissens e. V., Berlin 2011. 
Download unter:  
http://portal-intersektionalitaet.de/uploads/media/
igiv-handbuch_intersektionalitaet.pdf

Material
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Menschen sehen verschieden aus; sie unterscheiden 
sich in Größe und Körperbau, haben verschiedene 
Nasen, Ohren und Augen, Haare und Haut. Diese 
äußeren Unterschiede können große Auswirkungen 
haben. Obwohl die Pigmentierung der Haut über 
den Charakter eines Menschen nichts aussagt und 
menschliche Hauttönungen weit komplexer sind als 
„schwarz“, „weiß“ oder „gelb“ suggerieren, hat die zu-
geschriebene Hautfarbe erheblichen Einfluss auf den 
Alltag und die Lebenschancen von Menschen.

Du kommst hier nicht rein!

So werden Jugendliche mit einer anderen Hautfarbe 
als jene der Mehrheitsgesellschaft immer wieder an 
der Diskotür abgewiesen, weil das „Kontingent an 
internationalen Gästen“ erfüllt sei. Oder sie geraten 
als Einzige bei Ankunft auf dem Hauptbahnhof in 
eine „verdachtsunabhängige Personenkontrolle“. In 
Krankenhäusern werden Ärzte mit dunkler Hautfarbe 
zuweilen für Reinigungskräfte gehalten; so mancher 
Patient will sich von ihnen nicht behandeln lassen.

Ausgrenzende Beispiele zu thematisieren, die ausge-
löst werden durch das, was in Hautfarbe projiziert 
wird, ist ein erster Schritt, um Diskriminierungen 
entgegenzuwirken. Viele Projekte des Courage-Netz-
werks beschäftigen sich mit der Frage, wie Menschen, 
die so oder so aussehen, behandelt werden. Zum Bei-
spiel, indem SchülerInnen den Türsteher eines Clubs 
interviewen, eine Polizeiwache besuchen oder eine 
Exkursion in ein Altenheim machen und mit den Be-
wohnerInnen ins Gespräch kommen.

Körper unter Normzwang

Die ultimative Anleitung für den perfekten Strand-
körper? Erstens, du brauchst einen Körper. Zweitens, 
geh an den Strand. So einfach könnte es sein. Das 
riesige Angebot an Produkten, mit deren Hilfe man 
angeblich schlanker, muskulöser, gebräunter und so-
mit attraktiver wird, zeigt allerdings, dass diese Anlei-
tung nicht mehrheitsfähig ist. Schönheit ist scheinbar 
keine individuelle Ansichtssache mehr. Ihre Normen 
werden uns von der Schönheitsindustrie diktiert.

Tattoos am Oberarm? Ringe durch die Nasenflügel? 
Piercings an der Lippe? Alles Geschmackssache. Es 
bleibt jedem selbst überlassen, sich am eigenen Kör-

per auszutoben – so lange das freiwillig geschieht und 
nicht aus Angst, sonst nicht dazuzugehören. Zu dick, 
zu dünn, zu haarig, zu groß; die Liste der möglichen 
Abweichungen ist lang und ändert sich rasch.

Die Form der Diskriminierung, die jene ausgrenzt, die 
dem kollektiven Schönheitsideal nicht entsprechen, 
wird Lookismus (engl.: look; Aussehen) genannt. Look-
ismus legt Ideale des Äußeren fest, denen man nun 
nacheifern soll: Welche Kleidergröße muss passen, 
welchen Umfang soll der Bizeps, welchen die Tail-
le haben? Der um sich greifende Normierungswahn 
bleibt insbesondere für Jugendliche nicht ohne Fol-
gen; diese reichen von Minderwertigkeitsgefühlen 
bis zu Essstörungen. Verschlimmert wird dies noch 
dadurch, dass sich in der Gesellschaft zunehmend 
die Einstellung verbreitet, man müsse sich nur genug 
anstrengen, um Idealen zu entsprechen. Im Umkehr-
schluss gilt schnell: Wer das nicht will oder schafft ist 
faul oder schwach.

Neben der Bewertung von Äußerlichkeiten existiert 
auch jene der körperlichen Fähigkeiten und Funktio-
nalität. Der so genannte Ableismus (engl.: able; fähig) 
bewertet Menschen danach, wozu sie fähig sind und 
schafft einen Drang zur Normierung im Sinne ständi-
ger Konkurrenz. Eine Zehnjährige muss können, was 
andere Zehnjährige auch können, sonst stimmt etwas 
nicht mit ihr. Wer keine zwei Beine, Augen oder Oh-
ren hat, wer nicht laufen oder rechnen kann, fällt raus.

Im Leben erstrebenswert ist demnach der Kampf um 
den perfekten Körper in ästhetischer (Lookismus) und 
funktionaler Hinsicht (Ableismus). Alle, die den gän-
gigen Idealen nicht entsprechen wollen oder können, 
werden als minderwertig betrachtet und ausgegrenzt. 

Besonders betroffen sind Menschen mit Behinderung. 
Sie zählen traditionell zu den Ausgegrenzten und Ver-
nachlässigten.

Im Namen der Rassenhygiene

Während des Nationalsozialismus wurden von 1939 
bis 1941 durch die so genannte Aktion T4 im Namen 
der „Rassenhygiene“ mehr als 70.000 Menschen mit 
Behinderung in Anstalten und Gaskammern ermor-
det, unter ihnen viele Kinder. Obwohl die genauen 
Umstände vertuscht wurden, kam es zu Protesten der 
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Kirchen; nach seiner offiziellen Einstellung wurde das 
Programm heimlich weiter betrieben. Bis 1945 wur-
de der Begriff Euthanasie, der aus dem Griechischen 
stammt und etwa „Schönes Sterben“ bedeutet, miss-
braucht, um den Massenmord an über 100.000 Men-
schen mit Behinderung zu verharmlosen.

Heute hat die Diskriminierung von Menschen mit 
Behinderungen verschiedene Ausprägungen, die stark 
vom Blick der Medien geprägt werden. Immer wieder 
werden Behinderte in die Opferrolle gedrängt und als 
unvollständige Menschen dargestellt; als vom Schick-
sal gebeutelte, tragische Figuren, die sozusagen trotz-
dem lächeln können. Diese Narrative verkennen, dass 
Menschen mit Behinderung in erster Linie Menschen 
mit vielfältigen Eigenschaften sind. Mit kritischen 
Fragen rund um die mediale Darstellung von Behin-
derungen beschäftigen sich mehrere Medienprojekte, 
zum Beispiel Mondkalb und leidmedien.de.

Wenn sich Menschen mit und ohne Behinderung 
begegnen, entsteht oft Unsicherheit. Je seltener sie 
sich begegnen, desto schwieriger wird es, diese Un-

sicherheit abzubauen. Die Frage, ob man jemandem 
im Rollstuhl beim Einsteigen in den Bus helfen soll-
te, beantwortet sich leichter, wenn man nicht nur er-
kennt, dass er oder sie ein Mensch wie alle anderen ist, 
sondern man häufiger rollstuhlfahrenden Menschen 
begegnet.

Normalität und Abweichung

Was ist normal? Und wer bestimmt das? Die kollektive 
Vorstellung von Normalität und Abweichung macht 
aus der natürlichen körperlichen Vielfalt der Men-
schen ein Einfallstor für Diskriminierung. Sobald ge-
sellschaftliche Standards entstehen, denen Menschen 
entsprechen müssen, um Anerkennung zu erfahren, 
werden all jene ausgeschlossen, die das nicht können. 

Die Allgegenwart digital optimierter Models und die 
durch Werbung vermittelte Vorstellung, über Kon-
sum und Anstrengung sei Glückseligkeit erreichbar, 
tut ihr Übriges. So kann Vielfalt nicht chancenorien-
tiert wahrgenommen werden. Stattdessen folgt die 
Wahrnehmung tatsächlicher oder vermeintlicher Un-

Eine inklusive Gesellschaft bedeutet auch städtebauliche Rücksicht
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terschiede der Logik der Abwertung und Diskriminie-
rung jener, die von der Norm abweichen.

Maßnahmen gegen Diskriminierung
 
Seit 1949 werden Menschen in der Bundesrepublik 
durch Artikel 3 des Grundgesetzes vor Ungleichbe-
handlung durch den Staat geschützt. Seit 2006 gilt zu-
dem das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG), 
das Ungleichbehandlung „aus Gründen der Rasse (sic! 
Die Redaktion) oder wegen der ethnischen Herkunft, 
des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, 
einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Iden-
tität“ untersagt.

Das AGG, mit dem mehrere europäische Richtlinien 
in ein deutsches Gesetz gegossen wurden, findet in der 
Praxis hauptsächlich in arbeitsrechtlichen Prozessen 
Anwendung. Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt 
zu bekämpfen bedeutet zum einen, bei der Berufswahl 
Nachteile aufgrund körperlicher Merkmale zu mini-
mieren, zum anderen auch dazu beizutragen, dass 
die kompetentesten Arbeitnehmer die besten Stellen 

bekommen. Auch so genannte positive Maßnahmen 
sind möglich – so können beispielsweise Arbeitsplätze 
bei gleicher Qualifikation bevorzugt an Menschen mit 
Behinderung oder an Frauen vergeben werden.

Spannend ist nach wie vor die Frage, wie Bewerbungs-
verfahren so gestaltet werden können, dass bereits 
beim ersten Screening das Risiko von Diskriminie-
rung aufgrund körperlicher Merkmale minimiert 
wird; die ersten Modellprojekte zur Erprobung von 
anonymisierten Bewerbungsverfahren laufen nun 
auch in Deutschland. 

Ein erfolgreiches Beispiel aus den USA , wo anonyme 
Bewerbungen in manchen Bereichen an der Tages-
ordnung sind, sind so genannte Blind Auditions: Mu-
sikerInnen, die vor Symphonieorchestern vorspielen, 
werden dabei nur gehört und nicht gesehen; sie spie-
len hinter einem Vorhang. Eine einfache Maßnahme, 
die den Anteil der Frauen in den Orchestern deutlich 
erhöht hat.

In Deutschland beraten Antidiskriminierungsstellen 
und -büros, die zunehmend auch regional vertreten 
sind, bei Benachteiligung. Dort gibt es auch aktuelle 
Informationen zu verschiedenen Formen von Diskri-
minierung sowie Hinweise auf lokale Ansprechpart-
ner. 

Stichwort Barrierefreiheit

Wie sind Krankenhaus oder Schulgebäude ausge-
stattet? Wo kommt man mit dem Rollstuhl hin? Wie 
findet ein blinder Mensch die Fußgängerampel? Wo 
gehen Menschen mit Behinderung zur Schule? Gibt 
es barrierefreie Straßenbahnen oder spezielle Fahr-
dienste?

 Die Antworten auf diese Fragen zeigen, wie wir unse-
re Gesellschaft verstehen: inklusiv oder separiert. Eine 
barrierefreie Stadt ist kein Almosen. Sie kommt allen 
zugute. Menschen sind nicht behindert – sie werden 
behindert. Und das lässt sich ändern.

Viele Courage-Schulen machen den Test: Ihre Schü-
lerInnen machen sich zum Beispiel einmal auf den 
Weg, um zu überprüfen, wie der Weg vom Bahnhof 
zur Schule mit dem Rollstuhl oder ohne Sehkraft be-
wältigt werden kann. 

Die Schule als Ort gelebter Inklusion
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Wer kennt Sprüche wie „Du bist ja 
behindert!“ oder „Du Spasti!“ nicht 
aus dem eigenen Schulalltag? Viele 
Menschen merken erst im persön-
lichen Kontakt mit anderen, die ihr 
Leben mit körperlichen oder geisti-
gen Einschränkungen gestalten, wie 
menschenverachtend solche behin-
dertenfeindlichen Sprüche sind.

So ging es auch den Berufs- und 
HandelsschülerInnen vom Wupper-
taler Berufskolleg Barmen – einer 
Courage-Schule –, die ein Sozial-
praktikum in den Hephata-Werken in 
Mönchengladbach absolvierten und 
dort besondere ArbeitskollegInnen 
kennenlernten.

Aus der berührenden und lehrrei-
chen Erfahrung entstand die Idee für 
ein Brettspiel zum Thema Inklusion. 
Die SchülerInnen entwickelten Auf-
gabenkarten für die Bereiche Wissen 
über Behinderungen, zu Aktionen zur 
Einfühlung in die Situation von be-
hinderten Menschen, zu Reaktions- 
möglichkeiten auf Mobbing und für 

Impulse für Freundschaften zwi-
schen Menschen mit und ohne Be-
hinderung. Das Spielmaterial wurde 
aus Recyclingprodukten gestaltet. 
Aus leeren Milchkartons wurden En-
gel und aus Eierkartons Wissensbäu-
me gebastelt. 

Die Engel starten mit zunächst nur 
einem Flügel im Spielfeldbereich Ex-
klusion. Nach der Erledigung diverser 
Aufgaben bekommen sie einen zwei-
ten Flügel, getreu dem Spruch:„Wir 
Menschen sind Wesen mit nur einem 
Flügel, erst wenn wir uns umarmen, 
werden wir zu Engeln.“ Symbolträch-
tig wurde auch der Übergang von der 
Exklusion zur Inklusion durch Brü-
cken gestaltet; denn wenn Inklusion 
gelingen soll, müssen alle Beteiligten 
zu „Brückenbauern“ werden.

Das Brettspiel kann mit drei bis acht 
SpielerInnen gespielt werden. Es be-
nötigt Beteiligte oder Spielleiter, die 
durch Impulse und informative Dis-
kussionsbeiträge zu einer vertieften 
Auseinandersetzung beitragen kön-

nen. Im Spielfeld Exklusion stehen 
analog zu der klassischen Einteilung 
von Behinderungen – wie seh-, hör-,  
sprach- oder gehbehindert – acht 
Wissensbäume, mit denen sich die 
Gruppen beschäftigen und die später 
am Brückenbaum memoriert werden.

Im Spielfeld Inklusion erwerben die 
SpielerInnen vertieftes Wissen und 
stellen sich Diskussionen. Sie reden 
beispielsweise darüber, wie man in 
Fällen von Mobbing am besten re-
agiert. Oder überlegen, wie sie sich 
als FreundIn von Menschen mit Han-
dicap verhalten können. Wer das Ziel 
erreicht, kann den Mitspielern als 
„Helferengel“ zur Seite stehen.

Das Spiel ist für SpielerInnen ab etwa 
zehn Jahren geeignet, für Schulklas-
sen wie Kinder-, Jugend- und Fa-
milienfreizeiten. Die MacherInnen 
gewannen den Inklusiv-Kreativ-Wett-
bewerb der Aktion Mensch 2014.

Weitere Informationen:  
Inklusionsspiel@gmail.com

Angels’ Bridge - Ein Brettspiel zur Inklusion

Praxisbeispiel
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Wenn es darum geht, wie wir leben und lieben, ist die 
Norm immer noch die: Um vermeintlich normal zu 
sein, sollen wir treu und ohne allzu wilde Fantasien 
auszuleben in einer heterosexuellen Beziehung glück-
lich sein und Kinder großziehen. Für viele Menschen 
entspricht diese Beschreibung sicher auch der Le-
bensform, die sie sich wünschen und leben.

Hetero- und Homosexualität 

Problematisch ist aber, wenn derlei Definitionen 
Eingang in Medien, Schule oder Schulmedien finden 
– und dort nur ein Lebensmodell und eine Varian-
te der sexuellen Orientierung als Norm, an der sich 
alle orientieren sollen, vermittelt und reproduziert 
werden. Wenn in Schulbüchern, Textaufgaben und 
thematisierten Lebenswelten zum Beispiel Homo-
sexualität nicht vorkommt, wird diese sexuelle Ori-
entierung allein schon durch ihre Unsichtbarkeit zu 
etwas „Anderem“, das negativ bewertet, ausgegrenzt 
und diskriminiert wird. Wenn allerdings Homosexu-
elle in Schulbüchern doch dargestellt werden, macht 
das die Sache bisher oft nicht besser: Häufig werden 
sie gezielt als Minderheiten eingeführt; als Menschen 
in einer schwachen Position und damit quasi als po-
tenzielle Opfergruppe.

Diskriminierung aufgrund von sexueller Orientierung 
belässt es nicht bei Nichterwähnung und Unsicht-
bar-Machen. Weltweit werden Homosexuelle auch im 
21. Jahrhundert von gewaltsamer Verfolgung, Bestra-
fung und Vernichtung bedroht: weil ihre Familie oder 
bestimmte soziale Gruppen sie ablehnen; oder die 
ganze Gesellschaft, oder auch die staatlichen Gesetze. 
Auch in Deutschland wurde übrigens der Paragraph 
175, der Homosexualität unter Strafe stellte, erst 1994 
ersatzlos aus dem Strafgesetzbuch gestrichen.

Inzwischen haben die ersten offen schwul lebenden 
Bundesminister, Ministerpräsidenten und Bürger-
meister ihre Amtsperioden schon wieder hinter sich 
– schon das zeigt, dass hierzulande seither viel passiert 
ist. Auch SchauspielerInnen, SportlerInnen und Mo-
deratorInnen, deren sexuelle Identität von der Norm 
abweicht, sind respektierte Personen des öffentlichen 
Lebens wie in ihrem Beruf. All das bedeutet aber 
nicht, dass es keine Diskriminierung von Homosexu-
ellen mehr gibt. Die Kriminalstatistiken machen die 
hohe Zahl und gewaltsame Qualität von Übergriffen 

erschreckend deutlich. Unter den Tätern befinden 
sich überproportional viele männliche Jugendliche; 
meist aus Elternhäusern, die ihnen klischeehafte Vor-
stellungen von Heterosexualität als einzig richtiger 
Lebensweise vermitteln.

Regelmäßige Diskriminierungsformen, über die Sta-
tistiken sich ausschweigen, sind abfälliges Lachen 
über Schwule und Lesben, Beschimpfungen oder Be-
leidigungen. Sie wirken deshalb diskriminierend, weil 
Homosexualität als negative Form der Sexualität be-
trachtet und dargestellt wird. Zurufe wie „Du Berline-
rin“ oder „Du Sportler!“ wirken schließlich nicht belei-
digend – niemand behauptet schließlich, aus Berlin zu 
stammen oder Sport zu treiben sei verwerflich.

Männlein-Weiblein

Von Kindesbeinen an wird uns vermittelt, es gäbe zwei 
Geschlechter, eindeutig und unveränderbar. Von der 
Zuordnung zu einem Geschlecht, also ob wir Männer 
oder Frauen seien, hänge für unser ganzes Leben ab, 
wen wir lieben und begehren. Tatsächlich käme der 
Realität näher, wenn die Geschlechter auf einer Art 
Linie gedacht würden, an deren gegenüberliegen-
den Enden „Mann“ und „Frau“ stünde und auf der 
sich jeder irgendwo dazwischen verorten könnte. Die 
strenge Unterteilung in Mann und Frau war in der 
Geschichte auch nicht immer so. Die Antike kannte 
verschiedene sexuelle Identitäten; in der Renaissan-
ce wurden die Unterschiede zwischen Männern und 
Frauen nicht eindeutig definiert und hatten keine gro-
ße Bedeutung.

Wie weit geht heute das Recht des Einzelnen auf 
Selbstbestimmung der sexuellen Identität? Ist es in 
Ordnung, wenn Mädchen Jeans tragen? Natürlich, 
aber: auch erst seit den 1970er-Jahren. Und wenn ein 
Junge einen Rock anzieht? Da wird es schon schwieri-
ger. Ein Mann in einem Kleid? Oder ein Mädchen, das 
nicht nur eine Jeans anziehen, sondern als Junge leben 
will? Solche Wünsche und Bedürfnisse werden immer 
noch als widernatürlich bezeichnet. 

Allerdings zeigt uns die Natur bei näherem Hinschau-
en schnell, dass das nicht stimmt: Auch sie sieht inter-
geschlechtliche Menschen vor; also Menschen, deren 
Geschlecht nicht entsprechend dem Zweiermodell 
aufgrund von äußeren Merkmalen wie Geschlechts-
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teilen oder Hormonen oder inneren Organen ein-
deutig ist. Spätestens hier wird deutlich, dass die 
angeblich natürlichen Normen in Wirklichkeit gesell-
schaftlich definiert werden. Und: im schlimmsten Fal-
le tödliche Auswirkungen haben. Die Selbstmordrate 
unter homosexuellen und geschlechternonkonfor-
men Schüler Innen ist deutlich höher als unter jenen, 
die sich der sexuellen Norm entsprechend definieren.

In verschiedenen Bereichen unserer Gesellschaft wird 
die Frage nach sexueller Identität unterschiedlich 
beantwortet. So wird weithin angenommen, dass in 
Tanz– und Ballettensembles viele schwule Männer zu 
finden sind. In der Fußball-Bundesliga hingegen soll 
es bis 2015 nur einen schwulen Mann gegeben haben; 
und auch das erst seit zwei Jahren.

Verstecken und Anderssein sind schmerzhaft. Wenn 
ein Junge und ein Mädchen zusammenkommen, dann 
halten sie meist Händchen oder küssen sich in der Öf-
fentlichkeit. Und niemand sagt: „Krass! Heteros! Wie 
konnte das passieren? Was hat sie heterosexuell ge-
macht? Und wie mutig, dass sie das so zeigen! Was die 

wohl im Bett machen!“. Stattdessen heißt es schlicht: 
„Guck mal, die sind ein Paar.“

Selbstbestimmte Sexualität

Falls du heterosexuell bist, hat dich wahrscheinlich 
noch niemand gefragt, seit wann du das weißt. Falls 
du nicht transgender bist, hat dich wahrscheinlich 
niemand gefragt, woher du weißt, welches dein Ge-
schlecht ist. Ausgrenzung bedeutet auch, den Be-
troffenen immer wieder Fragen zu stellen. Denn sie 
schreiben fest: Du bist anders, wirst als anders mar-
kiert, gehörst nicht dazu, musst deine Identität vor 
Fremden darlegen. Solche Fragen verletzen. 

Wie viele andere Eigenschaften ist unsere sexuelle 
Identität im Laufe unseres Lebens wandelbar. Was 
uns heute gefällt, mag morgen nicht mehr in unserem 
Sinne sein – das gilt für sexuelle Vorlieben genau wie 
für den Musikgeschmack. Alles, worauf wir selbst und 
unser Gegenüber aus freien Stücken Lust haben, ist 
normal und gut. Wichtig ist, dass wir auf uns selber 
hören und aufeinander achten.

Seit den 70er-Jahren des 20. Jahrhunderts Symbol der lesbisch-schwulen Bewegung: Die Regenbogenfahne
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Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz schreibt 
den Schutz vor Diskriminierung fest. Wann immer 
Menschen wegen ihrer sexuellen Identität ausge-
schlossen, verletzt oder erniedrigt weden, ist es nicht 
nur aus humanitären, sondern aus rechtlichen Grün-
den geboten, dagegen einzutreten. Das gilt für Schü-
lerInnen ebenso wie für LehrerInnen.

Was tun an der Schule?

Damit Homosexualität, Intergeschlechtlichkeit und 
Transgender nicht länger unsichtbar gemacht wer-
den oder Zielscheibe von Verachtung und Spott sind, 
sollten folgende Fragen gestellt werden: Gibt es an un-
serer Schule offen lebende Homosexuelle? Wenn das 
mit Nein oder einer sehr geringen Zahl („Ja, zwei!“) 
beantwortet wird, kann das nicht stimmen – und es 
gibt mit Sicherheit ein Problem. Selbst nach vorsichti-
gen Schätzungen sind zehn Prozent der Bevölkerung 
homosexuell. Aber wo sind sie? Warum sehen wir sie 
nicht auf dem Schulhof? Ein erster Schritt zur Her-
stellung einer Atmosphäre, in der Jugendliche offen 
mit ihrer Sexualität und ihrem Geschlecht umgehen, 

ist gemacht, wenn Sexualität im Schulalltag ein The-
ma ist – und nicht nur im Biologieunterricht statt-
findet. Dabei hilft es, SchülerInnen wie LehrerInnen 
und andere MitarbeiterInnen als Menschen mit einer 
sexuellen Dimension zu betrachten; und nicht so zu 
tun, als hätten der Lernraum Schule und der Lebens-
raum draußen nichts miteinander zu tun. Eine weite-
re gute Idee ist, einen Coming-Out-Beauftragten zu 
benennen, der SchülerInnen wie PädagogInnen als 
kompetenter Gesprächspartner zur Seite steht. 

Wird in der Klasse oder auf dem Schulhof jemand we-
gen seiner sexuellen Orientierung beschimpft, ist ent-
scheidend, Partei für die Opfer von Diskriminierung 
zu ergreifen. Dies macht einen entscheidenden Un-
terschied für die Betroffenen. Der US-amerikanische 
Bürgerrechtler Martin Luther King sagte: „Am Ende 
werden wir uns nicht an die Worte unserer Feinde er-
innern, sondern an das Schweigen unserer Freunde.“ 
Ein Mensch, der zum Opfer gemacht wird, kann die 
diskriminierende Situation unbeschadet oder gar ge-
stärkt verlassen, wenn sich andere solidarisieren und 
für ihn einsetzen. 

Wenn Jugendliche offen mit Sexualität und sexueller Orientierung umgehen, ist ein großer Schritt gemacht

©
 A

ris
 P

ap
ad

op
ou

lo
s



91

Queerformat

Die bestens strukturierte Handrei-
chung für die Fachkräfte der Kinder- 
und Jugendhilfe ist gut geeignet, in 
pädagogischen Einrichtungen einen 
akzeptierenden Umgang mit sexu-
eller und geschlechtlicher Vielfalt zu 
fördern. Sie bietet Basiswissen zu 
den Themen Sexuelle Orientierung 
und Geschlechtsidentität ebenso 

wie zu so genannten Regenbogen-
familien und zur psychosozialen Si-
tuation queerer Jugendlicher. Auch 
gebündeltes Hintergrundwissen zur 
Differenzierung zwischen „Sex“ und 
„Gender“ sowie zu Intersexualität 
werden verständlich vermittelt. Und 
es finden sich zahlreiche Tipps und 
Handlungsstrategien, um diese The-

men in verschiedenen Bildungsein-
richtungen nachhaltig zu verankern.

Schimpfwörter wie „schwule Sau“ 
oder „blöde Lesbe“ sind auf Schul-
höfen keine Seltenheit. Die Kinder 
und Jugendlichen, die sie benutzen, 
wissen meist gar nicht, was sie be-
deuten, denn im Schulunterricht wird 
das Thema sexuelle Vielfalt häufig 
immer noch nicht oder kaum behan-
delt. Das Buch zeigt, wie es anders 

geht: wie sexuelle Vielfalt aufgezeigt 
und Homophobie angegangen wer-
den kann und wie wichtig hier die 
Vernetzung von schulischer und au-
ßerschulischer Arbeit für den Erfolg 
ist. Darüber hinaus beschreiben die 
AutorInnen konkrete, kreative und 
effektive Möglichkeiten, um Homo-
phobie im Unterricht erfolgreich zu 

begegnen und sexuelle Vielfalt zu 
vermitteln.

Was wäre, wenn du schwul oder les-
bisch wärst? Wie schwer ist es, sich 
und seiner Umgebung einzugeste-
hen, dass man anders liebt als sei-
ne Freunde und Geschwister? Wie 
haben Schwule und Lesben eigent-
lich Sex? Diese und viele weitere 
Fragen werden in der Handreichung 
für sexuelle Vielfalt thematisiert. Sie 

besteht aus vier Modulen und ist für 
den Ethikunterricht ab der siebten 
Klassenstufe erarbeitet worden. Ein 
gelungener Mix aus Quizfragen, Rol-
lenspielen, Dialogen, Schlüsselsitua-
tionen und Antworten auf häufig von 
Jugendlichen gestellte Fragen eröff-
net zahlreiche geeignete Zugänge, 
über Homophobie und Diskriminie-

rungen aufgrund von sexueller Ori-
entierung zu diskutieren.

Sexuelle Vielfalt lernen. Schulen ohne Homophobie

90 Minuten für sexuelle Vielfalt

Lutz van Dijk. Barry van Driel (Hrsg.): 
‚Sexuelle Vielfalt lernen.  
Schulen ohne Homophobie’, 
Querverlag, 
Berlin 2008, 216 Seiten

‚Geschlechtliche und sexuelle Vielfalt in der päda-
gogischen Arbeit mit Kindern und Jugendlichen’, 
Sozialpädagogisches Fortbildungsinstitut  
Berlin-Brandenburg und Queerformat (Hrsg.),
Berlin 2012, 146 Seiten

‚90 Minuten für sexuelle Vielfalt. Handreichung für 
den Berliner Ethikunterricht’, 
Bildungs- und Sozialwerk des Lesben- und Schwu-
lenverbandes Berlin-Brandenburg (BLSB) e. V., 
Berlin 2012, 20 Seiten 

Material



92

„Jeder Mensch stellt die Frage, woher er kommt und 
wohin er geht. Es sind die Religionen, die auf die-
se Menschheitsfrage eine Antwort geben wollen. Da 
aber noch nie ein Mensch nach dem Tod zurückge-
kehrt ist, um aus dem Jenseits zu berichten, und da 
noch niemand den Urheber des Universums gesehen 
hat, gibt es viele Antworten und viele Religionen. Eine 
Einigung scheint nicht möglich.“ So formulierte es die 
Theologin Uta Ranke-Heinemann in ihrem Grußwort 
zu unserem Themenheft ‚Religion und Diskriminie-
rung‘.

Leider haben sich AnhängerInnen der verschiedenen 
Religionen in der Geschichte nicht immer damit zu-
friedengegeben, Antworten auf die großen Mensch-
heitsfragen gefunden zu haben, die zu ihnen selbst 
passen. Stattdessen haben manche schon immer den 
Anspruch erhoben, die einzigen möglichen Antwor-
ten auf alle existenziellen Lebensfragen zu kennen: 
also im alleinigen Besitz der absoluten Wahrheit zu 
sein. Sie argumentieren, alle, die nicht so glauben und 
denken wie sie, hingen falschen Vorstellungen an. 
Wer so denkt, startet immer wieder Versuche, religiös 
Andersdenkende von ihrer eigenen Sicht zu überzeu-
gen. Manche schrecken dabei auch nicht vor Gewalt 
zurück.

Religiös motivierte Gewalt

Religiös motivierte Gewalt ist auch heute aktuell; wie 
aktuell, sehen wir täglich in den Nachrichten. Anfän-
ge erleben wir aber auch in unserer Umgebung; wenn 
zum Beispiel auf Schulhöfen Diskriminierung immer 
öfter religiös begründet wird: Christen seien Schwei-
nefresser und unrein, Juden dreckig, Muslime Terro-
risten oder so ähnlich. Welch gefährliche Entwicklung 
derartige Haltungen, die nur zunächst als harmlose 
Bemerkungen daherkommen, nehmen können, lehrt 
die Geschichte: Millionen Menschen, vor allem Ange-
hörige der jeweiligen Minderheit in einem Land oder 
einer Region, wurden über die Jahrhunderte im Na-
men der einen oder anderen Religion getötet. 

Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage unterstützt 
die Schulen darin, erfolgreich gegen jede religiös be-
gründete Abwertung von Menschen vorzugehen. Da-
für ist nicht nur wichtig, dass wir uns Wissen über die 
unterschiedlichen Religionen und Weltanschauungen 
aneignen. Auch Kenntnisse darüber, wie Religionen 

Religion und  
Diskriminierung

für politische Ziele missbraucht werden, sind uner-
lässlich. Die Herausforderung für das Courage-Netz-
werk wie für alle anderen Sensibilisierten ist dabei 
eine doppelte: Zum einen gilt es die im Grundgesetz 
verankerte Glaubensfreiheit zu schützen. Und zum 
anderen zu erkennen, wo Menschen, die sich auf ihre 
Glaubensfreiheit berufen, die Menschenrechte von 
anderen verletzen.

Religionsfreiheit ist ein Grund- und Menschenrecht. 
Sie besteht vor allem in der Freiheit eines Menschen, 
seine Glaubensüberzeugung oder ein weltanschauli-
ches Bekenntnis frei zu bilden und seine Religion oder 
Weltanschauung ungestört auszuüben. Diese so ge-
nannte positive Religionsfreiheit ist zu schützen und 
zu verteidigen und beinhaltet das Recht, eine Religi-
onsgemeinschaft zu gründen, sich ihr anzuschließen 
sowie an kultischen Handlungen, Feierlichkeiten oder 
sonstigen religiösen Praktiken teilzunehmen. 

Zur Religionsfreiheit gehört auch, dass sich Gläubige 
zur Ausübung ihrer Rituale und religiösen Praktiken 
geeignete Gebäude wie Synagogen, Kirchen, Mo-
scheen, Cem-Häuser oder Tempel errichten können. 
Dieses Menschenrecht müssen staatliche Organe 
schützen, unabhängig davon, welches Verhältnis ein-
zelne Mitglieder der Gesellschaft zu Religion im allge-
meinen und zu einer bestimmten Religion im beson-
deren pflegen.

Auch die negative Religionsfreiheit wird von dem 
Recht auf Religionsfreiheit gedeckt: Diese definiert 
das Recht, zu keiner oder nicht zu einer bestimm-
ten Religionsgemeinschaft gehören zu müssen sowie 
jenes, eine Religionsgemeinschaft zu verlassen. Sie 
beinhaltet auch, dass niemand zur Teilnahme an kul-
tischen Handlungen, Feierlichkeiten oder sonstigen 
religiösen Praktiken genötigt werden darf. Auch diese 
Freiheit muss verteidigt und geschützt werden.

Religionsfreiheit in der Welt 

In der Praxis ist es um die Religionsfreiheit in der Welt 
schlecht bestellt. Nach einer Studie des Washingtoner 
Meinungsforschungsinstituts Pew Research Center 
aus dem Jahr 2014, die auf Daten von 2007 bis 2012 
basiert, ist die Liste der Diskriminierungen aufgrund 
religiöser Orientierungen in vielen Ländern lang. Sie 
beinhaltet vor allem: 
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•  Verbale Tätlichkeiten gegenüber religiösen  
Gruppen durch Gruppen, Organisationen oder 
Individuen; 

•  physische Gewalt gegen religiöse Gruppen bis hin 
zu Terrorakten und bewaffneten Konflikten; 

•  Verbote, Sakralbauten zu errichten; 

•  Entweihung oder Zerstörung von Moscheen,  
Tempeln, Kirchen, Synagogen, Schreinen oder 
Friedhöfen; 

•  Verbote, die entsprechende Glaubenspraxis  
auszuüben; 

• Berufsverbote für Gläubige; 

•  Verhaftungen, Enteignungen, Internierungen  
und Tötungen Gläubiger; 

•  Erlasse, die eine Konversion oder die Abkehr  
von Religionen hart bestrafen;

•  die regelmäßige Benachteiligung religiöser Min-
derheiten im Bildungswesen, auf dem Arbeits- und 
Wohnungsmarkt.

In vielen Fällen sind es die Regierungen, die religi-
öse Gruppen diskriminieren. Auch die bevorzugte 
Behandlung einer oder mehrerer religiöser Gruppen 
gehören zum Repertoire staatlicher Diskriminierung. 
Viele Regierungen sind weit davon entfernt, allen Re-
ligionsgemeinschaften ihres Landes gleiche Rechte 
und Chancen einzuräumen.

ChristInnen und MuslimInnen gemeinsam stellen 
die Hälfte der Weltbevölkerung. Und sie sind laut der 
Pew-Studie am häufigsten von religiöser Diskriminie-
rung betroffen: Christen in 110 und Muslime in 109 
von 198 Ländern. Juden, die weniger als 1 Prozent der 
Weltbevölkerung stellen, werden in 71 Ländern be-
droht.

Religionsgemeinschaften sind aber nicht nur Ziel von 
Diskriminierungen. Sie können auch ihrerseits diskri-
minieren – das gilt für Juden, Christen, Muslime, Hin-

Jüdisch-muslimischer Dialog, hier von Stephan Cramer, Zentralrat der Juden (l.) und Aiman Mazyek, Zentralrat der Muslime (r.)
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dus und andere gleichermaßen. Häufig werden religi-
öse Begründungen auch schlicht zur Legitimation von 
patriarchalen Dominanzansprüchen herangezogen.

So tun sich beispielsweise alle Religionen schwer, Ho-
mosexualität als gleichberechtigte Lebensform zu ak-
zeptieren, sexuelle Selbstbestimmung anzuerkennen 
und Frauen als gleichberechtigt zu betrachten. Bis 
heute sind uneheliche Kinder wie Geschiedene (vor 
allem Frauen) in fast allen großen Religionsgemein-
schaften diskriminiert. Nicht selten stehen sie unter 
massivem psychischen Druck oder werden verstoßen.

Innerreligiöse Auseinandersetzungen

Auch die Ablehnung innerreligiöser Vielfalt und Diffe-
renz gehört zur Praxis der Diskriminierung durch Re-
ligionsgemeinschaften: Europa zum Beispiel brauchte 
Jahrhunderte, bis sich Protestanten, Orthodoxe und 
Katholiken wechselseitig akzeptierten. Im 16. und 
17. Jahrhundert kosteten die innerchristlichen Reli-
gionskriege Europas vielen Millionen Menschen das 
Leben und entvölkerten vorübergehend ganze Land-
striche, auch in Deutschland. 

In Nordirland wie im ehemaligen Jugoslawien dauert 
das konfliktreiche innerchristliche Miteinander bis in 
die Gegenwart an. Innerhalb des Islams ist der Bürger-
krieg im Irak von Konflikten zwischen Sunniten und 
Schiiten geprägt; in der Türkei werden Aleviten vom 
sunnitischen Mehrheitsislam gesellschaftlich diskri-
miniert.

Auch Terrorismus und von Gruppen verübte Gewalt 
im Namen von Religionen hat viele Gesichter, die sich 
mal gegen andere, mal gegen Mitglieder der gleichen 

Religion richten: Die Extremisten des selbsternann-
ten Islamischen Staats in Syrien und dem Irak metzeln 
bei ihrem Vormarsch außer Christen und Jesiden auch 
Schiiten sowie unliebsame Sunniten nieder, während 
schiitische Milizen die sunnitische Zivilbevölkerung 
terrorisieren. Die al-Shabab-Milizen in Somalia und 
Kenia töten brutal jene MuslimInnen, die ein in ihren 
Augen unislamisches Leben führen; das Gleiche gilt 
für Boko Haram in Nigeria. Ein muslimischer Mob 
während der arabischen Revolution in Ägypten zün-
dete vor allem koptische Kirchen an. 

In Myanmar und in Sri Lanka kommt es immer wieder 
zu Ausschreitungen radikalisierter Buddhisten gegen-
über Moscheen und Geschäften von MuslimInnen.

Was ist Kritik, was Diskriminierung?

Selbstverständlich darf in einem demokratischen Ge-
meinwesen jeder und jede Religionen in Gänze oder 
in Teilen kritisieren. Wenn demokratische Spielregeln 
eingehalten werden, müssen Kirchen und Religions-
gemeinschaften das aushalten. Legitime Kritik endet 
jedoch dort, wo Ressentiments beginnen. 

Wenn in kollektiver Obsession beispielsweise „der 
Islam“ dämonisiert wird, werden die Grenzen einer 
durch die Meinungsfreiheit gedeckten Islamkritik 
eindeutig überschritten. Reale, hochproblematische 
Phänomene einzelner Gruppen auf die Gesamtheit 
der Konfession oder Religion zu übertragen, ist Ruf-
mord. Auch das Strafgesetzbuch sanktioniert in Pa-
ragraph 166 die „Beschimpfung von Bekenntnissen, 
Religionsgemeinschaften und Weltanschauungsver-
einigungen“. Auch wenn Fundamentalisten, denen es 
nicht um Glauben, sondern um politische Macht geht, 
ihre Gewalt religiös begründen, ist das nicht akzep-
tabel.

Klar ist: Die Auseinandersetzung mit Religionen 
setzt Einiges voraus. Sachlichkeit und Fairness, die 
Überprüfung von Fakten und Quellen, das Unter-
scheidungsvermögen zwischen Religion, kultureller 
Tradition und Fundamentalismus, die Akzeptanz von 
Einwanderern als gleichberechtigt und die Bereit-
schaft, seine Meinung zu ändern, wenn sie sich als 
falsch herausstellt. Voraussetzungen, die in einer Zi-
vilgesellschaft, die die Menschenrechte ernst nimmt, 
eigentlich selbstverständlich sein sollten. 
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Handbuch Islam & Schule 

Der Islam ist die zweitgrößte Religi-
on in Deutschland. Hunderttausen-
de Kinder und Jugendliche werden 
in ihrem Alltagsleben, ihren Werten 
und ihren Identitäten durch ihn be-
einflusst. Welches Wissen über die 
Themenfelder Islam und Muslime, 
Muslimfeindlichkeit, Islamismus und 
Dschihadismus benötigen Lehrer-

Innen und PädagogInnen im schu-
lischen Alltag? Das Handbuch der 
Bundeskoordination Schule ohne 
Rassismus – Schule mit Courage 
bietet Hintergrundinformationen und 
Anregungen für die pädagogische 
Auseinandersetzung und folgt einem 
religionsübergreifenden, an den uni-
versellen Menschenrechten orien-

tierten Ansatz. Es werden Beispiele 
dargestellt, wie man die Themen mit 
kunstpädagogischen Methoden wie 
Theater, Musik und Illustration ver-
binden kann. 

Die US-amerikanische Philosophin 
Martha Nussbaum appelliert an Po-
litik und Rechtsprechung, die reli-
giösen Grundsätze und Praktiken 
jedes Einzelnen zu schützen. Dazu 
gehörten auch religiöse Bräuche wie 
das Tragen einer Burka oder eines 
Ganzkörperschleiers, wie sie der 
Großteil der Bevölkerung ablehnten. 

Anschaulich und engagiert interpre-
tiert sie die hitzigen Debatten über 
Religionsfreiheit und deren Grenzen 
vor allem als Ausdruck von Angst. Sie 
plädiert dafür, dass nur ein zwingen-
des staatliches Interesse am Schutz 
von Freiheit und Sicherheit anderer 
BürgerInnen religiöse Freiheiten 
beschränken dürfe. Das beste Ge-

genmittel gegen Angst sei Empathie, 
sich also in Anhänger anderer Religi-
onen einfühlen zu können. 

Religionen können ohne Zweifel viel 
zum inneren Frieden einer Gesell-
schaft beitragen. Aber Menschen, 
die ihre Religion mit der Aura der 
einzig göttlichen Wahrheit versehen 
und dabei anderen das Recht auf 
ein Leben ohne religiöse Zwänge 
absprechen, können ihren Mitmen-
schen das Leben zur Hölle machen. 

Das Themenheft zeigt, wie die fünf 
Weltreligionen Hinduismus, Buddhis-
mus, Judentum, Christentum und 
Islam mal selbst diskriminierende 
Haltungen vertreten und Anders-
gläubige verfolgen, mal ihre eigenen 
Anhänger wegen ihres Glaubens ver-
folgt werden. Es werden Antworten 
auf die Frage gesucht, wie ein friedli-

ches Miteinander von Menschen ver-
schiedener Religionen gemeinsam 
mit Menschen, die Atheisten sind, 
gestaltet werden kann.

Die neue religiöse Intoleranz

Diskriminierung und Religion

Martha Nussbaum: 
‚Die neue religiöse Intoleranz.  
Ein Ausweg aus der Politik der Angst’,  
Wissenschaftliche Buchgesellschaft,
Darmstadt 2014, 220 Seiten

‚Islam & Schule. Handbuch’, 
Bundeskoordination SOR – SMC (Hrsg.),
2. aktualisierte Auflage Berlin 2015, 224 Seiten

Themenheft ‚Diskriminierung und Religion’,
Bundeskoordination SOR-SMC (Hrsg.),
3. Auflage Berlin 2011, 52 Seiten

Material
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Du bist so alt, wie du dich fühlst, heißt es oft. Im All-
tag gilt das allerdings nicht immer. Menschen werden 
immer wieder benachteiligt oder ausgeschlossen, weil 
sie als zu alt oder zu jung betrachtet werden. Nicht 
immer, aber manchmal, ist dieses auch gesetzlich fest-
geschrieben: In welchem Alter jemand rauchen, an 
Wahlen teilnehmen oder ein Auto fahren darf, ist per 
Mindestalter geregelt. Auch ein Höchstalter gibt es; 
vor allem wenn es um die Zugehörigkeit in dieser oder 
jener Organisation geht. Allerdings gilt auch: Alters-
grenzen sind gesellschaftlich verhandelbar; sie ändern 
sich mit der Zeit und sagen kaum etwas über die tat-
sächlichen Fähigkeiten einer Person aus.

Grünschnabel und altes Eisen

Die gesetzlich erlaubte Ungleichbehandlung dient 
in der Regel – beispielsweise beim Mindestalter für 
Alkoholkonsum – dem Schutz von Minderjährigen. 
Im Alltag gibt es allerdings Situationen, in denen das 
Alter einer Person auch dann eine Rolle spielt, wenn 
dies eigentlich nicht beabsichtigt oder gar verboten 
ist. Zum Beispiel wird unser Status in unserer Gesell-
schaft stark mit beruflichem Erfolg verknüpft. Wenn 
Menschen aufgrund ihres Alters vom Berufsleben 
ausgeschlossen werden, sind die individuellen Folgen 
für sie mehrschichtig und gravierend: nämlich nicht 
nur ökonomisch, sondern auch im Hinblick auf ihre 
Anerkennung.

Das Thema Altersdiskriminierung oder Ageismus 
(engl.: age; Alter) ist nicht neu. In zwei aufeinander-
folgenden Jahren wurden 1995 und 1996 die men-
schenverachtenden Begriffe „Altenplage“ und „Rent-
nerschwemme“ zu Unwörtern des Jahres erklärt. Im 
Jahre 1998 setzte „Sozialverträgliches Frühableben“ 
noch eins drauf. Es bezog sich auf eine zweifelhafte 
Kosten-Nutzen-Rechnung, nach der Menschen mit 
Erreichen des Rentenalters die Gesellschaft angeblich 
mehr kosten als sie erwirtschaften. Die Botschaft, die 
solche Begriffe vermitteln, lautet: „Alte“ sind eine Be-
lastung und bedrohen den Wohlstand unserer Gesell-
schaft.

Immer wieder werden von Medien und Politik Hor-
rorszenarien beschworen, in denen junge und alte 
Menschen gegeneinander aufgebracht werden. Die 
Schlagwörter lauten: „Krieg der Generationen“, „de-
mografischer Wandel“ oder „Überalterung der Gesell-

schaft“. Auf der Basis zweifelhafter Prognosen werden 
zulasten der Älteren Vorurteile geschürt. Das Bild vom 
jungen Arbeitnehmer, der drei RentnerInnen auf sei-
nen schmalen Schultern tragen muss, hat sich längst 
in unser Gedächtnis eingebrannt. Insbesondere die 
gesundheitliche Versorgung der älteren Generation 
wird nicht als Herausforderung, sondern als Zumu-
tung für die Gesellschaft dargestellt. Ihre Würde spielt 
in diesen Darstellungen kaum eine Rolle.

Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt

In der Arbeitswelt können Menschen schon Jahre vor 
dem gesetzlichen Rentenalter und allein aufgrund ih-
res Alters Diskriminierungen ausgesetzt sein. Für Un-
ternehmen können Ältere aus verschiedenen Grün-
den wenig attraktiv sein: etwa weil sie Anspruch auf 
ein höheres Gehalt haben oder schwieriger zu kündi-
gen sind. Erfahrung und Kompetenz zählen scheinbar 
wenig. Aber auch Berufseinsteiger haben Probleme; 
ihnen werden Jobs häufig aufgrund ihres Alters nicht 
zugetraut. Jahre in unbezahlten Praktika können fol-
gen – und schon ist von der „Generation Praktikum“ 
die Rede.

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz bietet seit 
2006 eine rechtliche Grundlage, um der Diskriminie-
rung aufgrund des Alters in der Arbeitswelt entgegen-
zuwirken. In der Praxis ist es allerdings längst nicht in 
jedem Fall einfach, den Nachweis zu erbringen, dass 
das Alter der Hauptgrund für die Ungleichbehand-
lung war.

Mut zu neuen Wegen

In Deutschland steigt die durchschnittliche Lebenser-
wartung seit Jahrzehnten; zurzeit liegt sie bei 81 Jah-
ren. Wir haben Glück und leben ohne Krieg, Seuchen 
oder Hunger; die medizinischen Fortschritte lassen 
hoffen, dass die Kurve weiter ansteigt. Dann hätte, 
wer heute geboren wird, gute Chancen, älter als 100 
Jahre zu werden.

Viele Menschen freuen sich über diese Entwicklung 
und suchen nach praktischen Lösungen, die das Mit-
einander von Menschen aller Altersstufen fördern 
können. Unkonventionelle Vorstellungen des Zusam-
menlebens, zum Beispiel in Mehrgenerationenhäu-
sern, ermöglichen alten wie jungen Menschen ein 

Diskriminierung  
aufgrund des Alters
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selbstbestimmtes Leben. Die Alten werden dabei aktiv 
ins öffentliche Leben einbezogen, nutzen ihre Talente 
und die Jungen können sich von ihnen Unterstützung 
holen.

Längst hat auch die Industrie erkannt, dass die Nach-
frage nach altersgerechten Gebrauchsgegenständen 
floriert. Technische Geräte werden entwickelt, die den 
Alltag im Alter erleichtern. Neben Hilfsmitteln, die 
speziell auf die Bedürfnisse Älterer zugeschnitten sind, 
werden im Rahmen dieser Entwicklung auch barrie-
refreie Produkte entwickelt, die alle nutzen können. 
Motto: Was gut ist für die Alten, ist auch gut für die 
Jüngeren. Dazu gehören, ohne dass uns das bewusst 
ist, die mit einer Hand zu bedienende Salatschleuder 
sowie der Niederflurbus. Praktisch für alle sind auch 
sprechende Waagen und Leselupen an Einkaufswagen 
im Supermarkt; oder Ansagen der nächsten Station in 
U- oder S-Bahnen.

Von Erwachsenen hört man oft, dass sie sich nach ihrer 
Kindheit zurücksehnen. Dabei trügt der Eindruck, die 
Kindheit sei eine unbeschwerte Zeit. So schwingt in 

dem Satz „Wir sind doch hier nicht im Kindergarten!“ 
eine Diskriminierung mit, die alle Kinder trifft, unab-
hängig von Herkunft, Hautfarbe oder Geschlecht. Ge-
meint ist ein angeblich unreifes Verhalten, das nicht 
erwachsen ist – und folglich nicht ernstzunehmen. 
Nun haben wir uns daran gewöhnt, dass Kinder von 
Erwachsenen bevormundet werden. Einige Regeln, 
die Erwachsene den Kindern vorgeben, sind sicherlich 
auch unverzichtbar, denn sie dienen ihrem Schutz vor 
Gefahren. Andere aber haben keinerlei Schutzfunkti-
on, sondern werden von den Kindern als übergriffig 
und verletzend erlebt. Dies beginnt häufig schon mit 
der herablassenden Art, wie Erwachsene mit Kindern 
sprechen. 

Fachbegriff Adultismus

Adultismus (engl.: adult; erwachsen) bezeichnet die 
Diskriminierung jüngerer Menschen, also die Macht-
ungleichheit zwischen Kindern und Erwachsenen 
oder zwischen jüngeren und älteren Kindern. Adul-
tismus wirkt sich unterschiedlich auf die Entwicklung 
aus. Bei manchen Jugendlichen führen frühe Diskri-

Altersdiskriminierung und Altersarmut gehen häufig miteinander einher
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minierungserfahrungen zu aggressivem Verhalten, bei 
anderen zur gefühlsmäßigen Abstumpfung und zur 
Resignation. Schnell wird Jugendlichen vorgeworfen, 
sie wollten nur randalieren und hätten angeblich kei-
ne Lust, eine Ausbildung zu machen. Je weniger die 
Erwachsenen ihnen aber zutrauen, umso weniger se-
hen sie sich häufig in der Lage, erfolgreich zu handeln. 

Es ist nicht einfach zu bestimmen, wo Adultismus an-
fängt. Wenn ein Dreijähriger im Winter keine Sanda-
len anziehen darf? Wenn eine Dreizehnjährige nicht 
entscheiden darf, auf welche Schule sie geht? Im Prin-
zip muss die Antwort sich an dem Unterschied zwi-
schen „jung sein“ und für „jung gehalten werden“ ori-
entieren. Von Adultismus ist zu sprechen, wenn Macht 
aufgrund des Altersunterschiedes ausgeübt und damit 
die Rechte von Kindern missachtet werden.

Kinder haben Rechte

Welche Rechte haben Kinder? Die Kinderrechtskon-
vention der Vereinten Nationen, die von Deutschland 
1992 – wenn auch unter einem erst 2010 zurückge-
nommenen Vorbehalt zu den Rechten von Flücht-
lingskindern – ratifiziert wurde, gibt eine Antwort. 
Der 20 Seiten lange Text wurde von der UN-Kinder-
rechtsorganisation UNICEF in zehn Grundrechten 
zusammengefasst: 

1.  Das Recht auf Gleichbehandlung und Schutz  
vor Diskriminierung  

2.  Das Recht auf einen Namen und eine  
Staatsangehörigkeit 

3.  Das Recht auf Gesundheit 

4.  Das Recht auf Bildung und Ausbildung 

5.  Das Recht auf Freizeit, Spiel und Erholung  

6.  Das Recht, sich zu informieren, mitzuteilen,  
gehört zu werden und zu versammeln  

7.  Das Recht auf Privatsphäre und gewaltfreie  
Erziehung  

8.  Das Recht auf Hilfe in Katastrophen und  
Notlagen, Schutz vor Vernachlässigung,  
Ausbeutung und Verfolgung  

9.  Das Recht auf eine Familie, elterliche Fürsorge 
und ein sicheres Zuhause  

10.  Das Recht auf Betreuung bei Behinderung 

Seit 2012 haben Kinder, die sich in ihren Rechten ver-
letzt sehen, durch ein Zusatzprotokoll die Möglich-
keit, sich einzeln oder in Gruppen beim UN-Ausschuss 
für die Rechte des Kindes zu beschweren. Dass nahezu 
alle Staaten sich verpflichtet haben, diese Rechte zu 
garantieren, hat allerdings nichts daran geändert, dass 
Kinderarbeit sowie Missbrauch und Misshandlungen 
von Kindern weltweit weiter an der Tagesordnung 
sind. 
 
Jung und Alt

Persönliche Begegnungen helfen beim Abbau von 
Vorurteilen und Diskriminierung. So bietet zum Bei-
spiel eine Partnerschaft mit der Seniorenresidenz in 
der Nähe der Schule eine gute Grundlage, sich ken-
nenzulernen und Verständnis füreinander zu entwi-
ckeln. Oder eine Einladung an die Großeltern, damit 
sie der Klasse von ihrer eigenen Schulzeit und ihrem 
Alltag erzählen.

Adultismus tritt auch in Schulen auf: Wenn Schüler 
der Oberstufe jüngere Mitschüler herumkomman-
dieren; aber auch, wenn LehrerInnen SchülerInnen 
nicht ernst nehmen und herablassend behandeln. Ein 
persönliches Gespräch, in dem die Probleme benannt 
werden, kann die Situation auflösen. Häufig ist es 
nämlich vor allem das Gefühl der eigenen Hilflosig-
keit, das Ältere dazu bringt, ihr Alter als Druckmittel 
auszuspielen. 
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Altwerden ist das Schönste und Dümmste, was einem passieren kann

Im Gegensatz zu früher gibt es 
heute für älter werdende und alte 
Menschen neue Freiheiten, aber 
auch neue Zwänge: Gesund muss 
man bleiben, topfit, leistungsfä-
hig, selbstständig, mobil und offen 
für digitale Lebenswelten – bis ins 
hohe Alter. Der Verlust von Autarkie 
und Konsumfreude hingegen wird 

mit Nichtachtung bestraft oder in 
Pflegeheimen wegorganisiert. Der 
Theologe und Soziologe Reimer 
Gronemeyer befassst sich mit der 
Frage, was uns das Alter nimmt oder 
schenkt. In seinem zwar mit wissen-
schaftlicher Expertise, aber sehr per-
sönlich geschriebenen, Buch stellt er 
die Frage: Wie wollen wir alt werden 

in einer Gesellschaft, die bisher kei-
ne Vorbilder für ein acht oder neun 
Jahrzehnte währendes Leben hat? 
Eine Orientierungshilfe für alle, die 
richtig alt werden wollen.

Wer Partizipation für Kinder und Ju-
gendliche zu Ende denkt, kommt um 
die Frage des Wahlrechts für Men-
schen unter 18 Jahren nicht herum. 
Mike Weimann, langjähriger Beglei-
ter der Berliner Kinderrechtsgruppe 
K.R.Ä.T.Z.Ä (Kinderrächtszänker) hat 
eine umfassende und unterhaltsa-
me Streitschrift verfasst. Um dem 

Vertrauensverlust junger Menschen 
in die Politik etwas entgegenzuset-
zen, plädiert er für das aktive und 
passive Wahlrecht für Kinder als 
konkrete Möglichkeit politischer Teil-
habe. Das Buch liefert Argumente 
zur praktischen Umsetzung sowie 
eine übersichtliche Liste häufig ge-
stellter Fragen. Zudem setzt es sich 

kritisch mit verschiedenen Passagen 
der UN-Kinderrechtskonvention und 
dem diffusen Begriff des Kindes-
wohls auseinander.

Wahlrecht für Kinder

Reimer Gronemeyer: ‚Altwerden ist das Schönste 
und Dümmste, was einem passieren kann‘,  
edition Körber-Stiftung,  
Hamburg 2014, 216 Seiten

Mike Weimann: ‚Wahlrecht für Kinder. Eine Streit-
schrift‘, Beltz Verlag,  
Weinheim 2002, 164 Seiten,  
Bestellungen: www.tologo.de/wahlrecht-fuer-kinder

„Kündigung des Generationenver-
trags“, „Jugendwahn“ und „Rentner-
berg“: solche Schlagworte zeigen 
das Diskriminierungspotential in 
den Debatten über das Generatio-
nenverhältnis angesichts eines dra-
matischen demografischen Wandels 
in Deutschland. Ein Blick in die Ge-
schichte bietet die Chance, erprobte 

Modelle des Zusammenlebens von 
Jung und Alt wieder zu entdecken 
und die Konflikte zwischen den Ge-
nerationen und deren Lösungen zu 
verstehen. Der empfohlene Band 
liefert 50 Entwürfe für Unterrichts-
stunden zu den Besonderheiten von 
Altsein und Jungsein im historischen 
Wandel. Neben kopierfähigen Quel-

len erhalten LehrerInnen Vorschläge 
für eine Bearbeitung des Themas im 
Unterricht und einschlägige Hinter-
grundinformationen. 

Jung und Alt in der Geschichte

Geschichtswettbewerb des Bundespräsidenten 
(Hrsg.): ‚Jung und Alt in der Geschichte, miteinan-
der – gegeneinander? Unterrichtsideen IV‘,
edition Körber-Stiftung,  
Hamburg 2006, 112 Seiten
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Mit der Geburt werden uns nicht nur Augenfarbe, 
Körperbau und ein mehr oder weniger ausgeprägtes 
musikalisches Talent in die Wiege gelegt. Auch der 
Startpunkt unserer künftigen Rolle in der Gesellschaft 
wird uns mitgegeben; dieser hängt wesentlich davon 
ab, in welche ökonomischen und sozialen Verhältnis-
se wir hinein geboren werden, in ein wohlhabendes 
oder armes Elternhaus.

Unser Grundgesetz mahnt in Artikel 3, Absatz 3: „Nie-
mand darf wegen (…) seiner Abstammung, (…) seiner 
Sprache, seiner Heimat und Herkunft (…) benachtei-
ligt oder bevorzugt werden“. Dass die Realität anders 
aussieht, macht ein Blick auf die Bildungsbeteiligung 
deutlich. Von 100 Kindern, deren Eltern studiert ha-
ben (Akademikerkinder), studieren 77. Von 100 Kin-
dern, deren Eltern nicht studiert haben (Arbeiterkin-
der), studieren laut Deutschem Studentenwerk nur 
28; zum Abitur schaffen es von diesen immerhin dop-
pelt so viele. Die Bildungslaufbahn, die entscheidend 
für den späteren Erfolg auf dem Arbeitsmarkt ist, wird 
zu wesentlichen Teilen durch den sozialen Status 
unserer Herkunftsfamilie bestimmt. In Deutschland 
wird diese Form der Diskriminierung erst seit der 
Veröffentlichung der ersten Pisa-Studie im Jahr 2000 
breiter diskutiert und nicht selten schwingt Abwer-
tung der Menschen mit, wenn von „bildungsfernen 
Schichten“ oder „sozial Schwachen“ gesprochen wird.

Klassismus

Der in Deutschland wenig bekannte Begriff Klassis-
mus (engl.: Classism) kommt aus den USA. Seit dem 
späten 19. Jahrhundert bezeichnet er die Herabwür-
digung von Menschen, die in Armut leben oder einfa-
che Arbeiter sind. Der Begriff Klassismus bezeichnet 
eine Ideologie der Ungleichwertigkeit, die Menschen 
je nach ihrer Zugehörigkeit zu einer sozialen Schicht 
als mehr oder weniger wertvoll wertet.

Die soziale Herkunft unserer Vorfahren scheint uns 
auch nach vielen Generationen weiterhin anzuhän-
gen. So werden auch Kinder, die bereits in der drit-
ten Generation deutsche Staatsbürger sind, auf die 
Herkunft ihrer Großeltern festgelegt und zu Türken, 
Italienern oder Russen erklärt. Und Jahrzehnte nach 
der Vereinigung der Bundesrepublik mit der DDR 
beschimpfen sich manche immer noch als Ossi oder 
Wessi.

Je nach unterschiedlicher sozialer Herkunft entwi-
ckeln sich Kinder bereits im frühesten Alter sehr un-
terschiedlich. Manche Dreijährige lernen Mandarin 
und Klavierspielen, andere können zuhause nieman-
den fragen, wenn sie bei den Hausaufgaben nicht wei-
terkommen. Es sind viele praktische Fragen, die sich 
manchen stellen und anderen nicht: Kann ich mir 
den aktuellen Dresscode leisten; drohen mir sonst auf 
dem Schulhof Diskriminierung und Ausgrenzung? 
Kann ich meine Freunde nach Hause einladen? Be-
komme ich das Geld für die Klassenfahrt zusammen? 
Kann ich mir Nachhilfe in Mathe leisten? Wie spreche 
ich LehrerInnen an, wenn ich mich ungerecht behan-
delt fühle? Wie reden meine Eltern am Elternabend 
mit meinem Lehrer? 

Solche Fragen verschaffen nicht nur den Betroffenen 
unangenehme Momente. Sie stabilisieren die gesell-
schaftlichen Verhältnisse und reproduzieren soziale 
Ungleichheit.

Arbeitende Kinder

Im Zuge der Industrialisierung im 19. Jahrhundert 
und der Herausbildung der Arbeiterklasse gewannen 
die Kinder der Arbeiter an Bedeutung. Die Nachkom-
men der körperlich arbeitenden Menschen hatten im 
Gegensatz zu den so genannten bürgerlichen Kindern 
kaum Chancen auf einen sozialen Aufstieg; meist wa-
ren sie dazu verdammt, den Lebensweg ihrer Eltern 
weiterzugehen.

Arbeiterkinder waren aber nicht nur die Kinder von 
ArbeiterInnen, sondern auch im Wortsinn arbeiten-
de Kinder. Im Jahr 1839 beschränkte das Preußische 
Regulativ erstmals die übliche Kinderarbeit; es war 
das erste deutsche Arbeitsschutzgesetz. Kinder unter 
neun Jahren sollten nicht mehr regelmäßig in Fabri-
ken arbeiten, unter 16-Jährige nicht länger als zehn 
Stunden am Tag; zudem sollten Letztere eine dreijäh-
rige Schulzeit vorweisen können.

Prolls, Penner, Asoziale

Wie Menschen niedriger sozialer Herkunft angeblich 
aussehen und wie sie sich verhalten, demonstrieren so 
genannte Scripted-Reality-Fernsehformate, die nach 
Drehbüchern mit LaiendarstellerInnen arbeiten. Da-
rin sehen wir zum Beispiel Menschen, die gewalttätig 

Diskriminierung aufgrund  
sozialer Herkunft
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sind, sich in niveauloser Form streiten und ihre Tage 
faulenzend auf dem Sofa verbringen. Hämische Kom-
mentare aus dem Off reduzieren ihre Persönlichkeit 
auf bloßen Unterhaltungswert.

Auch Comedians schlüpfen gern in fiktive Rollen als 
ungebildete, gebrochen Deutsch sprechende Reini-
gungskräfte oder als mittellose Langzeitarbeitslose 
und profitieren auf ihre Weise vom Spott über die 
„Unterschicht“. Auch in zahlreichen Casting-Shows 
werden Jugendliche in Szene gesetzt, die von „ganz 
unten“ kommen und davon träumen, als Fotomodell, 
Sänger oder Rapper ein Star zu werden. Ihre unbehol-
fenen Aufstiegsträume erzeugen dabei kaum Mitge-
fühl, sondern werden der Lächerlichkeit preisgegeben.

Auch in der Politik ist die Hetze gegen Menschen 
niedriger sozialer Herkunft besonders im Wahlkampf 
ein beliebtes Mittel zur Stimmungsmache. Wer Men-
schen, die von sozialen Transferleistungen abhängig 
sind, als Leistungserschleicher und Sozialschmarotzer 
tituliert, verfestigt negative Stereotype und fördert die 
Ausgrenzung von Menschen auf Grund ihrer sozialen 

Herkunft. Statt nach Gründen und Auswirkungen 
von Arbeitslosigkeit zu fragen wird mit dem Finger 
auf die gezeigt, die ganz unten in der sozialen Hier-
archie stehen. Was mit der Abwertung von Menschen 
beginnt, führt schnell zu gewaltsamen Ausbrüchen: 
Bundesweit ist die Zahl der körperlichen Angriffe auf 
Obdachlose seit Jahren erschreckend hoch.

Chancengleichheit

Wer immer nur hört, dass er etwas nicht schafft und 
dadurch entmutigt wird, der schafft am Ende auch 
nichts. So scheitert mancher Schulabbrecher schon 
deshalb, weil er sich selbst nicht zutraut, einen Schul-
abschluss zu machen. Aber wie lässt sich der Teufels-
kreis durchbrechen? Welche Vorstellungen von Ge-
rechtigkeit teilt unsere Gesellschaft? Sollen alle die 
gleichen Aufstiegschancen bekommen? Soll der Flei-
ßigste belohnt werden? Oder der Begabteste? Gesell-
schaftliche Antworten darauf verändern sich mit der 
Zeit. In manchen Phasen werden mehr Diskussionen 
über die angebliche Erblichkeit von Intelligenz geführt 
und in anderen mehr Bildungsprogramme zur Förde-

Manche Jugendliche bleiben einsamer – und chancenärmer – als andere
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rung „benachteiligter“ Jugendlicher aufgelegt. All die-
se Debatten sind immer auch mit der Frage verknüpft, 
wie Macht und Wohlstand verteilt werden sollen.

Aufstieg durch Bildung

Wer Menschen aufgrund ihrer sozialen Herkunft dis-
kriminiert, dem geht es immer auch um die Frage, wer 
zu seiner sozialen Schicht gehört und wer nicht. Die 
unter komfortablen Umständen lebenden Etablierten 
wollen ihren Sozialstatus behalten und verteidigen 
ihn mit mehr oder weniger tauglichen Mitteln. Am 
liebsten würden sie ihre vermeintlichen Etablierten-
vorrechte noch weiter ausbauen und auf der sozialen 
Leiter noch ein bisschen höher klettern, oder jeden-
falls dafür sorgen, dass ihre Kinder das tun. Nicht sel-
ten werden in diesem Bemühen die eigenen Ängste 
durch eine rigide Abgrenzung von den Armen bear-
beitet; solidarische Lösungen liegen da fern.

Dazugehören, das kann bedeuten, über genügend 
Geld zu verfügen, um die richtigen Schuhe der richti-
gen Marke zu tragen, sich einen Kinobesuch leisten zu 

können oder genug Taschengeld zu haben, um nach 
der Schule auszugehen. Es bedeutet aber auch, über 
kulturelles Wissen zu verfügen, das andere nicht ha-
ben: über Dostojewski, dessen Werke zuhause im Bü-
cherregal stehen; über die Etikette in schicken Restau-
rants; oder darüber, wie es im Skiurlaub in St. Moritz 
zugeht.

Der Schule kommt bei der Bekämpfung der Diskrimi-
nierung wegen der sozialen Herkunft eine besondere 
Rolle zu: Dort sollen nämlich alle Kinder und Jugend-
lichen unabhängig von ihrer Herkunft und allein ent-
sprechend ihrer individuellen Fähigkeiten gefördert 
werden und dieselbe Chance auf einen guten Schul-
abschluss bekommen.

Wie steht es an eurer Schule?

Damit eine Schule diesem Anspruch genügt, können 
SchülerInnen und PädagogInnen mit einer Bestands-
aufnahme beginnen und erst einmal genau hinschau-
en, wie fair und solidarisch es um den Schulalltag 
bestellt ist: Wie steht es an unserer Schule um die 
praktische Unterstützung? Gibt es einen Förderver-
ein, der einspringt, wenn jemand sich eine Exkursion 
nicht leisten kann? Lässt sich der Nachhilfeunterricht 
auch kostenfrei, in Tandems oder Lerngruppen, orga-
nisieren? 

Ein guter Anfang , für das Phänomen der Diskriminie-
rung aufgrund sozialer Herkunft zu sensibilisieren ist 
auch, sie zur Sprache zu bringen: Warum finden wir 
das lustig, wenn jemand den „Proll“ spielt? Wie schaf-
fen wir es, uns von Klischeevorstellungen zu befreien 
und alle SchülerInnen als individuell verschiedene, 
dennoch gleichwertige Menschen zu betrachten?

Zur Überwindung von Bildungsbenachteiligung ent-
stehen seit einigen Jahren bundesweit Initiativen; eine 
der bekanntesten ist Arbeiterkind.de. Ihre Mitglieder, 
die in aller Regel als erste in ihrer Familie ein Studium 
aufnahmen, vernetzen sich im Internet und in lokalen 
Gruppen. Sie besuchen Schulen für Vorträge und be-
raten SchülerInnen dort und während des Studiums. 

Als positive Vorbilder ermutigen sie junge Menschen 
aus bildungsfernen Familien, für sich selbst erfolgrei-
che Bildungskarrieren zu entwerfen und diese ziel-
strebig zu verfolgen. 

Schule hat die Chance, Unterschiede auszugleichen
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Klassismus

Obwohl sich die Schere zwischen arm 
und reich immer weiter öffnet und 
sich zugleich diskriminierende Bilder 
von armen Menschen in den Köpfen 
festsetzen, ist der Begriff Klassismus 
hierzulande – anders als in den USA 
– immer noch wenig bekannt. Er be-
zeichnet die individuelle, institutio-
nelle oder kulturelle Diskriminierung 

aufgrund des tatsächlichen, vermu-
teten oder zugeschriebenen sozial- 
oder bildungspolitischen Status von 
Mitgliedern einer Gesellschaft. So 
wird Menschen, die in Armut leben, 
häufig stereotyp gewalttätiges Ver-
halten oder Alkoholismus unterstellt. 
Auch mediale Inszenierungen folgen 
gern dieser Logik. Der Münsteraner 

Soziologe Andreas Kemper und die 
Berliner Publizistin und Trainerin 
Heike Weinbach beschreiben die Ur-
sprünge des Klassismusbegriffs, sei-
ne Alltagspraxis sowie Widerstands-
strategien.

Viele PädagogInnen fragen sich, 
welche Handlungsoptionen sie ge-
gen diskriminierende Strukturen und 
Mehrfachdiskriminierung haben. Das 
Praxishandbuch setzt hier Impulse 
für die Bildungsarbeit. Seine Auto-
rinnen entwickelten, angeregt durch 
das bewährte US-amerikanische 
Modell Diversity and Social Justice 

Education, aus langjähriger Praxis-
erfahrung ein eigenes Social Justice 
und Diversity Training – das sich 
gegen strukturelle Diskriminierung 
richtet und zugunsten von partizipa-
tiver Anerkennung und Verteilungs-
gerechtigkeit aller Menschen agiert. 
Die Besonderheiten dieses Trainings, 
Theoriebezüge, historische Kontexte 

und vor allem Methoden und Übun-
gen für die Praxis werden so vorge-
stellt, dass sie leicht umzusetzen und 
anzuwenden sind.

Zwischen der Gewalt gegen Obdach-
lose und einem gesellschaftlichen 
Klima, das den Wert von Menschen 
nach ihrer Verwertbarkeit bemisst, 
besteht ein Zusammenhang mit gra-
vierenden Folgen: Mehr als 100 Ob-
dachlose wurden laut Statistiken seit 
1990 ermordet. Lucius Teidelbaum 
stellt diese Gewalt in ihren unter-

schiedlichen Erscheinungsformen 
dar und analysiert und benennt ihre 
Ursachen. Dabei räumt er auch mit 
Klischees auf, laut denen es Obdach-
losen an Willenskraft und Disziplin 
mangeln würde, um an ihrer Lage 
etwas zu ändern. Er fordert einen 
grundlegenden gesellschaftlichen 
Wandel und macht Vorschläge, wie 

die Situation von Menschen ohne 
Obdach verbessert werden kann. 
Und er thematisiert, wie die Mehr-
heitsbevölkerung für diese häufig 
vergessenen Opfer rechter Gewalt 
sensibilisiert werden kann.

Praxishandbuch Social Justice und Diversity

Obdachlosenhass und Sozialdarwinismus

L. C. Czollek, G. Perko, H. Weinbach:  
‚Praxishandbuch Social Justice und Diversity.  
Theorien, Training, Methoden, Übungen‘,  
Beltz Verlag, Weinheim 2012, 192 Seiten

Andreas Kemper, Heike Weinbach: ‚Klassismus. 
Eine Einführung‘, Unrast Verlag, Münster 2009,  
188 Seiten

Lucius Teidelbaum:  
‚Obdachlosenhass und Sozialdarwinismus‘,  
Unrast Verlag, Münster 2013, 80 Seiten
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„Hier stinkt es nach Knoblauch“, sagt Jan beim Betre-
ten des Klassenzimmers und schaut dabei grinsend 
zu Ahmet. Die Klasse kichert. Ahmet wird rot, schaut 
intensiv auf sein Smartphone und tut, als hätte er 
nichts gehört. Er kennt das. Hier geht es nicht um eine 
unbedachte Äußerung im Streit. Immer wieder wird 
er als „Knoblauch-Fresser“ beleidigt und alle lachen. 
Seit Monaten erlebt er Situationen wie diese. Und er 
weiß: Das war noch nicht alles; auch für heute nicht. 
Nach dem Unterricht werden andere SchülerInnen 
weitermachen. Auch dieser Schultag wird für ihn zum 
Spießrutenlauf werden. Ahmet ist ein typisches Opfer 
von Mobbing.

HelferInnen und Möglichmacher

Zwar beteiligen sich nicht alle MitschülerInnen an 
den Aggressionen gegen Ahmet. Aber es gibt eine gan-
ze Reihe, die meinen: „Ist doch alles nicht so schlimm. 
Was stellt der sich so an? Ein bisschen Spaß muss 
er schon verstehen.“ Folglich sehen sie auch keinen 
Grund, sich mit diesen Vorfällen oder mit Ahmet zu 
beschäftigen. Anderen ist unwohl bei dem, was sich 
vor ihren Augen abspielt. Sie haben ein flaues Ge-
fühl im Magen, wenn sie die miesen Sprüche hören. 
Manchmal würden sie sogar gern einschreiten und 
„Stopp! Hört auf!“ rufen, wenn Ahmet auf dem Schul-
hof wieder einmal dermaßen angerempelt wird, dass 
er blaue Flecken davonträgt.

Sie tun es aber nicht, weil sie selbst keine Probleme 
bekommen wollen. Nun haben sie ein schlechtes Ge-
wissen. Deswegen trauen sie sich nicht, Ahmet zu sa-
gen, dass sie das alles nicht richtig finden. Lieber wen-
den sie sich von ihm ab und sprechen über das tolle 
Konzert gestern. Und dann gibt es noch, wie in jeder 
anderen Klasse, SchülerInnen, die nichts von all dem 
mitbekommen, weil sie mit ihren Gedanken meist 
ganz woanders sind. Sie interessiert nicht, was um sie 
herum in der Schule geschieht. Sie schauen zu, wenn 
die Täter angreifen und werden so zu ihren Helfern. 
Und so schaut Ahmet immer noch auf sein Smartpho-
ne und kämpft still mit den Tränen.

Der geschilderte Fall ist typisch: So unterschiedlich 
SchülerInnen ihre Reaktionen begründen – sie alle 
stimmen auf ihre Weise dem Mobbing schweigend zu. 
Und auch wenn ihnen gar nicht bewusst ist, dass sie 
keine Unbeteiligten sind: Als stille ZuschauerInnen 

Mobbing
spielen sie bei der vorsätzlichen und dauerhaften Er-
niedrigung von Menschen eine entscheidende Rolle. 
Erst sie schaffen als „Möglich-MacherInnen“ und Hel-
ferInnen ein Umfeld, das Mobbing ermöglicht. Denn 
dieses lebt davon, dass Menschen vorsätzlich und 
langfristig erniedrigt und gedemütigt werden – mit 
Billigung ihres sozialen Umfelds.

Ein typisches Merkmal von Mobbing ist auch: Es en-
det nicht am Schultor. Insbesondere auf dem Weg zur 
oder von der Schule folgen häufig körperliche Angriffe 
oder Überfälle.

Mal Täter, mal Opfer

Jeder Mensch kann Opfer wie Täter werden; für Leh-
rerInnen gilt das ebenso wie für SchülerInnen. Auch 
kann, wer in der einen Situation – zum Beispiel in 
der Klasse – in der unterlegenen Rolle ist, in einem 
anderen Zusammenhang – zum Beispiel in seinem 
Wohnblock – der dominierenden Gruppe angehören. 
Das ist wichtig zu verstehen: Mobbing kann grund-
sätzlich von jedem ausgeübt werden und sich gegen 
jeden richten. Was es braucht, ist ein Machtgefälle 
zwischen Täter und Opfer. Dieses kann sich aus einer 
formellen Hierarchie wie jener zwischen LehrerInnen 
und SchülerInnen, Schulleitung und dem Kollegium, 
oder älteren und jüngeren SchülerInnen ableiten. Das 
Machtgefälle kann aber auch dadurch entstehen, dass 
eine Gruppe sich gegen einen Einzelnen verbündet. 
In jedem Fall entsteht eine asymmetrische Beziehung 
zwischen Täter und Opfer, die dazu führt, dass letzte-
res sich nicht aus eigener Kraft befreien kann. Mob-
bing ist wie ein langfristig wirkendes Gift. Und: Es 
kann alle Formen der Diskriminierung umfassen.

Die Suche nach den Motiven der TäterInnen führt in 
der Regel zu einem Bündel von Ursachen. Eine liegt 
häufig in der zentralen Sozialisationsinstanz: der Fa-
milie. Je mehr Gewalt Kinder dort erfahren, umso 
weniger lernen sie gewaltfreie Strategien zur Kon-
fliktlösung; und desto eher sind sie bereit, anderen 
Menschen Gewalt zuzufügen und die Rolle des Täters 
einzunehmen.

Die Anzahl der Mobbingfälle an Schulen in Deutsch-
land zu erfassen, ist schwierig. Die Dunkelziffer ist 
hoch; viele Mobbingopfer machen ihr Leid nie publik. 
Auch PädagogInnen scheuen sich immer wieder, über 
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Fälle von Mobbing unter ihren SchülerInnen zu spre-
chen; sie fürchten, ihnen könnte vorgeworfen wer-
den, ihre Klasse nicht im Griff zu haben. 

Mobbing macht krank und depressiv

Wer Mobbingangriffen ausgesetzt ist, leidet. Mobbing 
erzeugt Stress, macht körperlich und psychisch krank; 
es macht depressiv und kann bis zu Selbstmordgedan-
ken führen. Die Reaktionen des Umfelds sind dabei 
häufig nicht sehr hilfreich: „Dann zieh dich eben nicht 
so an“, „Iss nicht so viel“ oder, wohl als Trost gemeint: 
„Nimm dir das nicht so zu Herzen“ – all das sind Rat-
schläge, die letztlich das Opfer selbst verantwortlich 
machen für das, was ihm widerfährt.

Wahr ist, dass manche individuellen Eigenschaften 
die Wahrscheinlichkeit, Opfer zu werden, erhöhen: 
körperliche Unterlegenheit, geistige Schwäche oder 
Armut zum Beispiel. Dahinter steckt nicht zuletzt 
ein gesellschaftliches Klima der Konkurrenz, das den 
Gedanken möglich macht, das Opfer hätte sich mehr 
anstrengen und eine effektivere Selbstoptimierung 

betreiben müssen. Allerdings ist das Wesensmerkmal 
des Mobbing gerade, dass es sich um ein soziales Phä-
nomen handelt. Und die Verantwortung dafür, ein 
angst- und hassfreies Schulklima zu schaffen, liegt si-
cher nicht bei den Mobbing-Opfern. Sondern: bei der 
ganzen Schulgemeinschaft.

Wie die Opfer von Mobbing mit erlittenen Demüti-
gungen und Verletzungen umgehen, ist sehr unter-
schiedlich. Viele bleiben äußerlich passiv, schlucken 
ihre Trauer und Wut herunter. Wer so reagiert, dem 
wird häufig vorgehalten, er nähme alles hin und weh-
re sich nicht. Andere, sogenannte provozierende Op-
fer, reagieren offensiv und aggressiv – was ihnen auch 
vorgeworfen wird. Und: Auch LehrerInnen werden 
Opfer von Mobbing; von Schülerinnen wie von Leh-
rerInnen. 

Sie sprechen aber selten darüber, weil sie an ihrem 
Arbeitsplatz erfolgreich sein wollen. Würden sie be-
kanntmachen, dass sie gemobbt werden, so denken 
sie, wäre damit zugleich ihre Professionalität in Fra-
ge gestellt. Dabei gibt es Mobbing im Lehrerzimmer 

Wer Mobbingangriffen ausgesetzt ist, leidet und wird nicht selten krank und aggressiv
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wie an jedem anderen Arbeitsplatz auch. Ein häufiger 
Fall ist, dass dabei Indiskretionen aus dem Privatle-
ben des Mobbing-Opfers gestreut und abfällige Wit-
ze gemacht werden. Die Bemerkungen bewegen sich 
in einer Grauzone, die viel Raum für Spekulationen 
lässt, etwa: „So, Frau Özkan hat sich also schon wie-
der krank gemeldet…“. Die Auswirkungen von Mob-
bing im Lehrerzimmer gehen weit über das Kollegium 
hinaus. Sie belasten das Schulklima.

Cybermobbing

Mobbing in sozialen Netzwerken im Internet, per 
E-Mail oder via SMS und MMS-Nachrichten in den 
Handynetzen, nennen wir Cybermobbing. Dieses zielt 
auf dieselben Effekte wie analoges Mobbing; durch 
seine räumlich und zeitlich unbegrenzten Zugriffs-
möglichkeiten verfügt es allerdings über ein deutlich 
erweitertes und gefährliches Repertoire. Wird eine 
Schülerin nach dem Sportunterricht ohne ihr Wissen 
fotografiert, können die Mitschüler das Nacktfoto via 
Facebook oder Instagram in Sekundenschnelle mit 
der ganzen Welt teilen. Damit liefern sie das Opfer 
nicht nur öffentlichem Hohn und Spott aus. Sie geben 
auch jedem die Chance, die Angriffe zu vervielfältigen 
und weiter zu verbreiten.

Andere gängige Methoden des Cybermobbings sind 
Fake-Profile von MitschülerInnen oder LehrerInnen, 
die dazu benutzt werden, die Opfer in erfundenen 

Zusammenhängen darzustellen und ihren Ruf zu 
beschädigen. Auch dass Porträts von Opfern auf die 
Körper von Pornodarstellern montiert und im Inter-
net verbreitet werden, kommt immer wieder vor. In 
all diesen Fällen gilt: Die Täter erpressen, bedrohen 
und quälen ihre Opfer mit hoher krimineller Energie. 
Zu Recht wird das Phänomen Cybermobbing an den 
Schulen als sehr ernstes Problem wahrgenommen, 
dem aktiv entgegengewirkt werden muss. 

Generelle Tipps an die Opfer lauten: Auf beleidigen-
de und die Persönlichkeitsrechte verletzende E-Mails, 
SMS und MMS sollte nicht geantwortet werden; jede 
Reaktion motiviert die Täter nur, weiterzumachen. 
Bei andauernder Belästigung ist es sinnvoll, sich einen 
neuen Account anzulegen. Wer beim Chatten mit-
bekommt, dass andere gemobbt werden, sollte nicht 
schweigend darüber hinwegsehen, sondern sich auf 
die Seite des Opfers stellen und es damit stärken.

Das Internet ist nicht rechtsfrei

Und: Auch wenn die vermeintlich anonyme und 
ungeregelte virtuelle Welt immer mehr TäterInnen 
ermutigt, immer aggressiver gegen ihre Opfer vor-
zugehen: Das Internet ist kein rechtsfreier Raum. Be-
leidigungen, die über das Netz verbreitet werden, sind 
strafbar. Ein Screenshot, also ein Bild von der betref-
fenden Seite, ist schnell gemacht und ein erster Beleg, 
mit dessen Hilfe der Täter überführt werden kann.

Cybermobbing zu thematisieren 
ist ein erster Schritt aus der 
Anonymität©
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Aus den Courage-Schulen, die sich schriftlich ver-
pflichtet haben, aktiv jeder Form von Diskriminierung 
entgegenzuwirken, erreichen Regional-, Landes- oder 
Bundeskoordination sowie die Kooperationspartner 
immer wieder Hilferufe von SchülerInnen oder Leh-
rerInnen. 

An sich ist das ein gutes Zeichen: Hier nehmen Men-
schen nicht schweigend hin, dass an ihrer Schule Mob-
bing stattfindet. Sie suchen nach effektiven Wegen, 
dem Einhalt zu gebieten und ein Ende zu bereiten. 
Erfolgreiche Gegenmaßnahmen zielen grundsätzlich 
darauf ab, das Selbstwertgefühl aller Schulmitglieder 
zu stärken. 

Wenn das gelingt, steigt auch die Bereitschaft und 
auch die Kompetenz, Konflikte gewaltfrei zu lösen. 
Dahinter steckt auch: Wer andere Menschen durch 
Mobbing erniedrigt, hat ein ausgeprägtes Bedürfnis, 
sich selbst zu erhöhen und stark zu fühlen. 

Anti-Mobbing-Seminare sensibilisieren SchülerInnen 
und PädagogInnen für die diversen Erscheinungsfor-
men von Mobbing. Wer diese kennt, kann auch frühe 
Anzeichen in seiner Klasse erkennen und gegensteu-
ern. Die ruhige Lena wird immer unkonzentrierter, 
zieht sich zurück, ist in sich gekehrt? Oder, im Gegen-
teil, streitlustig und aggressiv; ihre Leistungen sinken? 
All das kann viele Ursachen haben. An Mobbing als 
eine mögliche sollte gedacht werden. 

Wichtige Fragen bei der Bekämpfung von Mobbing 
sind zudem:

•  Bekommen Mobbing-Opfer schulintern Unterstüt-
zung, zum Beispiel vom Vertrauenslehrer?

•  Werden sie in Mobbing-Fällen an außerschulische 
Beschwerde- oder Beratungsstellen vermittelt?

•  Gibt es schulinterne Qualifizierungsangebote für 
Lehrkräfte? Ein Workshop reicht dabei nicht aus, 
notwendig ist eine langfristige Qualifikations-
strategie. Einige Methoden für den professionel-
len Umgang mit Mobbing sind zum Beispiel die 
FARSTA-Methode und der No-Blame-Approach.

•  Werden SchulmediatorInnen ausgebildet?

•  Werden in jedem Schuljahr neue SchülerInnen und 
LehrerInnen zu Konfliktlotsen ausgebildet?

Ein soziales und angstfreies Schulklima sowie eine 
intensive Kommunikation können bereits mit ein-
fachen Instrumenten wie dem Klassenrat oder der 
Schülerselbstverwaltung gefördert werden. Je mehr 
Möglichkeiten es gibt, das respektvolle und solidari-
sche Miteinander zu stärken und sich mit Ursachen 
und Auswirkungen von Mobbing und Cybermobbing 
auseinanderzusetzen, desto effektiver wird diese Form 
von Gewalt verhindert. 

Auch Drohgebärden sind Gewalt ©
 d
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5  Vernetzen und  
kooperieren

Die mehrheitliche Zustimmung zum Selbstverständ-
nis von Schule ohne Rassismus– Schule mit Courage zu 
bekommen, geht oft schneller als gedacht. Wenn das 
Schild an der Fassade hängt, hat die eigentliche He-
rausforderung allerdings gerade erst begonnen. Ist 
doch der Titel keine Auszeichnung für das Einwer-
ben von Zustimmung für den Projektansatz; sondern 
Selbstverpflichtung aller, sich nun künftig selbst für 
Menschenrechte und eine Kultur der Anerkennung 
und Gleichwertigkeit einzusetzen. 

Um hier nachhaltig und erfolgreich tätig zu sein, 
können Schulen vieles tun: Sich mit anderen Schu-
len und in der Kommune vernetzen, außerschulische 
Kooperationspartner kennenlernen und zu Projektta-
gen oder Projektwochen einladen. Was sie genau tun, 
können die Mitglieder der Schulen am besten vor Ort 
entscheiden: Nur sie kennen die besonderen Heraus-
forderungen an ihrer Schule oder in deren Umgebung. 
Welche Möglichkeiten der Zusammenarbeit es gibt, 
wird in diesem Kapitel in einem Überblick vorgestellt.

Die Akteure des Netzwerks Schule ohne Rassismus – 
Schule mit Courage begegnen sich auf Aktiven-, Regi-
onal-, Landes- oder Bundestreffen. Die verschiedenen 
Treffen erfüllen ganz verschiedene Zwecke: Die einen 
lösen eher kleinteilig drängende Probleme vor Ort; 
die anderen arbeiten an großen Linien. So sucht – und 
findet – das jährliche Bundestreffen immer wieder 
Antworten auf die Frage: Welche aktuellen Diskrimi-
nierungsformen gibt es und wie bearbeiten wir sie in 
der pädagogischen Praxis?

Im Netzwerk liegt die Kraft 110

Projekttage an der Schule 112

Regionaltreffen 116
Landestreffen 118
Bundestreffen 120
Material 123

Das lernende Netzwerk 124
Material 125
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Gemeinsam ist man stärker; zusammen erreicht man 
Ziele besser. Das wussten bereits die Menschen in der 
Steinzeit: Gemeinsam gingen sie auf Mammutjagd. 
Auch Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage be-
zieht seine Kraft aus Kooperation und Zusammenar-
beit. Netzwerk, netzwerken – diese Begriffe sind in al-
ler Munde. Aber was bedeuten sie? Und was genau ist 
das Geheimnis erfolgreicher Netzwerkarbeit?

Netzwerke verknüpfen Einzelpersonen oder Institu-
tionen, die bis dahin unabhängig voneinander ähn-
liche Ziele verfolgten. Im Verbund bündeln sie ihre 
personellen, geistigen und materiellen Ressourcen 
zwecks Erreichens gemeinsamer Ziele. So erhöhen sie 
die Reichweite, vergrößern ihr Einflussgebiet, errei-
chen ihre Zielgruppen effektiver. Kooperation schafft 
Synergien und ermöglicht, auch komplexe Projek-
te umzusetzen, die sonst nicht zu realisieren wären. 
Weil das so ist, verbreitet sich der Netzwerkgedanke 
in vielen Lebensbereichen. Firmen vernetzen sich mit 
Kommunen, Bauern mit Marktbetreibern, Städte mit 
Partnerstädten, TaxifahrerInnen, LehrerInnen und 
JournalistInnen untereinander. Durch Netzwerke 
entstehen neue Ideen und bislang ungeahnte Hand-
lungsmöglichkeiten.

Kooperationen bieten Unterstützung

Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage ist ein sehr 
großes, inhaltlich ambitioniertes und ungewöhnli-
ches Netzwerk, dem alle Mitglieder, ob Einzelperso-
nen oder Organisationen, freiwillig beitreten. Es setzt 
sich aus ganz unterschiedlichen Akteuren zusammen, 
die traditionell zuvor eher selten kooperiert haben: 
Schulen, außerschulische Kooperationspartner, Koor-
dinierungsstellen, staatliche Einrichtungen, PatInnen, 
Medien und ExpertInnen – eine bunte Mischung.

So unterschiedlich die Mitglieder sind, sie eint ein ge-
meinsames Ziel: die Aktiven an den Courage-Schulen 
zu unterstützen, gegen alle Ideologien der Ungleich-
wertigkeit aktiv zu werden und so ihren Beitrag zum 
gesellschaftlichen Zusammenhalt zu leisten.

Wer an seiner Schule ein Projekt – beispielsweise zu 
Kinderrechten – entwickeln und umsetzen will, kann 
Unterstützung gut gebrauchen. Viele Fragen sind zu 
klären: Wo bekomme ich das notwendige Hinter-
grundwissen? Wo soll ich mit der Recherche begin-

nen? Wer kann mir Materialien geben? Wie haben 
andere Schulen zu dem Thema gearbeitet? Wie kann 
ich von den Kompetenzen der anderen Netzpartner 
profitieren?

Die Einbindung in Netzwerke hilft dabei, Erfahrun-
gen und Wissen auszutauschen. Das bedeutet auch: 
Je mehr mitmachen, desto mehr Erfahrungswissen 
ist im Netzwerk vorhanden. Eine zentrale Aufgabe 
der Bundeskoordination von Schule ohne Rassismus 
– Schule mit Courage ist deswegen, außerschulische 
Kooperationspartner zu gewinnen und das Netzwerk 
immer dichter zu knüpfen. Dabei achtet die Bun-
deskoordination darauf, dass Kooperationspartner 
dem in Kapitel 2 dargestellten Leitbild entsprechen, 
den Grundkonsens des Netzwerks teilen und fachlich 
kompetent sind. Nur so kann die Qualität der Arbeit 
des Courage-Netzwerks gesichert werden.

Außerdem gilt: Das größte Netzwerk ist nutzlos, wenn 
es nicht gelingt, Informationen über inhaltliche Kom-
petenzen und organisatorische Zuständigkeiten der 
Akteure weiterzugeben. Wissen aneignen, Erfahrun-
gen machen ist das eine – all das in geeigneter Form 
für alle nutzbar zu machen, das andere. Damit dies 
gelingt, braucht es erfolgreiche Strategien ebenso 
wie Instrumente des Wissenstransfers und zielgrup-
penspezifische Medien.

Das Courage-Netzwerk setzt zu diesem Zweck zahl-
reiche Medien ein; auch die Förderung der Kommu-
nikations- und Medienkompetenz hat einen hohen 
Stellenwert. Mehr dazu findet ihr in Kapitel 7.

Schule muss sich öffnen

Schulische Vernetzung setzt die Öffnung der Schule 
in die Gesellschaft voraus. Dabei ist zuallererst wich-
tig, dass Schulen außerschulischen Akteuren nicht 
unterstellen, sie würden stören – sondern sie einla-
den und ihre Türen öffnen. Warum das notwendig ist, 
liegt auf der Hand: Gleichberechtigung, Solidarität 
und Respekt zu vermitteln sind Aufgaben der gesam-
ten Gesellschaft. Folglich engagieren sich Tausende 
SchülerInnen nicht nur in ihrer Schule, sondern auch 
im Landkreis, in kirchlichen, Moschee- oder anderen 
Vereinen, in regionalen und überregionalen Bünd-
nissen gegen Rechtsextremismus oder in Bezirks-, 
Kreis- und Landesschülervertretungen. Und wenn es 

Im Netzwerk  
liegt die Kraft
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zum Beispiel darum geht, sich rechtsextremen Auf-
märschen couragiert entgegenzustellen, ist man nun 
einmal viel stärker, wenn Schulen, demokratische Par-
teien, Glaubensgemeinschaften, Gewerkschaften und 
Vereine gemeinsam zeigen: Wir sind eine starke Zivil-
gesellschaft – die Hass, Gewalt und Menschenverach-
tung ablehnt und in der für Neonazis kein Platz ist.

Kooperation ist aber auch jenseits von unmittelba-
rer Gegenwehr sinnvoll: Warum nicht mit anderen 
Akteuren in der Stadt oder dem Landkreis Konzerte, 
Vorträge, Workshops oder Kinoabende zu Themen 
wie Rechtsextremismus, Rassismus oder Antisemitis-
mus organisieren? Oder dafür sorgen, dass mehrere 
Courage-Schulen mit der gewerkschaftlichen Jugend-
bildungsstätte, dem Stadt- oder Landesjugendring, 
dem Jugendamt und anderen Institutionen gemein-
sam an einer Antidiskriminierungsagenda arbeiten?

Dabei sollten auch Partnerschaften angedacht wer-
den, auf die man vielleicht nicht sofort kommt: mit 
der Kreissparkasse, der lokalen Wirtschaft oder dem 
Sportverein zum Beispiel. Denn auch viele Wirt-
schaftsvertreterInnen sind daran interessiert, sich für 
Menschenrechtsfragen und gegen Diskriminierung 
einzusetzen und können als Unterstützer geworben 
werden. Häufig suchen sie sogar nach guten Ideen 
und engagierten Partnern.

Hürden überwinden

Netzwerke entstehen nicht von allein; sie zu organisie-
ren kann erheblicher zeitlicher, personeller und finan-
zieller Ressourcen bedürfen. Mühsam müssen immer 
wieder Hindernisse beseitigt werden, die sich manch-
mal als sehr hartnäckig erweisen: gewohnheitsmä-
ßiges Konkurrenzdenken, reale Interessenskonflikte 
oder die häufig sogar berechtigte Befürchtung zivilge-
sellschaftlicher Organisationen, die ohnehin knappen 
Fördermittel nun auch noch teilen zu müssen.

Die langjährige Erfahrung des Courage-Netzwerks 
zeigt aber auch: Diese Bedenken können überwunden 
werden. Positive Erfahrungen tragen dazu bei, auch 
Skeptiker zu überzeugen, dass Kooperationen zu einer 
Win-Win-Situation für alle Beteiligten führen: Wenn 
eine Beratungsstelle gegen Homophobie oder ein Ex-
pertenteam zu rechtsextremer Musik zum Beispiel 
erleben, dass sie über die Koordinationsstellen Work-

shops an Courage-Schulen durchführen und so viele 
Jugendliche über ihre Arbeit informieren und für ihr 
inhaltliches Anliegen sensibilisieren können.

Wenn Schulen sich als offene Institutionen verstehen, 
profitieren sie von dieser Haltung enorm: Es kommen 
Menschen ins Haus, die mit ihren Berufen und Le-
benserfahrungen ExpertInnen für bestimmte gesell-
schaftlich relevante Fragen sind. Und so kommen vie-
le engagierte Menschen zusammen, die voneinander 
lernen und profitieren können.

Alle kommunizieren mit allen

Sind Gäste willkommen und nehmen Schulmitglie-
der an Aktivitäten außerhalb teil, sind das große erste 
Schritte in Richtung einer nachhaltigen Öffnung der 
Schule. Der Austausch mit dem Umfeld kann noch 
verstärkt werden, wenn es gelingt, die Meinungen, 
Ideen und Anliegen der Schulmitglieder nach außen 
zu tragen.

So kann eine Schülerzeitung interessante Artikel ver-
öffentlichen und diese nicht nur auf dem Schulhof, 
sondern auch in der Umgebung verteilen. Auch die 
Zusammenarbeit mit der lokalen Zeitungsredaktion 
kann so produktiv sein, dass diese regelmäßig Artikel 
über die jüngsten Schulaktivitäten oder von Schüle-
rInnen abdruckt. Oder der lokale Radiosender inter-
essiert sich für eine Theateraufführung im Rahmen 
des Projekttags; Voraussetzung dafür ist allerdings, 
dass er rechtzeitig und ausführlich informiert wird. 
Auch hier gilt wieder: Es lohnt sich, an der eigenen 
Kommunikations- und Medienkompetenz zu arbei-
ten. Mehr Kommunikation führt grundsätzlich auch 
zu mehr Unterstützung und damit zur besseren Ver-
wirklichung von Anliegen.

Um aktionistische Hektik zu vermeiden, ist es auch 
wichtig, Begegnungen auf verschiedenen Ebenen mit 
unterschiedlichen Ansprechpartnern und Teilneh-
mern zu realisieren. Nicht jeder muss und will immer 
jedes Infoblatt lesen; nicht immer müssen alle an al-
len Treffen teilnehmen. Deshalb finden im Coura-
ge-Netzwerk neben schulinternen Aktionen und loka-
len Schulpartnerschaften Vernetzungstreffen in den 
Regionen und auf Länder- und Bundesebene statt, an 
denen SchülerInnen und PädagogInnen mal getrennt 
und mal gemeinsam teilnehmen. 
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Eine erfolgreiche Abstimmung über das Selbstver-
ständnis durchzuführen, geht häufig vergleichsweise 
schnell. Dann dauert es nicht lange, bis das Schild mit 
dem Logo an der Fassade befestigt ist und eine neue 
Ära beginnt: Die Schule ist nun Schule ohne Rassis-
mus– Schule mit Courage. Damit hat sie sich verpflich-
tet, künftig aktiv für Menschenrechte und eine Kultur 
der Gleichwertigkeit einzutreten.

Der dritte Punkt des Selbstverständnisses verpflichtet 
jede Schule, mindestens einmal im Jahr ein Projekt 
durchzuführen. Projekttage sind eine gute Gelegen-
heit für eine regelmäßige intensive Auseinanderset-
zung mit relevanten Themen. Sie tragen wesentlich 
dazu bei, das Profil einer Courage-Schule inhaltlich 
zu entwickeln, fördern den Zusammenhalt für das ge-
meinsame Anliegen und sind ein wichtiger Baustein 
auf dem Weg zum Klimawandel in der Schule.

Abseits vom Schulalltag

Typisch für Projekttage ist, dass sie abseits vom regu-
lären Schulalltag klassen- und jahrgangsübergreifende 
Informations- und Qualifizierungsangebote bieten. 
Externe ReferentInnen aus dem Kreis der außerschu-
lischen Kooperationspartner des Courage-Netzwerks 
kommen für Workshops in die Schule. Diese Exper-
tInnen für ein breites Themenspektrum bringen Wis-
sen, neue Methoden und Ideen mit. Eine derartige 
Öffnung von Schule für zivilgesellschaftliche Projekte 
und kommunale Einrichtungen hat häufig positive 
Auswirkungen weit über den Projekttag hinaus: Hat 
das Kollegium die Angebote der kompetenten Koope-
rationspartner erst einmal kennengelernt, liegt auch 
der Schritt näher, diese einmal in den Fachunterricht 
einzuladen.

Es geht aber nicht nur um Faktenwissen. Ein Projekt-
tag bietet mehr als der normale Schulbetrieb Raum 
für nonverbale Kommunikation – zum Beispiel durch 
Sport, Tanz und Bewegung; in Capoeira-, Breakdance- 
oder Fußballgruppen. Oder durch kunstpädagogische 
Angebote wie Graffiti-Workshops. Den eigenen Ge-
fühlen Ausdruck zu verleihen ist ein wichtiger Schritt 
für den Austausch über gemeinsame Werte und Hal-
tungen.

Wenn die Auseinandersetzung zu komplexen The-
men in die Tiefe gehen soll, braucht man Zeit. Diese 

allerdings ist an allen Schulen knapp bemessen. Die 
Vorteile mehrtägiger Veranstaltungen – wie einer 
ganzen Projektwoche – liegen dennoch auf der Hand: 
Hier können die Anliegen der Teilnehmenden stärker 
in die Workshops einbezogen werden; es gibt mehr 
Raum für den Austausch von eigenen Erfahrungen 
und zu offenen Fragen. Auch können in mehrtägigen 
Workshops mehrere ReferentInnen jeweils eigene 
und verschiedene Perspektiven einbringen.

Einen vorgegebenen Themenkatalog oder festen 
Courage-Fahrplan für Projekttage gibt es nicht. Wich-
tig ist, sich mit genau jenen Themen und Diskriminie-
rungsformen auseinanderzusetzen, die an der Schule 
aktuell sind und unter den Nägeln brennen. Um sich 
zu orientieren schadet es dennoch nicht, einen Blick 
auf all die bewährten Formate zu werfen, die bundes-
weit bereits entwickelt, erprobt und verbessert wur-
den. Auf der Facebook-Seite und den Websites der 
Bundes- und der Landeskoordinationen finden sich 
dazu viele inspirierende Berichte.

Best Practice: Gesamtschule Schwerte

Beeindruckend ist zum Beispiel der regelmäßige Pro-
jekttag der Gesamtschule im nordrhein-westfälischen 
Schwerte, an dem für die zehnten Klassen regelmäßig 
ein Jugendkulturtag gegen Rechts veranstaltet wird. 
Unterstützt durch den Förderverein werden dort in 
jedem Jahr Workshops zu Themen wie „Die Rech-
te – eine ganz normale Partei oder Hitlers Erben?“, 
„Streetdance“, „The Real Bushido/Kampfkunst mit 
Verstand“, oder „Cybermobbing, Mobbing, Abzocke 
und rechte Propaganda im Netz“ angeboten. Auch 
„Abenteuersport“ und „Liebe, Sexualität und Partner-
schaft“ stehen auf dem Programm. Ein Workshop „Auf 
den Spuren der neuen Nazis“ ist zudem als Exkursion 
angelegt und führt in das nahe gelegene Dortmund zu 
verschiedenen Schauplätzen neonazistischer Aktivitä-
ten.

Das von Museumspädagogen entwickelte und ange-
leitete mehrstündige Rollenspiel ‚Gefrierfleischor-
den‘ bietet auch größeren Gruppen die Möglichkeit 
zur Auseinandersetzung mit dem Thema Zwang und 
Herrschaft im Nationalsozialismus. Die Teilnehmen-
den nehmen im Spielverlauf Rollen von Zwangsar-
beiterInnen ein, die während des Zweiten Weltkriegs 
gezwungen werden, den so genannten „Gefrier-

Projekttage  
an der Schule 
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fleischorden“ für in Russland gefallene Wehrmachts-
soldaten zu produzieren. Das Szenario verdeutlicht 
SchülerInnen eindrucksvoll, wie schnell Menschen 
in einem von Angst, Unterordnung, Macht und Zer-
störung dominierten Wertesystem ihre autonome 
Handlungsfähigkeit verlieren. In einem zweiten Teil 
diskutieren die Jugendlichen im Anschluss mit einem 
Aussteiger aus der Neonaziszene über Strukturen, 
Ideologie, Musikformen und interne Codes der neuen 
Nazis.

Natürlich können Projekttage nicht immer und an 
allen Orten so aufwendig vorbereitet und ausgestat-
tet werden. Denn: So wichtig es ist, mit Elan an die 
Planung zu gehen; auch die Ressourcen dürfen nicht 
überstrapaziert werden. Deswegen ist es wichtig zu 
wissen: Auch kleinere Aktionen wie ein Flashmob zu 
einem Thema, eine Schulveranstaltung mit einem 
Zeitzeugen oder eine Luftballonaktion können be-
reits große Wirkung entfalten. Was für ihre Schule 
möglich, machbar und sinnvoll ist, können die Schü-
lerInnen und LehrerInnen am allerbesten selbst be-
stimmen.

Wegweiser Projekttag

Um andere Schulen bei der Organisation von Projekt-
tagen zu unterstützen, haben SchülerInnen aus ver-
schiedenen Courage-Schulen folgenden Wegweiser 
verfasst:

•  Setzt euch als SOR-SMC-AG am besten gemeinsam 
mit der Schülervertretung zusammen und legt das 
Thema eures Projekttags fest.

•  Sammelt Vorschläge zu inhaltlich passenden Work-
shops und Arbeitsgruppen.

•  Geht mit diesen Vorschlägen zur Schulleitung, um 
einen verbindlichen Termin für den Projekttag aus-
zumachen. Wenn nicht sofort ein passender Ter-
min gefunden werden kann, gebt nicht auf! In der 
Regel wird es doch noch klappen.

•  Informiert euch, welche ReferentInnen zu euren 
Workshops passen würden. Spätestens nun wendet 
ihr euch an eure zuständige Landeskoordination. 

Je mehr Angebote, desto besser – allerdings muss auch die Qualität stimmen
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Diese verfügt über ein Netzwerk von Kooperati-
onspartnern mit ReferentInnen zu so unterschied-
lichen Themen wie Cybermobbing, Antisemitis-
mus, Rassismus oder Homophobie.

•  Kontaktiert eure WunschkandidatInnen: Haben 
sie Zeit und Interesse? Benötigen sie ein Honorar? 
Manche Angebote der Kooperationspartner sind 
kostenlos, aber leider nicht alle.

•  Beratet euch gemeinsam mit der Landeskoordina-
tion und der Schulleitung über die Abdeckung der 
Kosten. Hier bietet sich eine Spendensammelakti-
on an. Zum Beispiel über den Verkauf von Kuchen 
und Brötchen in den Pausen oder auch ganz andere 
Aktivitäten.

•  Sind die Formalitäten geklärt, kann der Projekttag 
in der Schule publik gemacht werden. Das geht 
über Plakate, Flyer, eure Schulzeitung, Facebook, 
Whatsapp, über persönliche Gespräche, das Schul-
radio oder auch über einen Brief an alle Klassen.

•  Klärt im Vorfeld die maximale Teilnehmerzahl für 
jeden Workshop, um Überfüllung zu vermeiden.

•  Gebt die Workshops bekannt. Die Schüler erhalten 
ein Schreiben, auf dem sie ihren favorisierten Kurs 
angeben. Um Alternativen zu bieten, sollten meh-
rere Wünsche abgegeben werden können.

•  Bei der Feinplanung des Projekttags entscheidet die 
Aktivengruppe: Wann geht es los? Wo treffen sich 
die TeilnehmerInnen? Wer begrüßt und betreut die 
schulfremden Gäste?

•  Wo finden die Workshops statt? Sind die Räume 
ausgeschildert und mit benötigtem Material und 
der Technik (Fernseher, Beamer, Video, CD-Player 
etc.) ausgestattet?

•  Wie sieht es mit der Verpflegung an dem Tag aus?

•  Wie und durch wen (Schulsprecher, Schulleitung, 
Patin oder ein besonderer Gast) wird der Projekttag 
eröffnet und wie soll er wieder ausklingen?

•  Benötigt ihr dazu eine Musikanlage, Beamer, Mi-
krofone?

•  Den größten Teil der Arbeit habt ihr jetzt geschafft. 
Am Projekttag solltet ihr für die TeilnehmerInnen 
ständig zu erreichen sein, damit ihr bei möglichen 
Problemen und Fragen behilflich sein könnt.

Nun bleibt nur noch zu hoffen, dass die SchülerInnen 
viel lernen und mit Begeisterung den Tag genießen. 
Dann könnt ihr mit Stolz auf euren Projekttag zurück-
blicken.

Geld sammeln, Gutes tun

Das kennt jeder: Da hat man eine Idee für ein tolles 
Projekt und stellt sie der Schulleitung vor. Die findet 
das auch ganz prima. Dann kommt das große: Aber! 
Leider gibt es für die Umsetzung überhaupt keinen 
Etat. Die Courage-Schülerin Jule (17) hat Tipps aufge-
schrieben, wie ihr mit eurer Schülervertretung oder 
eurer Klasse zu Geld kommen könnt.

Auktionen

Entstehen in den Kunstkursen großartige Skulpturen? 
Werden in der Holzwerkstatt tolle Möbel gebaut? Ent-
wickeln die SchülerInnen in der Nähwerkstatt unge-
wöhnliche Kollektionen? Genau davon können eure 
Schulprojekte profitieren. Fragt die KünstlerInnen, 
welche Werke sie für eine Auktion zur Verfügung stel-
len würden, welche Kleidungsstücke auf dem Laufsteg 
präsentiert werden können und welche Holzarbeiten 
zum Verkauf stehen. Dann bereitet ihr zu einer Schul-
feier oder einem Extra-Termin eine große Auktion 
vor. Achtung: Das Spenden-Projekt sollte immer im 
Mittelpunkt eurer Aktionen stehen.

Bronzegeld

In den meisten Brieftaschen finden sich größere Men-
gen an Ein-, Zwei- oder Fünf Cent-Stücken. Häufig 
bleibt dieses Bronzegeld beim Einkaufen gleichsam 
übrig und landet ungenutzt im Portemonnaie. Legen 
viele SchülerInnen ihre Cents zusammen, kann eine 
durchaus größere Summe zusammen kommen. Also 
kündigt einfach vorher an, dass Schüler mit Sammel-
dosen durch die Gänge und über den Schulhof ziehen, 
und um Bronzegeldspenden bitten. Ihr werdet stau-
nen, wie viel ihr dabei einnehmt. Kleiner Tipp: Viele 
sind großzügiger, wenn sie genau wissen, für welches 
Projekt das Geld bestimmt ist.
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Selbstgemachte Waffeln

Schnell mal auf dem Schulhof Spenden sammeln 
ist schwierig. Meistens interessieren sich die Schü-
ler mehr für ihre Pausenbrote. Aber den Hunger der 
Schüler könnt ihr mit eurem Spendenaufruf verbin-
den. Macht einen Waffel-Verkauf. Jeder kann Waf-
felteig machen und mitbringen. Diesen füllt ihr in 
PVC-Flaschen zur besseren Dosierung. Dazu gestaltet 
ihr ein paar Info-Plakate – wo, wie, wann und vor al-
lem, warum ihr den Verkauf macht. Dann kann mit 
Zustimmung der Schulleitung auch schon die Aktion 
starten. Aber Vorsicht: Nicht jedes Waffeleisen darf in 
der Schule eingesetzt werden. Sprecht zuvor mit dem 
Brandschutzbeauftragten eurer Schule.

Sommerfest und Weihnachtsmarkt

Nutzt das Sommerfest oder den Weihnachtsbasar, um 
für eure Projekte zu werben. Meldet euch einfach bei 
den Eltern oder LehrerInnen, die für die Organisation 
verantwortlich sind, und fragt nach einem Stellplatz. 
Meistens sind solche Stände sehr erwünscht, da die 
Schüler damit Initiative zeigen.

Konzert

Habt ihr eine Band, einen Chor oder ein Orchester 
an eurer Schule? Dann bietet ihnen eine Auftrittsge-
legenheit – zum Beispiel ein Konzert in der Aula. Das 

erlauben, bei der richtigen Organisation, die meisten 
Schulleitungen. Dann nehmt ihr einfach für Geträn-
ke und Eintritt Geld und könnt auch Spendenaufrufe 
starten.

Übrigens, auch wenn sich bei dem Stichwort Konzert 
schnell die Ideen und Träume der Aktiven überschla-
gen, mit welchen prominenten KünstlerInnen am 
besten ein gigantisches Konzert veranstaltet werden 
könnte, so ist von Mega-Veranstaltungen dringend 
abzuraten. Unterschätzt nicht den organisatorischen 
und finanziellen Aufwand einer derartigen Unterneh-
mung. Auch wenn die Musikerinnen und Musiker pro 
bono auftreten, fallen eine Reihe Kosten an, auf denen 
man schnell sitzenbleibt.

Spendenlauf

Ein Spendenlauf macht Spaß und bringt Geld. Jede 
Schülerin und jeder Schüler sucht sich einen Spon-
sor. Das können verschiedene Personen sein, von der 
eigenen Großmutter bis hin zu größeren Firmen. Für 
jede gelaufene Runde, zahlen die Sponsoren eine ver-
einbarte Summe. Die Organisation eines derartigen 
Events erfordert viel Zeit und auch Investitionen. Es 
geht aber auch eine Nummer kleiner und ist so für 
viele Schulen besser umsetzbar. Zum Beispiel könnt 
ihr einen Müllsammeltag veranstalten und Sponsoren 
pro gesammeltem Müllbeutel suchen. Eure Ideen und 
eure Kreativität sind gefragt! 

Auch schön – wenn Eltern die 
Kuchen backen ©
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Mit der Annahme des Titels Schule ohne Rassismus – 
Schule mit Courage geht die Selbstverpflichtung ein-
her, jährlich Projekte zum nachhaltigen Engagement 
gegen Diskriminierungen durchzuführen. Wann, mit 
welchen Inhalten und in welcher Form dies geschieht, 
bestimmen die SchülerInnen und PädagogInnen in 
der Aktivengruppe. Sie orientieren sich daran, was am 
besten zu ihren aktuellen Problemen, Anliegen sowie 
zu ihren zeitlichen und finanziellen Ressourcen passt. 
Maßgeschneiderte Projekttage, die den Bedürfnissen 
der Schulmitglieder entsprechen, sind das erfolgrei-
che Ergebnis.

Gemeinsame Anliegen in der Region

Viele Themen beschäftigen aber nicht nur eine Schu-
le, sondern die Aktiven an vielen Schulen in Region, 
Stadt oder Kommune gleichermaßen. Dies kann der 
Fall sein, wenn eine beliebte Jugendbildungsstätte aus 
Geldmangel von der Schließung bedroht ist, aber auch 
wenn rechtsextreme Gruppen in der Umgebung mo-
bil machen und gemeinsame Gegenwehr gefragt ist. 
Dann macht es natürlich auch viel Sinn, schulüber-
greifend Erfahrungen auszutauschen und gegebenen-
falls gemeinsame Aktionen der Courage-Schulen zu 
planen.

Auch für den Wissenstransfer über die eigenen schu-
linternen Aktivitäten eignen sich Begegnungen mit 
Schulen aus der Umgebung: Welche Probleme stell-
ten sich im Nachbargymnasium und wie wurden sie 
überwunden? Die Schulen in einer Region haben es 
schließlich zumeist mit der gleichen Schulverwal-
tung und anderen kommunalen Akteuren zu tun. 
Und sie kennen und haben Zugang zu den gleichen 
außerschulischen Kooperationspartnern und zivilge-
sellschaftlichen Projekten, die sie bei ihren Aktionen 
unterstützen können.

Egal, ob das Netz der Courage-Schulen engmaschig 
ist, wie beispielsweise im dicht besiedelten Nord-
rhein-Westfalen, oder ob größere Entfernungen zwi-
schen ihnen liegen wie im dünn besiedelten Mecklen-
burg-Vorpommern: An Regionaltreffen teilzunehmen 
lohnt sich immer; sie sind wichtige und produktive 
Plattformen für Begegnungen. Die meisten Regional-
treffen gehen über einen Tag; in Flächenländern 
bieten zuweilen mehrtägige Treffen, meist an Wo-
chenenden, mehr Zeit für den Austausch. Die jährli-

che Organisation von regionalen Treffen ist eine der 
zentralen Aufgaben der Regionalkoordinationen des 
Courage-Netzwerks. Wo diese noch aufgebaut wer-
den, übernehmen die Landeskoordinationen die Ini-
tiative, häufig gemeinsam mit geeigneten Kooperati-
onspartnern wie Jugendbildungsstätten.

Wo und von welchem Geld? 

Anders als bei Schulprojekttagen stellt sich bei Regio-
naltreffen zunächst einmal eine ganz banale, aber sehr 
wichtige Frage: Wo kann es stattfinden? Grundsätz-
lich gilt: An jedem Ort, der genügend Platz bietet; in 
einer Courage-Schule ebenso wie in Tagungshäusern, 
Kultureinrichtungen, Gedenkstätten. Eine Anfrage 
bei der kommunalen Verwaltung lohnt sich. Diese ist 
häufig auch in der Lage, eine Begegnungsstätte oder 
sogar ein ganzes Rathaus kostenfrei zur Verfügung zu 
stellen. 

Bei dieser Gelegenheit kann vielleicht auch die 
Schirmherrschaft kommunaler Entscheidungsträger 
wie des Landrats oder der Bürgermeisterin gewonnen 
werden. Sind diese dazu bereit, lassen sie es sich häu-
fig auch nicht nehmen, ein Grußwort zu sprechen, um 
die Veranstaltung zu unterstützen.

Besprochen werden können bei Regionaltreffen alle 
Themen, die für die Teilnehmenden von Interesse 
sind. Es ist aber auch möglich, einen Tag unter ein 
bestimmtes Motto zu stellen, das besonders hervorge-
hoben und intensiv bearbeitet werden soll. So fand in 
einer Neuwieder Berufsschule im Norden von Rhein-
land-Pfalz einmal ein regionales Netzwerktreffen mit 
70 SchülerInnen und Lehrkräften unter dem Motto 
„Cool & Clever gegen Gewalt“ statt. 

Was machen wir, was die anderen?

Wie bei allen Regionaltreffen war auch bei diesem die 
Rolle der einbezogenen Kooperationspartner ganz 
wichtig: Ohne kompetente ExpertInnen in ihren Fel-
dern ist es nicht möglich, sich einem komplexen The-
ma inhaltlich sinnstiftend und für alle gewinnbrin-
gend zu widmen.

Regionaltreffen sind eine ideale Gelegenheit, um sich 
über gelungene Aktivitäten der benachbarten Schulen 
auszutauschen, Projektbörsen zu veranstalten oder 

Regionaltreffen
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öffentliche Aktionen durchzuführen. Bewährt hat 
sich ein klassischer „Markt der Möglichkeiten“ mit 
Info-Tischen und Stellwänden, an denen die verschie-
denen Schulen ihre Aktivitäten präsentieren. Die-
ser gelingt allerdings nur, wenn alle Teilnehmenden 
rechtzeitig darüber informiert werden, damit sie Zeit 
haben, ihr Material für eine derartige Ausstellung auf- 
und vorzubereiten.

Eine andere Idee kommt aus Nordrhein-Westfalen: 
Dort verschickte die Regionalkoordination Ostwestfa-
len-Lippe mit der Einladung zum Regionaltreffen vier 
Fragen an alle Teilnehmenden. Die Antworten dien-
ten dazu, für die Infogalerie ein kreatives Plakat zu ge-
stalten, das dann ebenfalls vier Aspekte dargestellte: 
eigene Aktivitäten und Projekte, Veränderungen im 
Schulalltag durch Schule ohne Rassismus – Schule mit 
Courage, Pläne für zukünftige Aktionen sowie Ideen 
für die Sichtbarkeit des Projekts in der Öffentlichkeit.

Auch im ebenfalls nordrhein-westfälischen Kreis 
Unna wurde ein interessantes Modell entwickelt. 
Rund 20 Schulen entwarfen gemeinsam mit der Re-
gionalkoordination eine künstlerische Form, um ihre 
Aktivitäten sichtbar zu machen; so entstand die so ge-
nannte Werkschau CreaCourage, die inzwischen zum 
festen Programm der Regionaltreffen gehört. Auf ihr 
präsentieren Schülerinnen und Schüler ihre Schulpro-
jekte in vielfältiger Form; mit Vorträgen, Kurzfilmen, 
Tanzdarbietungen oder Lesungen. Bands, Chöre und 
Rapper, Orchester oder Solisten haben im Konzept 
von CreaCourage ebenso Platz wie Power-Point-Prä-
sentationen oder Fotoausstellungen.

An aktueller Lage orientieren 

Auf Regionaltreffen können die Aktiven gemeinsam 
ganz neue Erfahrungen machen; in Workshops, Film-
vorführungen, Diskussionen und Vorträgen. Die in-
haltliche Auseinandersetzung über Fragen, die gerade 
in der Region aktuell sind, hilft den Beteiligten, Ideen 
und gute Handlungsansätze für ihre Aktionen zu ent-
wickeln.

Auch die Mühen des Alltags im Netzwerk können auf 
den Regionaltreffen bearbeitet werden. SchülerInnen 
von Anwärterschulen auf den Titel können sich er-
kundigen, wie es denn den anderen gelang, ihre Mit-
schülerInnen zu überzeugen. SchülerInnen aus lang-

jährigen Courage-Schulen, bei denen immer wieder 
mal eine Motivationslücke auftritt, wenn nicht genug 
Nachwuchs aus den jüngeren Klassen in die Aktiven-
gruppe kommt, können „remotiviert“ werden. Und 
PädagogInnen, denen so langsam die Ideen für neue 
Themen und Methoden ausgehen, finden auf einem 
Regionaltreffen immer wieder neue Anregungen. Und 
manchmal hilft es in nicht so leichten Zeiten auch 
schon, wenn man sieht, dass die MitstreiterInnen aus 
anderen Schulen mit ganz ähnlichen Konflikten und 
Problemen kämpfen – oder dass es ihnen bereits ge-
lungen ist, diese zu überwinden.

Treffen von Aktivengruppen 

Wenn es um den Austausch von Erfahrungen auf der 
Schulebene geht, ist ein Regionaltreffen mit gründ-
licher Vorbereitung aber auch nicht immer nötig: 
Auch Aktiventreffen tragen sehr dazu bei, vonein-
ander zu lernen und einander zu stärken. Bei diesen 
kommen die Aktivengruppen mehrerer oder aller 
Courage-Schulen in der Region ohne die Kooperati-
onspartner zusammen. Besonders geeignet für diese 
Begegnungen ist das Open-Space-Format, bei dem 
erst vor Ort darüber entschieden wird, welche Anlie-
gen den Aktiven am Herzen liegen und welche The-
men an dem halben oder ganzen Tag besprochen wer-
den sollen.

Eine weitere besondere Stärke von Regionaltreffen ist: 
Es kommen SchülerInnen und PädagogInnen zusam-
men, die nah genug beieinander wohnen, um sich im 
Anschluss problemlos weiterhin treffen und beraten 
zu können. Eine gute Gelegenheit also, um gemein-
same Aktionen zu planen und später gemeinsam um-
zusetzen; einen über die sozialen Netzwerke organi-
sierten Flashmob für das Recht auf Asyl zum Beispiel, 
einen städtischen Sternlauf gegen Gewalt oder eine 
Kundgebung gegen Rassismus auf dem Marktplatz. 
Den Ideen, Aktionen und lokalen Bündnissen sind 
keine Grenzen gesetzt.

Natürlich können Regionaltreffen nicht alle Erwar-
tungen aller Teilnehmenden erfüllen. Aber sie können 
grundsätzlich die Motivation der angereisten Aktiven 
stärken. Und das ist nicht wenig, wenn es darum geht, 
sich immer wieder an der eigenen Schule für die Ziele 
von Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage zu en-
gagieren. 
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Landestreffen
Die schulübergreifende Vernetzung der SchülerInnen 
und PädagogInnen und mit den Kooperationspart-
nern findet im Rahmen standortnaher Regionaltref-
fen statt. Um den Erfahrungsaustausch der Akteure 
über die Grenzen ihrer Heimatregionen hinaus zu be-
fördern, wurden die jährlichen Landestreffen entwi-
ckelt. Dieses von der Bundeskoordination konzipierte 
Veranstaltungsformat ist ein zentraler Bestandteil der 
Arbeit der Landeskoordinationen. Auch hier kommt 
das Arbeitsprinzip des Courage-Netzwerks zum Tra-
gen: Die organisatorische und inhaltliche Ausgestal-
tung wird nicht von Schwerin bis München nach bun-
desweit einheitlichen Vorgaben umgesetzt, sondern 
entsprechend der Interessen, Bedürfnisse und Res-
sourcen in den Ländern modifiziert.

Ein Tag, zwei Tage, drei Tage

Deshalb gleicht kein Landestreffen dem anderen. 
Während Nordrhein-Westfalen dreitägige Landestref-
fen mit rund 100 TeilnehmerInnen veranstaltet, kom-
men auf Einladung der Landeskoordination Berlin 350 
Menschen für einen Tag zusammen; in Sachsen-An-
halt wurden auch schon einmal 500 Teilnehmende 
gezählt. Die Zielgruppe ist in allen Ländern gleich: 
SchülerInnen, PädagogInnen, MultiplikatorInnen der 
außerschulischen Kinder und Jugendarbeit. Sie alle 
sollen motiviert werden, neue Ideen an ihre Schulen 
zu bringen.

Courage-Schulen engagieren sich zu einer Vielzahl 
von Themen, die nicht von oben vorgegeben und ab-
schließend festgelegt werden. Stattdessen wählen die 
Kinder und Jugendlichen für ihre Aktionen immer ge-
nau jene Themenfelder, die für sie selbst, ihre Schu-
le und ihre Kommune relevant sind. Damit sie ihre 
Projekte erfolgreich umsetzen können, steht ihnen 
die Unterstützung des Netzwerks zur Verfügung. Die 
Landestreffen dienen dazu, sich über neue Angebote 
der Kooperationspartner zu informieren und den Ak-
tiven Orientierung bei der Suche nach geeigneter Un-
terstützung zu geben. So wird das Handlungsrepertoi-
re der Teilnehmenden erweitert.

Um den Aktiven einen möglichst breiten und schnel-
len Überblick zu verschaffen, bietet eine Vielzahl von 
Veranstaltungen einen schnellen Zugang zu neuen 
Themen, Methoden und Materialien. In 90-Minu-
ten-Blöcken als Kennenlern- und Schnupperkurs 

angelegte Workshops und Seminare präsentieren 
Angebote in einer immensen Bandbreite: von Mob-
bing über Ideologien der Neonazis bis hin zu Antise-
mitismus, Islamismus und Homophobie an Schulen. 
Auch die Frage „Was tun bei rassistischen Pöbeleien 
auf dem Schulhof?“, anhand derer erörtert wird, in 
welcher Form im Alltag Zivilcourage gezeigt werden 
kann, ohne sich dabei selbst zu gefährden.

Gezielt rufen Landestreffen auch die kreativen Po-
tenziale der Teilnehmenden ab; Sport-, Musik- und 
Kunstprojekte, die ihren Weg an Schulen finden sol-
len, sind ebenfalls ein fester Bestandteil. So bieten bei-
spielsweise die mehrtägigen bayrischen Landestreffen 
in der Jugendbildungsstätte Würzburg auf der einen 
Seite informative Workshops zu Sachthemen wie der 
Lage der Menschenrechte, der Erinnerungskultur in 
der Einwanderungsgesellschaft oder zu Männer- und 
Frauenbildern in den Medien und wie sie unsere Vor-
stellungen von Geschlechterrollen beeinflussen. Auf 
der anderen Seite verfolgen ein Tanztheaterworkshop 
und eine Fotokampagne das Ziel, Postkartenmotive 
gegen Alltagsrassismus zu kreieren. Und in einer Mit-
ternachtsvorstellung werden aktuelle Kinofilme ge-
zeigt und gemeinsam diskutiert.

Beispiele aus den Ländern

Die Landestreffen in Sachsen-Anhalt bieten ebenfalls 
künstlerische Ansätze: In Foto- und Filmworkshops 
erarbeiten die Teilnehmenden Möglichkeiten, das 
Thema Courage in – bewegten oder unbewegten – Bil-
dern darzustellen. Und während die einen in Schreib-
workshops oder im Poetry-Slam Wörter durchein-
anderwürfeln und zusammensetzen, probieren sich 
andere in Improtheater oder Singer-Songworkshops 
oder auch in Graffiti aus. Auch ein Selbstverteidi-
gungsworkshop und eine Geocaching-Tour, auf der 
Lern- und Erinnerungsorte erkundet wurden, die mit 
couragiertem Handeln in Verbindung standen, waren 
dort bereits im Angebot. Auf den Landestreffen in 
Berlin sind kreative Angebote wie ein Rap-Workshop, 
DJ-ing oder Radio-Workshops feste Bestandteile des 
Programms. Auch hier beziehen Workshops zu Break-
dance, Tanz, Theater und Capoeira die körperlichen 
Ausdrucksmöglichkeiten ein; außerdem werden zum 
Abschluss des Treffens die innerhalb weniger Stun-
den erarbeiteten beeindruckenden Ergebnisse auf der 
Bühne präsentiert.
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Nicht zuletzt bieten Landestreffen auch den enga-
gierten LehrerInnen und SozialpädagogInnen ein 
willkommenes Forum, sich über ihre Arbeit auszutau-
schen. Einer der Workshops ist nur für sie reserviert. 
Diese Möglichkeit der Vernetzung und der kollegialen 
Beratung schätzen PädagogInnen sehr; in kaum ei-
nem anderen Rahmen wird diese angeboten.

Seinem Selbstverständnis entsprechend verfügt das 
Courage-Netzwerk über keinen eigenen Pool von Re-
ferentInnen, die, etwa nach einem standardisierten 
Seminarkonzept, Projekttage an Schulen und Fort-
bildungen für LehrerInnen anbieten. Angesichts der 
lokal und regional unterschiedlichen Bedürfnisse 
und Rahmenbedingungen der Schulen wäre das nicht 
sinnvoll. Stattdessen arbeiten bundesweit Hunderte 
außerschulische Kooperationspartner mit den Schu-
len zusammen, aus deren Pool sehr viele ReferentIn-
nen für Projekttage stammen.

Auch in diesem Sinne spiegeln die Landestreffen den 
Netzwerkgedanken wieder: Wie auf einem Markt der 
Möglichkeiten präsentieren die Kooperationspartner 

und ReferentInnen in Workshops wie auch in den 
Pausen ihre Seminarangebote, Materialien, Publikati-
onen und Arbeitsweisen. SchülerInnen aus den Akti-
vengruppen und PädagogInnen lernen sie persönlich 
kennen, können Fragen stellen, Kontaktdaten austau-
schen oder bereits erste Absprachen für Projekt- und 
Studientage oder schulinterne Fortbildungen treffen. 
Dabei sind die Landeskoordinationen immer bemüht, 
möglichst viele für die Schulen kostenfreie Angebote 
von bereits finanzierten Kooperationspartnern vorzu-
stellen. Was nicht immer möglich ist. Aber Möglich-
keiten der Finanzierung lassen sich doch meistens 
finden.

Insgesamt versprühen Landestreffen eine lockere 
Atmosphäre. Ihr Beitrag zur kreativen und inhaltli-
chen Unterstützung der AkteurInnen an den Coura-
ge-Schulen, zur Vernetzung und zum Aufbau eines 
Wir-Gefühls sind nicht zu unterschätzen. Ein Bericht 
über ein Landestreffen in Baden-Württemberg fasste 
das treffend einmal unter dieser Überschrift zusam-
men: „Botschafter, Leuchttürme, ein Fakir und jede 
Menge Energie“. 

Wir sind viele; und wir treffen uns regelmäßig und werden so stärker! – Landestreffen Mecklenburg-Vorpommern 2019 

©
 G

er
d 

En
ge

ls
m

an
n



120

Die jährlichen Treffen auf Bundesebene haben zwei 
wichtige Funktionen: Sie stellen die organisatorische 
und inhaltliche Einheit des Courage-Netzwerks in 
Deutschland sicher und sie sind ein wichtiges Instru-
ment der Qualitätssicherung. Der rote Faden in den 
Impulsreferaten, Statements und Workshopbeiträgen 
von Experten aus Wissenschaft, Politik und Zivilge-
sellschaft ist: Rassismus und Diskriminierung gehö-
ren zur Realität unserer Gesellschaft; das spiegelt sich 
auch in den Bildungseinrichtungen wieder. 

Netzwerker aus dem ganzen Land

Das bundesweite Vernetzungs- und Qualifizie-
rungstreffen, zu dem Courage-Netzwerker aus ganz 
Deutschland nach Berlin reisen, findet jedes Jahr statt. 
Hier treffen sich Leitung und MitarbeiterInnen der 
Bundeskoordination mit jenen der Landes- und Regi-
onalkoordinationen, kommunalen Ansprechpartnern 
und VertreterInnen der Kooperationspartner sowie 
PädagogInnen der Courage-Schulen.

Bei dieser Aufzählung fällt auf, dass die größte Gruppe 
Aktiver nicht zur Zielgruppe der Bundesfachtagung 
gehört: die Kinder und Jugendlichen. Dafür gibt es 
einen einfachen Grund: Wie soll man bei bald 2.000 
Netzwerkschulen mit rund einer Million SchülerIn-
nen entscheiden, wer kommt? Eine Auswahl wäre im-
mer fragwürdig; und selbst wenn es gelänge, je einen 
Vertreter jeder Schule einzuladen, wäre das für die Ar-
beit vor Ort nicht effektiv.

Das heißt aber nicht, dass die SchülerInnen im Coura-
ge-Netzwerk sich nicht auf Bundesebene treffen: Sie 
kommen im Rahmen von thematischen Workshops 
und Seminaren zusammen; bilden die kreative Re-
daktionsgruppe, welche die jährliche Ausgabe der 
Netzwerk-Zeitung ‚Q-rage!‘ erstellt; entwickeln in 
mehrtägigen Illustrationsworkshops Plakat- und 
Postkartenmotive für das Netzwerk. 

Zum Bundestreffen lädt die Bundeskoordination jähr-
lich rund 200 MultiplikatorInnen ein. Je größer das 
Netzwerk wird, je mehr Landes- und Regionalkoor-
dinationen und Kooperationspartner Teil von Schule 
ohne Rassismus – Schule mit Courage werden, desto 
größer ist das Bedürfnis und die Notwendigkeit nach 
einem bundesweiten Fach- und Erfahrungsaustausch 
dieser MultiplikatorInnen.

Ziele und Instrumente

Das Netzwerk versteht sich als lernende Organisation 
und bietet mit dem Vernetzungstreffen ein Forum für 
folgende Fragen:

•  Welche sind die gesellschaftlichen Herausforde-
rungen und Realitäten, denen sich die Aktiven des 
Courage-Netzwerks bei ihrem Engagement gegen 
alle Ideologien der Ungleichwertigkeit heute stel-
len müssen?

•  Welche Handlungsfelder ergeben sich daraus für 
die Arbeit an Schulen? Mit welchen Methoden kön-
nen diese an Courage-Schulen thematisiert und be-
arbeitet werden?

•  Wie kann an den Courage-Schulen eine innovati-
ve und zeitgemäße Arbeit gegen jede Ideologie der 
Ungleichwertigkeit gelingen?

•  Welche Organisations- und Kommunikations-
strukturen, Qualifizierungsmaßnahmen und 
Bündnisse können den nachhaltigen Erfolg dieser 
Arbeit sicherstellen?

•  Welche Qualifizierungen benötigen wir für die Ak-
tiven?

•  Und woher kommen die notwendigen zusätzlichen 
finanziellen und personellen Ressourcen?

In Dutzenden Workshops wird über Ideologien der 
Ungleichwertigkeit, welche die politische Landschaft 
und gesellschaftliche Realität in Deutschland und 
Europa dominieren, informiert und diskutiert. Im-
mer wieder reflektieren die TeilnehmerInnen, welche 
Auswirkungen diese Diskurse auf die Klassenzim-
mer haben und welche Handlungsfelder sich daraus 
für die pädagogische Praxis ergeben. Die Qualifizie-
rungs- und Vernetzungstreffen bieten auch die Chan-
ce, Bewährtes zu prüfen und Neues auszuprobieren: 
Welche pädagogischen Methoden waren bei der Be-
kämpfung von Ideologien der Ungleichwertigkeit 
erfolgreich? Welche neuen Methoden können in die 
Arbeit integriert werden? Wichtig ist, an den Schulen 
das Bewusstsein und die Haltung zu stärken, dass zi-
vilgesellschaftliches Engagement ein wichtiger Aspekt 
von Antidiskriminierungsarbeit ist. Und: dass zu einer 

Bundestreffen
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funktionierenden Zivilgesellschaft eine aktive Bürger-
schaft gehört, die durch Bildungs- und Lernprozesse 
stetig weiterentwickelt werden muss.

An aktuelle Debatten ankoppeln

„Unser Ziel ist der Klimawechsel an Schulen“ – mit 
diesen Worten warb die Leiterin von Schule ohne Ras-
sismus - Schule mit Courage, Sanem Kleff, bereits auf 
dem allerersten Bundestreffen. Die Schule ist für die 
Prävention von Rassismus der zentrale Ort; jedes 
Mitglied der Gesellschaft durchläuft sie. Klar ist aber 
auch, dass Prävention an der Schule nicht vorausset-
zungslos geschieht. Sie bedarf der Pflege einer partizi-
pativen Schulkultur, der Öffnung in den Sozialraum, 
einer öffentlichen Präsenz des Netzwerks sowie der fi-
nanziellen Absicherung. Das Bewusstsein für all diese 
Voraussetzungen zu stärken und konkrete Strategien 
für Schulen aufzuzeigen, ist eine zentrale Aufgabe des 
bundesweiten Treffens.

Nicht denkbar ist eine antirassistische und vorurteils-
bewusste Pädagogik zudem ohne Kenntnis der ak-
tuellen politischen Debatten. Und so profitieren die 
Bundestreffen enorm davon, dass in jedem Jahr Exper-
tInnen aus Wissenschaft und Politik wichtige Impulse 
setzen: So führte Wilhelm Heitmeyer, der Initiator 
einer Langzeitstudie an der Universität Bielefeld zur 
gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit auf einer 

Bundesfachtagung darin ein, inwieweit Obdachlose, 
Homosexuellen, Muslime, Sinti und Roma oder Lang-
zeitarbeitslose in der deutschen Gesellschaft abgewer-
tet werden und was das für Antidiskriminierungs- wie 
Anerkennungsarbeit an den Schulen bedeutet. Dabei 
wies er auch daraufhin, dass Rassismus insbesondere 
in homogenen Gruppen gedeiht. Beate Küpper von 
der Hochschule Niederrhein erklärte in einem ande-
ren Jahr als Hauptrednerin, inwieweit soziale Normen 
erodieren, wenn regelmäßig eine Gruppe von Men-
schen („die Muslime“; „die Zigeuner“) für die Taten 
Einzelner verantwortlich gemacht wird. Und Kenan 
Kolat, der ehemalige Bundesvorsitzende der Türki-
schen Gemeinde in Deutschland, konstatierte auf 
einem Bundestreffen eine regelrechte „Leugnungsag-
gression“ der deutschen Gesellschaft gegenüber dem 
um sich greifenden Rassismus. Er forderte eine von 
der Zivilgesellschaft ausgehende Gegenbewegung.

Längst haben sich die Bundestreffen des Coura-
ge-Netzwerks zu Kompetenzzentren und Zukunfts-
laboren der Antidiskriminierungsarbeit mit Kindern 
und Jugendlichen in Deutschland entwickelt. Idealer-
weise nehmen die MultiplikatorInnen aus den Län-
dern, Regionen und Schulen von so einem Treffen 
nicht nur viele neue Anregungen für ihre Arbeit mit. 
Sondern entwickeln die Ansätze das Jahr über weiter 
und präsentieren ihre Ergebnisse auf dem nächsten 
Berliner Bundestreffen in einem Workshop. 

Bundestreffen mit Landes- und 
Regionalkoordinationen 2018



Debatten können auf vielen Wegen und mithilfe verschiedener Medien transportiert werden
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Bundesbroschüre

In der übersichtlichen Selbstdarstel-
lung von Schule ohne Rassismus 
– Schule mit Courage werden viele 
Inhalte, die in diesem Handbuch aus-
führlich beschrieben sind, kurz an-
gerissen: Die Geschichte des Netz-
werks, seine Ziele und Strukturen, 
die Selbstverpflichtung der Schulen, 
die zentralen Handlungsfelder von 

Antiziganismus bis Rechtsextremis-
mus. Dazu kommt ein Überblick über 
die wichtigsten Formate wie ‚Q-Ra-
ge!‘, Rap for Q-rage und Open-Spa-
ce-Veranstaltungen zum Thema 
Islam & Ich. Und die LeserInnen ler-
nen einige Paten und Unterstützer 
kennen und erfahren, warum sie sich 
engagieren. So erklärt Thomas Krü-

ger, Präsident der Bundeszentrale 
für politische Bildung: „Schule ohne 
Rassismus – Schule mit Courage ist 
ein unschätzbarer Teil gewaltpräven-
tiver Arbeit in Deutschland.“

Insbesondere in großen Bundes-
ländern steigt angesichts der stets 
wachsenden Zahl von Courage- 
Schulen die Bedeutung der Regio-
nen und Kommunen als Aktionsräu-
me. Um die vielen Projekte der Ak-
tiven dort ausführlich darstellen zu 
können, erstellen die Regionalkoor-
dinationen von Schule ohne Rassis-

mus – Schule mit Courage Regional-
broschüren. Die besondere Stärke 
der Publikationen mit „nur“ begren-
zer Reichweite ist, dass sie zeitnah 
auf Themen, die aktuell vor Ort von 
Belang sind, reagieren und auf Akti-
onen von Kindern und Jugendlichen 
in einem kleinteiligen Rahmen auf-
merksam machen können. So kündi-

gen Regionalbroschüren Termine für 
Vernetzungstreffen an, laden Schu-
len zu gemeinsamen Aktionen ein 
oder zeigen eine Fotostrecke vom 
jüngsten Festakt zur Verleihung ei-
nes Courage-Titels.

Oben stehende Broschüre ‚Klima-
wechsel‘ gibt einen guten Überblick 
über Ziele, Struktur und Akteure 
des Courage-Netzwerks. In jedem 
Bundesland folgt Schule ohne Ras-
sismus – Schule mit Courage aber 
einer eigenen Ausprägung; die Ko-
operationspartner und Unterstützer 
unterscheiden sich, ebenso natürlich 

die Schulen. Deswegen erstellen die 
Landeskoordinationen Broschüren, 
die das Netzwerk in dem jeweiligen 
Bundesland vorstellen. In ihnen prä-
sentieren sich Träger, Förderer und 
Zuwendungsgeber. Patinnen und 
Paten geben Statements zu lokalen 
Themen ab, landesweit aktive Ko-
operationspartner stellen ihre Ange-

bote dar. Ergänzt wird das durch die 
Vorstellung von Aktionen in Schulen 
und Kommunen.

Regionalbroschüren

Landesbroschüren

Die Regionalbroschüren sind über die  
Regionalkoordinationen zu beziehen.

‚Klimawechsel in der Schule. Das Courage- 
Netzwerk. Wer wir sind, was wir tun‘,  
Bundeskoordination SOR-SMC (Hrsg.),  
Berlin 2013, 50 Seiten

Die Landesbroschüren sind über die  
Landeskoordinationen zu beziehen. 

Material
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Schule ohne Rassismus- Schule mit Courage ist ein Netz-
werk, dessen Hauptakteure Courage-Schulen und die 
Kooperationspartner sind. Zentrale Knotenpunkte 
sind die Koordinierungsstellen. Schon ihr Name be-
schreibt ihre Funktion: Regional- und Landeskoordi-
nationen verknüpfen Anliegen und Wünsche der Ak-
tiven an den Schulen mit inhaltlichen Angeboten der 
Kooperationspartner. Sie steuern und koordinieren.

Das bedeutet weit mehr als die bloße Vermittlung von 
Ansprechpartnern. Die Regional- und Landeskoordi-
nationen sind Clearingstellen. Sie kennen die Angebo-
te der Kooperationspartner und sind mit deren Mit-
arbeitern in ständigem Gespräch. Gebündelt, gefiltert 
und auf die Bedürfnisse der Netzwerkschulen und 
Aktivengruppen zugeschnitten geben sie die passen-
den Angebote, Informationen und Materialien weiter. 
Damit sorgen sie wesentlich dafür, dass der Projekt-
ansatz in den Schulen nachhaltig verankert wird.

Eine stabile Schulkultur des gegenseitigen Respekts 
auf der Basis gemeinsamer Wertvorstellungen entwi-
ckelt sich nämlich weder innerhalb weniger Wochen 
noch in einem Schulhalbjahr. So ein Prozess dauert 
Jahre und bedarf des dauerhaften Engagements kom-
petenter Akteure. Damit ihre Arbeit sie nicht frust-
riert, sondern motiviert, weiterzumachen, dürfen sie 
auf dem steinigen Weg nicht alleingelassen werden. 
Begleitung und Unterstützung sind ganz wichtig. 

Fortbildung unterstützt und motiviert

Wesentliche Instrumente zur Unterstützung der Ak-
tiven sind Fortbildungsangebote wie Workshops, die 
Raum für den Erfahrungsaustausch bieten sowie in-
formative Seminare, die Faktenwissen und Metho-
denkompetenz vermitteln. Allerdings ist auch wichtig 
zu wissen, dass weder die Bundeskoordination noch 
die Landeskoordinationen von Schule ohne Rassismus 
– Schule mit Courage selbst Fortbildungsmaßnahmen 
anbieten. Es gibt weder Schule ohne Rassismus – Schule 
mit Courage-Trainings noch Courage-Trainer.

Mit bundesweit rund 300 zivilgesellschaftlichen Pro-
jekten und öffentlichen Einrichtungen hat die Bun-
deskoordination Schule ohne Rassismus – Schule mit 
Courage Kooperationsverträge abgeschlossen. Sie alle 
erklären mit der Partnerschaft ihre Bereitschaft, ihre 
spezifische Fachkompetenz dem Netzwerk zur Ver-

fügung zu stellen. Im Gegenzug können sie sich nun 
auch in der Öffentlichkeit als offizielle Kooperati-
onspartner des Courage-Netzwerks bezeichnen. Die 
meisten Kooperationspartner sind auf ein bestimm-
tes Themenfeld spezialisiert. Damit verfügen sie als 
Institution über eine hohe Fachkompetenz und sie 
verfügen über einen großen Pool von erfahrenen Tea-
merInnen; zum Beispiel zur Bekämpfung von Ideo-
logien der Ungleichwertigkeit wie Homophobie und 
Antisemitismus oder zu Themenfeldern wie das Glo-
bale Lernen oder Medienkompetenz.

Bundesweit größter Referentenpool

Die externen FachreferentInnen verfügen in ihrem 
Themenbereich über einen guten Überblick über 
aktuelle Publikationen, Materialien und Methoden. 
Auch die nötige Technik und das notwendige Material 
zur praktischen Weitergabe und Umsetzung bringen 
sie mit oder stellen sie zur Verfügung. Zusammenge-
nommen bilden die MultiplikatorInnen ein riesiges 
virtuelles Team, das in der Lage ist, alle Themenfelder 
abzudecken, die im Netzwerk nachgefragt werden. 
So gesehen verfügt das Courage-Netzwerk über den 
größten – und wohl kompetentesten – einschlägigen 
Referentenpool im Lande.

Zuweilen bieten Koordinierungsstellen allerdings 
auch selbst Qualifizierungsmaßnahmen für die Ak-
teure des Courage-Netzwerks an. Wenn aber die Fort-
bildungen von den Kooperationspartnern angeboten 
werden, wie kommt es dann dazu, dass Regional-, 
Landes- und sogar die Bundeskoordination selbst ori-
ginäre Fortbildungsmaßnahmen anbieten?

Die häufigste Antwort lautet: weil sie eine Doppelrolle 
innehaben. Manche Träger von Koordinierungsstel-
len sind Jugendbildungsstätten, Einrichtungen der 
gewerkschaftlichen Bildung oder Lehrerbildungsin-
stitute und somit selbst professionelle Anbieter von 
Fortbildungsmaßnahmen. Auch die Bundeskoordi-
nation ist allerdings sporadisch in der Lage, selbst 
Qualifizierungsmaßnahmen an Schulen, in Regionen 
oder auf Landestreffen anzubieten. Zumeist stellt sie 
ihre im Rahmen von Modellprojekten entwickelten 
innovativen Maßnahmen, Methoden und Publikatio-
nen vor. Diese werden so den SchülerInnen und Pä-
dagogInnen zur Verfügung gestellt und somit in das 
Courage-Netzwerk eingespeist. 

Das lernende  
Netzwerk
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Methoden

Vernetzungstreffen erreichen ihr Ziel 
des Austauschs von Wissen, Ideen 
und Erfahrungen in unterschiedli-
chem Ausmaß. Das liegt unter an-
derem daran, dass Veranstaltungen 
unterschiedlich partizipativ und akti-
vierend gestaltet sind. Um die immer 
zu knappe Zeit auf Vernetzungstref-
fen möglichst sinnvoll zu nutzen, bie-

tet sich eine Fülle von Organisations-
formen an. Einen gut strukturierten 
Überblick über das breite Spektrum 
an Kommunikationsformen bietet ein 
Methodenheft. Von A wie Anlasspla-
kat über O wie Open Space bis Z wie 
Zukunftswerkstatt bietet es Hilfe bei 
deren Umsetzung, Hinweise zu Be-
schreibungen des Ablaufs und Anga-

ben zu organisatorischen Fragen. Ein 
schneller Zugriff auf die einzelnen 
Methoden sichert der Publikation ei-
nen hohen praktischen Nutzwert.

Die Seite des Hamburger Lehrer-
bildungsinstituts wird etwas in die 
Irre führend als Projekt „von Schü-
lerInnen für SchülerInnen“ angekün-
digt. Dennoch bietet sie nützliches 
Material: Informationen über Semi-
narangebote für SchülerInnen zu 
ihren gesetzlichen Mitbestimmungs-
rechten im Rahmen der SchülerIn-

nenvertretung und ihren sonstigen 
Mitwirkungsmöglichkeiten am Schul-
geschehen. Wer eine Funktion in 
schulischen Gremien anstrebt oder 
bereits inne hat, kann sich in ent-
sprechenden Seminaren qualifizie-
ren und für die Herausforderungen 
fit machen lassen. Ausdrücklich wird 
auf der Seite auch der Mehrgewinn 

durch Vernetzung – beispielsweise 
mit AktivistInnen an anderen Schulen 
– hervorgehoben. Denn nur wer sich 
vernetzt, kann kooperieren.

„Wer mitentscheidet, übernimmt 
Verantwortung für die Aufgaben in 
der schulischen Gemeinschaft. Wer 
sich in die Gemeinschaft einbringt, 
möchte diese auch mitgestalten.“ 
Mit diesen Worten weist das Säch-
sische Staatsinstitut für Bildung und 
Schulentwicklung auf eine wichtige 
Wechselwirkung hin: Wer will, dass 

Kinder und Jugendliche Verantwor-
tung übernehmen, muss ihnen er-
möglichen, an Prozessen aktiv mit-
zuwirken. Eine demokratiefördernde 
Schulkultur motiviert zum Mitma-
chen, schafft Selbstwirksamkeit und 
fördert friedliche Problemlösungen. 
Das ‚Modulare Methodentraining für 
schüleraktives Lernen‘ bietet viele 

Anregungen: Zukunftswerkstätten 
oder Fishbowls können in den Schul-
alltag eingebaut werden, verbessern 
das Schulklima und tragen so zu ei-
nem sozialen Miteinander bei. 

SchülerInnen – Schule – Mitbestimmung

Demokratieerziehung an Schulen

‚SchülerInnen – Schule – Mitbestimmung! –  
ein Projekt von SchülerInnen - für SchülerInnen‘  
Landesinstitut für Lehrerbildung und Schulentwick-
lung Hamburg,  
online unter: www.ssm.hamburg.de/index.php

Claudia Schettler: ‚Methoden‘,  
Landesinstitut für Schule Bremen,  
Bremen 2009, 36 Seiten,  
Download unter: 
www.lis.bremen.de/sixcms/media.php/13/ 
Schettler_Methoden_2009.pdf

‚Methodenkompendium Demokratieerziehung an 
Schulen‘, Sächsisches Staatsinstitut für Bildung und 
Schulentwicklung

Material





6  Mitmachen, mitgestalten,  
mitbestimmen

Kinder haben Rechte. Diese sind in der Kinderrechts-
konvention der Vereinten Nationen deutlich veran-
kert. Jedes Kind, das sich eine Meinung bilden kann, 
darf diese äußern. Erwachsene haben die Pflicht, das, 
was Kinder und Jugendliche sagen, zu berücksichti-
gen. Das gilt auch an der Schule, einem Ort, an dem 
Kinder und Jugendliche, ohne sich dagegen wehren 
zu können, über viele Jahre einen Großteil des Tages 
verbringen. 

Damit Schule zu einem Ort wird, an dem Kinder und 
Jugendliche erste Erfahrungen mit Partizipation und 
Demokratie machen können, ist ihr Recht auf Mitbe-
stimmung geregelt. So dürfen sie laut Schulgesetz in 
allen Bundesländern KlassensprecherInnen, Schüler-
sprecherInnen und Schülervertretungen wählen. Die-
se müssen von der Schulleitung mit Ressourcen aus-
gestattet werden. Wenn alle das ernst nehmen, gilt: 
Eine engagierte Schülervertretung kann viel beitragen 
zu einer Schule, an der sich jeder respektiert fühlt. 

Dieses Kapitel gibt einen Überblick über die recht-
lichen Möglichkeiten zur Teilhabe am Schulleben. 
Und es zeigt, wie SchülerInnen sich für diese fit ma-
chen können. Denn auch das ist eine Realität: Viele 
Kinder und Jugendliche trauen sich selbst nicht zu, im 
Namen vieler ihre Stimme zu erheben und demokra-
tische Prozesse mitzugestalten. Dabei gibt es – nicht 
zuletzt vermittelt durch Schule ohne Rassismus – Schule 
mit Courage – jede Menge Hilfen, die darauf vorberei-
ten und Unterstützung bieten. Sie zu nutzen, lohnt 
sich. Denn wer sich einmal engagiert hat, sagt meist: 
Ich bin an meiner Aufgabe gewachsen.

Partizipation 128
SchülerInnenrechte 132
Material 135

Empowerment – Leben selbst bestimmen 136
Material 139

Politik zum Anfassen und Mitmachen 140
Praxisbeispiele 142
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Ein Schulklima, das Zivilcourage von Kindern und Ju-
gendlichen fördert, kann sich nur entwickeln, wenn 
alle die Möglichkeit haben aktiv zu seiner Ausgestal-
tung beizutragen. Meistens können Schülerinnen und 
Schüler die Rahmenbedingungen, unter denen sie 
lernen, nur sehr eingeschränkt mitbestimmen. Damit 
nicht genug: Auch die Gestaltungsmöglichkeiten der 
PädagogInnen sind häufig deutlich eingeschränkt. 
Dies gilt es an Courage-Schulen zu ändern; ein aktives 
Umfeld, in dem Kreativität und Verantwortungsge-
fühl aller Schulmitglieder gedeihen, ist ganz wichtig. 
Dafür nötig sind Beteiligung, Teilhabe und Mitbe-
stimmung. Anders gesagt: Es braucht mehr Partizipa-
tion an Schulen. 

Laut Artikel 12 der UN-Kinderrechtskonvention haben 
Kinder und Jugendliche nämlich ein verbrieftes Recht 
auf Partizipation. Jedes Kind, das fähig ist, sich eine 
eigene Meinung zu bilden, hat das Recht, diese Mei-
nung in allen es berührenden Angelegenheiten frei zu 
äußern. Zugleich fordert der Artikel die Erwachsenen 
auf, seine Meinung angemessen und entsprechend 
seinem Alter und seiner Reife zu berücksichtigen.
 
Labor für Kinderrechte 

Schule ist die einzige gesellschaftliche Institution, de-
ren Besuch für Kinder und Jugendliche aller Schich-
ten, Herkünfte, Religionen und Milieus verpflichtend 
ist. Damit ist sie für gelebte Kinderrechte ein heraus-
ragendes Experimentierfeld. Sie ist der Ort, an dem 
das Zusammenleben zwischen Erwachsenen, Kindern 
und Jugendlichen täglich erprobt wird, ein Laborato-
rium unserer zukünftigen Gesellschaft. 

In den Schulgesetzen aller Bundesländer steht, dass 
Schule die Aufgabe hat, zur Demokratie zu erzie-
hen. Auch dieser Auftrag verpflichtet zur Partizipa-
tion; ohne sie ist Demokratie nicht denkbar. Schule 
soll außerdem Schlüsselkompetenzen vermitteln, die 
in einer demokratischen Gesellschaft unverzichtbar 
sind. Eine dieser zentralen Kompetenzen ist die Fä-
higkeit, für Probleme, die die Allgemeinheit betreffen, 
Lösungen zu entwickeln und aktiv bei deren Umset-
zung mitzuwirken. Deshalb ist es wichtig, dass junge 
Menschen lernen, zuzuhören, die Meinungen anderer 
zu akzeptieren, sich mit ihnen auseinanderzusetzen 
und am Ende zu einer gemeinsamen Entscheidung zu 
kommen. 

Damit Partizipation gelingt, braucht es Erwachsene, 
die das Schulleben von Beginn an beteiligungsorien-
tiert gestalten. Unter anderem benötigen SchülerIn-
nen Informationen, um schulische Projekte verste-
hen, planen, durchführen und bewerten zu können. 
Und Möglichkeiten, Handlungssicherheit zu erlangen 
und damit schrittweise ihren Spielraum bei der Mit-
bestimmung zu erweitern. An der Bereitschaft von 
Kindern und Jugendlichen, mitzuwirken, kann kaum 
gezweifelt werden. Studien belegen, dass die Lust auf 
Engagement bei Kindern und Jugendlichen im Ver-
gleich zur Gesamtbevölkerung hoch ist.

Formale Mitbestimmung genügt nicht

Es reicht nicht unter dem Begriff Partizipation nur die 
Möglichkeiten der Mitwirkung im Sinne einer politi-
schen Beteiligung zu verstehen. Eine formale Mitbe-
stimmung in schulischen Gremien ist ebenso unver-
zichtbar wie unzureichend. Stattdessen sollten Kinder 
und Jugendliche grundsätzlich in allen Bereichen und 
bei allen Themen mitwirken, die in ihrer Schule und 
in ihrer Kommune für sie von Belang sind. Wichtig für 
Partizipation an der Schule ist zudem, dass die Schul-
leitung sie unterstützt, dass die Angebote ernst ge-
meint sind und die Lösungsvorschläge und Beschlüs-
se von Kindern und Jugendlichen am Ende tatsächlich 
in für sie nachvollziehbarer Weise in das Schulleben 
einfließen. 

Und: Beteiligungsmöglichkeiten müssen die entwick-
lungspsychologischen Voraussetzungen der Kinder 
und Jugendlichen berücksichtigen. Sie dürfen keine 
bildungs-, schicht-, herkunfts- oder geschlechtsbe-
zogenen Ausschlusskriterien kennen. Die Integration 
von allen Beteiligten – unabhängig von ihren Lebens-
lagen – verlangt dabei auch inklusive Beteiligungsver-
fahren. Wer mitbestimmt, trägt auch die Verantwor-
tung für Entscheidungen in der Schule. Partizipation 
bleibt nicht folgenlos.

Ein Schulgebäude ist ein Ort, an dem sich Kinder und 
Jugendliche über viele Jahre die meiste Zeit des Tages 
aufhalten. Deswegen ist unerlässlich, dass sie sich dort 
auch ein wenig wie zu Hause oder jedenfalls wohl füh-
len. Die Realität ist häufig eine andere: Nicht selten 
wird über Vandalismus in den Schulgebäuden geklagt; 
das Treppenhaus ist mit Kritzeleien verunstaltet; Toi-
letten sind mit Papier verstopft. Je stärker Schüler an 

Partizipation
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der Gestaltung ihres Alltags mitwirken können, umso 
mehr betrachten sie ihre Schule als eigenen Raum 
und gehen behutsam damit um. Sie wollen gern mit-
entscheiden wie ihr Lernraum und das Schulgebäude 
aussehen sollen.

Das eigene Klassenzimmer ist dafür ein guter Aus-
gangspunkt. Schon die Entscheidung für eine Wand-
farbe kann eine Herausforderung für eine Gruppe 
werden – und eine gute Übung, wie unterschiedliche 
Wünsche unter einen Hut gebracht werden können. 
Auch können SchülerInnen zunächst mit einer Kame-
ra dokumentieren, was ihnen auf dem Schulhof oder 
im Schulgebäude Freude bereitet oder missfällt. Ge-
meinsam mit den Lehrkräften können sie im nächsten 
Schritt überlegen, wie der Schulhof mit Sport- und 
Spielgeräten versehen oder ein Schulgarten für den 
Gemüseanbau angelegt werden kann.

Ein großer Schritt ist auch, wenn es gelingt, ein Schü-
lercafé zu eröffnen, in dem SchülerInnen für ihr leib-
liches Wohl sorgen und sich selbst einen gemütlichen 
Ort schaffen. Schülerfirmen, in denen SchülerInnen 

neben Schülercafés beispielsweise Schuldruckereien 
betreiben, Computerkurse für SeniorInnen anbieten 
und vieles mehr ausprobieren können, sind ein wach-
sendes Aktionsfeld für Partizipation und das Sam-
meln neuer Erfahrungen. Hier werden SchülerInnen 
als UnternehmerInnen aktiv und wahrgenommen. Sie 
bekommen Kontakte zu schulfernen Geschäftspart-
nerInnen und lernen wirtschaftliches Handeln wie 
Sponsoring oder das Einholen von Genehmigungen. 

Lernen in Projekten

Auch die Frage, welche Inhalte in der Schule wie ge-
lernt werden, lässt sich partizipativ gestalten. Fächer-
übergreifende Projekte eignen sich gut für Mitbestim-
mung und Mitarbeit. Projektlernen ist heute weit 
verbreitet; gute Projektideen werden von engagierten 
LehrerInnen gern aufgegriffen und umgesetzt. Sie rei-
chen vom Bauen eines Holzfloßes mit anschließender 
Flussfahrt über einen von SchülerInnen organisierten 
Streetdance-Workshop bis zu langfristigen Unterneh-
mungen wie der Organisation von Lernpatenschaften 
für MitschülerInnen. 

Was haben wir dieses Jahr alles vor? Erste Sammlung an der Tafel
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Auch außerhalb des Unterrichts gibt es vielfältige 
Möglichkeiten; Arbeitsgemeinschaften zum Beispiel 
können grundsätzlich gut partizipativ arbeiten. An 
Teilhabe und Mitbestimmung orientierte Projekte 
ermöglichen in einem Ausmaß, bei Kindern und Ju-
gendlichen vielfältige Fähigkeiten abzurufen, wie es 
der herkömmliche Regelunterricht kaum vermag.

Jede Stimme muss gehört werden

Eine Schule so zu gestalten, dass jede Stimme gehört 
wird, ist nicht so schwierig wie mancher denken mag. 
Warum nicht einen Klassenrat als kleinstes demokra-
tisches Schulgremium einrichten, in dem SchülerIn-
nen Inhalte und Methoden des Lernens gemeinsam 
mit der LehrerIn abstimmen? Dem Schülerrat und sei-
nen gewählten SprecherInnen können zudem gut für 
bestimmte Bereiche des Schulalltags wie die Qualität 
des Mittagessens oder die Gestaltung des Schulhofs 
die Verantwortung übertragen werden. Und wenn alle 
an einer Problemstellung interessierten SchülerIn-
nen, LehrerInnen, PädagogInnen und Eltern an einem 
Runden Tisch gemeinsam nach Lösungen suchen, 
kann man ebenfalls darauf vertrauen, dass etwas Ge-
meinsames und Produktives entsteht. 

Partizipation in der Schule kann viele Formen anneh-
men. Ein gemeinsames Ideenfeuerwerk von SchülerIn-
nen und Lehrkräften kann dazu führen, dass der eine 
oder die andere erst die eigene Kreativität entdeckt. 

Eine Zukunftswerkstatt eignet sich hervorragend, um 
in mehreren Schritten gemeinsam Lösungsvorschläge 
zu Themen und Problemen zu erarbeiten. Bei Schul-
hofumfragen mit altersgerechten Fragebögen können 
alle Schüler zu ausgewählten Themen befragt werden. 
In der Schülerzeitung oder im Schulradio kann Betei-
ligung sichtbar gemacht und für Mitbestimmung und 
Mitarbeit geworben werden.

Wichtig für eine partizipative Schule ist die Veran-
kerung von Teilhabe und Mitbestimmung im Schul-
konzept. Hier kann die Übertragung von Verantwor-
tungs- und Zuständigkeitsbereichen an SchülerInnen 
oder das gemeinsame Aufstellen einer Hausordnung 
sowie von Verhaltensregeln für alle verbindlich festge-
schrieben werden. Partizipation muss auch nicht am 
Schultor enden; wenn SchülerInnen sich beispielswei-
se mit außerschulischen Bildungspartnern ihrer Kom-
mune vernetzen, setzt sie sich dort fort.

Partizipation nützt allen

Gemeinsam Entscheidungen zu treffen und Probleme 
zu lösen macht nicht nur Spaß. Die Übernahme von 
Verantwortung stärkt das Selbstwertgefühl von Schü-
lerInnen. Und auch Erwachsene lernen durch mehr 
Partizipation Kinder und Jugendliche aus einer ganz 
neuen Perspektive kennen. Für alle gilt: Je mehr Teil-
habe möglich ist, desto mehr wird aus der Schule, auf 
die sie gehen, ihre Schule. 

Wenn der Rahmen stimmt,  
öffnen sich auch Jugendliche, 
die es sonst eher nicht tun©
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Schulrecht ist in Deutschland Ländersache. In 16 
Schulgesetzen werden viele Aspekte des Schullebens 
festgelegt: welche Pflichten SchülerInnen haben, wie 
viele Klassenarbeiten in der Woche geschrieben wer-
den dürfen, wann Disziplinierungsverfahren einzulei-
ten sind oder welche Bekleidungsvorschriften für den 
Schulalltag gelten. 

Ein Schulgesetz regelt auch die Mitbestimmungsrech-
te von SchülerInnen. Die konkreten rechtlichen Rah-
men sind in den Ländern etwas unterschiedlich. Das 
grundsätzliche Recht, sich in der Schule zu organisie-
ren, schulische Prozesse mitzubestimmen sowie Wege 
dorthin zu planen und umsetzen zu können, ist aber 
im Schulrecht aller Bundesländer gleichermaßen fest 
verankert. 

Schule ist ein demokratisches Gemeinwesen im Klei-
nen. Gerade wenn manche SchülerInnen über die 
wenigen Möglichkeiten, in der Schule ihre Positionen 
zu vertreten und durchzusetzen, ernüchtert sind, ist 
es wichtig, sich aktiv in die SchülerInnenvertretung 
einzubringen. Denn dort kann genau das geändert 
werden. Dort kann man am effektivsten zusammen 
mit anderen aktiven SchülerInnen die vorhandenen 
Mitbestimmungsmöglichkeiten nutzen, auf Defizi-
te aufmerksam machen und für die eigenen Rechte 
kämpfen. 

Rechtliche Regelungen 

Das Schulrecht setzt einen klaren, rechtlichen Rah-
men für das Miteinander. So haben SchülerInnen das 
Recht, regelmäßige Sitzungen der GesamtschülerIn-
nenvertretung sowie zweimal im Jahr eine Versamm-
lung aller SchülerInnen während der Unterrichtszeit 
einzuberufen. 

In vielen Bundesländern regelt das Schulrecht auch 
das Recht der SchülerInnen, die Infrastruktur der 
Schule zu nutzen: Räume, Telefone, Kopierer zum 
Beispiel. Der Schulträger – meist die Kommune – ist 
angehalten, die Arbeit der Schülervertretung auch 
mit finanziellen Ressourcen auszustatten. Hat diese 
einen eigenen Raum, können dort regelmäßig Sprech-
stunden für SchülerInnen angeboten werden. Auch 
Arbeitsgemeinschaften zu fachlichen, kulturellen, 
sportlichen, politischen oder sozialen Fragen bieten 
sich an. Gebunden sind die Arbeitsgemeinschaften 

selbstverständlich an die Rechte des Schulgesetzes, 
zum Beispiel an das Recht auf freie Meinungsäuße-
rung.

Jedes Schuljahr werden zunächst die Klassenspre-
cherInnen und dann von der gesamten Schülerschaft 
die SchülersprecherInnen und deren Stellvertreter 
gewählt. Letztgenannte sind für verschiedene Auf-
gabenbereiche zuständig. Natürlich können sie nicht 
all die anstehenden Aufgaben allein schultern. Gut ist 
deshalb, wenn sie einen Stamm an MitstreiterInnen 
haben und Verantwortlichkeiten und Aktivitäten auf 
viele verteilen können. 

Die Aufgaben der SchülerInnenvertretung sind breit 
gefächert. Grundsätzlich vertritt sie die Interessen der 
Schüler in allen Bereichen der Schulpolitik und der 
Schülerrechte. Sie gestaltet das Schulleben mit und 
sucht bei Interessen- und anderen Konflikten gemein-
sam mit Lehrkräften und Eltern in partnerschaftli-
cher, offener und fairer Weise nach Lösungen. 

Auch die Gestaltung zentraler Schulfeiern und -events, 
die das Gemeinschaftsgefühl fördern, werden häufig 
von ihr organisiert – Casino-Abende, Sportturniere, 
Schuljahresabschlussfeiern oder Schülervertretungs-
fahrten in Landschulheime und Jugendbildungsstät-
ten. Letztere bieten die Möglichkeit, in ansprechender 
Atmosphäre und mit ausreichend Zeit zentrale Belan-
ge des Schullebens wie die Verbesserung des Schulkli-
mas zu besprechen oder auch Projekte zu planen: die 
Einrichtung eines SchülerInnencafes oder von Pro-
beräumen für Musikgruppen zum Beispiel.

Gefragt: Fitte Gremien

Einer fitten SchülerInnenvertretung sind in ihren 
Aktivitäten zur Gestaltung des Schullebens kaum 
Grenzen gesetzt; Voraussetzung ist, dass diese im 
Einverständnis mit der Schulleitung stattfinden. Eine 
Nachhilfebörse ist ebenso möglich wie Beratungsan-
gebote zu den Fächern in der Oberstufe und für die 
Vorbereitung auf das Abitur. Im Grunde sind Schü-
lerInnenvertretungen die Schnittstelle schulischer 
Kommunikation auf Seiten der SchülerInnen. Um 
ihre Arbeit öffentlich zu machen, steht ihnen in der 
Schule eine gut sichtbare Tafel für Bekanntmachun-
gen, Terminankündigungen und Notizen aller Art zu 
Verfügung.

SchülerInnenrechte
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Manche der im Schulrecht verankerten Mitbestim-
mungsrechte sind an Gremien gebunden und werden 
von Funktionsgruppen ausgeübt; das sind vor allem 
die Klassen- und JahrgangstufensprecherInnen, der 
SchülerInnenrat und die SchülerInnenvollversamm-
lung. Die gewählten VertreterInnen sind bei ihren 
Entscheidungen in den Mitwirkungsorganen frei. Sie 
sind aber verpflichtet, die Schülerschaft über ihre Tä-
tigkeit sowie über die Beschlüsse der Mitwirkungsor-
gane zu informieren, sofern diese nicht ausdrücklich 
vertraulich sind.

Der SchülerInnenrat setzt sich aus den Klassen- und 
JahrgangsstufensprecherInnen sowie aus den übrigen 
gewählten VertreterInnen der Jahrgangsstufen zusam-
men. Die SchülersprecherIn und die VertreterInnen 
werden durch die Vollversammlung oder den Rat der 
SchülerInnen gewählt. Letzterer bestimmt auch die 
Delegierten für die BezirksschülerInnenvertretung.
Die Schulleitung ist verpflichtet, den SchülerInnenrat 
über alle wichtigen Gesetze und Bestimmungen zu 
informieren. Der Rat wiederum muss der Schullei-
tung über seine Arbeit, seine Treffen und die von ihm 

gefassten Beschlüsse Bericht erstatten. Und er wählt 
eine oder mehrere Personen als so genannte Vertrau-
enslehrkräfte oder VerbindungslehrerInnen, welche 
die Arbeit der SchülerInnenvertretung beratend un-
terstützen. 

Schulische Versammlungsrechte

Die Vollversammlung besteht aus allen SchülerInnen 
einer Schule und kann von der Schülervertretung 
zweimal pro Jahr während der Unterrichtszeit einbe-
rufen werden. LehrerInnen und SchulleiterIn haben 
ein Teilnahme- und Rederecht. Neben der Vollver-
sammlung sind auch Teilversammlungen möglich, 
wenn nur einzelne Stufen oder Klassen von einem 
Problem betroffen sind oder die Räumlichkeiten einer 
Schule keine Versammlung aller SchülerInnen erlau-
ben.

Die Schulkonferenz ist das höchste und wichtigste 
Entscheidungsgremium einer Schule. Gleichberech-
tigt entscheiden Lehrkräfte, Eltern und SchülerInnen 
über die Bildungs- und Erziehungsarbeit, über die Ver-

Welche Themen drängen, wissen SchülerInnen selbst am allerbesten

©
 M

et
in

 Y
ilm

az



134

wendung des zur Verfügung stehenden Geldes, über 
Klassenfahrten, neue Bücher, Schulveranstaltungen, 
die Schulordnung und die Organisation der Kurse. Die 
Schulleitung leitet die Sitzung, hat aber kein Stimm-
recht; allerdings: Bei Stimmgleichheit entscheidet sie 
allein. Lehrkräfte besitzen in der Schulkonferenz in 
einigen Punkten ein Vetorecht, zum Beispiel bei Ent-
scheidungen über Grundsätze für Hausaufgaben und 
Klassenarbeiten. 

Auf Fachkonferenzen werden ausschließlich The-
men besprochen, die ein bestimmtes Unterrichtsfach 
betreffen. Dort sind alle LehrerInnen, die dieses un-
terrichten, anwesend und stimmberechtigt. Schü-
lerInnen und Eltern nehmen hier nur in beratender 
Funktion teil.

Gegenseitig ermutigen ist wichtig

Obwohl in schulischen Gremien wichtige und interes-
sante Themen behandelt werden, sind auch engagier-
te SchülerInnen zuweilen unsicher, ob sie den forma-
len Anforderungen gewachsen sind; oder schüchtern, 
weil sie so etwas noch nie zuvor gemacht haben. Es 
hilft ihnen sicherlich, wenn sie mit warmen Worten  
dazu ermutigt werden, in ihrer Schule Verantwortung 
zu übernehmen, ihr Recht auf Mitbestimmung zu 
nutzen und die Interessen ihrer MitschülerInnen zu 
vertreten.

Die eigenen Rechte zu kennen ist Voraussetzung, um 
sie nutzen zu können; dies gilt auch im Bezug auf 
Schülerrechte. Um SchülerInnen über ihre Rechte zu 
informieren, bieten sich Workshops zur Schülerver-
tretungsarbeit auch bei Landes- oder Regionaltreffen 
von Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage an. Vie-
le Kooperationspartner – zum Beispiel der Deutsche 
Gewerkschaftsbund, die Friedrich-Ebert-Stiftung, die 
Konrad-Adenauer-Stiftung, Jugendbildungsstätten 
oder Landes- und Bezirksjugendringe – bieten Schu-
lungen zu schulischer Mitbestimmung an. Regional- 
und Landeskoordinationen vermitteln gern den Kon-
takt. Auch LandesschülerInnenvertretungen bieten 
Seminare an. Sie beraten zudem in ihren Geschäfts-
stellen bei individuellen Fragen und Problemen.

Ehemalige berichten immer wieder, dass es trotz aller 
Unterstützung für die gewählten VertreterInnen der 
Schülerschaft eine Herausforderung bleibt, sich aus 
der Deckung der Anonymität hervorzuwagen und die 
Interessen einer großen Gruppe öffentlich zu vertre-
ten. Genauso sicher ist aber, dass die Schülervertre-
tungsarbeit wertvolle Qualifikationen vermittelt und 
stärkt, die im späteren Leben eine Schlüsselrolle spie-
len: Kooperations-, Konflikt- und Organisationsfähig-
keit, Rhetorik, Gesprächsführung und die überzeu-
gende Präsentation von Sachverhalten vor größeren 
Gruppen. Es lohnt sich also aus vielen Gründen aktiv 
an der Schülervertretung mitzuwirken. 

Wer ermutigt wird, übernimmt 
eher auch ein Amt an der Schule. 
Und wer eins übernimmt, kämpft 
für SchülerInnenrechte©
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Demokratietraining in der Einwanderungsgesellschaft

Hier schreibt eine Pädagogin aus der 
Praxis für die Praxis, um Kindern und 
Jugendlichen Lust auf eine kritische 
Auseinandersetzung mit demokra-
tischen Prozessen zu machen. So 
werden Heranwachsende ermu-
tigt, die pluralistische Gesellschaft 
als Chance zu begreifen und darin 
selbstbewusst ihren Platz zu suchen 

und zu finden. Vor dem Hintergrund 
ihrer Rechte werden Kinder und Ju-
gendliche aufgefordert, sich selbst 
ein Urteil über ihren Lebensalltag 
zu bilden, eigene Vorstellungen und 
Forderungen zu entwickeln und de-
ren Tragweite in der Diskussion mit 
anderen auszuloten. Die UN-Kinder-
rechtskonvention und die Universa-

lität der Menschenrechte sind dabei 
wesentliche Bezugspunkte. Modera-
tionshinweise geben Anregungen, 
wie Lehrende Interesse für eine stär-
kere Beteiligung wecken können.

Laut UN-Kinderrechtskonvention ist 
Deutschland verpflichtet, umfassen-
de Kinderrechte zu gewähren. Dass 
diese Rechte auch eine gute Grund-
lage für Lernen und Leben in der 
Schule sind, wird allerdings immer 
noch weitgehend verkannt. Der Band 
‚Kinderrechte in die Schule’ schließt 
diese Lücke: Anhand vieler konkre-

ter Beispiele zeigt er auf, wie Kinder 
und Jugendliche zu Botschaftern von 
Kinderrechten werden. Und wie eine 
Schule zu einer Kinderrechtsschule 
werden kann, die alle einbezieht. Be-
gleitend gibt es eine CD mit Praxis-
materialien für die Sekundarstufe 1. 
In ihr finden sich, bezogen auf zehn 
Kinder- und Jugendrechte, Informati-

onen und Handlungsanregungen für 
Jugendliche und Erwachsene sowie 
Beispiele gelungener Praxis.

Ein wichtiger Baustein für eine demo-
kratische Schule ist der Klassenrat. 
Mit der CD-Rom ‚Wir sind Klasse! An-
erkennung, Engagement und Vielfalt 
im Klassenrat‘ bietet die Deutsche 
Gesellschaft für Demokratiepäda-
gogik eine Zusammenstellung prak-
tischer Materialien – Hintergrund-
informationen, Praxishilfen und ein 

Mitmach-Set – zum Themenfeld 
Klassenrat an, um SchülerInnen den 
Start in selbigen zu erleichtern. Zu-
sätzlich finden sich zwei Grundwer-
te-Curricula: ‚Hands for Kids‘ (für die 
Grundstufe) vom American Jewish 
Committee sowie ‚Hands across the 
Campus‘ (für die Sekundarstufen) 
vom Landesinstitut für Schule und 

Medien Berlin-Brandenburg. Mit ih-
rer Hilfe können NutzerInnen ihr ei-
genes, passgenaues demokratiepä-
dagogisches Programm entwickeln. 

Kinderrechte in die Schule

Wir sind Klasse!

W. Edelstein, L. Krappmann, S. Student (Hrsg.): 
‚Kinderrechte in die Schule. Gleichheit, Schutz, För-
derung, Partizipation‘; R. Portmann: ‚Kinderrechte in 
die Schule. Praxismaterialien für die Sekundarstufe 
1‘, Debus Pädagogik Verlag,  
Schwalbach/Ts. 2014/2015

Christa Kaletsch: ‚Demokratietraining in der Ein-
wanderungsgesellschaft. Aktive Schülervertretung 
für Schüler, Lehrer und Eltern‘, Debus Pädagogik 
Verlag, Schwalbach/Ts. 2013, 240 Seiten

‚Wir sind Klasse! Anregungen und Material für  
ein anerkennendes Miteinander‘, Deutsche  
Gesellschaft für Demokratiepädagogik (Hrsg),  
Schwalbach/Ts. 2014, CD-Rom.  
Bestellungen: www.degede.de

Material
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Empowerment –  
Leben selbst bestimmen
Manche Erwachsene denken ungern an ihre Schulzeit 
zurück. Ihr Schulalltag war von Diskriminierungen 
und Demütigungen geprägt, die sie verletzt und die 
an ihrem Selbstwertgefühl gekratzt haben. In einem 
solchen Klima kann keine Leistungsfähigkeit, Lern-
bereitschaft oder gar Identifikation mit der Schule 
entstehen. Auch wenn Unterricht sich lediglich auf 
die Vermittlung von Fachwissen beschränkt, bleiben 
Frust, Konflikte und Versagensängste nicht aus und so 
manche Schulkarriere scheitert. 

Hingegen setzen Schulen, in denen die Förderung je-
des Schülers und jeder Schülerin als einzigartiges Indi-
viduum im Mittelpunkt steht, andere Schwerpunkte. 
Sie sind bestrebt, gezielt eine Kultur des respektvollen 
Miteinanders zu entwickeln, um die SchülerInnen ge-
gen Diskriminierungen und für ein produktives und 
friedvolles Zusammenleben stark zu machen. Dieses 
Ziel kann nur mit einem Bündel von Maßnahmen und 
Methoden erreicht werden.

Ein hilfreicher Ansatz auf dem Weg dorthin wird als 
Empowerment beschrieben. Der Begriff leitet sich ab 
aus der englischen Bezeichnung Power für Macht oder 
Selbstermächtigung. In seinem hier genutzten Sinn 
wurde er durch die US-amerikanische Bürgerrechts-
bewegung in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts 
geprägt.

Machtverhältnisse offen legen

Hauptanliegen von Empowerment ist, Menschen zu 
unterstützen, die sich als Opfer erfahren, weil sie auf-
grund individueller Merkmale, Gruppenzugehörig-
keiten, Zuschreibungen oder Stereotypisierungen be-
nachteiligt und ausgegrenzt werden. Durch geeignete 
Maßnahmen sollen sie stark gemacht werden, ihre 
Opferrolle abzulegen und befähigt, aus der passiven 
in eine aktive Rolle zu wechseln und Einfluss auf dis-
kriminierende Ereignisse, Strukturen und Situationen 
in der Gesellschaft zu nehmen. Ziel ist, sie zu einem 
selbstbestimmten Leben zu befähigen.

Auch wenn sich Empowerment-Strategien in erster 
Linie an die Mitglieder marginalisierter und stigma-
tisierter Gruppen richten, gilt: Letzlich profitiert die 
gesamte Gesellschaft davon, wenn allen Mitgliedern 
die Möglichkeit zur Teilhabe und Mitgestaltung eröff-
net wird.

An Schulen verbringen sehr unterschiedliche Men-
schen mit allen möglichen ethnischen, kulturellen, 
sozialen und religiösen Hintergründen viel Zeit mit-
einander. Das Verhältnis der Akteure untereinander 
findet nicht in einem hierarchiefreien Raum statt. 
Verschiedene Machtverhältnisse führen zu struktu-
reller wie auch zu institutioneller und individueller 
Ungleichheit. 

So üben LehrerInnen schon dadurch Macht aus, dass 
sie das Recht haben, Noten zu vergeben, die einen 
erheblichen Einfluss auf die künftigen Lebenschan-
cen ihrer SchülerInnen haben. Außerdem haben sie 
eine strukturelle Machtposition inne: Sie verfügen 
über einen Vorsprung an Wissen, Lebenserfahrung 
und einen sozialen Status, der sie zu Angehörigen der 
Mittelschicht und damit zu Mitgliedern einer gesell-
schaftlich einflussreichen Gruppe macht.

Schule als Ort der Unterstützung 

Auch ihre Empathiefähigkeit gegenüber marginali-
sierten Minderheiten zu wahren, bleibt eine ständige 
Herausforderung für LehrerInnen. Das gilt in ihren 
Klassen und Kursen angesichts der heterogenen Schü-
lerschaft, die sie unterrichten, aber auch angesichts 
des großen Unterschieds zwischen den Lebensrealitä-
ten der Schüler und ihrer eigenen. 

Damit adäquat umzugehen, ist nicht immer einfach. 
Wer selbst keine schmerzhaften Erfahrungen mit Ab-
wertung, diskriminierenden Zuschreibungen oder 
Mobbing hinter sich hat, muss sich bewusst mit Dis-
kriminierungen konfrontieren, denen ihnen anver-
traute Kinder und Jugendliche ausgesetzt sind. 

Die schulischen Hierarchien und die mit ihnen ver-
bundenen Machtverhältnisse zu reflektieren, ist Vor-
aussetzung für einen verantwortungsvollen Umgang 
mit ihnen. Machtverhältnisse sind nicht unverän-
derbar. Und sie unterliegen dem Wandel der Zeit. 
Was heute sinnvoll erscheint, muss morgen in Frage 
gestellt und, wenn nötig, verändert werden. Dies gilt 
nicht nur in der Schulklasse: Es ist ein Grundprinzip 
einer demokratischen Gesellschaft. 

In allen relevanten schulischen Prozessen geben 
Handlungsstrategien, die einem konsequenten Em-
powerment-Ansatz verpflichtet sind, den Einzelnen 
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wie der ganzen Schulgemeinschaft mehr Verantwor-
tung für eigenes Handeln.

Weil Kinder und Jugendliche aufgrund der gesetz-
lichen Schulpflicht so viel Lebenszeit in der Schule 
verbringen, benötigen sie für die Entwicklung ihrer 
Persönlichkeit Freiräume, um ihre Wünsche und Be-
dürfnisse erspüren, ausdrücken und Selbstwirksam-
keit erfahren zu können. Selbstermächtigung, der 
Glaube an die eigenen Stärken und Freude an der 
Schule sind zwingend notwendig, um die Schulzeit zu 
einer guten Erfahrung zu machen. 

Das klingt einfach, ist es aber nicht. Bedrückende 
Erfahrungen lassen so manchen Diskriminierten 
sprachlos zurück, wenn er seine erlebten Ausgren-
zungen, Unterdrückungen, Verletzungen und Aus-
beutungen nicht thematisieren kann oder von seinem 
Umfeld nicht verstanden wird.

Aber was bedeutet Selbstermächtigung für Kinder 
und Jugendliche mit Diskriminierungserfahrungen? 
Zunächst einmal benötigen sie einen geschützten 

Raum, um ihren Gefühlen von Macht- und Einfluss-
losigkeit als Folge erlebter Diskriminierung Ausdruck 
verleihen zu können. So können sich Workshops an 
Schulen gezielt an Teilnehmende wenden, die von ei-
ner bestimmten Diskriminierungsform wie Rassismus 
oder Homophobie betroffen sind. 

Wichtig: Geschützte Räume 

In ihnen können SchülerInnen sich selbstbestimmt 
und ohne Bewertung von außen mit ihren Diskrimi-
nierungserfahrungen auseinandersetzen, und auch 
damit, dass es anderen ähnlich ergangen ist. Auch 
der Klassenrat kann ein Forum für einen derartigen 
Austausch sein; Voraussetzung ist, dass diejenigen, 
die von den geschilderten Erfahrungen nicht betrof-
fen sind, respektvoll zuhören und Anteilnahme zeigen 
können.

Außerdem benötigen von Diskriminierung betroffe-
ne SchülerInnen auf dem Weg, ihre Stärken zu ent-
decken, Selbstvertrauen zu entwickeln sowie aus 
einem geschützten Raum herauszutreten und Gestal-

Individuelles Empowerment kennt viele Wege – auch den über den Sport
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tungsspielräume in der Schule zu entdecken und zu 
nutzen, die Unterstützung von PädagogInnen. Die 
Verantwortung der Lehrenden für ein ermutigendes 
und wertschätzendes Klima kann nicht hoch genug 
eingeschätzt werden. 

Empowerment ist weder eine neue Methode noch ein 
Unterrichtsfach. Stattdessen ist mit dem Begriff eine 
Perspektive beziehungsweise ein Grundprinzip allen 
Handelns verbunden, in dem sich erfolgreiche Ansät-
ze der Auseinandersetzung mit Ungleichwertigkeits-
denken und Diskriminierung bündeln. 

Die Förderung von einzelnen Fähigkeiten – der Eigen-
initiative oder sozialer Kompetenzen zum Beispiel 
– hat dabei grundsätzlich eine individuelle und eine 
kollektive Ebene.

Einzelne stärken

Individuelles Empowerment bedeutet Selbstermäch-
tigung – also Menschen, die sich ohnmächtig fühlen, 
in Umstände zu versetzen, in denen sie handlungsfä-
hig sind und das Gefühl haben, ihr Leben persönlich 
unter Kontrolle zu haben. Bezogen auf die Institution 
Schule bedeutet das in erster Linie eine Perspektive, 
die nicht Defizite betont, sondern stattdessen Poten-
ziale und Ressourcen erkennt und in den Vordergrund 
stellt. 

Umgesetzt werden kann diese zum Beispiel durch Par-
tizipation sowie die Förderung von Gestaltungskom-
petenzen, Selbstständigkeit und Eigenverantwortung 
wie auch durch offene Lernformen, bei denen Schüle-
rInnen den Unterricht mitgestalten. Unabdingbar da-
für sind einfühlsame pädagogische Persönlichkeiten, 
die in einem offenen Dialog die Selbsteinschätzung 
der Kinder und Jugendlichen wahrnehmen und res-
pektieren und diese zugleich stärken.

Nehmen wir zum Beispiel Seda, Schülerin an einer he-
terogenen Berliner Schule. Als sie von der Grundschu-
le kam, erinnert sich ihr Klassenlehrer, habe sie „kaum 
einen geraden Satz sprechen können“. Auf ihrer neu-
en Schule ermutigten die Lehrerinnen sie dazu, an 
Wochenendseminaren teilzunehmen und sich zur 
Streitschlichterin ausbilden zu lassen. In den Semina-
ren hat sie gelernt, wie sie sich auch in schwierigen Si-
tuationen durchsetzt – etwa wenn sie zwei Prügelnde 

voneinander trennt und sie zunächst anbrüllen muss, 
weil sie sonst nicht zu ihnen durchdringt. Seda lernte 
auch, wie es sich anfühlt, sich mit den Zerstrittenen 
an einen Tisch zu setzen und nach den Gründen für 
den Streit zu suchen.

Gruppen stärken

Empowerment auf kollektiver Ebene bedeutet, Rah-
menbedingungen für mehr Beteiligungsmöglich-
keiten der einzelnen Gruppen wie auch mehr Wohl-
befinden im Zusammenleben der Lernenden und 
Lehrenden zu schaffen. Eine Möglichkeit auf dem 
Weg dorthin ist die Einrichtung von unabhängigen 
Beschwerdestellen, an die sich von Diskriminierung 
betroffene SchülerInnen wenden können. Das zielt 
darauf ab, dass gemeinsam gegen diese vorgegangen 
werden kann, auch wenn sie sich gegen Einzelne rich-
ten. 

In der Praxis stößt die Einrichtung derartiger Be-
schwerdestellen bislang auf unüberwindbare Hinder-
nisse. Gründe dafür sind, dass individuelle Fälle auch 
individuell behandelt werden müssen, und dass Fra-
gen offen sind wie: Welche Qualifikation benötigen 
die BeraterInnen? Arbeiten sie ehrenamtlich? Wenn 
nicht: Wer kommt für die Kosten auf? Wo verläuft 
die Grenze zur Rechtsberatung, für die es Juristen 
braucht? Liegt der Fokus auf der Dokumentation oder 
auf der psychologischen Unterstützung für Opfer von 
Diskriminierung?

Lehrende stärken 

Zielgruppe schulischer Empowerment-Strategien 
sind nicht nur SchülerInnen. Auch die Lehrenden 
können Empowerment gut gebrauchen; auch sie wer-
den häufig mit den komplexen Herausforderungen 
des Schulalltags alleingelassen. So manches Kollegium 
versucht inzwischen allerdings, sich zu stärken, indem 
es sich von dem Bild eines Lehrers als heroischem Ein-
zelkämpfer verabschiedet und eine Teamkultur ent-
wickelt. 

Grundsätzlich gilt: Gemeinsam lässt sich den pädago-
gischen Herausforderungen, die sich aus einem dis-
kriminierenden Umfeld für die Schule ergeben, bes-
ser begegnen. Sinnvolle Hilfsmittel sind schulinterne 
Fortbildungen oder Teamteaching. 
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Der z/weite Blick

Immer wieder präsentieren die 
Courage-Koordinationsstellen auf 
Bundes- und Landestreffen Ausstel-
lungen, die an Schulen verliehen 
werden können. Das Berliner Archiv 
der Jugendkulturen zum Beispiel hat 
unter dem Titel ‚Der z/weite Blick’ 
das Thema Diskriminierungen  bear-
beitet. Darin wurden Mitglieder der 

Jugendszenen gebeten, Zeichnun-
gen zu Ideologien der Ungleichwer-
tigkeit zu erstellen   – von Antise-
mitismus über Antiziganismus und 
Rassismus bis zu Homophobie. Die 
Ausstellung vermittelt Einblicke in 
Formen und Aspekte von Diskrimi-
nierung in Jugendkulturen und zeigt 
zugleich, dass Benachteiligungen 

dort durchaus bewusst wahrgenom-
men werden. Das Archiv der Jugend-
kulturen erstellt auch Ausstellungen, 
die an jeder Schule leicht umzuset-
zen sind: von ‚Fanzines – Do it your-
self‘ über ‚Holocaust im Comic‘ bis 
zu ‚50 Jahre Bravo‘.

Ein Jugendbuch der besonderen Art. 
In ihm setzen sich Jugendliche mit 
dunkler Hautfarbe damit auseinan-
der, inwieweit schwarze Menschen 
zur europäischen Geschichte beige-
tragen haben. Sie stellen Persönlich-
keiten aus 200 Jahren vor, die trotz 
Rassismus, prekärer Lebensumstän-
de und politischer Unruhen die zeit-

genössische Kultur, Wissenschaft 
und Politik mitgeprägt haben. Damit 
gibt das Buch einen Einblick in die af-
rikanisch-europäische Migrationsge-
schichte der vergangenen Jahrhun-
derte. Es ist nicht nur eine Hommage 
an außergewöhnliche Menschen, 
deren Biografien vor dem Vergessen 
bewahrt werden. Mit dem Wissen um 

ihren Beitrag kann es Jugendliche 
auch heute für ein positives Selbst-
bild stärken. 

Das Handbuch unternimmt einen aus-
führlichen Streifzug durch die Theo-
rie und Praxis und zieht Bilanz eines 
dreijährigen Empowerment-Projekts 
in Sachsen. Damit soll es in ganz 
Deutschland LeserInnen inspirieren, 
selbst Empowerment-Ideen auszu-
probieren. Es zeichnet ein vielfältiges  
Bild verschiedener Theorien so-

wie von praktischen Erfahrungen 
interkultureller Teamarbeit. Das 
Handbuch ist aufgeteilt in Module, 
die auf die Stärkung der Selbst-
wahrnehmung, der Ressourcen, der 
Selbstorganisation sowie auf die 
Partizipation von nach Deutschland 
eingewanderten Schülerinnen und 
Schülern fokussieren. Das Empow-

erment-Konzept bezieht auch Eltern 
als wichtige Zielgruppe zur Überwin-
dung und Bearbeitung von Erfahrun-
gen mit Rassismus ein.

Schwarzes Europa

3-2-1-Mut!

Pädagogisches Zentrum Aachen e. V. (Hrsg.):  
‚Schwarzes Europa – Legenden die uns verborgen  
blieben. Schwarze Jugendliche auf den Spuren  
ihrer Geschichte. Ein Jugendbuch‘,  
edition assemblage, Münster 2015, rund 112 Seiten,  
Erscheinungstermin: Herbst 2015

Weitere Informationen und Kontakt:  
https://der-z-weite-blick.de/

‚3-2-1-Mut! Das Abenteuer Empowerment. Interkul-
turelles Empowerment in Sachsen‘, Verband bina-
tionaler Familien und Partnerschaften e. V. (Hrsg.), 
Leipzig 2010, 136 Seiten, Download unter: 
www.verband-binationaler.de

Material
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Politik zum Anfassen  
und Mitmachen
„Die Politiker in Berlin interessieren sich doch eh 
nicht für das, was wir leben und denken!“ – so oder 
so ähnlich hört sich das oft an, wenn es um Mitgestal-
tung in der Politik geht. Nicht nur viele Jugendliche, 
auch zahlreiche Erwachsene finden die Strukturen, 
Entscheidungsprozesse und Möglichkeiten demokra-
tischer Beteiligung komplex und unübersichtlich.

Dabei hat unsere gesamte Lebenswelt mit Politik zu 
tun. Das merkt man besonders deutlich, wenn Din-
ge nicht so gut laufen. Der Radweg auf dem Weg zur 
Schule, die Auswahl der Stühle in den Klassen, die In-
halte der Unterrichtsfächer oder die Ausstattung der 
Jugendfreizeiteinrichtung: Sie alle sind das Ergebnis 
von Diskussionsprozessen und Entscheidungen auf 
unterschiedlichen politischen Ebenen. Wie aber kön-
nen wir diese in unserem Interesse beeinflussen? Fest 
steht: Mündige BürgerInnen benötigen Wissen, um 
an diesen Prozessen mitwirken zu können. 

Gesprächsrunden mit Politikern

Wenn Jugendliche aus eigener Anschauung erfahren, 
wie unser politisches System funktioniert, wer in wel-
cher Funktion über welche Befugnisse verfügt, kön-
nen sie Vorurteile gegenüber den Akteuren abbauen. 
Um ihnen einen Einblick in die Politik zu ermögli-
chen, entwickelte die Bundeskoordination das Ver-
anstaltungsformat ‚Politik zum Anfassen und Mitma-
chen‘. Politikerinnen und Politiker auf allen Ebenen, 
vom Bürgermeister über den Bezirksverordneten bis 
zur Parlamentarierin im Landesparlament oder im 
Bundestag sind eingeladen, an einer dieser spannen-
den Veranstaltungen mitzuwirken. 

Voraussetzung ist, dass sie sich mindestens zwei 
Stunden Zeit nehmen und eine Gruppe von Coura-
ge-SchülerInnen zu einer Diskussionsrunde in ihre 
Diensträume einladen. Das Hauptthema bestimmen 
die SchülerInnen selbst und teilen es ihren Gesprächs-
partnerInnen im Vorfeld mit. Andere Themen können 
zusätzlich spontan angesprochen werden. 

Die persönliche Begegnung, der Meinungsaustausch 
auf Augenhöhe und eine offene Diskussionsatmo-
sphäre helfen, unterschiedliche Standpunkte zu ver-
stehen. Die Moderation, Dokumentation und mediale 
Präsentation der Gesprächsrunden übernehmen die 
Courage-Koordinationsstellen. 

Mit dem Bürgermeister vor Ort zu diskutieren oder 
eine Abgeordnete im Landtag zu treffen ist für Schü-
lerInnen eine spannende und nachhaltige Erfahrung. 
Im persönlichen Gespräch mit politisch Verantwort-
lichen wird nachvollziehbar, dass Politik immer aus 
Kompromissen entsteht. Die Interessen und Bedürf-
nisse der Menschen sind dabei höchst unterschied-
lich: Die einen wünschen sich den Bau einer Straße, 
die anderen wollen lieber eine Jugendfreizeiteinrich-
tung. Da jeder Euro nur einmal ausgegeben werden 
kann, führt jede Investition hier zu einer Nicht-Inves-
tition dort. Auch für die einladenden PolitikerInnen 
ist der Austausch mit engagierten Jugendlichen eine 
gute Möglichkeit, deren Bedürfnisse und Meinun-
gen aus erster Hand zu erfahren und am Ende unter 
Umständen sogar den eigenen Standpunkt zu hinter-
fragen.

Ein gutes Format sind auch Gesprächsrunden mit 
ausländischen PolitikerInnen. So hatten Berliner 
Courage-SchülerInnen im Jahr 2014 eine bewegende 
Zusammenkunft mit der kamerunischen Menschen-
rechtsaktivistin Alice Nkom. Die Anwältin berichtete 
über ihr Engagement für die Rechte von Lesben und 
Schwulen in Kamerun, über gesellschaftliche und 
staatliche Verfolgung von Homosexuellen bis hin zum 
Mord. Engagiert rief sie dazu auf, dass auch wir in 
Deutschland uns gegen derartige Zustände erheben 
und nicht dazu schweigen sollten. 

Politik ja, Indoktrination nein

Politische Indoktrination und Wahlkampf für Partei-
en haben an der Schule nichts zu suchen. Das bedeu-
tet aber nicht, dass Politik keinen Platz an der Schule 
hat. Im Gegenteil: Politische Bildung ist eine durch-
gängige Aufgabe der Schule, die sich in ihrem Sinne 
allen gesellschaftlichen Themen öffnen muss. 

Das anregende Konzept von ‚Politik zum Anfassen 
und Mitmachen‘ gehört längst zu den etablierten Ak-
tionsformen vieler Courage-Schulen. Die Begegnung 
mit PolitikerInnen, die sich im Gespräch meist als ganz 
normale Menschen entpuppen, motivierte bereits so 
manchen Jugendlichen, aktiv in die Politik einzustei-
gen. Und PolitikerInnen, die selbst einer Minderheit 
angehören – zum Beispiel mit Migrationshintergrund 
oder RollstuhlfahrerInnen – sind wertvolle Vorbilder 
für folgende Generationen. 



Beeindruckender Besuch: Die kamerunische Menschenrechtsaktivistin Alice Nkom 2014 in Berlin
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Ohne Jugend ist kein Staat zu machen. Allerdings dürfen 
Menschen unter 18 Jahren meist nicht mitbestimmen, 
wer ihre Interessen parlamentarisch vertritt. An die Re-
geln, die politisch festgelegt werden, müssen sie sich 
aber genau so halten wie alle anderen. Dass sie keine 
Wahl haben, liegt zum einen an der Sorge mancher Poli-
tikerInnen, junge Menschen würden ihr Wahlrecht nicht 
umsichtig nutzen und rechtsextreme Parteien wählen. 
Tatsächlich haben aber auch viele Jugendliche unter 
18 Jahren großen Respekt vor dem Gang zur Wahlurne. 
Häufig berichten sie, dass sie sich außerstande fühlen, 
sich aus dem umfangreichen Angebot für eine Partei 
zu entscheiden. Entsprechend wichtig ist, das Wählen 
auch in der Schule zu thematisieren: beispielsweise 
durch eine U18- oder U16-Wahl unter Zuhilfenahme des 
Wahl-O-Mat als Entscheidungshilfe-Tool.

Eine U16-/U18-Wahl hat zum Ziel, junge Menschen für 
Politik zu interessieren und ihnen die Angst vor dem 
Wählen zu nehmen. In Berlin hat sich dieses Angebot 
an immer mehr Schulen und Jugendfreizeiteinrichtun-
gen durchgesetzt. Die Wahlergebnisse strafen übrigens 
regelmäßig all jene Lügen, die unterstellen, Jugendli-
che würden ihr Wahlrecht nicht demokratisch ausüben. 
Rechtsextreme und rechtspopulistische Parteien finden 
keinen großen Zuspruch. 

www.u18.org/projekt, www.wahl-o-mat.de

Im ‚Planspiel Bundestag‘ können SchülerInnen vor Ort 
in die Rolle eines Abgeordneten schlüpfen. Es bietet 
Schulklassen die Möglichkeit, einen Tag im Bundestag 
zu verbringen, ein Gesetz zu diskutieren, zu verändern 
und zu verabschieden. Thematisch stehen Verfahren 
zu den Themen Alkoholverbot (leicht), chancengleiche 
Bewerbung (mittelschwer) und direkte Demokratie (an-
spruchsvoll) zur Auswahl. Die Klassen werden in Frakti-
onen aufgeteilt. Jeder bekommt eine Rahmenidentität 
mit Lebenslauf. Nachdem die Fraktionen Vorsitzende 
gewählt haben und der Bundestagspräsident gewählt 
wurde, wird verabredet, wer in welchen Ausschuss ent-
sandt wird. 

Nach einer ersten Plenardebatte diskutieren die Schüle-
rInnen-Abgeordneten ihre Positionen in den Ausschüs-
sen und erarbeiten Stellungnahmen. Diese münden in 
eine Beschlussempfehlung. Die SchülerInnen haben es 
dabei in der Hand, auf Kompromiss zu setzen oder sich 
mit politischer Mehrheit durchzusetzen. Nachdem die 
Ausschüsse beraten haben, treffen sich alle Abgeord-
neten wieder in ihren Fraktionen und verhandeln ge-
gebenenfalls mit anderen Fraktionen. In einer zweiten 
Plenardebatte wird erneut über den Gesetzesvorschlag 
diskutiert. Jede Fraktion trägt dort ihren Standpunkt 
vor. Dann heißt es: Zur Abstimmung bitte! 
 
www.mitmischen.de

Die U16- / U18-WahlPlanspiel Bundestag

Praxisbeispiele
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Dialog macht Schule wurde 2009 von der Bundeszen-
trale für politische Bildung und der Robert-Bosch-Stif-
tung als bundesweites Modellprojekt auf den Weg ge-
bracht. Es sucht Zugänge zu Jugendlichen, von denen 
viele aus sozial benachteiligten Einwandererfamilien 
kommen, sich vermeintlich wenig für Politik interessie-
ren und sich häufig nicht als Teil dieser Gesellschaft ver-
stehen. Nicht wenige fühlen sich zudem einem großen 
Druck ausgesetzt, zwischen traditionellen Werten der 
Eltern und jenen der deutschen Mehrheitsgesellschaft 
wählen zu müssen.

Dialog macht Schule bildet StudentInnen, meist mit ei-
gener Einwanderungsgeschichte, zu ModeratorInnen 
aus, die vor Ort in Schulen, im Rahmen des Unterrichts 
oder in freiwilligen AGs Schüler ab der 7. Klasse in wö-
chentlichen Sitzungen über zwei bis drei Jahre beglei-
ten. Ausgehend von persönlichen lebensweltlichen Ge-
schichten und Themen der SchülerInnen können diese 
– gleichsam in dialogischen und geschützten Räumen 
– eigene und häufig verkannte Potenziale und Ressour-
cen entdecken. Diskutiert werden dabei Themen wie 
Grund- und Menschenrechte, Identität, Heimat, Religi-
on, Mobbing und Rassismus; immer mit dem Ziel, den 
Jugendlichen Chancen und Wege zur Teilhabe in einer 
Demokratie zu eröffnen.

www.dialogmachtschule.de

Dialog macht Schule Schülerpaten Berlin

Nicht wenige SchülerInnen arabischer Herkunft an Ber-
liner Schulen sind auf zusätzliche Unterstützung ange-
wiesen. Unter den StudentInnen in der Hauptstadt sind 
zugleich viele, die sich gern ehrenamtlich engagieren. 
Dieses Potenzial macht sich der Verein Schülerpaten 
Berlin e. V. zunutze, indem er die einen mit den anderen 
zusammenbringt. Auf diesem Weg erhalten SchülerIn-
nen mit arabischem Hintergrund wertvolle individuelle 
Nachhilfe.

Das verbessert aber nicht nur deren Bildungschancen; 
auf beiden Seiten wird der Horizont erweitert und Raum 
für gemeinsame Erlebnisse geschaffen. Nicht zuletzt 
kommen auf diesem Weg auch Menschen zusammen, 
die sich sonst vielleicht nie begegnen würden. In der 
Regel kommen die LernpatInnen einmal wöchentlich 
für etwa eineinhalb Stunden in das Haus ihrer Paten-
schüler; das schafft auch ein persönliches Vertrauens-
verhältnis zwischen Patin oder Pate und SchülerIn.

Der Umfang ist dabei nicht unerheblich: Seit 2009  
wurden in Zusammenarbeit mit einer Beratungsstelle 
für arabische Frauen mehrere hundert Patenschaften 
vermittelt. Das mehrfach preisgekrönte Berliner Kon-
zept wird inzwischen auch in anderen deutschen Städ-
ten umgesetzt.

www.schuelerpaten-berlin.de

Praxisbeispiele





7  Methoden- und  
Medienvielfalt

Nur wer seine Stimme laut und verständlich erhebt, 
wird gehört. Und nur wer verstanden wird, kann an-
dere überzeugen und mit ihnen gemeinsam das Kli-
ma an der Schule verändern oder die Welt ein kleines 
Stück besser machen. Schule ohne Rassismus – Schule 
mit Courage ist ohne Kommunikation nicht denkbar. 
Wer seine Schule zu einer Courage-Schule machen 
will, wer Projekttage und Aktionen plant, der muss in 
der Lage sein, mit unterschiedlichen Zielgruppen an-
gemessen und kompetent umzugehen. Aus all diesen 
Gründen ist dem Courage-Netzwerk wichtig, Schüle-
rInnen zu selbstbewussten und überzeugenden Inter-
essenvertretern ihrer Anliegen zu machen.

Sich ausdrücken – das muss aber nicht mit Worten 
passieren. Es gibt viele Wege, sich mitzuteilen, ohne 
dabei im Wortsinne etwas zu sagen: mit Bildern, Graf-
fiti oder Fotografie, im Zirkus oder beim Tanz zum 
Beispiel. Oder mit Musik oder Theater – beides üb-
rigens Wege, über die Jugendliche häufig doch wieder 
den Weg zur Sprache finden. Themen für ein Stück 
finden, Konflikte thematisieren, die in ein Drehbuch 
oder ein Rollenspiel münden; das weite Feld von Rap 
und Hip-Hop: All das sind für SchülerInnen faszinie-
rende Wege, sich zu äußern.
 
Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage stärkt die 
Ausdrucksfähigkeit von Kindern und Jugendlichen 
mit einer Vielzahl von Methoden: von Medien- und 
Kommunikationskompetenz über Darstellendes Spiel 
und Visualisierung bis zu Sport und Bewegung. Dieses 
Kapitel stellt diese vor – nebst praktischen Beispielen 
und Erläuterungen, was wo, wann und wofür beson-
ders gut geeignet ist.
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Kommunikation ist das A und O jeder Aktivität im 
Rahmen von Schule ohne Rassismus – Schule mit Coura-
ge. Ohne sie läuft nichts. Die Fähigkeit, konstruktiv 
und bewusst zu kommunizieren, ist vom ersten Tag 
an gefragt. Wählt die Aktivengruppe, die ihre Schule 
zu einer Courage-Schule machen möchte, einen fal-
schen – beispielsweise einen moralisierenden oder 
unverständlichen – Ton, wird sie ihre MitschülerIn-
nen nicht erreichen oder sogar verprellen. Die Ini-
tiative droht so bereits am Start zu scheitern. Ganz 
anders wird es sein, wenn den Aktiven gelingt, den 
Rest der Schule durch klare, überzeugende Argumen-
tation, überraschende, fantasievolle Aktionen und 
eine freundliche, leidenschaftliche Ansprache mitzu-
reißen. 

Die Bundeskoordination fördert die Kommunika-
tionskompetenz und -strategien von Kindern und 
Jugendlichen in vielfältiger Weise. Materialien wie 
die ‚Start-Info‘ oder ‚Zehn Schritte zu einer Coura-
ge-Schule‘, die wir in Kapitel 2 vorgestellt haben, 
geben wichtige Tipps und Hinweise für eine Erfolg 
versprechende Ansprache; nicht nur, wenn es darum 
geht, die Aufnahme in das Netzwerk zu erreichen.

Unterschiedliche Empfänger

Nach der Titelverleihung sind intensiver Austausch 
und eine enge Zusammenarbeit zwischen unter-
schiedlichsten Menschen erst recht notwendig. Um 
eine Courage-Schule mit Leben zu füllen müssen 
Aktionen und Projekttage geplant und durchgeführt 
werden. Das fordert die aktiven SchülerInnen an jeder 
Schule heraus. Für sie gilt, sich in einem demokrati-
schen Prozess auf Themen zu einigen und gemein-
sam Aktionen in die Tat umzusetzen. Das ist leichter 
gesagt als getan. Denn sie müssen sich nicht nur mit 
den MitschülerInnen aus ihrer Klasse auseinanderset-
zen, sondern auch mit jenen in anderen Klassen, mit 
älteren wie mit jüngeren. Wie aber erklärt man ein 
Anliegen so, dass die Schüler in der siebten Klasse es 
verstehen und die ZehntklässlerInnen sich nicht lang-
weilen? Wie den richtigen Tonfall gegenüber Lehre-
rInnen, SekretärInnen, HausmeisterInnen finden? 
Wie verhandle ich mit Elternvertretern, dem Förder-
verein, der den Aktionstag finanziell unterstützen soll? 
Wie mit außerschulischen Kooperationspartnern, den 
Paten und nicht zuletzt mit Referenten, die Vorträge 
und Workshops im Rahmen eines Aktionstags halten?

All diese Akteure wollen in einer angemessenen Form 
angerufen, angemailt, von Angesicht zu Angesicht 
angesprochen und mit vielen verschiedenen Infor-
mationen versorgt werden. Die meisten von ihnen 
kommunizieren dabei in einer Doppelrolle sowohl 
als Empfänger wie auch als Sender. Sie übersetzen 
die empfangenen Botschaften in ihre eigene jeweilige 
Vorstellungswelt, gleichen sie mit ihren Perspektiven 
ab und geben sie wiederum weiter. Wenn alles gut 
geht, entstehen keine störenden Missverständnisse, 
sondern es kommt zu einer einvernehmlichen Ver-
ständigung und schließlich zu einem gemeinsamen 
Handeln.

Individuelle Ansprache

Im Rahmen der Courage-Aktivitäten lernen Schüle-
rInnen schnell, dass LehrerInnen in der Regel nicht so 
angesprochen werden möchten wie der Kumpel aus 
der Parallelklasse. Auch Sponsoren werden in aller Re-
gel nicht gewonnen, wenn man nur auf Facebook oder 
Whatsapp um sie wirbt. Erfolg versprechender ist in 
diesem Falle vielleicht ein offizieller, konventioneller 
Brief, in dem das Anliegen und die Bitte um Unter-
stützung dargestellt werden. Aber wie formuliert man 
einen solchen Brief? Welche Ansprache passt zu wem? 

Es gibt keine standardisierte Form, die vorgibt, wer 
am besten in welcher Form angesprochen werden 
sollte. Natürlich hängt dies immer von der konkreten 
Situation und den individuellen Eigenheiten der Ge-
sprächspartner ab. Folgende Fragen können aber da-
bei helfen, eine Antwort zu finden:

• Welches Ziel möchte ich erreichen?

•  Mit wem sollte ich mich austauschen, ob das  
Ziel realistisch ist?

•  Mit wem gemeinsam möchte ich das Ziel erreichen?

•  Wie spreche ich diejenigen an, mit denen ich das 
Ziel erreichen möchte? Reicht ein persönliches 
Gespräch? Oder sollte das Anliegen schriftlich 
formuliert werden? Bedarf es einer Versammlung? 

•  Wodurch unterscheiden sich die Gruppen, die ich 
ansprechen möchte? Gibt es etwas, was ich bei der 
Ansprache beachten muss? Kommen sie aus einer 

Kommunikationskompetenz
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anderen Generation, aus einer anderen sozialen 
oder kulturellen Gruppe? Verstehen die Angespro-
chenen die von mir benutzte Sprache?

•  Welches Medium der Ansprache wähle ich? Soziale 
Medien, persönliche Ansprache, Brief? Welche 
Barrieren errichte ich möglicherweise durch mein 
Kommunikationsverhalten; schließe ich dadurch 
unter Umständen wichtige Gruppen aus?

In Kapitel 2 findet ihr zahlreiche Tipps und Empfeh-
lungen, wie die Kommunikation innerhalb der Schu-
le und mit den PatInnen und LehrerInnen gelingen 
kann. Ergänzt werden sie durch Empfehlungen in 
Kapitel 5 (‚Vernetzen und kooperieren‘) und Kapitel 
6 (‚Mitmachen, mitgestalten, mitbestimmen‘). Lest 
euch diese Kapitel noch einmal durch und prüft dann 
eure Kommunikationsstrategie.

In jeder einzelnen Schule kommen wir nur durch ge-
lungene Kommunikation auf einen Nenner und wer-
den handlungsfähig. Oft aber fehlt es an einer gelin-

genden Kommunikationskultur in der Schule. Und 
sagen wir es offen: Daran sind alle beteiligt. Im Lehr-
erzimmer verhindert eine Gruppenbildung die pro-
duktive Auseinandersetzung mit aktuellen Fragen im 
Kollegium, auf dem Schulhof stehen die SchülerInnen 
in ihren Cliquen in verschiedenen Ecken, die Schullei-
tung ist für alle kaum ansprechbar. Diesen Zustand, 
der jeden Austausch untereinander und jedes gemein-
same Handeln verhindert, gilt es zu verändern. Es ist 
ein lohnendes Ziel für alle, Wege zu finden, welche 
die Kommunikationsmöglichkeiten unter den Schul-
mitgliedern ausbauen und verbessern. Das Mitein-
ander-Sprechen kann in Workshops zum Ausbau der 
Kommunikationsfähigkeit gezielt gefördert und er-
lernt werden. Voraussetzung dafür ist, dass alle mitei-
nander in einen Austausch treten wollen, dass sie ein 
Interesse daran haben, ihre Gedanken, Wünsche und 
Gefühle den anderen mitzuteilen.

Eine Klasse kann sich Regeln setzen und regelmäßige 
Zeiten einplanen, um das offene Gespräch zu stärken. 
Eine Reihe von Kooperationspartnern des Netzwerks 
bieten Workshops mit Argumentationstrainings an. 

Kommunikation ist unabdingbar; und Kommunikationskompetenz kann gefördert und geübt werden
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Auch Diskutieren will gelernt sein. Die Klasse ist ein 
gutes Übungsfeld dafür; der Themenvielfalt sind kei-
ne Grenzen gesetzt. 

Außerdem könnt ihr euch bei Landes- und Aktiven-
treffen mit VertreterInnen anderer Courage-Schulen 
über geeignete und bewährte Strategien der Kommu-
nikation austauschen. Nutzt diese Gelegenheit! – von 
Menschen, die vor ähnlichen Herausforderungen ste-
hen wie ihr, könnt ihr am meisten lernen.

Eure Ideen und Meinungen brauchen auch nicht im-
mer mit gesprochenen oder geschriebenen Worten 
vermittelt zu werden: Auch wortlose, also nonverbale, 
Kommunikationsformen können zum Einsatz kom-
men. 

Kommunikation im Netzwerk

Auf der Ebene des Courage-Netzwerks gelten im Prin-
zip dieselben Argumente wie in der einzelnen Schule. 
Ein bundesweites Netzwerk von rund 3.700 Schulen 
mit mehr als einer Million SchülerInnen und Tausen-
den LehrerInnen, dem Hunderte Kooperationspart-
ner, Dutzende Landes- und Regionalkoordinationen 
sowie rund 3.000 PatInnen angehören, muss unter-
einander kommunizieren, um gemeinsame Anliegen 
zu formulieren, passende Handlungsansätze für Men-
schenrechtsbildung zu entwickeln und eine gemein-
same Identität herauszubilden. Denn nur wenn es ge-
lingt, nicht nur auf der Ebene der Schule, sondern an 
allen Schulen das gleiche Anliegen zu verfolgen und 
eine gemeinsame Identität zu entwickeln, können wir 
mit Fug und Recht von einem bundesweiten Netz-
werk sprechen. 

Das ist leichter gesagt als getan. In ihrem Alltag be-
wegen sich SchülerInnen, LehrerInnen, PatInnen, Ko-
operationspartner, KoordinatorInnen und Förderer in 
unterschiedlichen Welten, mit sehr heterogenen Wer-
ten und Öffentlichkeiten. Auch die Lebenswelten der 
SchülerInnen unterscheiden sich erheblich: Es ist ein 
Unterschied, ob sie in einem Dorf in der Sächsischen 
Schweiz oder im Gallus-Viertel in Frankfurt am Main 
leben und aktiv sind.

Um bei aller Vielfalt das Gemeinsame nicht aus den 
Augen zu verlieren, hat die Bundeskoordination Leit-
linien und Publikationen sowie Veranstaltungsfor-

mate entwickelt, die sicherstellen, dass das Projekt in 
ganz Deutschland nach den gleichen Grundprinzi-
pien arbeitet. Das nennt sich Corporate Identity. Zu 
ihr gehören unter anderem das Netzwerk-Logo sowie 
die gemeinsame Veröffentlichung von Anliegen und 
Botschaften. 

Tue Gutes und rede darüber!

Genügt es uns eigentlich, wenn wir nur Gutes tun? 
Oder möchten wir auch, dass es wahrgenommen und 
darüber geredet wird? Sicher ist, dass es dem gemein-
samen Anliegen nützt, wenn viele davon erfahren. 
Aus diesem Grund hat Öffentlichkeitsarbeit einen 
wichtigen Stellenwert. Gerade wenn die engagierten 
SchülerInnen über ihre Schule hinaus an der demo-
kratischen Ausgestaltung ihrer Gemeinde oder Stadt 
mitwirken wollen, ist es unerlässlich, dass sie für ihre 
Anliegen werben, indem sie ihre Aktivitäten in die 
breite Öffentlichkeit kommunizieren. 

Glücklicherweise erhält die Arbeit der Courage-Schu-
len in der Regel viel Aufmerksamkeit. Das gilt vor al-
lem in kleineren oder mittleren Städten. Hier sind die 
Medien in ihrer Berichterstattung meist offener für 
das gesellschaftspolitische Engagement von Schüle-
rInnen als in Großstädten. Jährlich erscheinen meh-
rere Hundert Zeitungs-, Rundfunk- und Fernsehbei-
träge, die über Projekte einzelner Courage-Schulen 
berichten. 

Allein auf das Interesse von JournalistInnen verlassen 
sollten wir uns aber nicht. Denn auch die wohlwol-
lendste Berichterstattung unterliegt Zyklen des Inter-
esses sowie tagesaktuellen Schwerpunktsetzungen. So 
kann es passieren, dass eine monatelang vorbereitete 
Aktion von SchülerInnen am Ende gar nicht erwähnt 
wird, weil just an diesem Tag andere Meldungen in 
den Vordergrund drängten. 

Um die Berichterstattung nicht von Zufällen abhän-
gig zu machen, sind viele Schulen dazu übergegangen, 
ihre Aktivitäten selbst zu dokumentieren. Das kann in 
Form einer Schülerzeitung, eines Schulradios, einer 
Homepage, einer Facebook-Seite oder Dokumentati-
onen auf Youtube geschehen. Die Bundeskoordinati-
on unterstützt dies, indem sie der Förderung der Me-
dienkompetenz von Schülerinnen und Schülern einen 
hohen Stellenwert einräumt. 
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Kommunikations-Training

Allzu häufig sieht Unterrichtsrealität 
immer noch so aus: Die LehrerInnen 
sprechen, die Kinder und Jugend-
lichen sitzen ihnen gegenüber und 
hören zu. Wer das ändern will, muss 
SchülerInnen möglichst viele Anlässe 
und Freiräume geben, selbstständi-
ges und selbstbewusstes Sprechen 
sowie Strategien und Routinen für 

konstruktive Kommunikation einzu-
üben. Der reguläre Unterricht reicht 
nach Ansicht von Heinz Klippert dazu 
nicht aus; es braucht zusätzlich ge-
lingende Projektarbeit. Sein Buch 
bietet zahlreiche erprobte Trainings-
bausteine, um das freie Sprechen 
und Erzählen zu üben, den Dialog 
innerhalb von Klassen und Gruppen 

zu stärken und sich selbst als Päd-
agogInnen sowie die SchülerInnen 
rhetorisch zu schulen. Auch werden 
eine Projektwoche vorgestellt und 
Anregungen zur Veränderung des 
Schulalltags gegeben.

Wenn LehrerInnen und PädagogIn-
nen im Internet Projektideen und 
Materialien suchen, recherchieren 
sie in der Regel auf den Seiten von 
Bildungsinstitutionen oder Verlagen. 
Nicht im Blick haben sie häufig die 
Websites der Kultusministerien der 
Länder. Dabei sind auch jene eine 
gute Fundgrube; beispielsweise fin-

den sich dort häufig Ergebnisse päd-
agogischer Modell- und Verbundpro-
jekte sowie Informationen darüber. 
Nicht selten entstehen so regionale 
Netzwerke, die von Projektpartnern 
unterstützt werden; Kooperationen 
bieten sich an. Ein gutes Beispiel 
dafür ist die Aufarbeitung der Erfah-
rungen und Ergebnisse des bundes-

weiten Modellprojekts ‚Demokratie 
lernen & leben‘ auf der Website des 
Schulministeriums in Mainz.

Wer in Schulen mit jugendkulturellen 
Szenen arbeiten will, benötigt Basis-
wissen. Ein Praxisbuch skizziert die 
soziokulturellen Grundlagen einiger 
Jugendszenen; in seinem Mittelpunkt 
stehen jugendkulturelle Projekte, die 
in der ganzen Bundesrepublik Kinder 
und Jugendliche zum kreativen Aus-
druck ihrer Persönlichkeit bringen. 

Besonderen Fokus legt es auf inter-
kulturelle und antirassistische sowie 
geschlechterbewusste Projekte. Das 
Buch ermutigt, bei dem Thema Ju-
gend genau hinzuschauen, sich nicht 
nur auf häufig fragwürdige Darstel-
lungen in den Medien zu verlassen, 
sondern stattdessen vielleicht auch 
selbst in der Welt der Jugendszenen 

auf Entdeckungsreise zu gehen. Und 
es macht deutlich, dass Jugendkul-
turen einen hervorragenden Zugang 
zu Jugendlichen bieten.

Demokratie lernen und leben

Jugendkulturelle Projekte in Jugendarbeit und Schule

‚Demokratie lernen & leben‘,  
Ministerium für Bildung, Wissenschaft,  
Weiterbildung und Kultur Rheinland-Pfalz

Heinz Klippert: ‚Kommunikations-Training:  
Übungsbausteine für den Unterricht‘, Beltz Verlag, 
13. Auflage Weinheim 2012, 288 Seiten

  
‚Jugendkulturelle Projekte in Jugendarbeit und 
Schule‘, Archiv der Jugendkulturen Verlag KG, 
Berlin 2012, 164 Seiten

Material



150

Fernsehen, Zeitung, Radio, Internet – rund um die 
Uhr kommunizieren wir miteinander und informie-
ren uns mittels diverser Medien über das Weltgesche-
hen; wir leben in einer Informationsgesellschaft. Je 
mehr Informationen wir im privaten wie im öffentli-
chen Raum ausgesetzt sind, desto wichtiger ist es für 
den Einzelnen aber auch, kompetent mit ihnen umge-
hen zu können. 

Medien sind mächtig. Sie haben großen Einfluss dar-
auf, welche Ereignisse wir zur Kenntnis nehmen, mit 
welchen Themen wir uns ausführlich beschäftigen 
und welche Meinung wir uns über existenzielle Fra-
gen bilden. Sie steuern nicht nur, was wir erfahren, 
sondern auch, was wir nicht erfahren. Niemand kann 
jede Meldung auf ihren Wahrheitsgehalt überprüfen. 
Aber ob und wie Nachrichten menschenfeindliche 
Ideologien transportieren, gilt es immer wieder zu 
hinterfragen. Auch Hintergrundwissen zu den Urhe-
bern der Information, zu den politischen und ökono-
mischen Interessen der Medienmacher und zu den 
Kontexten der produzierten Nachrichten spielen für 
die Bewertung eine wichtige Rolle.

Medien werden geschickt genutzt

Medien werben nicht nur für profane Produkte, son-
dern auch für Weltanschauungen; darunter auch sol-
che, die vorgeben, auf alle Fragen die richtigen Ant-
worten zu haben und dabei gefährliche Vorurteile 
sowie Feindbilder schüren, die die Gleichwertigkeit 
aller Menschen verneinen. 

Längst ist das Internet für demokratiefeindliche 
Gruppierungen, seien es Antisemiten, Homophobe, 
Muslimfeinde oder Islamisten, ein zentraler Ort der 
Rekrutierung. Über soziale Netzwerke wie Facebook 
oder Instagram können sie unabhängig von ihrem 
Aufenthaltsort neue Anhänger auf der ganzen Welt 
gewinnen. Insbesondere die technische und ästheti-
sche Professionalität, mit der krude Ideologien und 
Verschwörungstheorien dargestellt werden, ist ge-
fährlich. Geschickt nutzen die Macher die Seh- und 
Hörgewohnheiten Jugendlicher und erreichen effek-
tiv die gewünschte Zielgruppe. Moderne Videoclips 
islamistischer Organisationen sind bis zum Style der 
Outfits Hollywood-Blockbustern zum Verwechseln 
ähnlich, Filme von Neonazis auf Youtube häufig der 
Ästhetik von Horrorfilmen entlehnt.

Solcher Aufwand ist aber auch nicht immer nötig. 
Bereits ein schlichter Facebook-Auftritt kann enor-
me Effekte erzielen; so zählte die Facebook-Seite der 
NPD zeitweise mit mehr als 100.000 UnterstützerIn-
nen mehr als alle im Bundestag vertretenen Parteien. 
Andere Seiten tarnen sich und verbreiten unter dem 
Deckmantel des Kampfes gegen Kindesmissbrauch 
oder für Umweltschutz rechtsextremes Gedankengut. 
In Foren für Schwarzen Humor werden menschen-
verachtende Witze ausgetauscht.

Auch öffentlich zugängliche Diskussionen im Internet 
werden von Demokratiefeinden unterwandert, etwa 
die Onlinekommentare von Tageszeitungen. Auch 
hier wollen sie Anhänger gewinnen und gesellschaft-
liche Debatten in ihrem Sinne beeinflussen. Ihre Ar-
gumente sind nicht neu, aber ihre freche Selbstinsze-
nierung macht sie wirkungsmächtig.

Menschenfeindliche Inhalte dürfen nicht kommen-
tarlos hingenommen werden. Im Gegenteil: Ihnen 
muss mit deutlichen Botschaften begegnet werden. 
Eine Reihe von Organisationen beobachten deshalb 
kritisch die medialen Strategien von Neonazis oder 
Islamisten und informieren über Gegenstrategien. 
Gute Beispiele bieten Watchblogs, welche Themen 
wie Rassismus oder Sexismus genauer unter die Lupe 
nehmen. Ein solches ist das Projekt „No-Nazi.Net – 
für Soziale Netzwerke ohne Nazis“ der Amadeu-Anto-
nio-Stiftung, das vor allem jüngere NutzerInnen über 
die Gefahren rechtsextremer und anderer menschen-
verachtender Ideologien aufklärt. 

Seine MacherInnen kontaktieren online gezielt Ju-
gendliche, die durch ihre Profile und Aktivitäten im 
Netz Affinitäten zu rechtsextremen Einstellungen 
aufweisen und hinterfragen sie kritisch im Gespräch 
– ein Weg von Radikalisierungsprävention im Netz. 
Auch das durch die JugendministerInnen aller Bun-
desländer initiierte Informationsportal Jugendschutz.
net gibt umfassende Auskünfte über die Verbreitung 
von Gewalt und Hass im Internet.

Kreative Öffentlichkeit schaffen

Jede klare Stellungnahme von SchülerInnen gegen 
jede Form gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit 
ist ein wichtiger Beitrag zu einer demokratischen 
Öffentlichkeit. Demokratie lebt davon, dass Jugend-

Medienkompetenz
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liche sich kreativ ausdrücken, an verschiedenen Er-
scheinungsformen von Diskriminierung arbeiten 
und dabei wichtige Impulse setzen können. Durch 
MultiplikatorInnen verbreiten sich diese individuel-
len Impulse innerhalb und außerhalb des Netzwerks 
und sorgen dafür, dass zum Beispiel die Gedanken zu 
Homophobie von Kenan aus Coburg auch Dörte aus 
Dortmund erreichen können. Doch dafür braucht es 
kompetente und kritische MediennutzerInnen.

Q-rage! – sichtbar und hörbar machen

Die Bundeskoordination von Schule ohne Rassismus 
– Schule mit Courage legt einen Schwerpunkt auf die 
Förderung der Medienkompetenz. SchülerInnen kön-
nen vielfältige Angebote nutzen, um ihre Medienkom-
petenz zu erweitern. Über die Koordinierungsstellen 
können sie Kontakt zu entsprechenden Kooperations-
partnern aufnehmen. 

Mit der ‚Q-rage!‘ verfügt Schule ohne Rassismus – Schule  
mit Courage seit 2005 über eine eigene Zeitung. Jähr-
lich wird sie von einer SchülerInnen-Redaktion aus 

ganz Deutschland an zwei Wochenendseminaren so-
wie in der Zeit dazwischen unter Anleitung professio-
neller JournalistInnen erstellt und erscheint mit einer 
Auflage von bis zu einer Million Exemplaren. Hier 
finden Themen Platz, die aus dem Mikrokosmos der 
jugendlichen RedakteurInnen stammen und bundes-
weite Relevanz haben. Dafür wurde die ‚Q-rage!‘ 2012 
mit dem Alternativen Medienpreis ausgezeichnet. 

Courage kann man auch hören. In ‚Q-rage!‘-Radio-
workshops recherchieren, interviewen und schneiden 
SchülerInnen seit 2007 Radiobeiträge, die online zu 
hören sind. Innerhalb weniger Tage entstehen Sen-
dungen, die aus der Perspektive von SchülerInnen 
verschiedene Bereiche aus dem Themenfeld Diskri-
minierung abdecken. 

Toll daran ist nicht nur, dass SchülerInnen ihre Sicht 
der Dinge zum Ausdruck bringen und sich kreativ mit 
Aspekten von Diskriminierung auseinandersetzen, 
sondern auch, dass sie auf diese Weise in der medialen 
Öffentlichkeit Selbstwirksamkeit erfahren können. 
Sie können selbst ein Thema setzen, es zur Diskussi-

Und was schreiben wir in unsere Zeitung? Volle Konzentration bei Q-rage! -RedakteurInnen in Weimar 2015
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on stellen und dabei auch lernen, Kritik zu begegnen 
und die eigene Meinung argumentativ zu verteidigen. 
Viele Schulen haben die Potenziale von Schulradios 
erkannt und fördern die Arbeit der Radioredaktion an 
ihrer Schule und die Ausstrahlung ihrer Programme.

Bewegte Bilder bewegen

Filme bieten spannende Zugänge auch zum Verständ-
nis komplexer Themen. Kein Wunder, denn Bilder, 
ganz besonders bewegte Bilder, verfügen über eine 
große Ausdruckskraft. Sie können Informationen an-
schaulich und vielfältig vermitteln und zugleich die 
Zuschauenden emotional berühren. 

In allen Publikationen der Bundeskoordination sind 
deshalb Hinweise auf thematisch passende Filme 
aufgeführt. Auch die Bundeszentrale für politische 
Bildung bietet auf ihrer Homepage Tipps für geeigne-
te Filme sowie didaktische Handreichungen für den 
Einsatz im Unterricht oder in Diskussionsgruppen. 
Außerdem gibt es in vielen Städten neben den Lan-
desmedienanstalten auch Mediatheken, die sich auf 
das Themenfeld Diskriminierung spezialisiert haben, 
deren Angebote über das Internet abzurufen sind.

Mobile Medien wie Smartphones und Tablets beglei-
ten uns heute in jeder Lebenslage. Immer stärker neh-
men wir unsere Umwelt nur noch mittelbar wahr, ge-
filtert durch mediale Ausdrucksformen. Es gibt kaum 

noch Jugendliche, für die das Internet nicht zu einem 
zweiten virtuellen Lebensraum wird. Dort werden sie 
allerdings auch mit den Schattenseiten konfrontiert: 
mit Prügelvideos, Cybermobbing, Pornographie und 
Datenmissbrauch.

Die Chancen, aber auch die Risiken der digitalen Me-
dien zwingen zu kritischen Fragen: Wem gehören 
personenbezogene Daten und wer darf sie wie und 
zu welchem Zweck nutzen? Wer schützt Kinder und 
Jugendliche vor Datenmissbrauch? Wie können jene 
sich gegen Cybermobbing wehren? 

Medienkompetenz erschöpft sich nicht darin, Schüle-
rInnen zu befähigen, kritisch und selbstbewusst mit 
den vorhandenen Medien umzugehen. Vielmehr geht 
es darum, sie dabei zu unterstützen, nicht nur Konsu-
menten zu bleiben, sondern kreative Produzenten von 
Medien zu werden. Medienkompetenz ist letztlich 
nur so sinnvoll wie sie dazu beiträgt, unsere Fähigkeit 
zu stärken, unsere analoge Welt menschenwürdig zu 
gestalten.

Medienprojekte bieten im Rahmen der Courage-Ak-
tivitäten nicht zuletzt eine großartige Gelegenheit, 
Nachwuchs für die Aktivengruppe zu gewinnen. 
Viele SchülerInnen werden motiviert, in der Coura-
ge-AG aktiv zu werden, wenn sie erst einmal über ein 
spannendes Medienprojekt die Arbeit kennengelernt  
haben. 

Q-rage kann schreiben  
und sprechen: Ein  
Radio-Q-rage-Workshop©
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Viraler Hass

Sie tarnen sich als besorgte Bürge-
rInnen, werfen mit pseudowissen-
schaftlichen Argumenten um sich, 
posten rassistische Parolen oder 
verstecken ihre menschenfeindliche 
Hetze unter dem Deckmantel des 
Humors. Geschickt passen Neonazis 
ihre Kommunikationsstrategien den 
sich ständig wandelnden Möglich-

keiten im Internet an und versuchen 
über Facebook, Twitter und rechtsex-
treme Homepages zu mobilisieren, 
zu rekrutieren und ihren Hass auch 
unter nicht-rechten NutzerInnen zu 
verbreiten. Umso wichtiger ist, diese 
Taktiken zu (er)kennen, um die richti-
gen Gegenstrategien anwenden und 
einen Kontrapunkt gegen rechtsext-

reme Propaganda setzen zu können. 
Die Broschüre gibt zahlreiche Tipps 
im Umgang mit menschenverachten-
der Hetze im Netz.

Im Alltag befassen sich Jugendli-
che und junge Erwachsene ständig 
mit ihren Smartphones und Tablets. 
Welche Rolle aber spielt die digitale 
Kommunikation bei der Entwicklung 
von Liebe, Freundschaft, Sexualität, 
Identität und Persönlichkeit? Was 
läuft beim digitalen Spielen konkret 
ab; wie verändert es den Alltag von 

Familien? Aus vielfacher Perspektive 
ist geboten, genauer hinzuschauen. 
Der neunte Band der Handbuchrei-
he zum Dieter-Baacke-Preis der Ge-
sellschaft für Medienpädagogik und 
Kommunikationskultur widmet sich 
den Chancen und Risiken der verän-
derten Kommunikation. Im zweiten 
Teil wird die Arbeit mehrerer medien-

pädagogischer Projekte dokumen-
tiert. Diese zeigen, wie mit Kindern 
und Jugendlichen unter Bezug auf 
ihre Bedürfnisse kritisch und kreativ 
gearbeitet werden kann.

Häufig suchen Jugendliche Ant-
worten auf Fragen zu Problemen 
im Internet: zu Cybermobbing, Sex-
ting und Pornographie, Onlinetools, 
Chats, Urheberrechten oder Daten-
sicherheit. Auf der von der Nieder-
sächsischen Landesmedienanstalt 
betriebenen Internetplattform www.
juuuport.de bekommen sie Antwort 

von anderen Jugendlichen, die sich 
ehrenamtlich als Berater für einen 
respektvollen Umgang im Netz und 
eine sichere Internetnutzung betäti-
gen. Auch Workshops zu Sicherheit 
im Internet, Cybermobbing und so-
zialen Netzwerken sind im Angebot. 
Hauptanliegen der jungen Scouts ist, 
Jugendlichen kostenlose und unab-

hängige Beratung auf Augenhöhe 
und ohne erhobenen Zeigefinger zu 
bieten. Bei kniffligen Fragen stehen 
erwachsene Experten aus den Berei-
chen Recht, Internet und Onlinebera-
tung zur Verfügung.

Lieben, Liken, Spielen

Juuuport – wir helfen dir im Web! 

Jürgen Lauffer, Renate Röllecke (Hrsg.):  
‚Lieben, Liken, Spielen. Digitale Kommunikation 
und Selbstdarstellung Jugendlicher heute‘  
Kopaed Verlag, München 2014, 159 Seiten

‚Viraler Hass. Rechtsextreme Kommunikationsstra-
tegien im Web 2.0‘, Amadeu Antonio Stiftung, Berlin 
2013, Download unter: www.amadeu-antonio-stif-
tung.de/w/files/pdfs/viraler-hass.pdf

‚Juuuport – wir helfen dir im Web!‘: 
www.juuuport.de

Material
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Darstellendes Spiel und Schultheater haben das Po-
tenzial, alle Themen, die nah an der Lebensrealität 
von Jugendlichen sind und sie emotional berühren, 
aufzugreifen. Theater kann dazu beitragen, Kontro-
versen anschaulich aufzuzeigen und gemeinsam ge-
waltfreie Konfliktlösungsstrategien zu entwickeln. 

Der zum Teil langwierige Entstehungsprozess und die 
Aufführung eines Theaterstücks lösen häufig inten-
sive Kommunikationsprozesse unter den Schulmit-
gliedern aus. Eine Theateraufführung ist immer das 
Werk von vielen, die in unterschiedlichen Funktionen 
– nicht nur auf der Bühne, sondern auch als Kostüm-
bildnerin, Beleuchter oder Regisseurin – zu ihrem Ge-
lingen beitragen. Und weil Theater zwischenmensch-
liche Konflikte aus den verschiedenen Perspektiven 
der handelnden Figuren zeigt, macht es auf spiele-
rische Weise den Akteuren wie auch dem Publikum 
eine andere Welt erfahrbar.

Mit allen Sinnen bei der Sache

Beim Theaterspielen sind alle Sinne beteiligt: Die ei-
genen Körper sind die Erzähler. Das Material sind die 
in ihm abgelegten Erfahrungsschichten, Gefühle, Bil-
der und vermeintlichen Wahrheiten im Kopf, welche 
die individuellen Vorstellungswelten formen. Theater 
bietet die Möglichkeit, das alles aufzugreifen und mit 
jener Realität zu spiegeln, die andere wahrnehmen. 
Der israelische Dramenschreiber Ilan Hatsor drückt 
es so aus: „Theater ist ein Medium, das es Theaterma-
chern und Zuschauern ermöglicht, die ‚andere Seite‘ 
zu beobachten und zu prüfen. Das Theater kann sein 
Publikum nicht nur in das Bekannte und Angenehme, 
sondern ebenso in das Andere, das Fremde, das Mons-
tröse, das Bedrohliche führen, oder, platt gesagt: zum 
Feind. Auch dort befindet sich letzten Endes nur ein 
Mensch, mit Wunschvorstellungen und Hemmun-
gen, die die Bühne analysieren und verstehen kann.“ 
Man kann es auch so zusammenfassen: Theater för-
dert die Empathiefähigkeit. 

Packendes Schultheater zeichnet sich dadurch aus, 
dass es kunstvoll mit den Erwartungen der Zu-
schauenden spielt und dennoch weder Kitsch noch 
Klischees reproduziert. Und: Der Spaßfaktor stärkt 
das Gemeinschaftsgefühl bei allen Beteiligten. Der 
spielerische Rahmen bietet den Akteuren eine gute 
Möglichkeit, über ihre persönlichen Erfahrungen, 

ihre Sicht auf die Werte ihrer Familien, auf erlebte 
Diskriminierungen und andere Herausforderungen 
des Zusammenlebens in Vielfalt zu diskutieren. Er 
ermöglicht ihnen, gemeinsam mit den ZuschauerIn-
nen Einstellungen, Vorurteile und Werthaltungen zu 
reflektieren. Nicht zuletzt bietet Theater die Möglich-
keit, ein Drehbuch selbst zu schreiben und dabei auch 
zu erkennen, dass Menschen ihre eigenen Haltungen 
und ihr Umfeld verändern können. Und das nicht nur 
auf den so genannten Brettern, die die Welt bedeuten.

Geschützte Erfahrungsräume

Die Methode Rollenspiel wiederum ermöglicht, sogar 
politisch und moralisch fragwürdige Empfindungen 
und Überzeugungen in einem sicheren Umfeld zu 
thematisieren, Gegenargumente ohne Gesichtsver-
lust aufzunehmen und nachzuvollziehen. Die Spie-
lerInnen können, geschützt durch die Maske ihrer 
Rolle, einen Positionstausch wagen und ihre bisheri-
gen Haltungen mit einer gewissen Distanz kritisch re-
flektieren. So können sie auch heikle oder tabuisierte 
Themen und persönliche Perspektiven, berührende 
Emotionen und körperliche Erfahrungen in packende 
Geschichten verwandeln. 

Theater ist auf Konflikt abonniert – diese kann es aus 
der Innensicht und dem Erleben der im Stück han-
delnden Figuren zeigen. Gutes Theater rüttelt wach, 
regt auf, inspiriert zum Handeln. Das Bedürfnis nach 
eindeutigen Wahrheiten und Fakten sowie nach mo-
ralisch einwandfreien Handlungsanweisungen stellt 
immer wieder Fallstricke bei der Frage nach Werten, 
Lebensentwürfen und -entscheidungen in einer un-
übersichtlichen Welt. Diesem Impuls entgegenzu-
steuern, ist wichtig für die Entwicklung von facet-
tenreichen Geschichten in Theaterworkshops. Ein 
gutes Theaterprojekt zeichnet aus, Geschichten auf 
der Bühne trotz des immer wieder durchscheinenden 
Wunsches nach Eindeutigkeiten ergebnisoffen zu ent-
wickeln. 

All dies ist hilfreich für die kreative Entwicklung von 
neuen Haltungen und Sichtweisen. Die beim Theater-
spielen gemachten Erfahrungen sowie die dort aufge-
tretenen Fragen, Emotionen und Konflikte sind eine 
produktive Quelle von Themen, die in anderen Unter-
richtsfächern oder in fächerübergreifenden Projekten 
bearbeitet und vertieft werden können.

Darstellendes Spiel
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Theaterprojekte, welche die kulturelle Vielfalt der 
entwickelten Einwanderungsgesellschaft in Deutsch-
land thematisieren, befassen sich häufig mit dem Ein-
fluss von religiösen, kulturellen und insbesondere pa-
triarchalischen Wertvorstellungen auf den Alltag von 
Jugendlichen und auf das Verständnis von Geschlech-
terverhältnissen. Auch hier spielen die Erfahrungen 
der Teilnehmenden in ihrem persönlichen Umfeld 
und ihre Sicht auf Geschlechterverhältnisse eine gro-
ße Rolle. Immer wieder schaffen Courage-Schulen 
spielerische und humorvolle Zugänge zu komplexen 
Themen wie ultrakonservativen Moralvorstellungen, 
den Schwierigkeiten interkultureller Liebesbezie-
hungen oder einem Sexverbot für ledige Mädchen in 
strenggläubigen muslimischen Familien.

Häufig setzen sich Schulen auch mit Haltungen und 
Mentalitäten der Mehrheitsgesellschaft auseinander. 
Die diskriminierend-klischeehafte Wahrnehmung 
von MuslimInnen, rassistische Vorurteile gegenüber 
Flüchtlingen, antisemitische Klischees oder auch kon-
servative Frauenbilder sind dann ihre Themen. Für 
ein respektvolles und demokratisches Schulklima ist 

wichtig, diese Debatten, die im Kern immer Wertede-
batten sind, auch an der Schule gemeinsam zu führen.

Suche nach menschlichen Abgründen

Gutes Theater greift Konflikte vor allem dort auf, wo 
sich menschliche Abgründe oder scheinbar unauflös-
bare Widersprüche auftun. Das ruft bei den Beteilig-
ten manchmal durchaus auch unangenehme Empfin-
dungen hervor. SchülerInnen gehen mutig ein hohes 
Risiko ein, wenn sie ihr Erwachsenwerden und ihre 
Befindlichkeiten auf der Bühne spielen. Deshalb ist 
nötig, in Übungen immer wieder auch Rollendistanz 
aufzubauen, um auf der Bühne nicht allzu privat zu 
werden. Für SchülerInnen ist es durchaus ein schwie-
riger Balanceakt, einerseits eine Rolle zu spielen und 
andererseits persönliche Statements und Handlungs-
optionen in einem womöglich emotional, politisch 
und kulturell brisanten Feld zum Besten zu geben.

Das in einem Kurzfilm dokumentierte Stück ‚Sum-
merTimeBlues‘, im Jahr 2011 in einem dreimonatigen 
freien Theaterkurs an einer berufsbildenden Schule in 

Gutes Theater greift Konflikte auf und behandelt Widersprüche
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Berlin entstanden, ist so ein Projekt. Ausgangspunkt 
war der Vorschlag eines in einer konservativ gepräg-
ten türkischen Familie aufgewachsenen Schülers, ein 
Stück über das Verbot von Liebesbeziehungen für 
unverheiratete Mädchen in strenggläubigen muslimi-
schen Familien zu entwickeln. Der biografische Bezug 
versprach einen schnellen emotionalen Zugang zu 
diesem komplexen Themenfeld.

Nach auflockernden Improvisationsübungen disku-
tierten die Jugendlichen am Anfang des Workshops 
folgende Fragen: Sollen sich Menschen unterschied-
licher kultureller Herkunft ineinander verlieben? Wo 
liegen Schwierigkeiten und Stolpersteine? Wovon ist 
abhängig, in wen ich mich verliebe? Welche Rolle spie-
len bei der Partnerwahl der soziale und religiöse Hin-
tergrund der Familien? Welche das Aussehen? Welche 
Konflikte in interkulturellen Beziehungen kenne ich 
in meinem persönlichen Umfeld? Was kann ich tun, 
wenn mir so etwas passiert? 

Die Fragen lösten eine Reflexion über Machtverhält-
nisse zur Durchsetzung von Beziehungsverboten in 
traditionell konservativen Familien und zu möglichen 
Konflikten in interkulturellen Liebesbeziehungen 
aus. Daraus entstanden zunächst kurze Szenen und 
im weiteren eine zusammenhängende Geschichte, 
die von einer durch Familie und Freunde mit Gewalt 
unterbundenen Liebesbeziehung zwischen einem tür-

keistämmigen Mädchen und einem deutschen Jungen 
handelt. Das Stück forderte das Recht auf Selbstbe-
stimmung von Mädchen und kritisierte die Doppel-
moral in patriarchalen Milieus. 

Auf den ersten Blick erschienen Konflikte, die aus 
patriarchalen Traditionen und rigiden Ehrvorstellun-
gen resultieren, den deutschstämmigen Jugendlichen 
fremd. Im Verlauf der gemeinsamen Theaterarbeit 
öffnete sich ihr Blick dafür, wo auch in unserer mo-
dernen Gesellschaft traditionelle Rollenvorstellun-
gen versteckt sind. Am Ende waren alle überrascht, 
wie viel sie im Bemühen, dem Gegenüber die eigenen 
Wertvorstellungen nahe zu bringen, über sich selbst 
lernen konnten. Sie wertschätzten die offene Diskus-
sion, die dazu beitrug, dass sie sich in die Rolle der 
stark unter sozialem Druck stehenden Schwester hi-
nein versetzen konnten. 

An einer Stelle zeigten die männlichen Teilnehmer 
jedoch grandiose Hemmungen; nämlich als sie der 
Aufforderung nachkommen sollten, gesellschaftliche 
Machtverhältnisse auf den Kopf zu stellen. Ob mit 
oder ohne Migrationshintergrund: Allen Männern fiel 
es schwer, den fiktiven Part des verängstigten Bruders 
zu spielen, der sich gegenüber einer aggressiven und 
sein Sozialleben rigoros kontrollierenden Schwester 
für seine unkonventionelle Liebesbeziehung rechtfer-
tigen muss. 

Wichtig ist, auf Erfahrungen 
und Lebenswirklichkeiten der 
Jugendlichen einzugehen©
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Und was kommt jetzt? Szenisches Schreiben

Das Kompendium hat das Zeug, ein 
theaterpädagogischer Klassiker zum 
Thema Szenisches Schreiben zu 
werden. Basierend auf seiner lang-
jährigen Tätigkeit fasst der Berliner 
Autor, Dramaturg und Theaterpäda-
goge Lorenz Hippe in mehr als 200 
Modulen Methoden, Spiele und dra-
maturgische Möglichkeiten für die 

Praxis zusammen. Dabei gibt er für 
alle Phasen des Schreibens kreative 
und konstruktive Hilfestellung: dazu, 
wie der erste Text entsteht, ebenso 
in der Frage, wie man am besten 
schreibt: alleine, zu zweit oder in 
der Gruppe. Tipps zum Schreiben 
von Stücken werden durch solche zu 
ihrer späteren Präsentation ergänzt. 

Auch bemüht sich Hippe, Schreib-
blockaden überwinden zu helfen. 
Ein Buch für alle, die Workshops oder 
Projekte anleiten, in denen szeni-
sches Schreiben zum Einsatz kommt. 

Wenn eine Schule ein Thema sozia-
ler Bewegungen öffentlichkeitswirk-
sam aufgreifen möchte, ist es nicht 
immer leicht, eine zündende Idee zu 
haben. Das Handbuch aus dem Ber-
liner Grips-Theater hilft: Seit mehr 
als 40 Jahren setzt das bekannteste 
Kinder- und Jugendtheater Deutsch-
lands gesellschaftliche Konflikte 

mit einer Mischung aus satirischer 
Schärfe, Menschenfreundlichkeit, 
Humor und Musikalität um. Unter 
dem Motto „Globale Gerechtigkeit 
spielend voranbringen“ beschrei-
ben die AutorInnen gelungene Pro-
jekte und Produktionen zu Themen 
wie Globalisierung, Flucht, soziale 
Bewegungen. So sollen Kinder- und 

Jugendgruppen wie sozialpolitische 
Akteure und Nichtregierungsorgani-
sationen inspiriert werden, auch ge-
meinsam die Intervention im öffentli-
chen Raum zu suchen.

Maike Plath war jahrelang Lehrerin, 
bevor sie künstlerische Leiterin der 
Jugendtheater-Projekte am Berliner 
„Heimathafen Neukölln“ wurde. In 
ihrem Buch legt sie ein schlüssiges 
und praxiserprobtes Konzept biogra-
fisch-partizipativen Jugendtheaters 
vor. Ihr Schwerpunkt liegt auf der 
Arbeit mit so genannten bildungsfer-

nen Jugendlichen, mit denen viele 
PädagogInnen die Zusammenarbeit 
häufig als konfliktbeladen erleben. 
Plath stellt einen theaterpädagogi-
schen Lösungsansatz vor, der auch 
wichtige Impulse für die Schulent-
wicklung birgt: zu den Themen 
Chancengleichheit, Selbstentfaltung 
sowie aktive Teilhabe am Unterricht 

zum Beispiel. Die methodischen 
Bausteine werden durch Erfahrungs-
berichte veranschaulicht. Zahlreiche 
Praxismaterialien ermöglichen eine 
einfache Umsetzung.

Theater in Bewegung

Partizipativer Theaterunterricht

F. Scheidler, S. Kaluza, M. Amann:  
‚Theater in Bewegung. Globale Gerechtigkeit 
spielend voranbringen. Ein Handbuch‘,  
GRIPS Werke e. V., Berlin 2010, 108 Seiten

Lorenz Hippe:  
‚Und was kommt jetzt? Szenisches Schreiben 
in der theaterpädagogischen Praxis‘, Deutscher 
Theater-Verlag, Weinheim 2011, 310 Seiten

Maike Plath:  
‚Partizipativer Theaterunterricht mit Jugendlichen. 
Praxisnah neue Perspektiven entwickeln‘  
Beltz Verlag, Weinheim 2014, 216 Seiten

Material



158

Täglich umgeben uns bildliche Darstellungen von 
Menschen, Tieren und Gegenständen. Ungefragt 
drängen sich uns die bunten Bilder als überdimensi-
onale Straßenplakate, Werbetafeln oder Titelblätter 
von Zeitschriften auf. Am Ende prägen viele tausend 
Bilder aus Kinofilmen, Publikationen, elektronischen 
Medien und dem öffentlichen Raum unsere Vorstel-
lungen von der Welt. Es droht, dass wir in unseren 
Köpfen ein kollektives Fotoalbum abspeichern und 
alle eine relativ einheitliche Sichtweise auf das Leben 
entwickeln.

Wo aber eine ausdifferenzierte Vorstellungswelt Man-
gelware ist, können sich stereotype Darstellungen 
leicht verbreiten; und diese sind ein guter Nährboden 
für Diskriminierungen. So arbeiten Medien häufig 
mit Stereotypisierungen, aus denen wiederum bei den 
Konsumenten Zerrbilder entstehen: auch deswegen 
kursieren in der Öffentlichkeit zahlreiche diskrimi-
nierende Darstellungen von Personengruppen wie 
Roma, Muslimen, Juden, Schwulen, Alten oder Men-
schen mit Behinderungen.

Eigene Bilder schaffen

Nehmen wir das Themenfeld Islam als Beispiel. Im-
mer wieder werden Texte über die Religion und/oder 
ihre Anhänger mit Kopftuchträgerinnen oder gar mit 
bewaffneten Terroristen bebildert. Kein Wunder, dass 
viele Jugendliche in der Schule spontan diese Bilder 
assoziieren, wenn sie an „den Islam“ und „die Mus-
lime“ denken. Produzieren sie hingegen ihre eigenen 
Bilder, können sie sich ihre stereotypen Vorstellun-
gen sichtbar und damit bewusst machen. Ein erster 
Schritt, um eine neue Bildersprache zu kreieren, die 
ohne Diskriminierungen auskommt, den Erfahrun-
gen von Jugendlichen gerecht wird und den Realitäten 
einer Einwanderungsgesellschaft Rechnung trägt.

Oft empfinden PädagogInnen Themen wie Rechts-
extremismus, Islamismus, Muslimfeindlichkeit oder 
Antisemitismus als politisch heikel. Sie zögern dann, 
diese Themen im Rahmen des Kunstunterrichts oder 
eines bildnerisch gestaltenden Projekts mit Pinsel, 
Farbe, Klebstift oder Kamera aufzugreifen. In der 
Folge bleiben die wertvollen Potenziale nonverbaler 
Kommunikation durch bildhafte Darstellungen unge-
nutzt für die politische Bildung rund um Ideologien 
der Ungleichwertigkeit. Eine effektive Auseinander-

setzung mit diesen Themen ist aber nur möglich, 
wenn sie nicht ausschließlich auf die Vermittlung von 
Sachwissen, auf das kognitive Lernen ausgerichtet ist. 
Ganz im Gegenteil. Sie muss ausdrücklich nonverbale 
Kommunikationsformen einbeziehen, um die in den 
Köpfen abgespeicherten Zerrbilder aufzudecken und 
die Emotionen der BetrachterInnen unmittelbar an-
zusprechen.

Sichtbar machen: Das Klischee in euch

In Workshops auszuloten, wie die in den Köpfen exis-
tierenden Bilder durch Illustrationen hervorgeholt 
und sichtbar gemacht werden können, ist ein span-
nender Prozess. Denn Zeichnungen, Collagen, Graf-
fiti oder Fotografien zeigen authentisch und unver-
stellt Perspektiven, Deutungsmuster, Werte, Gefühle 
und Ideale von SchülerInnen auf das gewählte The-
menfeld. Erst wenn diese sich gezeigt haben, ist eine 
offene Auseinandersetzung in der Gruppe möglich. 
In den Bildern kommt nämlich auch zum Vorschein 
was gern verdrängt wird: Vorstellungen vom jeweils 
Anderen, Vorurteile, Klischees sowie gesellschaftliche 
Ausgrenzungen. Die Gegenüberstellung von Motiven 
bietet eine gute Möglichkeit, Empathiefähigkeit und 
interkulturelle Kompetenz der SchülerInnen zu stär-
ken. Die Erfahrung und der Austausch darüber, dass 
die Zerrbilder im eigenen Kopf bei der gegenübersit-
zenden Person zu Verletzungen führen können, bauen 
Vorurteile ab. 

Bilder geben aber auch Impulse zu Kontroversen über 
Wertekonflikte, über den Einfluss von Traditionen auf 
Geschlechterverhältnisse oder die emanzipatorische 
Frage nach sexueller Selbstbestimmung. Themen wie 
diese werden zwar täglich informell auf dem Pausen-
hof besprochen, selten jedoch in einem pädagogi-
schen Rahmen diskutiert. 

Die Hemmschwelle, sich mit komplexen, zum Teil 
auch unangenehmen Fragen zu beschäftigen, kann 
manchmal schon dadurch abgebaut werden, dass 
Jugendliche eine zu ihren Interessen passende Aus-
drucksform nutzen können und zum Beispiel eine 
Graffiti-Sprühdose in die Hand bekommen. Insbe-
sondere Jungen, die sich sonst zuweilen seltener als 
Mädchen für kunstpädagogische Zugänge begeistern 
können, zeigen erfahrungsgemäß großes Interesse an 
Graffiti-Workshops.

Visualisierung
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Obwohl heute beinahe jeder Grundschüler über ein 
Smartphone verfügt, mit dem er technisch hochwerti-
ge Fotos aufnehmen kann, setzen sich nur wenige Ju-
gendliche bewusst mit Fotografie als Ausdrucksform 
auseinander. Dabei ist dies eine tolle Möglichkeit, 
Menschen direkt anzusprechen.

Fotos spiegeln Weltsichten 

Man braucht kein aufwendiges Equipment, um 
Fotoworkshops durchzuführen. Bereits mit in-
szenierten Einzel- oder Gruppenporträts oder mit 
dem Mittel der Straßenfotografie lassen sich ge-
zielt Themen bearbeiten. Dazu genügen ein ge-
meinsamer Ansatz für eine möglichst symbolisch 
aufgeladene Bildidee, einige Kameras oder Smart-
phones und ein paar grundlegende technische 
Kenntnisse. Wenn die Fotografien am Ende nicht  
in der Schublade verschwinden, sondern in einer 
schulischen Aktion für ein Postkartenmotiv oder eine 
Ausstellung genutzt werden, stärkt das die Motivation 
der Beteiligten, würdigt ihre künstlerische Arbeit und  
ermöglicht einen Austausch mit dem Publikum. 

Auch beim Fotografieren drängen sich zwangsläufig 
Klischeebilder im Kopf auf und wollen zunächst sofort 
aufgegriffen werden. Umso aufregender gestaltet sich 
der Auftrag, in der Umgebung nach neuen Bildideen, 
Perspektiven, Ideen und Selbstbezügen zu suchen, 
zum Beispiel mit den Möglichkeiten der Straßenfoto-
grafie. Manchmal reicht es schon, auf die Straße oder 
in ein bestimmtes Stadtviertel zu gehen, um mit der 
Kamera zu experimentieren und nach Bildern zu su-
chen, die zum Ausstellungsthema passen könnten.

Bereits die Erfahrung, dass es gar kein Problem ist, 
auf wildfremde Menschen zuzugehen und darum zu 
bitten, sie fotografieren zu dürfen, entfaltet bei vielen 
Jugendlichen enorme Wirkung. Die meisten Schüle-
rInnen entwickeln geschickte Strategien, um Passan-
ten anzusprechen und ihre Bildideen umzusetzen. Bei 
der gemeinsamen Betrachtung entstehen aus den Fo-
tos wieder neue Themen, die sich zu neuen Fotoserien 
oder neuen Ausstellungen ausbauen lassen.

Bildnerische Gestaltung kann sich, wie jede Kunst-
form, über das in der Gegenwart Bestehende hinaus 

Graffiti begeistert auch Jungs, die sich im Kunstunterricht sonst nicht so hervortun
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der Zukunft und der Fiktion zuwenden. Unter dem 
Motto ‚Islam & Ich’ entwickelte eine Gruppe von 14 bis 
16-jährigen SchülerInnen aus Berliner Courage-Schu-
len, angeleitet durch eine Kunstpädagogin, Plakatmo-
tive für die Bundeskoordination von Schule ohne Ras-
sismus – Schule mit Courage. 

Aus Worten werden Bilder

In einer Workshopreihe zu dem Themenkomplex Is-
lam, Islamismus und Muslimfeindlichkeit brachten 
christliche, muslimische und SchülerInnen ohne re-
ligiöse Bindung über ein Schulhalbjahr ihre Perspek-
tiven ein und schufen eine utopische Darstellung ih-
rer Vision des Zusammenlebens in Vielfalt. Aus einer 
Fülle von gesammelten Begriffen und dazugehörigen 
Gegenständen erarbeiteten sie einen großen Fundus 
an Zeichenentwürfen und Motivskizzen, die in einen 
aussagekräftigen Zusammenhang gebracht wurden. 
Die Ergebnisse zeigten eine Vielfalt an Perspektiven, 
Akzentuierungen, Symbolen und Stilelementen. Kli-
schees trafen in den Werken auf mehrdeutige, kom-
plexe Ausdrucksformen, ironisch-kritische Collagen 
auf Plakatentwürfe mit klarer Botschaft. Die Schüle-
rInnen hatten in ihren Motiven persönliche Erfahrun-
gen sowohl mit Religion als auch mit Diskriminierung 
umgesetzt. Vorurteile trafen auf kenntnisreiche, diffe-
renzierte Argumente; stereotype Bilder oder Gewalt-
darstellungen auf versöhnliche Visualisierungen reli-
giöser Vielfalt.

Zu den Entwürfen erarbeiteten die Teilnehmenden 
Wortbotschaften, welche die Zielgruppe Jugendliche 
ansprechen sollten. Danach präsentierten sie ihre 
Vorlagen und Ideen einer Illustratorin. Insgesamt 
zeigte sich, dass positive Assoziationen überwogen. 
Deshalb entschied sich die Gruppe dafür, eine opti-
mistische, ermutigende Botschaft umzusetzen – auch 
als Gegenperspektive zu der häufig negativen Bericht-
erstattung. Ihr Plakat sollte die religiöse und jugend-
kulturelle Vielfalt zwischen den Religionen sowie in-
nerhalb des Islam darstellen. 

Schließlich einigte sich die Gruppe auf ein Raumschiff 
mit ganz unterschiedlichen Fluggästen, das bei der 
Landung auf der Erde von einer bunten Menschen-
menge freudig begrüßt wird, während um das Raum-
schiff herum Muslime auf phantastischen Fluggeräten 
durch das Weltall fliegen – von einer voll verschleier-
ten strenggläubigen Frau bis zum Hip-Hopper mit 
Basecap. Abschließend führte die Illustratorin das 
Hauptmotiv, die Wortbotschaften und die Bildele-
mente zu einem Plakatmotiv zusammen und das Pla-
kat konnte in Druck gehen. 

Generell zeigt die Erfahrung, dass es Jugendlichen gro-
ßen Spaß macht, Zeichen, Symbole, kulturelle Traditi-
onen, Medienklischees, reale Erfahrungen, politische 
Vorstellungen, Wünsche und Träume einem visuellen 
Remix zu unterziehen und neue Images zu Themen 
und Debatten des Courage-Netzwerks zu schaffen. 

An vielen Schulen des Netz-
werks wird kreativ kunstpä-
dagogisch gearbeitet, hier 
im Kunst-Leistungskurs des 
Evangelischen Gymnasiums 
Köpenick in Berlin©
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„ …und Action!“

Lehrende müssen keine Medienpro-
fis sein, um mit ihren SchülerInnen 
einen Film zu drehen. Eine hand-
lungsorientierte, medienpädago-
gisch konzipierte Handreichung ist 
bereits eine gute Hilfe. Eine solche 
hat das Projekt „Fit gegen Rechts“ 
des Vereins „Gesicht zeigen! Für ein 
weltoffenes Deutschland e. V.“ ent-

wickelt. Die online verfügbaren Ma-
terialien sind praxisnah, leicht umzu-
setzen und richten sich vor allem an 
Haupt- und Sekundarschulen. Neben 
praktischen Übungsblättern zu Me-
dienanalyse und -kritik, Themenfin-
dung und Recherche, Genres und 
Drehplan liefern sie theoretisches 
Grundwissen zur Video- und Filmar-

beit mit Jugendlichen, Hintergrund-
informationen zur Mediennutzung im 
Unterricht, technische Einführungen 
zu Kamera, Licht, Ton und Schnitt so-
wie Lehr- und Praxisfilme.

Graffiti ist eine verbreitete und aner-
kannte Ausdrucksform, die gerade 
männliche Jugendliche häufig fas-
ziniert. In der Arbeit mit ihnen kann 
dieser authentischen Darstellungs-
form von PädagogInnen deswegen 
große Bedeutung beigemessen 
werden. ‚Odem: On the Run‘ ist ein 
Roman, der tiefe Einblicke in die 

aufkommende Graffiti- und Hip-Hop-
Szene im Berlin der 1990er-Jahre 
gewährt und die Faszination dieser 
Kunstform verdeutlicht. Er erzählt 
die Geschichte des Berliner Graffi-
ti-Künstlers Odem; die realitätsnahe 
Darstellung seines unkonventionel-
len Lebenswegs spricht viele un-
terschiedliche SchülerInnen an. Die 

Beschreibung von Odems Jugend 
animiert auch heutige Jugendliche, 
sich mit ihrer Geschichte und ihrer 
Form des künstlerischen Ausdrucks 
zu beschäftigen; bis hin zu der Frage: 
Welcher Stil ist mein Stil?

Der Jugendwettbewerb gegen Aus-
grenzung ist auch für Schulen inspi-
rierend. In dem Youtube-Kanal set-
zen jedes Jahr viele Jugendliche und 
Erwachsene ein bleibendes Zeichen 
für Respekt und gegen Mobbing und 
Gewalt. 2014 nahmen Jugendliche 
in fünf deutschen Städten an Vi-
deoworkshops teil. Sie erarbeiteten 

und produzierten beeindruckende 
Spots. Zahlreiche KünstlerInnen und 
PolitikerInnen haben die Kampag-
ne unterstützt, die Jugendliche wie 
Erwachsene aufforderte, sich mit 
der Frage „Was macht dich stark?“ 
auseinanderzusetzen. Die Kampa-
gnenspots wurden millionenfach 
angeklickt; zahlreiche Nutzer haben 

sich von den Jugendlichen zu Video-
antworten in Form von Poetry-Slams, 
Kurzfilmen, Statements und Songs 
inspirieren lassen – und so kreativ 
und mutig ihre Geschichten erzählt 
und ein wichtiges Zeichen gegen 
Ausgrenzung gesetzt.

Odem: On the Run

361 Grad Respekt

Jürgen Deppe: ‚Odem: On the Run. Eine Jugend 
in der Graffiti-Szene‘, Schwarzkopf & Schwarzkopf 
Verlag, Berlin 2015, 352 Seiten

‚„ …und Action!“ 
– In sieben Schritten zum eigenen Film‘,  
Gesicht zeigen! Für ein weltoffenes Deutschland e. V.,  
Berlin 2010

Weitere Informationen: www.youtube.de/361Grad

Material
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Musik spricht eine universelle Sprache. Jeder Sound 
erzeugt unabhängig von Kultur, Religion, Herkunft 
oder Geschlecht bei allen Menschen positive oder ne-
gative Emotionen. Mit Musik lassen sich aber nicht 
nur Gefühle, sondern auch Botschaften vermitteln, 
die nicht nur den Kopf, sondern auch das Herz errei-
chen. Musik erzeugt Gemeinschaftsgefühle, Energie 
und Lebensfreude. 

Das ist das Tolle an Musik – und das Gefährliche. 
Denn es bedeutet auch: Mit Musik können Aggressi-
onen, Hass- und Gewaltbotschaften verbreitet wer-
den. Dagegen mit einem Musikverbot an der Schule 
vorzugehen ist sicherlich keine Lösung. Vielmehr ist 
wichtig, provokante Aussagen und Texte als Anlass 
zu nehmen, sich mit ihnen auseinanderzusetzen und 
eindeutige Standpunkte zu vermitteln. 

Sensibilität ist gefragt

Will man Songtexte im schulischen Unterricht nut-
zen, ist ein sensibler Einsatz von Audiobeispielen und 
Videoclips nötig. Denn für Jugendliche gehören die 
von ihnen konsumierten Songs und Musikstile zual-
lererst ihnen selbst. Oft sind die Texte von jugendli-
chen Künstlern geschrieben. Sie bedienen sich ihrer 
Sprache und nehmen einen jugendlichen Standpunkt 
ein. Erwachsene werden hier schnell zu unerwünsch-
ten Eindringlingen in jugendliche Musiksphären. 
Musik im Unterricht oder in Workshops zu diskutie-
ren, erfordert ein feines Gespür. Ein an sich diskus-
sionswürdiger Liedtext kann durch eine missglückte 
Präsentation oder durch ein unpassendes Musikvideo 
schnell indiskutabel werden.

Die Wirkungsmacht von Musik ist offenkundig. Nicht 
nur Kaufhäuser nutzen die Möglichkeit, über ausge-
wählte Melodien in der Dauerschleife die passen-
de Stimmung für mehr Konsum zu erzeugen. Auch 
politische Bewegungen nutzen Musikangebote und 
-events, um möglichst viele Jugendliche für ihre po-
litischen Ziele zu ködern. Zum Beispiel rechtsextre-
me Gruppen: Unzählige Nazibands, Plattenlabel und 
Szeneläden überschwemmen den Markt mit Ange-
boten. Dabei bedienen sie sich aller Genres, angefan-
gen von Volksmusik über Rock, Pop, Techno, Rap bis 
hin zu romantischen Balladen. So gefällig der Sound 
sein mag, die Texte sprechen eine deutliche Sprache: 
MigrantInnen, Homosexuelle, die Medien oder staat-

liche Institutionen dienen als Feindbild. Auch andere 
demokratiefeindliche Bewegungen wie islamistische 
Gruppen sprechen Jugendliche über Musik an, um 
sie für ihre ideologischen Ziele zu gewinnen. So ver-
breiten sie über das Internet Nasheeds, ursprünglich 
fromme Vokalmusik, deren Texte den Dschihad, wie 
sie ihn interpretieren, als bewaffneten Kampf glorifi-
zieren. 

Häufig gesellen sich zu der Musik Bilder: Rechtsex-
treme, Islamisten und Weltverschwörungstheoretiker 
verpacken ihre Musikstücke in eingängige und pro-
fessionell gemachte Videoclips mit entsprechender 
jugendkultureller Attitüde. Ihre Werke verbreiten sie 
millionenfach via Facebook oder Youtube; deutsche 
Untertitel liefern sie nicht selten mit. Der Bilderstil 
wird kopiert: Militante Islamisten inszenieren sich 
als coole Killer-Helden im Stil des US-amerikanischen 
Gangsta-Rap; rechtsextreme Kameradschaften bevor-
zugen die Bildästhetik der NS-Zeit. 

Die Einflüsse menschenfeindlicher Sounds zu redu-
zieren, erfordert sowohl eine Auseinandersetzung mit 
den Textinhalten wie auch mit Wirkungsweisen von 
Musik. Das ist nicht einfach: Von LehrerInnen kann 
kaum erwartet werden, dass sie tagesaktuell die einem 
ständigen Wandel unterworfenen Musikszenen ver-
folgen. Auch ist in so manchem Song der rassistische, 
sexistische oder antisemitische Kontext ohne Hinter-
grundwissen nicht erkennbar. 

Hier bieten außerschulische ExpertInnen wertvol-
le Unterstützung. Zu den Kooperationspartnern des 
Courage-Netzwerks gehören eine Reihe Projekte und 
Institutionen, die auf die Analyse von menschenfeind-
licher Musikkultur spezialisiert sind und in die Schu-
len kommen, um eine fundierte Auseinandersetzung 
über die Musik rechtsextremer, islamistischer und an-
derer demokratiefeindlicher Subkulturen zu ermögli-
chen. 

Courage rockt! 

Viele etablierte MusikerInnen geben musikalische 
Antwort auf menschenverachtende Musik, beispiels-
weise indem sie bei Konzerten gegen Rechtsextre-
mismus auftreten. Genau das wollen auch viele Schü-
lerInnen und planen nach dem Vorbild von Rock-, 
Punk- oder Hip-Hop-Festivals ein Courage-Konzert 

Musik  
und Tanz
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gegen Rechts. So manche Schule scheut keine Mühe, 
tolle Events selbst auf die Beine zu stellen oder sich 
größeren Initiativen in der Kommune anzuschließen. 

Hände weg von Mega-Konzerten

An dieser Stelle soll aber auch ein Wort zu den organi-
satorischen Grenzen musikalischer Aktionen verloren 
werden. In der Geschichte des Courage-Netzwerks 
hat es bereits Versuche hoch motivierter Aktivengrup-
pen gegeben, in Kooperation mit Schulpaten und re-
nommierten MusikerInnen Konzerte nicht nur in der 
Aula, sondern sogar in Fußballarenen zu stemmen. 
Von Veranstaltungen dieser Größenordnung rät die 
Bundeskoordination ab. 

Warum? Ein Grund ist das finanzielle Risiko. Selbst 
wenn die KünstlerInnen auf Honorarforderungen 
verzichten: Technik, Sicherheitsdienst, Reinigungs-
kosten, Transport und Hausmeister müssen bezahlt 
werden. Da kann schnell viel zusammenkommen. Au-
ßerdem: So eine kurzfristige Mega-Aktion entspricht 
nicht dem Projektansatz selbstbestimmter, nachhalti-

ger Arbeit an Schulen. Auch wenn der Aktivengruppe 
mit dem Konzertabend ein Artikel in der lokalen Pres-
se oder ein Fernsehbeitrag sicher ist, so steht der reale 
Zeit- und Arbeitsaufwand in keinem Verhältnis zum 
nachhaltigen Nutzen.

Auch im Musikunterricht oder in Workshops auf Re-
gional- oder Landestreffen des Courage-Netzwerks 
können sich SchülerInnen mit jugendkulturellen 
Musikszenen beschäftigen, eigene Songs zu bereits 
bestehenden Beats verfassen und ihre Botschaft auf 
musikalische Weise vortragen. Und warum nicht 
auch Workshops anbieten, die Jugendlichen die tech-
nischen und künstlerischen Grundlagen des DJing 
erklären und damit Kompetenzen vermitteln, die in 
der Regel auf Schul- und Hoffesten sehr gefragt sind? 
Gemeinsame Musikprojekte von Schulen mit den 
Flüchtlingen aus der Region offenbaren überraschen-
de künstlerische Ressourcen. MusikerInnen, für die 
es als Flüchtlinge keine Auftrittsmöglichkeiten gibt, 
können außerdem zusammen mit der Schulband oder 
jugendlichen SolistInnen ein erstes öffentliches Kon-
zert in Deutschland geben.

Courage kann auch tanzen: Rap-for-Q-rage-Contest in Berlin
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Hip-Hop ist weltweit die populärste jugendliche Sub-
kultur, die mit Sprechgesang, Beats, Tanz, Graffiti und 
Videoclips Millionen Jugendliche prägt. Ihre Traditi-
on sowie ihre Zeichen und Codes sind mit dem Kampf 
gegen Rassismus und für Anerkennung verbunden. 
Zugleich leben Hip-Hop und Rap vom Battle, dem 
Kampf um die besten Beats, Flows, Texte und Provo-
kationen.

Insbesondere in den Lebenswelten männlicher Ju-
gendlicher mit Migrationshintergrund hat Rappen 
häufig einen festen Platz. Mit seiner Hilfe verarbei-
ten und präsentieren sie Erfahrungen eigener Diskri-
minierung, klären Konflikte mit ihrem Umfeld oder 
bringen ihre Sicht auf kritische Debatten ein. 

Wenn Rap einen schlechten Ruf hat, liegt das zum 
Teil an schrillen Tönen von Vertretern des soge-
nannten Gangsta-oder Porno-Raps. Mit ihren Songs 
bedienen sie Klischees über muskelbepackte, frau-
enfeindliche Männer mit Goldkettchen. Medien, Po-
litik und Musikindustrie zerren dabei immer wieder 
neue angeblich authentische Vertreter dieses Genres 
ins Rampenlicht, die noch krasser und härter sind 
als ihre Vorgänger – egal, ob deren Texte die tatsäch-
lichen Verhältnisse auf Deutschlands Straßen und 
Hinterhöfen widerspiegeln oder nicht. Die Aufmerk-
samkeit der Medien rührt wohl auch daher, dass hier 
der passende Soundtrack zur gewünschten Debatte 
über das vermeintliche Scheitern von Integration, 

angebliche Bildungsversager und vermeintliche Pa-
rallelgesellschaften geliefert wird. Denn für die erste 
Rapper-Generation in Deutschland – Bands wie Ad-
vanced Chemistry, Fresh Familee, Microphone Mafia, 
Islamic Force und viele mehr – war Hip-Hop Anfang 
der 1990er-Jahre vor allem ein Sprachrohr, um endlich 
ihre Sicht auf Politik und Gesellschaft in die Öffent-
lichkeit zu transportieren. 

Rap for Q-rage

Natürlich machen Jugendliche von der Gelegenheit 
Gebrauch, mit gewaltverherrlichender, homopho-
ber und sexistischer Rap-Musik ihr Umfeld und ihre 
Eltern zu provozieren. Viele Jugendliche und junge 
KünstlerInnen hingegen lehnen das Genre des Gangs-
ta-Rap allerdings rundweg ab. Sie wollen andere als 
menschenverachtende Botschaften hören oder pro-
duzieren. Die Berliner Landeskoordination von Schu-
le ohne Rassismus - Schule mit Courage führte deshalb 
von 2006 bis 2013 den Contest Rap for Q-rage durch. 
Die oberste Regel lautete: auf gewaltverherrlichen-
de und diskriminierende Texte muss verzichtet wer-
den; bei Verstoß wird das Mikrofon abgedreht. In den 
Wettbewerben zeigten NachwuchsmusikerInnen, 
dass guter Rap und authentische Botschaften locker 
auf diskriminierende Sprüche verzichten können. Die 
Gewinner erstellten sechs Rap-for-Q-rage-CDs und 
verbreiten ihre Songs in Foren und Medien des Coura-
ge-Netzwerks.  

Auch bei Landestreffen – hier 
in Bayern – darf sich bewegt 
werden©
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Rap-Texte. Arbeitstexte für den Unterricht

Das für die Sekundarstufe heraus-
gegebene und 2012 überarbeitete 
Büchlein ‚Rap-Texte. Arbeitstexte für 
den Unterricht‘ ist eine kleine, aber 
feine Fundgrube. Nur knapp wird die 
Entwicklung von Rap-Musik seit den 
1960er-Jahren skizziert. Der Haupt-
teil besteht aus 46 Songtexten re-
nommierter RapperInnen, die für die 

Hip-Hop-Bewegung in Deutschland 
von Bedeutung sind. Ein Abschnitt zu 
didaktischen Überlegungen erörtert 
Zugänge für die inhaltliche und for-
male Auseinandersetzung im Unter-
richt – mit Rap im allgemeinen wie 
auch konkret mit den abgedruckten 
Liedtexten. Tatsächlich nämlich gibt 
es viele Wege der Annäherung an 

Rap und Hip-Hop: zum Beispiel auch 
durch literaturwissenschaftliche 
Analysen, die einen Bezug zwischen 
literarischen Konzepten vergange-
ner Zeiten und den Lebenswelten 
heutiger Jugendlicher herstellen. 

Der Begriff Weltmusik wurde zwar 
erst im 20. Jahrhundert geprägt; die 
Mischung von Musikstilen aus unter-
schiedlichen Weltregionen erzeugte 
aber schon viel früher faszinieren-
de neue Genres. Fusion gehört zum 
Ureigensten der Musik. Dem spüren 
die beiden Themenhefte Weltmu-
sik I. und II. mit den dazugehörigen 

Musik-CDs nach. Der erste Band be-
trachtet unter anderem die chinesi-
sche Oper, die Faszination der Kreuz-
fahrer angesichts ihrer muslimischen 
Gegner und die Darstellung des Ori-
ents in der romantischen Oper. Der 
zweite Band greift Beispiele aus der 
indonesischen, indischen und afrika-
nischen Musik auf, stellt globale Mo-

delle der Musik dar und fragt, wel-
chen Beitrag Weltmusik zum Frieden 
leisten kann. 

Bis 2013 hat die Berliner Landeskoor-
dination von Schule ohne Rassismus 
– Schule mit Courage mit den Gewin-
nern des Contests ‚Rap for Q-rage‘  
CDs produziert. Auf der CD ‚Rap-
4Qrage VI‘ sind junge Profi-Rapper 
aus dem Kreis des Berliner Labels 
edit entertainment zu hören. Ihr Mit-
wirken ist ein Signal an Jugendliche, 

dass sich auch prominente Künstler 
mit unseren Zielen identifizieren und 
SchülerInnen der Netzwerk-Schulen 
ansprechen wollen. Die kreativen 
Liedtexte eignen sich hervorragend 
zur fächerübergreifenden Auseinan-
dersetzung mit Rassismus, Diskrimi-
nierung und Gewalt im Unterricht. 
Auf der letztgenannten CD finden 

sich zehn Tracks, die sich mit Fragen 
zu Religion, Radikalisierung, Identi-
täten, Freundschaften, individuellen 
Freiheiten, künstlerischen Prozessen 
und gewaltverherrlichenden Images 
in der Hip-Hop-Kultur auseinander-
setzen. 

Themenhefte Weltmusik

Rap for Q-rage

Ludwig Striegel: ‚Themenheft Weltmusik I. Türken- 
mode und Orientschwärmerei‘, ‚Themenheft Welt- 
musik II. Kulturbegegnungen und Visionen im  
20. Jahrhundert‘, Klett-Verlag, Stuttgart 2005 und 
2008, 48 und 54 Seiten

‚Rap-Texte. Für die Sekundarstufe. Reihe: Texte 
und Materialien für den Unterricht‘, Reclam junior, 
erweiterte Neuausgabe Stuttgart 2012, 160 Seiten

Bundeskoordination SOR-SMC: Rap4Qrage  
www.schule-ohne-rassismus.org

Material
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Ohne das geschriebene Wort gäbe es keine Tradition, 
keine Buchreligion und keine gesellschaftliche Kritik. 
Auch die Stimmen von Jugendlichen wären nicht so 
laut vernehmbar, würden sie nicht mit den von ihnen 
verfassten Dialogen, Songtexten, Kurzgeschichten, 
Statements und Gedichten ihre Erfahrungen, Gefühle 
und Lebenswirklichkeiten beschreiben. Mit anderen 
Worten: Ohne Kommunikation, ohne Schreiben kann 
die Suche nach verbindlichen Werten in der vernetz-
ten, unübersichtlichen Welt kultureller Vielfalt nicht 
gelingen.

Wer schreibt, hat Einfluss und damit Macht. Prägten 
früher Tageszeitungen die gesellschaftlichen Meinun-
gen, setzen heute Blogs und Kurznachrichtendienste 
politische Themen. Wer hier mitmischen will, braucht 
einen kreativen Schreibstil. Deshalb macht das Coura-
ge-Netzwerk das geschriebene Wort stark – in der 
Schülerzeitung, in Manuskripten für das Schulradio, 
auf der Homepage oder dem Infobrett der SchülerIn-
nenvertretung und an vielen Orten mehr.

Ohne Frage: Unsere Schreibkultur wandelt sich ge-
rade fundamental. Waren noch vor wenigen Jahren 
Brieffreundschaften unter Jugendlichen verbreitet 
und wurden lange Texte von Hand geschrieben, do-
minieren heutzutage knappe Mails und Botschaften 
im Twitterformat die schriftliche Kommunikation.

Aber das ist nur die eine Seite. Denn auch wenn sich 
heute kaum jemand an eine Schreibmaschine setzt 
und die meisten Jugendlichen Texte lieber per Copy- 
and-Paste zusammensetzen sowie ihren Schrift-
verkehr auf Kurznachrichtendienste beschränken, 
gelangt das geschriebene Wort bei manchen doch 
zu neuer Blüte. Dass so mancher Jugendlicher mehr 
Rap-Songs im Repertoire hat als ein Literaturwissen-
schaftler Gedichte, ist mehr als ein flotter Spruch. Rap 
hat eine literarische Revolution ausgelöst. In Kinder-
zimmern, Jugendhäusern, Parks, auf der Straße und in 
Clubs wird heute wieder gereimt und gedichtet.

Ich schreibe, also bin ich!

Schreiben ist ein wichtiger Ausdruck der Selbsterfah-
rung und der Wahrnehmung der Umwelt. In Texten 
können diffuse Gefühle, Ängste und Unsicherheiten 
zur Sprache kommen. Im Prozess des Schreibens wird 
wie beim Lesen das Reflektieren angeregt und festge-

fahrene Sicht- und Denkweisen können auf diesem 
Weg aufgebrochen werden.

Schließlich ist auch unsere Schulkultur auf allen 
Kommunikationsebenen sehr wort- und schriftlastig. 
Das geschriebene Wort ist unverzichtbar, der schuli-
sche Erfolg hängt vor allem von der Kompetenz der 
SchülerInnen ab, sich schriftlich in der deutschen 
Sprache auszudrücken. Dies birgt Fallen und Proble-
me – insbesondere für Kinder und Jugendliche, für die 
Deutsch Zweitsprache ist. Zu dieser Gruppe gehören 
genau genommen alle SchülerInnen, die, wenn auch 
nur kurz in ihrer frühen Kindheit, in einer anderen 
Sprache als der deutschen angesprochen wurden. Sie 
zählen auch dann zu dieser Gruppe, wenn sie ihre 
Erstsprache kaum oder gar nicht mehr beherrschen.

Die meisten SchülerInnen nichtdeutscher Erstsprache 
können sich fließend auf Deutsch unterhalten und 
dem Unterricht problemlos folgen. Allerdings haben 
sie häufiger Schwierigkeiten mit der geschriebenen 
Sprache als Menschen, die monolingual aufwachsen. 
Oft wundern sich PädagogInnen, dass diese Kinder 
und Jugendlichen sich mündlich sehr erfolgreich am 
Unterricht beteiligen, aber ihre Klausuren eine Kata-
strophe sind. 

Blockaden überwinden

Solche Erfahrungen demotivieren SchülerInnen. Sie 
trauen sich nicht mehr, längere Texte zu verfassen, 
bei der Schülerzeitung mitzumachen oder an einem 
Theaterstück mitzuschreiben. Dass bis heute nicht 
viele JournalistInnen mit Zuwanderungsgeschichte 
die Medienlandschaft prägen, ist auch der mangeln-
den Unterstützung während der Schulzeit geschul-
det. Deshalb ist besonders wichtig, jene Kinder und 
Jugendliche zu stärken, die in der Regel Deutsch als 
Zweitsprache sprechen und mit diesen Herausforde-
rungen konfrontiert sind. 

Wir alle kennen das: Wir sitzen vor einem leeren Blatt, 
um einen ersten Satz zu finden; plötzlich ist das Pa-
pier unser größter Feind. Doch wie können SchülerIn-
nen Hemmungen und Ängste abbauen und motiviert 
werden, eigene Texte zu verfassen? Da gibt es viele 
Möglichkeiten. Eine ist der Einstieg über das Lesen. 
Denn auch der aktive Umgang mit Literatur kann 
zum Schreiben führen. Rollenspiele mit literarischen 
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Figuren können hier Impulse setzen. Auch Dialog-Im-
provisationen, Rollen-Steckbriefe und fragmentari-
sche Textskizzen, die ohne Bedenkzeit in kurzer Zeit 
erstellt werden, können einen guten Einstieg schaffen. 
Nicht immer muss man mit Blatt und Stift oder mit 
Kopf und Computer am Tisch das Schreiben starten.

Kein Autor fällt vom Himmel, auch der analytische 
Umgang mit Texten will gelernt sein. Wer einen kri-
tischen Blick auf literarische, journalistische und viel-
leicht auch eigene Texte entwickelt hat, wird auch 
religiöse und politische beziehungsweise ideologische 
Texte sachlich analysieren können. Das ist auch eine 
wichtige Kompetenz, um sich nicht von den Flugblät-
tern und Pamphleten rechtsextremer, antisemitischer, 
islamistischer, muslimfeindlicher oder homophober 
Gruppen beeinflussen zu lassen. 

Meinungs- und Pressefreiheit sind wertvolle Errun-
genschaften moderner, demokratischer Gesellschaf-
ten. Ihre Grenzen finden sie in Gesetzen, welche die 
Persönlichkeitsrechte Dritter schützen und volksver-
hetzende und diskriminierende Äußerungen sankti-

onieren. Die Gedanken sind frei – aber es darf nicht 
alles publiziert werden, was gedacht wird.

Grenzen zu Mobbing und Hetze

Was bedeutet dies für die Texte von Kindern und 
Jugendlichen, aber auch für die kritische Analyse 
von Fremdtexten? Wo überschreiten die Veröffentli-
chungen islamistischer, rechtsextremer oder anderer 
Gruppen mit menschenfeindlichen Ansichten die 
Grenze des Erlaubten? Wann wird ein heftiger Wort-
wechsel oder ein verbaler Hieb zum Mobbing? Dies 
ist ein Themenbereich, der immer mehr Jugendliche 
interessiert, auch wenn sie sich sonst in ihrem Alltag 
nicht mit rechtlichen Fragen rund um das Schreiben 
befassen. Die sozialen Medien haben hier ein neues 
Bewusstsein geschaffen. Jugendliche realisieren die 
Wirkungsmacht von Worten. Nicht wenige haben 
sich schließlich bereits vor dem Start ihrer beruflichen 
Karriere um Kopf und Kragen geschrieben, weil sie 
nicht rechtzeitig begriffen haben, dass nichts öffent-
licher ist als ein nur vermeintlich privater Chat im 
Netz. 

Kein Autor fällt vom Himmel; auch Schreiben will gelernt sein. Wir helfen dabei
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Schreibwerkstätten sind gut, um In-
spirationen zu bekommen und sich 
Schreibtechniken und kleine rheto-
rische Kniffe beibringen zu lassen. 
Eine Begleitung durch JournalistIn-
nen kann Impulse setzen, um eine 
gute schriftliche Kommunikations-
kultur an der Schule zu entwickeln.

Schreibwerkstätten haben einen 
weiteren Vorteil. Sie bieten einen 
idealen Raum, um sich gemeinsam 
dem Phänomen der „versehentli-
chen“ Diskriminierung durch die 
Wahl rassistisch kontaminierter Be-
griffe zu widmen. Dabei geht es nicht 
darum, irgendwelchen Ansprüchen 
an eine politische Korrektheit zu ge-
nügen, sondern darum, mit Verant-
wortung und Respekt die in der ei-
genen Sprache liegenden Vorurteile 
und Stereotype zu überwinden. 

So vielfältig die Erscheinungsformen 
und die Inhalte der von SchülerInnen 
erstellten Texte auf der Homepage 
oder in den Schülerzeitungen in der 
Vergangenheit auch waren, eines 
fällt auf: Manche heikle Themen des 
Netzwerks werden seltener aufge-
griffen und thematisiert als andere. 
So finden sich in Schülerzeitungen 
in der Regel kaum Artikel über den 
Nahostkonflikt, selbst in Momenten 
der Eskalation, oder über die Diskri-
minierung von Juden und Muslimen. 
Diese Lücke hat weniger mit Desin-
teresse von SchülerInnen zu tun als 
mit Ängsten, die diese Themen bei 
ihnen auslösen. Sie befürchten, dass 
die LeserInnen die persönliche Ein-
gebundenheit der AutorInnen nicht 
sehen, emotionale Äußerungen fehl-
interpretiert werden oder die The-
men sie überfordern.

Eine Schreibwerkstatt an einer 
Schule einzurichten ist leichter als 
gedacht. Entscheidend ist der Wille 
aller Beteiligten, über den Zeitraum 
eines Schul(halb)jahres dranzublei-
ben, sich auf regelmäßige Termine 
einzulassen und sich intensiv in das 
eine oder andere Thema hineinzu-
begeben. Mit einer strukturierten 
Themenfindung und dem Kennen-
lernen verschiedener Genres haben 
SchülerInnen die Möglichkeit, Coura-
ge-Themen für sich zu entdecken 
und über sie zu schreiben. Vielleicht 
mit dem Ergebnis, dass die Schule 
nun eine neue oder wiederbelebte 
Schülerzeitung hat. Ideal ist, wenn 
die Teamarbeit von PädagogInnen 
und JournalistInnen durch Fotogra-
fInnen ergänzt wird, welche die Tex-
te mit einer gelungenen Bilderspra-
che komplettieren können. 

Schreibwerkstätten im Courage-Netzwerk

Praxisbeispiel
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Q-rage! – Die Zeitung

Die ‚Q-rage!‘ ist die auflagenstärk- 
ste überregionale Schülerzeitung 
in Deutschland. Einmal im Jahr 
produziert ein jugendliches Redak-
tionsteam – aus mehreren Bun-
desländern und Schularten und mit 
unterschiedlichen Hintergründen – 
eine Netzwerkzeitung für alle Schu-
len ohne Rassismus – Schulen mit 

Courage. Angeleitet von Journalis-
tInnen und MentorInnen berichten 
die NachwuchsschreiberInnen infor-
mativ, kritisch und frech, wie es um 
das multikulturelle Miteinander im 
Klassenzimmer oder an deutschen 
Stammtischen steht; sie schreiben 
über No-Go-Areas oder von islamis-
tischen Aktivitäten in ihrem Schul-

umfeld; sie diskutieren über den 
Nahostkonflikt oder über neue Ent-
wicklungen in der Hip-Hop-Szene. 
Die ‚Q-rage!‘ mischt sich ein. Sie un-
terstützt Jugendliche darin, Antwor-
ten auf die Frage zu finden: Wie wol-
len wir in Zukunft zusammenleben?

Tilman Rau stellt in seinem Leitfa-
den zum journalistischen Schreiben 
Textformen wie Reportage, Essay, 
Nachricht und Glosse vor, immer im 
Hinblick darauf, wie Schüler gewinn-
bringend mit ihnen arbeiten. Das 
Schreiben in journalistischen Aus-
drucksformen bietet SchülerInnen 
einen Erfahrungs- und Experimen-

tierraum, in dem sie ihre sozialen 
und kommunikativen Fähigkeiten 
unter Beweis stellen, sich thema-
tisch und sprachlich entfalten und 
dabei zudem ihre Medienkompetenz 
erweitern können. In diesem Praxis-
band aus der Reihe ‚Unterricht im 
Dialog‘ werden journalistische Ar-
beitsprozesse wie Themenfindung, 

Recherche, Interview und Textpro-
duktion für den Einsatz im Unterricht 
verständlich aufbereitet. 

Sprache kann aggressiv und ver-
letzend sein. Niemand kann etwas 
dafür, mit Vorurteilen und rassisti-
schen Bildern aufgewachsen zu sein 
– aber ebenso trägt jeder und jede 
auch die Verantwortung dafür, dass 
das nicht so bleibt. Wie aber können 
rassistische Machtstrukturen und 
eigene Denkmuster kritisch hinter-

fragt werden? Der Leitfaden bietet 
kompetente Orientierung, die nicht 
nur unter NachwuchsjournalistInnen 
in schulischen Schreibwerkstätten 
zum Einsatz kommen kann. Er be-
leuchtet die Berichterstattung über 
unterschiedliche Personengruppen 
und gibt praxisnahe Tipps, wie man 
Diskriminierungen vermeiden kann. 

Er empfiehlt Kommunikationsregeln 
sowie einen Selbstcheck, um sich 
eigener rassistischer Bilder im Kopf 
bewusst zu werden und erläutert, 
wie diese entstanden sind.

Journalistisches Schreiben im Unterricht

Leitfaden für einen rassismuskritischen Sprachgebrauch

Tilman Rau:  
‚Journalistisches Schreiben im Unterricht.  
Themenfindung, Recherchen, Textformen‘,  
Kallmeyer Verlag, Seelze 2014, 197 Seiten

Zum Downloaden unter: www.schule-ohne-rassismus. 
org/produkt-kategorie/publikationen/q-rage/

‚Leitfaden für einen rassismuskritischen Sprach-
gebrauch. Handreichung für JournalistInnen‘, 
AntiDiskriminierungsBüro Köln / Öffentlichkeit gegen 
Gewalt e. V., Köln 2013, 52 Seiten

Material
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Planspiele gelten als so genannte Großmethode. Ur-
sprünglich angewendet wurden sie im militärischen 
Bereich zum Zwecke von Strategieentwicklung und 
Schulung. Inzwischen werden Planspiele als effek-
tives Lernkonzept in allen gesellschaftlichen Berei-
chen genutzt: in der Wirtschaft zur Ausbildung von 
Managern oder in der Stadtverwaltung zur Mitarbei-
terschulung. Das dahinter liegende Prinzip ist immer 
gleich: Zu lösende Probleme und Herausforderungen 
werden als realitätsnahe Simulationen der tatsächli-
chen Umstände nachgestellt und in diversen Varian-
ten zum Ziel gebracht.

Das Planspiel fußt also auf einem „Als-Ob“-Prinzip; 
die Wirklichkeit wird realitätsnah in einem über-
schaubaren Modell abgebildet. Die Rollenprofile 
der Akteure sowie ihre Handlungsspielräume sind 
verbindlich definiert. Die TeilnehmerInnen können 
durch die Übernahme der vorbestimmten Rollen und 
Perspektiven realitätsgerecht und ergebnisoffen kom-
plexe Planungs-, Verhandlungs- und Entscheidungs-
prozesse in Politik und Gesellschaft nachvollziehen.
Dabei geht es immer um Interessenkonflikte und die 
Suche nach Kompromissen zwischen gesellschaftli-
chen Gruppierungen. Und natürlich auch um Inter-
aktionen, Verhandlungen, Entscheidungen durch Per-
sonen, die in institutionalisierten Rollen agieren. Das 
Konzept erfordert aktives Mitmachen und fördert so 
die kreativen Potenziale der Teilnehmenden.

Strategisches Handeln 

Grundsätzlich lassen sich alle komplexen Herausfor-
derungen und Problemlagen in Planspielen nachstel-
len. Wichtig ist, dass sich die Konflikte nicht einfach 
im Konsens auflösen lassen, sondern ein strategisches 
Handeln der Akteure erforderlich ist. Fragestellungen 
mit wertgerichtetem Hintergrund oder mit wider-
streitenden Interessenlagen eignen sich deshalb be-
sonders gut für diese Methode. 

Jedes Thema, jedes Alltagsproblem und jede gesell-
schaftliche Fragestellung, welche die Teilnehmenden 
interessieren, sind geeignet, um in Form eines Plan-
spiels bearbeitet zu werden. Besonders für größere 
Gruppen – eine oder mehrere Schulklassen zum Bei-
spiel – eignet sich das Konzept hervorragend, weil es 
möglich ist, unabhängig von der Gruppengröße alle 
Teilnehmenden einzubeziehen. 

Wie lange ein Planspiel dauert, hängt von den Rah-
menbedingungen ab. Obwohl Schulen in der Regel 
nicht mehr als fünf bis acht Stunden zur Verfügung 
stehen, führen manche Klassen ihr Planspiel auch 
über mehrere Tage durch. Organisatorisch ist wichtig, 
Störungen durch andere Schulklassen ausszuschlie-
ßen und ein angenehmes Arbeitsumfeld zu schaffen, 
das zum Mitmachen motiviert. 

Festgelegte Phasen

Konzeptionell folgt ein Planspiel einer festgelegten 
Abfolge von Phasen. Es beginnt mit einer Einführung, 
in der die Problemsituation anhand eines Fallbeispiels 
erläutert und ein Überblick über die Materialien gege-
ben wird. Dann teilen sich die Teilnehmenden in In-
teressengruppen auf. Es folgt eine Informationsphase, 
in der sich die Akteure mittels Arbeits- und Rollenkar-
ten sowie einer Informationszeitung mit vertiefenden 
Sachinformationen einlesen: in die Spielphasen, ihre 
Rolle, ihre Aufgaben und ihre Handlungsmöglichkei-
ten. Danach stimmt jede Interessengruppe für sich 
die Meinungen ihrer Mitglieder und ihre Strategien 
ab. Gemeinsam analysieren sie die Ausgangssituation 
und überlegen, wie sie ihre rollenspezifischen Ziele 
und Aufgaben effektiv gegenüber den anderen Grup-
pen durchsetzen können.

In der folgenden Interaktionsphase geht im wahrsten 
Sinne des Wortes die Post ab. Intensiv wird unter den 
Gruppen kommuniziert; Briefe werden verfasst und 
offizielle Anfragen gestellt. Die Interessengruppen 
entsenden Delegationen, welche Gespräche und Ver-
handlungen führen, taktieren, diskutieren und Koali-
tionen schmieden. Diese Phase endet mit dem Rück-
zug aller Interessengruppen und der Vorbereitung 
auf die Konferenz. Verhandlungsergebnisse werden 
gemeinsam bilanziert, Argumente abgestimmt und 
taktische Schachzüge entworfen.

Den Höhepunkt jedes Planspiels bildet die Schluss-
konferenz. Auf ihr werden in straffer Form Verhand-
lungsergebnisse vorgetragen, Vorschläge diskutiert 
und unter Umständen auch offene Fragen in fiktive 
Ausschüsse delegiert. Und: Eine Konferenz kann auch 
schon mal ohne tragfähigen Kompromiss enden. 

In der Nachbereitungsphase sollte ausreichend Zeit 
für die Auswertung eingeplant werden. Die Mitspie-
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lenden sollten hier reflektieren, wie sie sich inner-
halb ihrer Rolle gefühlt haben und wie zufrieden sie 
mit dem Spielverlauf sowie den erzielten Ergebnissen 
sind. Einzelne Spielzüge können rekonstruiert und 
auf einer Wandzeitung visualisiert werden, um kon-
krete Strategien, Kommunikation und Teamverhalten 
der Beteiligten zu analysieren. 

Beispiel: Flüchtlingspolitik 

Angesichts der aktuellen Herausforderungen und 
kontroversen Haltungen in der Bevölkerung bezüg-
lich der Aufnahme von Flüchtlingen in Deutschland 
braucht es nicht viel Phantasie, um sich das Szenario 
des Planspiels ‚Bergstadt – eine Kleinstadt streitet um 
Flüchtlinge‘ vorzustellen. 

Bergstadt, eine schön gelegene Kurstadt mit 20.000 
Einwohnern, in der zurzeit 30 anerkannte Flüchtlin-
ge leben, soll weitere zehn Asylbewerber aufnehmen. 
Der Wohnungsmarkt ist angespannt, zudem gibt es 
erhebliche Vorurteile und Ressentiments gegenüber 
Flüchtlingen. Eine heftige Debatte unter verschiede-

nen Akteuren entbrennt, wo die Menschen unterge-
bracht werden sollen. Der Stadtrat hat sich in einer 
kurzfristig einberufenen Sitzung gegen die Aufnahme 
ausgesprochen, obwohl die nach dem Verteilungs-
schlüssel geltende Höchstgrenze für Flüchtlinge 
noch lange nicht erreicht ist. Das Sozialamt will die 
Kosten für die Kommune gering halten und wendet 
sich ebenfalls dagegen. Der Leiter der für Flüchtlin-
ge zuständigen Landeszentralstelle möchte die zehn 
Asylbewerber dennoch der Stadt zuweisen. Eine leer-
stehende Schule kommt als Unterkunft ins Gespräch.

Dagegen sammeln Anwohner Unterschriften. Außer-
dem ist ein Jugendtreff provisorisch in der ehemaligen 
Schule beherbergt; also machen auch einige Jugendli-
che, die ihn nutzen und behalten wollen, Stimmung 
gegen Flüchtlinge; es kommt sogar zu einer Schlägerei 
zwischen Jugendlichen und jungen Asylbewerbern. 
Die Kirchengemeinde auf der anderen Seite engagiert 
sich für die Belange der Flüchtlinge; einige Mitglie-
der bewegt das zu Austritten. Auch der Arbeitskreis 
Asyl setzt sich für menschenwürdige Wohn- und Le-
bensverhältnisse ein und startet eine Kampagne für 

Politik, plötzlich ganz nah: SchülerInnen beim Planspiel im Deutschen Bundestag
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mehr Offenheit in der Stadt. Kurz: Die Stimmung ist 
aufgeheizt. Ein Entscheidungsprozess, der die gegen-
sätzlichen Interessen der beteiligten Personen und In-
stitutionen berücksichtigt, erscheint ausgesprochen 
schwierig. Keine Frage: Dieses konkrete Szenario, das 
dem Band ‚Planspiele’ von Heinz Klippert entnom-
men ist, ist für die Teilnehmer wie die Schule eine 
große Herausforderung; nicht nur weil die Schüle-
rInnen aufgefordert sind, sich aus unterschiedlichen 
Perspektiven intensiv mit dem Themenfeld Asyl aus-
einanderzusetzen.

Schlüsselkompetenzen vermitteln

Doch was lernen SchülerInnen konkret, wenn sie Per-
spektiven verschiedener Akteure einnehmen? Eine 
Menge: über das Asylrecht und das Asylverfahren, 
über die eingeschränkten Arbeitsmöglichkeiten von 
Flüchtlingen, über Menschenrechtsverletzungen und 
Fluchtursachen, über Wohnungsnot und Ausgren-
zung, Interessenkonflikte und politische Prozesse. 

Doch das ist nur der halbe Ertrag: Planspiele sind 
längst nicht nur Instrumente zur effektiven und rea-
litätsnahen Vermittlung von Fachkenntnissen. Wir le-
ben in einer komplexen und vernetzten Welt. Ständig 
sind wir neuen Situationen ausgesetzt und müssen 
unbekannte Probleme und Aufgaben bewältigen. Das 
macht eine zukunftsorientierte Vermittlung von indi-

viduellen und sozialen Kompetenzen für eine nach-
haltige Gestaltung unserer Lebenswelt notwendig.

Planspiele schaffen eine Lernumgebung, die Personen 
in diesem Sinne Probehandeln und Planen ermög-
licht. Die Folgen von Handlungen werden unmittel-
bar sicht- und erfahrbar. Wenn von Handlungskom-
petenz geredet wird, ist damit genau das gemeint, was 
ein Planspiel ausmacht: das Formulieren von Zielen 
und Strategien, das Umsetzen von Maßnahmen zur 
Zielerreichung, die Früherkennung, Analyse und Be-
urteilung von kritischen Situationen und das Trans-
parent-Machen der Auswirkungen von Entschei-
dungen. Das alles können SchülerInnen zudem nur 
einüben, wenn sie überzeugende Teamarbeit leisten: 
indem sie Verhandlungen führen und Verabredungen 
mit wichtigen Gesprächspartner treffen. Oder indem 
sie schlagkräftige Argumentationen und überzeugen-
de Problemlösungsvorschläge für Gremien und Kon-
ferenzen erarbeiten.

Immer sind die Teilnehmenden herausgefordert, ihre 
Wertvorstellungen, Interessen und Positionen kri-
tisch zu reflektieren und sich auch in brisanten und 
sensiblen politischen Fragen ein Urteil zu bilden. 
Planspiele trainieren vernetztes Denken. Die dort ge-
machten Erfahrungen können zudem im besten Falle 
auch noch motivieren, sich in der Zivilgesellschaft der 
realen Welt zu engagieren. 

Politik zum Anfassen: Wenn 
SchülerInnen mit Politikern ins 
Gespräch kommen, wird Theorie 
plötzlich Praxis©
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Planspiele

Der Lehrerbildner und Schulentwick-
ler Heinz Klippert bündelt langjähri-
ge Erfahrungen und Experimente mit 
Rollen- und Planspielen in der schu-
lischen und außerschulischen Bil-
dungsarbeit. Zehn Planspiele mit al-
len dazugehörigen Spielmaterialien 
werden dokumentiert. Sie widmen 
sich vor allem sozialen, kommunalen, 

ökologischen, wirtschaftlichen und 
entwicklungspolitischen Problemen 
und werden für den Unterricht ab 
Klasse 8 empfohlen. Die vorgestell-
ten Beispiele sind auch vorbildlich 
für die Entwicklung von Planspielen 
zu anderen Themen. Zur Einführung 
liefert Klippert einen Überblick, wie 
Planspiele konzipiert und durchge-

führt werden. Und er zeigt, wie sich 
ihr handlungs- und erlebnisorientier-
ter Ansatz auf den schulischen Alltag 
und pädagogische Ziele positiv aus-
wirken kann.

Mit dem Planspiel kann das Thema 
Cybermobbing nachhaltig in Schu-
len und in der außerschulischen 
Bildungsarbeit verankert werden. 
Die dazugehörige Broschüre ist gut 
strukturiert, knappe Texte führen 
sowohl in das Thema als auch in die 
Methode ein. Die Simulation eines 
Falles von Cybermobbing lässt Kin-

der und Jugendliche ganz konkret 
erfahren und erleben, welche Dyna-
miken manchmal ganz unbedacht 
gemachte Klicks im Netz entfalten 
können, die von den Beteiligten 
nicht mehr beherrscht werden und 
zu gravierenden Folgen für die Leid-
tragenden führen. In dem Planspiel 
können Gruppen zudem selbststän-

dig Handlungsstrategien erarbeiten 
und reflektieren, um Cybermobbing 
gar nicht erst entstehen zu lassen. 
Kopiervorlagen für das Spiel sind auf 
der beigefügten CD zu finden.

Das Simulationsspiel ermöglicht, mit 
SchülerInnen Konflikte um den Bau 
von Moscheen aufzugreifen und die 
Positionen der verschiedenen Akteu-
re zu erarbeiten. Ziel ist die Stärkung 
der Urteilskompetenz in einem in 
den Debatten der Einwanderungs-
gesellschaft häufig sehr polarisier-
ten Konflikt. Das Modul setzt darauf, 

dass SchülerInnen Informationen 
und Hintergründe zusammentragen 
und diese zugleich quellenkritisch 
bewerten lernen. Die gesammelten 
Informationen dienen als Grundlage 
für eine Podiumsdiskussion in der 
Klasse, in der eine Debatte über den 
Bau einer Moschee exemplarisch 
nachgestellt und die unterschiedli-

chen Positionen beurteilt werden. 
Das Simulationsspiel ist Teil der Lern-
plattform ‚zwischentöne‘ und online 
verfügbar.

Bloßgestellt im Netz

Streit unter Nachbarn

Esther Christmann, Petra Wilebnowski:  
‚Bloßgestellt im Netz. Ein Planspiel zur Prävention  
von Cyber-Mobbing‘, Aktion Jugendschutz, Landes- 
arbeitsstelle Bayern, München 2014, 34 Seiten + CD

Heinz Klippert: ‚Planspiele. 10 Spielvorlagen zum 
sozialen, politischen und methodischen Lernen in 
Gruppen‘, Beltz Verlag, 5. Auflage, Weinheim und 
Basel 2008, 204 Seiten

Georg-Eckert-Institut für internationale  
Schulbuchforschung: www.zwischentoene.info
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Sport und  
Bewegung 
Leben ist Bewegung. Deshalb lieben viele Menschen 
Sport: die einen kicken auf dem Bolzplatz, die anderen 
stoßen bei Leichtathletik oder im Tanz an ihre Gren-
zen und verausgaben sich. Und noch mehr Menschen 
fiebern jedes Wochenende oder auch nur bei interna-
tionalen Wettkämpfen mit „ihrer“ Mannschaft. Sport 
ist aber nicht nur aufregend und körperlich: Zu ihm 
gehören Teamwork, klare Regeln, Fairness und Fair-
play.

Sport ist auch ein elementarer Teil des schulischen 
Unterrichts – und zwar einer, dessen Bedeutung häu-
fig unterschätzt wird. Willensstärke, Fitness, Körper-
gefühl, Lebensfreude, Fairness und Teamgeist sind 
wichtige Eigenschaften für ein gutes und erfülltes Le-
ben. Und auch für die Bildung selbstbewusster, krea-
tiver, teamfähiger, sozial kompetenter und kommuni-
kativer Jugendlicher spielen Sport und Bewegung eine 
maßgebliche Rolle. 

Immer wieder entzünden sich auch Konflikte am 
Sportunterricht: Natürlich können sich SchülerInnen 
aus gesundheitlichen Gründen vom Sport befreien 
lassen. Problematisch wird es, wenn das Nichter-
scheinen religiös begründet wird; meist geht es dann 
darum, dass Mädchen nicht in leichter Kleidung am 
Turn- oder Schwimmunterricht teilnehmen oder mit 
Jungen zusammen Sport treiben sollen. Viele Schulen 
haben inzwischen einen gewissen Spielraum, was die 
Möglichkeit des geschlechtergetrennten Sportunter-
richts anbelangt. 

Ansonsten gilt: Die religiös motivierte Ablehnung des 
staatlich garantierten Bildungs- und Erziehungsauf-
trags, der auch dem Sportunterricht zugrunde liegt, 
ist grundsätzlich nicht hinnehmbar.

Streetdance

Viele Jugendliche mögen und tanzen Streetdance, 
eine Tanzform, die in den 1970er-Jahren von afroame-
rikanischen, puerto-ricanischen und karibischen Her-
anwachsenden in New York entwickelt wurde, um der 
damals allgegenwärtigen Straßengewalt rivalisieren-
der Jugendgangs alternative Formen der Auseinander-
setzung entgegenzusetzen. Zu Streetdance gehören 
inzwischen Tanzstile des Hip-Hop wie Breakdance, 
Locking, Popping, Krumping und New Style, die welt-
weit von Jugendlichen getanzt werden. Streetdance ist 

attraktiv für Jugendliche aller Gesellschaftsschichten. 
Einer der Gründe dafür ist: Herkunft spielt hier kaum 
eine Rolle. 

Courage-Schulen laden gern TanzlehrerInnen ein, die 
Streetdance-Workshops anbieten. Jede TänzerIn in-
terpretiert dabei bestehende Bewegungsabläufe, die 
ihren Ursprung in der Musik und den Tänzen der af-
roamerikanischen Bevölkerung haben, frei zu eigenen 
Choreographien. Durch die Ausführung ihrer Bewe-
gungen verleihen die TänzerInnen ihren Emotionen 
Ausdruck, sei es Trauer, Schmerz, Freude oder auch 
Aggressivität.

Fester Bestandteil des Streetdance sind friedliche 
Wettkämpfe, so genannte Battles. Bei ihnen geht es 
darum, die eigene Persönlichkeit zum Ausdruck zu 
bringen und dabei die Gegner tänzerisch durch Kre-
ativität und Ausdauer zu übertreffen. Viele TänzerIn-
nen formieren sich in Crews, die sich gegenseitig beim 
Training unterstützen und gemeinsam zum Battle an-
treten.

Capoeira – brasilianische Kampfkunst

Capoeira ist, was der Moment bestimmt: Kampf, 
Kunst oder Spiel. Die brasilianische Kampfkunstform 
ist zugleich ein Ausdruck von Freiheit und ein Weg, 
physische, mentale und spirituelle Stärke, Ausgegli-
chenheit und Selbstachtung auszubilden.

Deshalb finden in vielen Courage-Schulen regelmä-
ßig Capoeira-Workshops statt. Manche dauern zwei 
Stunden, andere mehrere Tage. In ihnen wird ein 
Überblick über die historischen Zusammenhänge von 
Capoeira mit Bezug auf interkulturelle Begegnungen 
heute gegeben und Grundfertigkeiten der Kampf-, 
Spiel-, Musik- und Akrobatiktechniken vermittelt. 
Der Fokus liegt dabei auf Capoeira als Kommunika-
tionsform. Durch den Dialog der Bewegungen findet 
eine Begegnung auf ungewohnter, nicht etablierter 
Ebene statt und eröffnet somit neue Horizonte der 
Auseinandersetzung.

Entwickelt wurde Capoeira von afrikanischen Skla-
vInnen in Brasilien. Ihren Ländern und Kulturen, 
Stämmen und Familien entrissen, suchten sie nach 
Wegen, sich ihren Willen, ihre Identität, die Kraft 
zum Widerstand und einen inneren Zusammenhalt 
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zu erhalten oder überhaupt erst zu finden. Aus alten 
afrikanischen Kampftechniken, traditionellen religiö-
sen Ritualen, Tänzen und Musik entstand die Capo-
eira. Heimlich trainierten die SklavInnen mit Capo-
eira die zum Überleben notwendige List, Tücke und 
Kampfbereitschaft sowie die emotionalen, mentalen 
und körperlichen Voraussetzungen für ihre Flucht. Im 
gespielten Kampf wurde spiegelbildlich der tägliche 
Überlebenskampf trainiert. Heutzutage wird Capoei-
ra als Kulturgut sowie als Kampfkunst respektiert und 
weltweit als Ausdruck der Verständigung verschiede-
ner Kulturen und sozialer Schichten angesehen.

Die Roda (portugiesisch; Rad, Kreis, Runde, Drehung, 
Bekanntenkreis) ist der Kreis, den Capoeira-Tänzer 
bilden, um in ihm das Spiel der Capoeira zu prakti-
zieren. Er wird von anderen Capoeristas gebildet, die 
darauf warten, selbst in die Mitte zu kommen. Sie 
unterstützen das Spiel durch die Musik der Capoeira, 
rhythmisches Händeklatschen, mit den typischen In-
strumenten und durch das Anstimmen von Liedern. 
Die beiden Tänzer in der Mitte werden durch die Roda 
unterstützt. So entsteht ein gemeinsames Erlebnis.

Das Spiel der Instrumente wird angeführt von drei 
Berimbaus (Musikbögen) – Gunga, Médio und Viola. 
Weitere Instrumente der Capoeira sind das Pandeiro 
(Tamburin mit Schellen), die Atabaque (Konga-ähn-
liche Trommel) und gegebenenfalls ein Agogô. Die 
Berimbau-Gunga beginnt und beendet die Roda, gibt 
Rhythmus, Tempo und Art der Musik und damit auch 
des Spieles vor. Gespielt wird sie von dem Leiter der 
Roda. 

Das Spiel der Instrumente wird durch Gesang ergänzt. 
Manche Lieder sind Aufforderung zum Kämpfen, an-
dere zum ruhigen Spiel. Insgesamt kommentiert und 
lenkt die Musik das Spiel.

Ab in die Manege!

Zirkus verbindet Kunst, Körperarbeit und Bewegung 
zu einem einzigartigen Gruppenerlebnis. Ob Artistik 
in der Luft oder Bodenakrobatik, Seiltanz, Jonglieren, 
Äquilibristik (die Kunst des Gleichgewichthaltens) 
oder Clownerie: Jede und jeder Einzelne steht im 
Fokus und schult Ausdauer und Konzentration, um 

Ausdruck geht auch ohne Sprache; mit Bewegung zum Beispiel
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sein Können zu zeigen. Aber: Alle können dies nur in 
Gemeinschaft mit Anderen tun; Zirkus geht nur mit 
Teamgeist.

Zirkus ist ein Feld für unterschiedlichste Talente. Vor 
allem für solche, die zunächst gar nicht wissen, dass 
sie ein Talent haben, weil sie beispielsweise im leis-
tungsorientierten Sport bisher nur Misserfolge hat-
ten. Auch Kinder und Jugendliche aus sozial benach-
teiligten Milieus können durch den Zirkus viel soziale 
Anerkennung und Selbstwirksamkeit erfahren. Denn 
jede und jeder – ob sportlich oder nicht – kann in der 
Manege geniale Züge entfalten und einen einzigarti-
gen Beitrag zum Gesamtbild der Performance leisten.

Körpererfahrung und Grenzerkennung

Im körperlichen Miteinander entstehen aus Bewe-
gungsaufgaben kleine Kunststücke und ein Gespür 
dafür, kreativ mit dem Körper umzugehen, aber auch 
Grenzen zu erkennen. SchülerInnen haben – und 
brauchen – beim Entwickeln und Erproben akro-
batischer Fähigkeiten viel Raum für Eigeninitiative, 

Kooperationen und Körpererfahrungen. Es ist eine 
ermutigende und anspruchsvolle Übung für Jugend-
liche, gemeinsam eine Pyramide bis zur Aufführungs-
reife zu entwickeln, an deren Ende das Erlebnis steht, 
andere halten zu können oder selbst mutig ganz oben 
zu stehen. Und im Gefühl einer gemeinsamen neuen 
Stärke den Applaus zu hören.

Ein Zirkusprojekt an der Schule oder an einer Jugend-
einrichtung ist aber nicht nur eine künstlerisch-sport-
liche Aktion. Denn um ein Zirkusprojekt gemeinsam 
zu stemmen, müssen eigene Interessen vertreten und 
in der Gruppe auch schon mal unbequeme Ansichten 
geäußert und respektiert werden. 

Sport verbindet

Zusammengefasst lässt sich sagen: Tanz, Sport und 
Zirkus verbinden Menschen, denn dort können sie 
sich mit ihrem Körper ausdrücken und in einen fai-
ren Wettbewerb treten. Allerdings: Auch der Sport hat 
Schattenseiten und Kräfte, die genau das zerstören 
wollen, wofür er einsteht: Rassismus, Sexismus und 
Homophobie zum Beispiel. 

Insbesondere auf den Rängen von Fußballstadien to-
ben sich immer wieder Rechtsextreme und andere 
Rassisten aus: wenn Spieler mit schwarzer Hautfarbe 
auflaufen oder sich Fußballer oder Schiedsrichter als 
schwul outen, beispielsweise. 

Viele Vereine und Verbände setzen sich inzwischen 
gegen Menschenfeindlichkeit im Sport ein. Sie be-
treiben intensive Fanarbeit, sprechen Stadionverbote 
aus oder wenden sich mit Videobotschaften, in denen 
Rassismus, Sexismus und Homophobie geächtet wird, 
an die Öffentlichkeit. Auch an Courage-Schulen über-
nehmen viele erfolgreiche SportlerInnen, die eindeu-
tige Botschaften für Respekt und Fairness vermitteln, 
Patenschaften. 

Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage beteiligt 
sich zudem auch bei Sportevents wie beispielsweise 
den Respect Gaymes, die vom Berliner Lesben- und 
Schwulenverband organisiert werden. Bei ihnen tre-
ten junge Menschen – ob hetero-, bi-, homosexuell 
oder transgender – gemeinsam für Aufklärungsarbeit 
an Schulen und für gegenseitigen Respekt auf dem 
Sportplatz an. 

Kreativ mit dem Körper umgehen
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Der Ball ist bunt 

Weil Fußball gelebtes Weltbürger-
tum ist und Millionen SpielerInnen, 
Fans und Freizeitkicker überall auf 
der Welt begeistert, hat er viel mit 
multikulturellen Realitäten und Iden-
titäten zu tun. Davon handelt das 
Buch über die Vielfalt des Fußballs in 
Deutschland. In vielschichtigen und 
mit vielen Fotos versehenen Texten 

werden seine kosmopolitischen, 
jüdischen und multiethnischen Wur-
zeln vorgestellt. Aktuelle integrative 
Projekte werden ebenso beschrie-
ben wie der Fußballplatz als eth-
nische Kampfarena. Viele Beiträge 
sowie Interviews mit FußballerInnen 
thematisieren Gegenwart und Ver-
gangenheit des Fußballs in Deutsch-

land. Auch letztere war eng mit dem 
kosmopolitischen Traum von der 
Akzeptanz von Vielfalt und einem 
produktiven kulturellen Miteinander 
verbunden.

Tanz ist Ausdruck von Gefühlen; 
Tanz verändert die Selbstwahrneh-
mung. Man kommt in Kontakt mit 
sich selbst und der Umwelt; in der 
Gruppe macht Tanzen häufig sogar 
Tanzmuffeln Spaß. Das Buch legt 
den Schwerpunkt auf dieses Grup-
penerlebnis und das Entstehen einer 
Gemeinschaft. Vor allem der inklu-

dierende Faktor, der ein besonderer 
Schwerpunkt bei diesem Konzept 
ist, macht es interessant für den 
Unterricht. Der Zugang zu Tanz ist 
für jeden möglich, unabhängig von 
Alter, Geschlecht, Herkunft oder Fi-
gur. ‚Community Dance‘ stärkt das 
Wir-Gefühl an einer Schule und ist 
eine Form der nonverbalen Kommu-

nikation, die SchülerInnen viel Spaß 
macht. Die Autoren geben Tipps, 
wie man Leute motiviert und zeigen, 
dass Tanz als Ausdrucksform für je-
den geeignet ist.

Dass es auf den Tribünen (nicht nur) 
der deutschen Fußballstadien Pro-
bleme mit Rassismus und Homo-
phobie gibt, wird in den Medien viel 
diskutiert und kritisiert. Vier Fans, 
die zugleich Journalisten oder Wis-
senschaftler sind, haben einen Sam-
melband über die Stadien als Tatorte 
herausgegeben, der diese Thematik 

fundiert beleuchtet und dabei auch 
weniger beachtete Phänomene 
wie Sexismus, Männlichkeitswahn 
oder Antisemitismus berücksichtigt. 
Die Autoren betrachten vor allem 
die Situation in deutschen Stadien, 
schauen aber auch ins übrige Euro-
pa. Zusätzlich berichten prominente 
Fußballspieler wie Lilian Thuram 

oder Pablo Thiam von eigenen Er-
fahrungen mit Diskriminierung. Und 
es werden Strategien diskutiert, wie 
diesen Problemen nachhaltig begeg-
net werden kann.

Community Dance – Jeder kann tanzen

Zurück am Tatort Stadion

Jacalyn Carley, Royston Maldoom:  
‚Community Dance - Jeder kann tanzen. Das Praxis-
buch‘, Henschel Verlag, Leipzig 2010, 160 Seiten

Diethelm Blecking, Gerd Dembowski (Hrsg.):  
‚Der Ball ist bunt. Fußball, Migration und die Vielfalt 
der Identitäten in Deutschland‘,  
Brandes & Apsel, Frankfurt/M. 2010, 304 Seiten

G. Dembowski, J. Gabler, M. Endemann, R. Claus 
(Hrsg.): ‚Zurück am Tatort Stadion. Diskriminierung 
und Antidiskriminierung in Fußball-Fankulturen‘, 
Verlag Die Werkstatt, Göttingen 2015, 380 Seiten
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8  Ausgewählte  
Themenfelder

Dieses Handbuch handelt vor allem von einem: Von 
Antworten auf die Frage, wie Demokratie und Teil-
habe gestärkt und Menschenverachtung und Unge-
rechtigkeit geschwächt werden können. Dazu erzählt 
es viel über Ideologien der Ungleichheit; und darüber, 
warum diese zwar nicht getrennt betrachtet werden 
dürfen – aber es dennoch gut ist, sie im Einzelnen zu 
kennen. 

Dieser Logik folgt auch dieses Kapitel: Es bettet die 
für Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage zent-
ralen Themen Kolonialismus, Nationalsozialismus, 
Migration, Flucht und Asyl in historische Zusammen-
hänge ein – und vermittelt damit Informationen, die 
wichtig sind, um die Welt von heute zu verstehen. 
Kurze Texte vermitteln Orientierungswissen zu The-
menfeldern, die den Bezugsrahmen für viele Projekte 
an Courage-Schulen bilden. Dabei wird Wert darauf 
gelegt, dass alle diese Themenfelder für SchülerInnen 
zentral sind – also die Auseinandersetzung mit dem 
Nationalsozialismus beispielsweise ein bestimmen-
des Moment für alle Mitglieder der deutschen Gesell-
schaft ist, auch für jene nichtdeutscher Herkunft.

Dieses Kapitel führt auch in ein Themenfeld ein, das 
die Welt in der Schule zusammenrücken lässt – und 
dafür sorgen kann, sie ein bisschen besser zu machen: 
Globales Lernen macht darauf aufmerksam, dass wir 
schon beim Frühstück von Lebensmitteln aus der 
ganzen Welt umgeben sind und unsere Urlaube zwi-
schen Thailand und Kanada verbringen. Die Welt ist 
zusammengewachsen; und wir sind mitverantwort-
lich für das, was am nur vermeintlich anderen Ende 
der Welt passiert. Und: Wir können etwas tun. 

Die Welt verstehen 180

Kolonialismus 182
Material 185

Nationalsozialismus 186
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Die Geschichte der Migration 190
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Oberstes Ziel des Netzwerks Schule ohne Rassismus – 
Schule mit Courage ist, jeder Form von Ungleichwer-
tigkeitsdenken couragiert entgegenzutreten – und so 
für eine friedvollere und liebenswertere Welt einzu-
treten. Wie das gelingen kann, davon handelten die 
vorausgegangenen Kapitel. 

Dieses Kapitel hat einen anderen Charakter. Es greift 
die fünf Themenfelder Kolonialismus, Nationalsozi-
alismus, Migration, Flucht und Asyl sowie Globales 
Lernen auf und bettet sie in historische Zusammen-
hänge ein – ist doch die Welt von heute nicht ohne 
Wissen um die historischen Krisen und Katastrophen 
der Menschheit zu verstehen. Kurze Texte geben 
Orientierungswissen zu diesen Themen- und Hand-
lungsfeldern, die den Bezugsrahmen für viele Projekte 
an Courage-Schulen bilden.

Lernen aus der Geschichte

Sowohl die Verbrechen des Kolonialismus wie auch 
jene in der NS-Zeit konnten nur geschehen, weil Wis-
senschaftler, Schriftsteller und Politiker mit ihren 
Schriften und Reden die scheinbare Rechtfertigung 
für die Unterwerfung, Versklavung und Ermordung 
von Millionen Menschen lieferten: nämlich die Idee, 
dass es „höherwertiges“ und „unwertes“ Leben gibt, 
das vernichtet werden darf, wenn es keinen erkennba-
ren „Nutzen“ für die Mächtigen hat.

Die Folgen des europäischen Kolonialismus bestim-
men bis heute Wirtschaft und Politik vieler Länder 
vor allem auf der südlichen Halbkugel. Auch in deut-
schen Klassenzimmern wird Kolonialismus behan-
delt; allerdings zumeist ausschließlich mit Blick auf 
andere europäische Staaten oder die Geschichte der 
Sklaverei in Amerika. 

Eine Beschäftigung mit der deutschen Kolonialge-
schichte kommt nur langsam in Gang. Erst in den 
vergangenen Jahren erscheinen erfreulicherweise 
auch Publikationen und Handreichungen für den Un-
terricht; und die Zahl der Angebote, die Schulen pä-
dagogische Zugänge zu diesem Themenfeld eröffnen, 
wächst. 

Die Zeit des Nationalsozialismus mit Millionen Op-
fern, der die Grundfeste der durchaus auch damals 
schon multikulturellen deutschen Gesellschaft zer-

störte, beweist eindeutig: Vergangenheit vergeht 
nicht so einfach, Katastrophen wirken Jahrzehnte 
nach und prägen Generationen. Wie aber kann eine 
Erinnerungskultur aussehen, die alle SchülerInnen 
gleichermaßen anspricht, unabhängig davon ob sie 
ihre familiären Wurzeln in Hannover, Athen oder 
Ankara haben? Welche universellen Fragen stellen 
sich bei einem gemeinsamen Blick in die Geschichte? 
Diese Fragen zu beantworten ist eine spannende He-
rausforderung für jede Klasse und jede Aktivengruppe.

Migration gestern und heute

Wer sich einmal mental 60 Jahre zurückversetzt und 
das urbane Leben in Deutschland aus dem Blickwin-
kel der 1950er-Jahre betrachtet, fragt sich vielleicht: 
Warum sind sie eigentlich hierhergekommen, all die 
Italiener, Araber, Vietnamesen, Kroaten, Polen, Tür-
ken, Russen, Ghanaer, Serben, Griechen, Spanier, 
Peruaner, Iren, Amerikaner und Libanesen, die inzwi-
schen hier leben? 

Kaum ein Thema ist so von Mythen umrankt wie 
die Geschichte der Migration nach Ost- und West-
deutschland in den zurückliegenden Jahrzehnten. 
Wer waren die Gastarbeiter in der Bundesrepublik? 
Wer die Vertragsarbeiter in der DDR? Und warum be-
zeichnet man manchen polnischen Arbeiter als Wan-
derarbeitnehmer? Unwissenheit ist ein idealer Nähr-
boden für abenteuerliche Gerüchte und Vorurteile. 
Um den tiefen Wandel nachvollziehen zu können, den 
die weltweiten Migrationsbewegungen seit Mitte des 
20. Jahrhunderts in Deutschland bewirkten, sind Hin-
tergrundinformationen nötig. 

Keine Schule führt gleichsam wie auf einer fernab ge-
legenen Insel ein Leben losgelöst vom Rest der Welt; 
heute weniger als je zuvor. Richtig ist: Die rasanten 
globalen Veränderungen schlagen sich unmittelbar im 
Schulalltag nieder. 

Die meisten SchülerInnen in Deutschland nehmen 
Flüchtlingsströme und Kriege, Umweltkatastrophen 
und tiefe Wirtschaftskrisen nur medial vermittelt 
wahr; einige allerdings auch nicht: Kindern und Ju-
gendlichen, die selbst fliehen mussten, sitzen Erfah-
rungen von Krieg, Not und Flucht unter der Haut. 
Die meisten haben schreckliche Dinge erlebt. Zudem 
befinden sie sich mit ihrem Status als Flüchtlinge in 

Die Welt  
verstehen
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einer prekären rechtlichen und sozialen Lage, die 
unmittelbar auf ihren Schulalltag durchschlägt. Die 
Fluchtursachen wie auch die Rechtslage von Flücht-
lingen in Deutschland sowie europa- und weltweit 
sind komplex; fundiertes Wissen ist da hilfreich. 

Global vernetzte Welt

Die weltweiten Konfliktherde, Terror und Krieg drän-
gen die Tatsache in den Hintergrund, dass viele dieser 
Konflikte mehr mit uns und unserer Lebensweise zu 
tun haben, als wir uns eingestehen wollen. Ein Bei-
spiel: Das aktuelle kapitalistische Wirtschaftssystem 
und das weltweite Ökosystem sind nicht länger mitei-
nander vereinbar – der Klimawandel ist zur Existenz-
krise für die Menschheit geworden. 

Doch wie orientieren sich SchülerInnen in dieser Ge-
mengelage einer global vernetzten und sich rasant 
wandelnden Welt? Wenn Schule zum Lernort werden 
soll, der Kindern und Jugendlichen ein umfassendes 
Verständnis der globalen Weltgesellschaft vermittelt, 
folgen daraus pädagogische Konsequenzen. In kaum 

einem anderen Feld der politischen Bildung sind in 
den letzten Jahren so zahlreiche Beispiele guter päda-
gogischer Praxis entstanden wie in der entwicklungs-
politischen Bildungsarbeit. 

Umfangreiches Wissen zu diesen Themenfeldern zu 
erwerben reicht nicht aus. Wenn aus der Auseinan-
dersetzung keine Handlungen folgen, werden Poten-
ziale verschenkt – beispielsweise wenn das Schulcafé 
nur über fairen Handel diskutiert, nicht aber sein An-
gebot auf fair gehandelte Produkte umstellt. Formate 
des Globalen Lernens bieten hier handlungsorientier-
te Vorschläge, weshalb dieses Kapitel mit dessen viel-
fältigen Möglichkeiten abschließt.

Die folgenden Themenfelder sind keineswegs als ab-
geschlossene Lerneinheiten zu betrachten. Vielmehr 
geht es uns als Bundeskoordination von Schule ohne 
Rassismus - Schule mit Courage darum, methodisch 
geeignete Zugänge zu entwickeln, um die komplexen 
Zusammenhänge zwischen Phänomenen wie Koloni-
algeschichte, Flucht, Arbeitsmigration oder dem Kli-
mawandel zumindest erkennbar zu machen. 

Nichts ist wirklich weit weg: Auch der Inhalt dieser Container hat etwas mit uns zu tun
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Das Wort Kolonie stammt vom lateinischen colona-
re ab, was so viel wie „bebauen oder „Land bestellen 
bedeutet. Als Kolonie wird im weitesten Sinne eine 
Niederlassung abseits des ursprünglichen Siedlungs-
gebiets bezeichnet. Im engeren Sinne beschreibt der 
Begriff ein Gebiet, das aus strategischen oder ökono-
mischen Gründen erobert und in Abhängigkeit gehal-
ten wird. 

Kolonien im erstgenannten Sinne gab es schon in der 
Antike. Die Phönizier und später die Griechen grün-
deten im Mittelmeerraum Niederlassungen, die im-
mer größere Eigenständigkeit erlangten, aber über 
Handel und religiöse Kontakte mit ihren Mutterstäd-
ten verbunden blieben: Neapel in Süditalien, Syrakus 
auf Sizilien, Marseille in Südfrankreich und mehrere 
Orte in Kleinasien, in Nordafrika und am Schwarzen 
Meer. Auch die Römer weiteten über urbane Ableger 
ihren Herrschaftsbereich aus: beispielsweise nach 
Köln (lat.: Colonia). Auch seefahrende Völker wie die 
Normannen und Wikinger gründeten Kolonien au-
ßerhalb ihrer Regionen; und Stadtstaaten wie Venedig 
oder Genua errichteten im frühen Mittelalter Han-
delsniederlassungen und Flottenstützpunkte rund 
um das Mittelmeer. 

Vom 16. ins 20. Jahrhundert

Als eigentliches Zeitalter des Kolonialismus gilt die 
Epoche zwischen dem 16. und 20. Jahrhundert, als sich 
die großen europäischen Mächte ganze Landstriche 
und Regionen außerhalb ihres Kontinents aneigneten 
und die einheimische Bevölkerung unterwarfen, Men-
schen versklavten und bisweilen auch ermordeten. 
Kolonien waren abhängige Gebiete, die vom Zentrum 
einer imperialen Macht aus regiert und wirtschaftlich 
ausgebeutet wurden und deren Bewohnern wenige 
bis gar keine Rechte zugestanden wurden. 

Mit der Ära europäischer Seefahrer – Christoph Ko-
lumbus, der Amerika „entdeckte“, Vasco da Gama, der 
den Seeweg nach Indien fand – begann auch das Zeit-
alter des Kolonialismus. Die Gründe für diesen ein-
maligen Expansionskurs europäischer Mächte waren 
vielfältig: die Entstehung des kapitalistischen Wirt-
schaftsmodells, neue Entdeckungen in Wissenschaft 
und Technik, die Tatsache, dass der Handel über die 
Seidenstraße durch die osmanische Eroberung Kon-
stantinopels erschwert worden war, trugen dazu bei. 

Portugal stieg durch seine Stützpunkte und Kolonien 
in Afrika, Arabien, Südamerika und Asien zum ersten 
tatsächlichen Weltreich auf. Dienten die ersten Sied-
lungen in Goa (Indien), Ceylon (Sri Lanka), auf den 
Kapverden oder Macao (China) noch dazu, Handels-
routen zu sichern, wurden später großflächige Gebie-
te wie das heutige Brasilien, Angola und Mosambik 
erschlossen und wirtschaftlich ausgebeutet. 

Portugal, Spanien, Niederlande

Zu Portugals größtem Konkurrenten schwang sich 
bald das katholische Königreich Spanien auf, das nach 
der Reconquista, der Vertreibung der Mauren von der 
Iberischen Halbinsel, auf weitere Eroberungen aus 
war. Es ließ seine jungen Adligen und Abenteurer in 
die neu entdeckten Gebiete in Mittel- und Südameri-
ka sowie der Karibik ausschwärmen. Die Aussicht auf 
Gold, Silber und andere sagenhafte Reichtümer lockte 
Eroberer wie Hernán Cortés und Francisco Pizarro in 
Auseinandersetzungen mit dem Aztekenreich in Me-
xiko und dem Reich der Inka in Peru. Beide wurden 
besiegt und zerschlagen, ihre Gebiete zu Kronkoloni-
en erklärt und die indigene Bevölkerung versklavt.

 Weil viele von ihnen die brutale Ausbeutung und ein-
geschleppte Krankheiten nicht überlebten, sahen sich 
die spanischen Eroberer bald nach Ersatz um. So ka-
men sie darauf, Menschen aus Afrika als Arbeitskräf-
te auf den Kontinent verschleppen zu lassen. Hinzu 
kam die Missionierung der indigenen Bevölkerung 
und später auch der versklavten Afrikaner, um das 
Christentum in die Welt zu tragen, die vermeintlichen 
„Wilden“ zu zivilisieren und ihre ursprüngliche „heid-
nische“ Kultur und Religion auszulöschen. 

Das spanische Weltreich erstreckte sich zu seinen bes-
ten Zeiten über große Teile Südamerikas, Mittelameri-
kas und der Karibik sowie, im 17. und 18. Jahrhundert, 
den Südwesten der USA bis zu den Philippinen und 
einigen pazifischen Inseln. Die spanische Hegemonie 
wurde erst durch lokale Unabhängigkeitsbewegungen 
wie die Haitianische Revolution von 1804, vor allem 
aber durch die kolonialen Ambitionen konkurrieren-
der Großmächte wie Großbritannien, Frankreich und 
den Niederlanden gebrochen. 

Kaum, dass sie ihre Unabhängigkeit von den Spaniern 
erlangt hatten, begannen die Niederlande ihnen als 

Kolonialismus
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Kolonialmacht Konkurrenz zu machen. Lokale Kauf-
mannsgesellschaften schlossen sich 1602 in der Nie-
derländischen Ostindien-Kompanie zusammen und 
übernahmen nach und nach die wichtigsten portu-
giesischen Niederlassungen in Ostasien. Das Ziel: die 
so genannte Gewürzroute, den Seeweg von den heute 
indonesischen Molukken um das Kap der Guten Hoff-
nung bis nach Europa zu kontrollieren. 

Großbritannien, Frankreich, Russland

Vom 17. bis zum 19. Jahrhundert stiegen Großbritan-
nien und Frankreich zu den führenden Weltmächten 
auf. Während sich Frankreich in Nordamerika und 
der Karibik, vor allem aber in Afrika und Südostasien 
engagierte, breitete sich das britische Empire auf dem 
indischen Subkontinent und im Pazifik aus. Nachdem 
sich die britischen Siedler im Norden Amerikas im 18. 
Jahrhundert von der Krone losgesagt und ihre Unab-
hängigkeit erklärt hatten, verlegte sich das Königreich 
auf die Besiedlung Australiens und Neuseelands. 

Auch das Zarenreich in Russland setzte, nachdem es 
sich durch die Kolonisierung Sibiriens bis nach Ost-
asien und kurzzeitig sogar nach Alaska in Nordameri-
ka ausgedehnt hatte, auf Expansion. Im Süden breite-
te es sich in Zentralasien aus, wo es sich auf der Krim 
mit dem Osmanischen Reich und in Afghanistan mit 
Großbritannien bekriegte. 

Deutschlands Geschichte als Kolonialmacht begann 
spät. Auch wenn das Königreich Preußen erste Schrit-
te nach Übersee unternommen hatte, setzte die ei-
gentliche Entwicklung erst nach der Reichsgründung 
1871 ein. 

Der Einflussbereich Deutschlands

Zu den wichtigsten deutschen Kolonien und „Schutz-
gebieten“ zählten „Deutsch-Südwestafrika“ (heute Na-
mibia), „Deutsch-Westafrika“, das Gebiete im heutigen 
Kamerun und Togo umfasste, und „Deutsch-Ostafri-
ka“, das sich über Teile der heutigen Staaten Tansa-
nia, Ruanda und Burundi erstreckte. Hinzu kamen als 
Überseekolonien im südlichen Pazifik „Deutsch-Neu-
guinea“ und eine Reihe kleinerer Südsee-Inseln, die 
teilweise Namen wie „Bismarck-Archipel“ erhiel-
ten. Durch die Niederlage im Ersten Weltkrieg blieb 
Deutschlands Kolonialgeschichte eher eine Episode. 
Dass es in dieser kurzlebigen Ära bei der Niederschla-
gung von regionalen Aufständen und Revolten auch 
zu großen Massakern wie dem Völkermord an den 
Herero im Südwesten Afrikas kam, wurde lange ver-
drängt und kehrt erst seit wenigen Jahrzehnten all-
mählich wieder ins öffentliche Gedächtnis zurück. 

Gegen Ende des 19. Jahrhunderts hatten die europä-
ischen Großmächte große Teile der Welt unter sich 
aufgeteilt. Im Jahr 1914, als der Erste Weltkrieg aus-
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brach, befand sich die Hälfte der Weltbevölkerung un-
ter ihrer Herrschaft. Doch antikoloniale Bewegungen 
erhielten in allen Weltgegenden immer mehr Zulauf, 
nationale Befreiungsbewegungen machten auch mi-
litärisch gegen die Kolonialmächte mobil. Nach 1945 
setzte die Ära der Dekolonisierung ein. Immer mehr 
Staaten wurden formal unabhängig. Politisch, wirt-
schaftlich und kulturell sind viele bis heute von ihren 
ehemaligen „Mutterländern“ abhängig. 

Die Unterwerfung ganzer Erdteile verdankten die 
europäischen Mächte dem technischen und sozialen 
Fortschritt, mit dem sie dem Rest der Welt lange Zeit 
voraus waren. Ihre militärische und wirtschaftliche 
Überlegenheit führten dazu, dass sie sich denen, die 
sie unterwarfen, auch kulturell und oft sogar mora-
lisch überlegen fühlten. Anfangs wurde die Koloni-
sierung häufig religiös begründet – als göttlicher Auf-
trag, das Christentum in die Welt zu tragen. Später, im 
Zeitalter der Aufklärung, spiegelte sich die europäi-
sche Hybris in Theorien einer vermeintlich rassischen 
Höherwertigkeit wider, die mit pseudowissenschaft-

lichen Erklärungen nach biologischen Argumenten 
dafür suchten, die Herrschaft über andere Menschen 
und Völker zu legitimieren. Diese Ideen gipfelten im 
Rassenwahn der Nationalsozialisten, die vor allem da-
nach trachteten, den Osten Europas zu kolonisieren. 

Aber auch Kolonialisten, die weder so rassistisch noch 
religiös argumentierten, pflegten einen eurozentri-
schen Dünkel. In Frankreich hing man der Vorstel-
lung einer „Mission Civilatrice“ an: Dass man anderen 
Völkern überlegen sei, verpflichte dazu, ihnen die Seg-
nungen der europäischen Zivilisation nahezubringen, 
notfalls mit Gewalt. Der britische Schriftsteller Ru-
dyard Kipling brachte diese Vorstellung auf die Formel 
von der „Bürde des weißen Mannes“. So wurde Koloni-
alismus zu einem Akt der Menschenliebe umgedeutet. 

Spuren und Erbe des Kolonialismus

Der Kolonialismus hat nicht nur jene Gegenden der 
Welt geformt, die einst unter europäischer Herrschaft 
standen. Er hat auch tiefe Spuren in der europäischen 
Geschichte hinterlassen. Der Reichtum und die Pracht 
europäischer Metropolen wie Madrid, Amsterdam, 
Paris oder London wäre ohne die Ausbeutung von 
Kolonien kaum möglich gewesen. In der Architektur 
und im Mobiliar hat sich ein eigener Kolonialstil he-
rausgebildet, der in der Inneneinrichtung noch heute 
gerne nostalgisch zitiert wird – mit dunklen Tropen-
hölzern und Naturmaterialien wie Bambus, Rattan, 
Leinen, Kokosfasern oder Leder, mit ausladenden 
und mächtigen Formen und eher schlichten, warmen 
Farben. Genussmittel wie Zucker, Kaffee, Tabak, Reis, 
Kakao, Gewürze und Tee, die man früher im Koloni-
alwarenladen kaufen konnte, finden sich in jedem Su-
permarkt. 

Der Kolonialismus hat aber auch den europäischen 
beziehungsweise „westlichen“ Blick auf den Rest der 
Welt geprägt. Denn auch wenn seine Ära vorbei ist: 
Die Vorstellung, die europäische Kultur als einzig 
wahre Zivilisation zu begreifen, spukt noch in vie-
len Köpfen herum. Als Postkolonialismus bezeichnet 
sich eine Strömung, deren VertreterInnen vor allem 
aus Soziologie, Literatur- und Kulturwissenschaften 
stammen. Sie fragen, inwieweit der „koloniale Blick“ 
auch heute noch in Literatur, Politik, Medien und Ge-
schichtsschreibung, vorherrschend ist – und suchen 
gezielt nach dem Blick „der Anderen“. 

Kämpfer in Äthiopien gegen die italienische Besatzung 1936
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Deutscher Kolonialismus

Die Meinung, dass Deutschlands 
Engagement als Kolonialmacht un-
bedeutend gewesen sei, ist ebenso 
weit verbreitet wie falsch. Tatsäch-
lich hatte der deutsche Kolonialis-
mus nicht nur in den ehemaligen 
Kolonien verheerende – und bis zum 
Genozid reichende – Auswirkungen. 
Auch bei uns wirken koloniale und 

kolonialrassistische Bilder, Begriffe 
und Assoziationen in der Alltagskul-
tur bis heute fort. Der vom Informa-
tionszentrum Dritte Welt in Freiburg 
herausgegebene Reader versam-
melt zahlreiche Beiträge namhafter 
WissenschaftlerInnen, die in der 
Zeitschrift iz3w seit 1989 erschienen 
sind. Die ExpertInnen beleuchten 

historische Prozesse ebenso wie 
kontroverse Debatten, Vergangen-
heitspolitik und Revisionismus und 
(post-)koloniale Vorstellungswelten.

Mit seiner ‚Bilderschule der Her-
renmenschen’ hat der Historiker 
Joachim Zeller einen originellen 
Bild-Text-Band zur deutschen Koloni-
algeschichte vorgelegt. Der Rückgriff 
auf Reklamebilder des späten 19. 
und beginnenden 20. Jahrhunderts 
eröffnet ein eindrucksvolles Kalei-
doskop des visuellen Horrors. So re-

produzierten millionenfach unter das 
Volk gebrachte Sammelbildchen vol-
ler kolonialistischer und rassistischer 
Motive so ziemlich alle Stereotype 
der damaligen Zeit. Diese ordnet der 
Autor ein und kommentiert kritisch 
ihre Funktion: nämlich die Legitima-
tion der Unterwerfung und Ausbeu-
tung des vermeintlichen „Rests der 

Welt“. Wer seinerzeit durch diese 
Bilderschule des Kolonialismus ge-
gangen war, so darf man vermuten, 
der hatte seine Lektion vom überle-
genen Weißen gründlich gelernt.

Branntwein, Bibeln und Bananen

Bilderschule der Herrenmenschen

Heiko Möhle (Hrsg.): ‚Branntwein, Bibeln und 
Bananen. Der deutsche Kolonialismus in Afrika – 
eine Spurensuche‘, Assoziation A, 4. überarbeitete 
Auflage Berlin 2011, 180 Seiten

  
‚Deutscher Kolonialismus‘, Informationszentrum 3. 
Welt (Hrsg.), Freiburg 2013, 202 Seiten, als CD oder 
PDF bestellbar unter:
www.iz3w.org

Joachim Zeller: ‚Bilderschule der Herrenmenschen. 
Koloniale Reklamesammelbilder‘  
Christoph Links Verlag, Berlin 2008, 256 Seiten

Ein beeindruckender Band über den 
deutschen Kolonialismus. Detailge-
nau legen die AutorInnen des gut 
illustrierten Werks – ausgehend von 
Hamburg – die verdrängten, aber 
immer noch vorhandenen Spuren 
des deutschen Kolonialismus frei. 
Sie untersuchen den Sklavenhandel 
und die Ausrottungskriege gegen die 

Herero und Nama im heutigen Nami-
bia, den Kolonialhandel und seine 
wichtigsten Produkte, die Rolle der 
Institutionen, Wissenschaften und 
Missionen, die Pläne der Nazis sowie 
die Nachwirkungen des deutschen 
Kolonialismus bis heute. Das Buch 
zeichnet sich dadurch aus, dass es 
die kritische Geschichtsschreibung 

des deutschen Kolonialismus mit ei-
ner regionalgeschichtlichen Spuren-
suche vor Ort sowie erinnerungspoli-
tischen Debatten verknüpft.

Material
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Die Folgen der nationalsozialistischen Herrschaft 
sind auch nach mehr als 70 Jahren noch spürbar. Die 
Vernichtung des europäischen Judentums, der Völ-
kermord an den Sinti und Roma, der Vernichtungs-
krieg im Osten und die Massenmorde an politischen 
Gegnern, Kranken, Homosexuellen und Deserteuren 
im Reich und im besetzten Europa haben tiefe und 
schmerzhafte Spuren hinterlassen. Und auch wenn 
Geschichte sich nicht einfach wiederholt, gilt: Was 
einmal geschehen ist, macht für immer deutlich, 
wozu Menschen fähig sind. 

Erziehung nach Auschwitz

Der Philosoph Theodor W. Adorno formulierte den 
daraus resultierenden Appell an die deutsche Pädago-
gik im Jahr 1966 so: Die oberste Forderung an Erzie-
hung sei: Auschwitz dürfe sich nicht wiederholen!

Ein Blick auf das zunächst geteilte Gedenken in Ost- 
und Westdeutschland macht schnell deutlich, dass es 
lange Zeit ideologisch begründete Unterschiede in 
der jeweiligen Sicht auf Verfolgte des NS-Regimes gab. 
Der staatlich verordnete Antifaschismus der DDR hob 
von Beginn an das Gedenken an politisch Verfolgte so-
wie den kommunistischen Widerstand besonders her-
aus, andere Opfergruppen blieben im Hintergrund. In 
Westdeutschland hingegen setzte nur zögerlich und 
erst spät, nämlich in den 1970er-Jahren, eine umfas-
sende Spurensuche nach den Schicksalen der Opfer 
des Nationalsozialismus ein. Opfergruppen wie Ho-
mosexuelle, ZwangsarbeiterInnen oder Wehrmachts-
deserteure mussten danach noch Jahrzehnte um die 
volle Anerkennung als Verfolgte des NS-Regimes und 
um eine minimale materielle Entschädigung ringen. 

Nach zähem erinnerungspolitischem Ringen gehört 
heute das Gedenken an die Opfer des Nationalsozi-
alismus zur bundesrepublikanischen Identität. Der 
Nationalsozialismus ist aber nicht nur Teil der deut-
schen, jüdischen und europäischen Geschichte. Die 
Erinnerung daran mahnt die ganze Menschheit.

Jedes während der NS-Zeit verübte Verbrechen ist 
gleichermaßen unmenschlich. Für ein würdiges Ge-
denken müssen alle Verfolgtengruppen einen Platz im 
Gedenken an die nationalsozialistische Katastrophe 
erhalten, gelebte Erinnerung darf das Leid der Opfer 
nicht hierarchisieren. 

Neben den Juden wurden in der nationalsozialisti-
schen Ordnung namentlich die Slawen in Polen, auf 
dem Balkan und in der Sowjetunion, sowie die Sin-
ti und Roma als „Untermenschen“ bezeichnet. Mehr 
als 20 Millionen ZwangsarbeiterInnen wurden als 
Arbeitssklaven ausgebeutet, viele starben. Dennoch 
hat die systematische Vernichtung des europäischen 
Judentums eine besondere Qualität. Sie steht paradig-
matisch für den barbarischen Charakter des NS-Regi-
mes und seiner Verbündeten. Denn die Nazis vernich-
teten Juden, derer sie habhaft werden konnten, nur 
weil sie Juden waren. 

Dieser Zivilisationsbruch lässt sich weder allein durch 
den Verlauf der gescheiterten jüdischen Emanzi-
pation in Deutschland oder der Radikalisierung im 
Kriegsgeschehen noch mit Besonderheiten eines spe-
zifisch deutschen Antisemitismus erklären. Der zeit-
genössische Antisemitismus grassierte in vielen Län-
dern Europas. Die Nationalsozialisten erhoben aber 
die Ausgrenzung und die Ermordung ganzer Bevölke-
rungsgruppen zum Kern staatlicher Politik. 

Die Schicksale der Ermordeten und Überlebenden 
zu begreifen, scheint schwer möglich; liegt doch die 
schiere Zahl der mehr als 55 Millionen Toten, die al-
lein im zweiten Weltkrieg starben, jenseits dessen, 
was wir uns vorstellen können. Deshalb haben bio-
grafische Zugänge in der pädagogischen Erinnerungs-
arbeit einen hohen Stellenwert. Wenn die Opfer ein 
Gesicht, einen Namen und eine individuelle Biografie 
bekommen, finden wir, ausgehend von unserer eige-
nen Lebensgeschichte, leichter einen Zugang. Ein gu-
tes Beispiel dafür ist das weltweit bekannte Tagebuch 
der Anne Frank. 

Geschichte muss erinnert werden

Die NS-Geschichte stellt jede Vision einer möglichen 
friedlichen und demokratischen Welt radikal infrage. 
Es gilt die Verbrechen und ihre Ursachen zu begreifen 
– soweit das überhaupt möglich ist. Die naheliegen-
de Frage, wie es zur Vernichtung von Millionen Men-
schen kommen konnte, entzieht sich in jeder Hinsicht 
schnellen Antworten. Warum sich junge Menschen 
mit Ereignissen auseinandersetzen sollten, die Jahr-
zehnte zurückliegen, leuchtet hingegen schnell ein: 
Erinnerung an die Geschichte ist eine unverzichtbare 
Voraussetzung für die Demokratie. 

Nationalsozialismus
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Das Gedenken an die Opfer erinnert an die zivilisa-
torischen Normen, die der Nationalsozialismus mit 
Füßen trat und mahnt uns, empathisch gegenüber 
heute verfolgten Minderheiten und Opfern politi-
scher Gewalt zu sein. Einen erinnerungspolitischen 
„Schlussstrich“ unter die Auseinandersetzung mit der 
Geschichte, wie ihn manche fordern, kann es nicht 
geben. Es ist in Deutschland noch längst nicht selbst-
verständlich, jüdischen oder muslimischen Glaubens 
zu sein. Synagogen müssen rund um die Uhr bewacht 
werden, Moscheen werden bedroht. 

Unabdingbar: Empathiefähigkeit

Für Schulen des Courage-Netzwerks steht außer Fra-
ge, dass die Konfrontation mit dem Nationalsozialis-
mus Fragen aufwirft, denen sich jede Generation aufs 
Neue annähern und für die sie individuelle Wege des 
Gedenkens finden muss. Lernen aus der Geschichte 
will von der Schuld der TäterInnen zur Verantwor-
tung der nachfolgenden Generationen gelangen. Das 
fördert – und fordert – Empathievermögen und die 
Fähigkeit, Menschen als gleichwertig anzuerkennen.

Die NS-Geschichte ist eine globale. Die Schülerschaft 
in Deutschland ist im Wandel; immer mehr Jugend-
liche aus Familien nichtdeutscher Herkunft gehören 
zur bundesrepublikanischen Erinnerungsgemein-
schaft. Wer meint, dass diese sich nicht mit „Ausch-
witz“ beschäftigen sollten, weil die deutsche und 
europäische nicht ihre Geschichte sei, grenzt verant-
wortungslos aus. Das gilt insbesondere auch, wenn 
einige jener Jugendlichen meinen, der Nationalsozia-
lismus sei nur ein Thema der Deutschen. Geschichte 
betrifft alle Mitglieder einer Gesellschaft; unabhängig 
davon, ob die Familie einen herkunftsdeutschen Hin-
tergrund hat oder eingewandert ist. Und: Auch fami-
lienbiografische Anknüpfungspunkte sowie aktuelle 
Bezüge zur NS-Zeit finden sich bei jedem.

Ein globaler Blick deckt nicht nur Verbrechen von 
MittäterInnen aus vielen europäischen Ländern auf. 
Ebenso lassen sich in allen Regionen HelferInnen 
und mutige RetterInnen entdecken – ebenso wie dra-
matische Opferschicksale. Und auch Verfolgte des 
Nazi-Regimes suchten in vielen Ländern der Welt 
Zuflucht. Deshalb macht es Sinn, in der Schule die 

Einen Umgang mit dem Gedenken zu finden ist an vielen Courage-Schulen ein zentrales Thema
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geografische Perspektive zu erweitern und die Bezie-
hungsgeschichte anderer Länder zum Nazi-Regime 
aufzugreifen. Dann wird deutlich, dass es einen viel 
intensiveren Bezug zwischen der Geschichte der Her-
kunftsländer von SchülerInnen mit Migrationshinter-
grund – beispielsweise mit türkischer Herkunft – und 
der NS-Geschichte gibt als gemeinhin angenommen. 

Auch heute werden Gedenktafeln für die Opfer natio-
nalsozialistischer Verbrechen mit Hakenkreuzen oder 
SS-Runen besprüht, Synagogen angegriffen und jüdi-
sche Friedhöfe geschändet. Antisemitische Phrasen 
und Stereotype von Juden als „Christusmörder“ oder 
„Geldjuden“ sowie Verschwörungstheorien über ein 
„weltbeherrschendes Judentum“ spuken nicht nur in 
Köpfen von Nazis herum. Antisemiten mit und ohne 
Migrationshintergrund skandieren judenfeindliche 
Parolen auf Demonstrationen. Der Hass auf Homose-
xuelle wird von erzkonservativen Evangelikalen genau 
wie von Islamisten offen gezeigt. Und auch der Anti-
ziganismus treibt bei polnischstämmigen wie bei ara-
bischen SchülerInnen Blüten. 

Verantwortung aus der Geschichte zu übernehmen 
fordert Zivilcourage gegen jede Form von Gewalt, 
unabhängig davon, ob die Täter jüdische Friedhöfe 
schänden, Moscheen angreifen, Obdachlose ermor-
den oder ein antifaschistisches Jugendzentrum zer-
stören.

Jugendliche benötigen fundierte Kenntnisse, um die 
Zeit von 1933 bis 1945 zu verstehen, in der Rassismus 
und Antisemitismus zum Maß von Recht und Gesetz 
wurden. Umfangreiches Faktenwissen allein reicht 
allerdings nicht aus, um per se gegen Menschen-
verachtung zu immunisieren: schließlich studieren 
Rechtsextremisten am eifrigsten die rassistischen, an-
tisemitischen Schriften und Verbrechen ihrer histori-
schen Vorbilder. 

Gedenken an Courage-Schulen

An Gedenktagen wird jährlich am 9. November der 
Pogrome gegen Juden 1938 gedacht, am 27. Januar 
der Befreiung des Vernichtungslagers Auschwitz im 
Jahr 1945, sowie am 8. Mai an das Ende des Zweiten 
Weltkriegs und seine Folgen erinnert. So manches 
Mal erscheinen die offiziellen Gedenkveranstaltungen 
als Pflichttermine für Politik und Medien. Zeitungen 
widmen ihnen nur kleine Notizen; selten sind auf den 
Fotos Jugendliche zu sehen. Dem wirken viele Projek-
te an Courage-Schulen durch Aktionen zum Geden-
ken entgegen; beispielsweise mit einer Ausstellung 
zum Schicksal jüdischer SchülerInnen an der eigenen 
Schule oder mit der Verlegung von „Stolpersteinen“ in 
der Nachbarschaft. Die Auseinandersetzung mit dem 
Nationalsozialismus muss Kopf und Herz erreichen, 
um ein humanes Menschenbild, ebensolche Wertvor-
stellungen und Empathiefähigkeit zu vermitteln. 

An der Berliner Manfred-von- 
Ardenne-Schule stehen  
Gedenktage im Jahreskalender©
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Rechte Musik und Symbole

Jugendliche begeistern sich für Mu-
sik. Das wissen auch Neonazis und 
versuchen, über diese, mit ihren 
Symbolen und ihrer Ideologie an 
Schulen Fuß zu fassen. Dabei nutzen 
sie alle möglichen Musikrichtungen: 
Volkslieder, Rock, Metal oder Hip-
Hop. Das von der Bundeskoordinati-
on Schule ohne Rassismus – Schule 

mit Courage herausgegebene The-
menheft hilft, rechte Musikangebote 
zu erkennen und so erfolgreicher 
gegen die Verbreitung von rassisti-
schen, antisemitischen und volks-
verhetzenden Inhalten vorgehen 
zu können. Es liefert Informationen 
über die rechtsradikale Musikszene, 
ihre Ideologie, Akteure und jugend-

kulturellen Codes sowie Links zu 
Argumentationshilfen gegen Verteil-
aktionen von CD´s oder zu Projekten, 
die der Szene couragiert entgegen-
treten.

Obwohl Zwangsarbeit im National-
sozialismus ein in seinem Umfang 
einzigartiges Verbrechen darstellt, 
ist sie als Thema in vielen Schulen 
nicht oder nur unzureichend präsent. 
Der reich illustrierte Begleitband zur 
gleichnamigen Ausstellung ist ge-
eignet, dieses Thema aufzugreifen. 
Er liefert einen guten Überblick über 

die Geschichte der Zwangsarbeit 
unter den Nationalsozialisten und 
über ihre Folgen nach 1945. Ergän-
zend werden bislang unbekannte 
historische Fotos und Dokumente 
präsentiert. Zwangsarbeit, so ist die 
zentrale Aussage, war von Beginn 
an Teil der rassistischen Gesell-
schaftsordnung des NS-Staates und 

ein Massenphänomen: 20 Millionen 
Menschen mussten in fast ganz Eu-
ropa Zwangsarbeit für das national-
sozialistische Deutschland leisten.

Gedenkstättenfahrten an histori-
sche Orte nationalsozialistischer 
Verbrechen in Polen und Tsche-
chien sind ein wichtiger Baustein 
der historisch-politischen Bildung 
in Deutschland. So fahren in jedem 
Jahr viele Schulklassen und Jugend-
gruppen im Gedenken an die Opfer 
der deutschen Besatzung sowie der 

Verfolgung von Minderheiten nach 
Stutthof, Majdanek, Auschwitz oder 
Theresienstadt. Gruppen polnischer 
oder tschechischer Jugendlicher 
kommen nach Deutschland und be-
suchen zum Beispiel Gedenkstätten 
in Bergen-Belsen oder Dachau. Das 
Buch ‚Wegweiser zur Erinnerung’ 
richtet sich an PädagogInnen, die 

Gedenkstättenfahrten planen und 
informiert über die Angebote der Ge-
denkstätten und Museen vor Ort.

Zwangsarbeit. Die Deutschen, die Zwangsarbeiter und der Krieg.

Wegweiser zur Erinnerung

V. Knigge, R. Lüttgenau, J. Wagner (Hrsg.): ‚Zwangs-
arbeit. Die Deutschen, die Zwangsarbeiter und der 
Krieg. Begleitband zur Ausstellung‘,  
Stiftung Gedenkstätten Buchenwald und Mittel-
bau-Dora, Weimar 2010, 254 Seiten

Themenheft ‚Rechte Musik und Symbolik’,  
Bundeskoordination SOR-SMC (Hrsg.),  
Berlin 2009, 50 Seiten

‚Wegweiser zur Erinnerung. Informationen für  
Jugendprojekte in Gedenkstätten der NS-Verfol-
gung in Deutschland, Polen und Tschechien‘,  
Aktion Sühnezeichen Friedensdienste e. V.;  
Bundeszentrale für politische Bildung u. a. (Hrsg.):  
Bonn 2013, 144 Seiten

Material
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Schon immer war die Menschheit in Bewegung. In der 
Frühzeit lebten die Menschen als Nomaden. Als Jäger 
und Sammler zogen sie auf der Suche nach Nahrung 
umher, erst durch Ackerbau und Landwirtschaft wur-
den sie sesshaft. Seitdem gilt Migration als Ausnah-
me von der Regel. Dabei hat es in der Geschichte der 
Menschheit immer große Wanderungsbewegungen 
gegeben, lange bevor ab dem 18. Jahrhundert die heu-
tigen Nationalstaaten entstanden. 

Ein prominentes Beispiel ist die „Völkerwanderung“. 
Als das Weströmische Reich in den ersten Jahrhunder-
ten unserer Zeitrechnung allmählich zerfiel, drängten 
Stämme wie die Hunnen aus der zentralasiatischen 
Steppe gen Westen. Auch germanische Stämme aus 
Mitteleuropa zog es bis nach Rom, dem damaligen 
Zentrum der westlichen Welt. Vor allem durch Kriege, 
Hungersnöte und Seuchen wurde die demografische 
Landkarte Europas später mehrfach neu gezeichnet. 

Es gibt viele Gründe, warum Menschen den Ort, an 
dem sie geboren wurden, verlassen und sich anders-
wo niederlassen. Not und Verfolgung waren stets ein 
wichtiges Motiv. Andere machen sich auf der Suche 
nach Arbeit und in der Hoffnung auf ein besseres Le-
ben auf die Reise; wieder andere treiben Abenteuer-
lust, Liebe oder Wagemut an. Manche Europäer zog 
es als Kolonisatoren in die „Neue Welt“ nach Ameri-
ka oder nach Australien, Neuseeland oder Südafrika. 
Wieder andere wurden gegen ihren Willen vertrieben 
oder als Sklaven verschleppt. 

Migration in Europa 

Religiöse und politische Verfolgung haben große 
Migrationsströme ausgelöst. Als Andalusien 1492 von 
der katholischen Krone zurückerobert wurde, muss-
ten viele Muslime und Juden die spanische Halbinsel 
verlassen. Wer sich der Konversion widersetzte, wur-
de vertrieben. Viele sephardische Juden siedelten sich 
auf dem Gebiet des damaligen Osmanischen Reichs, 
in Nordafrika, Istanbul, der Levante oder auf dem Bal-
kan an. Dies war wohl die erste „ethnische Säuberung“ 
der Neuzeit. Auch die Hugenotten, die französischen 
Protestanten, wurden im 16. und 17. Jahrhundert zur 
Emigration gezwungen, nachdem der katholische Kö-
nig Ludwig XIV. – der „Sonnenkönig“ – das Toleranz-
edikt aufgehoben hatte und damit ihre Konfession 
verbot. Das Königreich Preußen nahm viele von ihnen 

auf. Auch Handwerker aus Holland oder Russland 
wurden damals gezielt angeworben, um das karge 
Land östlich der Elbe zu besiedeln. 

Florierende Metropolen wie Amsterdam, Paris oder 
London zogen schon früh Tausende Einwanderer an, 
während Armut und Verzweiflung andere Regionen 
entvölkerten. Die große Hungersnot, die Irland Mitte 
des 19. Jahrhunderts traf, trieb viele Iren in die USA. 
Auch viele Juden aus Osteuropa, die vor Verfolgung 
und Pogromen im Zarenreich flohen, suchten dort ab 
dem 19. Jahrhundert ihr Glück. 

Migration aus Deutschland 

Auch Deutschland war lange Zeit ein Auswanderungs-
land. Allein über den größten deutschen Auswande-
rerhafen Bremerhaven brachen im 19. Jahrhundert 
über sieben Millionen Menschen auf. Die meisten zog 
es in die USA, manche aber auch nach Australien, Bra-
silien oder Argentinien.

In der Nazi-Zeit mussten viele Juden und andere 
Gruppen sowie politisch Unliebsame vor Verfolgung 
durch das Hitler-Regime aus Deutschland und den 
von Deutschen besetzten Gebieten fliehen, andere 
wurden versklavt, deportiert und ermordet. Mit dem 
Ende des Zweiten Weltkriegs wurden die Grenzen auf 
dem Kontinent neu gezogen, es kam zu weiteren Ver-
treibungen und Bevölkerungsaustausch. 

Auch das Ende der Kolonialzeit wirkte sich aus – viele 
Menschen kehrten aus den ehemaligen Kolonien in 
die Metropolen der früheren Großmächte Europas 
zurück. Mit ihnen kamen auch Einheimische, die mit 
der Kolonialmacht kollaboriert hatten: vom indischen 
Subkontinent nach London, aus Afrika nach Frank-
reich oder aus Indonesien in die Niederlande.

Migration nach Deutschland 

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden auch Deutsch-
lands Grenzen neu gezogen. Aus den ehemals deut-
schen Gebieten östlich der Oder und Neiße, Ungarn 
und der damaligen Tschechoslowakei flüchteten 16 
Millionen „Heimatvertriebene“ in die DDR oder die 
Bundesrepublik. Aus Schlesien, Pommern und Ost-
preußen im heutigen Polen oder aus dem von den 
Nationalsozialisten annektierten Sudetenland im 

Die Geschichte  
der Migration
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heutigen Tschechien kamen große Flüchtlingsströme. 
Auch vom Balkan und aus der Slowakei wurden Ange-
hörige der deutschen Minderheiten wie Donauschwa-
ben und Rumäniendeutsche, die dort oft jahrhunder-
telang gesiedelt hatten, vertrieben oder verschleppt. 

Außerdem gab es nach dem Krieg mehrere Millio-
nen „Displaced Persons“ – ehemalige KZ-Häftlinge, 
Kriegsgefangene oder Zwangsarbeiter, die sich in 
Deutschland wiederfanden. Die meisten wurden in 
ihre Heimatländer „repatriiert“, andere wanderten 
aus oder blieben. Der rasante Aufschwung während 
des Wirtschaftswunders in den 1950er-Jahren ließ 
viele bald vergessen, welche Integrationsleistung die 
junge Bundesrepublik vollbracht hatte, und welche 
Konflikte damit verbunden waren. 

In dieser Zeit stieg auch der Bedarf der Industrie an 
Arbeitskräften so stark an, dass er nicht allein durch 
Einheimische gedeckt werden konnte. Besonders in 
der Landwirtschaft, für Fabrikarbeit am Fließband 
und schwere Arbeiten auf dem Bau, in der Stahlindus-
trie und in den Kohlegruben des Ruhrgebiets brauchte 

man kräftige, niedrig qualifizierte Arbeitskräfte. 1955 
schloss die Bundesrepublik mit Italien ihren ersten 
Vertrag zur Anwerbung so genannter Gastarbeiter 
ab. Weitere Verträge folgten mit Spanien, Portugal, 
Griechenland, Jugoslawien, der Türkei, Marokko und 
Tunesien. Auch Frankreich, die Niederlande, Belgien 
und Österreich warben nach dem gleichen System 
Millionen Arbeiter an. 

Sozialistische Bruderländer der DDR 

Die DDR schloss vergleichbare Anwerbeverträge mit 
„sozialistischen Bruderländern“ wie Vietnam, Mo-
sambik und Angola. Anders als in der Bundesrepublik, 
wo sich die Verhältnisse in den 1970er-Jahren änder-
ten und 1973 ein Anwerbestopp verhängt wurde, wur-
den die dortigen Vertragsarbeiter bis zum Ende der 
DDR in geschlossenen Wohnheimen untergebracht 
und von der Bevölkerung streng abgeschirmt. 

Um zu verhindern, dass sie heimisch wurden, war 
ihnen die Familiengründung strengstens untersagt. 
Wurde eine ausländische Arbeiterin schwanger, muss-

Vier von 14 Millionen: Diese türkischen „Gastarbeiter“ schufteten in einem Bergwerk bei Unna in Nordrhein-Westfalen
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te sie das Kind abtreiben lassen oder in ihr Herkunfts-
land zurückkehren. Nach dem Ende der DDR wurden 
viele dieser Vertragsarbeiter in ihre Heimatländer ab-
geschoben. Einigen, vor allem aus Vietnam, gelang es 
aber auch, in Deutschland zu bleiben. 

Gastarbeiter in der Bundesrepublik 

Ursprünglich sollten auch die „Gastarbeiter“ der Bun-
desrepublik nach wenigen Jahren zurückgehen und 
bei Bedarf ersetzt werden. Ein Rotationsssysten er-
wies sich allerdings schnell für beide Seiten als wenig 
praktikabel. Für die Industrie bedeutete es, immer 
wieder neue ArbeiterInnen anzulernen; auch viele 
ausländische Arbeitskräfte wollten gerne länger blei-
ben, um mehr Geld zu verdienen. Auch wenn viele mit 
der Zeit ihre Familien nach Deutschland nachholten, 
hofften die meisten von ihnen weiterhin, eines Tages 
in ihr Herkunftsland zurückzukehren. Viele taten dies 
auch. 

Für andere verfestigte sich ihr Aufenthalt immer 
mehr; zum Beispiel, weil die wirtschaftliche und po-
litische Entwicklung in ihren Heimatländern eine 
Rückkehr als riskant erscheinen ließ. Erst sehr spät, 
in den 1990er-Jahren, akzeptierte die Bundesrepublik, 
dass diese Menschen und ihre Kinder hier Wurzeln 
geschlagen hatten. Bis dahin hatte es über Jahrzehn-
te kaum Sprachförderung und Integrationsangebote 
gegeben. Stattdessen hatte die Bundesregierung bis 
1998 den Grundsatz vertreten, Deutschland sei „kein 
Einwanderungsland“. 

Andererseits forcierte die konservative Regierung un-
ter dem christdemokratischen Bundeskanzler Helmut 
Kohl (1982 bis 1998) die Einwanderung von Menschen, 
die als Angehörige deutscher Minderheiten in der So-
wjetunion und Osteuropa lebten. Insbesondere nach 
dem Ende des Kalten Kriegs und dem Zusammen-
bruch der Sowjetunion kamen viele so genannte Aus-
siedler ins Land. 

Auch wenn sie auf deutsche Vorfahren verweisen 
konnten, die deutsche Sprache kannten und rasch die 
deutsche Staatsbürgerschaft erhielten, hatten viele von 
ihnen mit ähnlichen Anpassungsschwierigkeiten zu 
kämpfen wie andere Einwanderer. Viele Spätaussiedler 
aus der ehemaligen Sowjetunion wurden in Deutsch-
land als „Russen“ angesehen und diskriminiert.

Die Änderung des Staatsbürgerschaftsrechts unter der 
rot-grünen Bundesregierung im Jahr 2000 und die 
Verabschiedung eines Zuwanderungsgesetzes 2005 
waren Meilensteine, die einen Wandel im Selbstver-
ständnis der Bundesrepublik spiegelten. Die Einbür-
gerung wurde vielen erleichtert; ebenso der Zuzug 
von qualifizierten Zuwanderern. Heute begreift sich 
Deutschland als Land, das um qualifizierte Einwan-
derer wirbt und allen Bürgern, unabhängig von ihrer 
Herkunft, gleiche Rechte verspricht. Mit dem Zusam-
menwachsen Europas sind auch die Schranken inner-
halb der EU gefallen. EU-Bürger können sich bis auf 
wenige Ausnahmen überall niederlassen, wo sie Ar-
beit und ein Auskommen finden. Die Mobilität und 
damit auch die Binnenmigration auf dem Kontinent 
haben zugenommen. 

Zuwanderungsland Deutschland 

Deutschland ist aufgrund seiner Wirtschaftskraft und 
seiner stabilen politischen Lage zu einem Einwande-
rungsmagneten geworden. Hunderttausende Bürger 
aus den verschuldeten Krisenländern des europä-
ischen Südens, aber auch aus Osteuropa, suchen hier 
Arbeit oder gar eine Zukunft für sich und ihre Kinder. 
Hinzu kommen Flüchtlinge aus Bürgerkriegs- und 
Kriegsregionen im Mittleren Osten und anderswo, 
von wo zahlreiche Menschen nach Deutschland wol-
len – auch wenn sie das häufig nicht schaffen. Damit 
hat Deutschland in den letzten Jahren klassische Ein-
wanderungsländer wie Australien und Kanada hinter 
sich gelassen und wird als Sehnsuchtsland derzeit nur 
noch von den USA übertroffen: „Das neue Land der 
unbegrenzten Möglichkeiten“ titelte die US-ameri-
kanische Tageszeitung Washington Post 2014. Die 
Zahl der Ausländer stieg 2013 auf den Höchstwert von 
mehr als 7,6 Millionen Menschen an, und sie nimmt 
weiter zu. 

Im Zeitalter der Globalisierung gilt Mobilität als Wert 
an sich, und ein Wechsel des Wohnorts ist auch nicht 
mehr so endgültig wie in früheren Zeiten. Durch neue 
Kommunikationsmöglichkeiten wie Internet und Sa-
tellitenfernsehen ist es zudem viel einfacher gewor-
den, mit der alten Heimat in Kontakt zu bleiben; arme 
Länder, die ihre Arbeitskräfte exportieren, profitieren 
zudem von deren Geldüberweisungen. Wieder wird 
Migration immer mehr zum Normalfall. 
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Praktische Geschichtsvermittlung in der Migrationsgesellschaft

Historische Bildung wirkt identi-
tätsstiftend und gemeinschaftsbil-
dend; ohne Erinnerungskultur und 
Geschichtsbewusstsein ist ein wirk-
liches Verständnis der Gegenwart 
nicht möglich. Einwanderungsge-
sellschaften tragen diesem Umstand 
Rechnung, indem sie Zugänge zu ei-
ner Geschichtsbetrachtung eröffnen, 

die Biografien und Lebenswelten der 
Jugendlichen aller möglichen Her-
künfte und Kulturen einbezieht. Die 
Bundeszentrale für politische Bildung 
hat etwas ähnliches für Deutsch-
land entwickelt: nämlich Bausteine 
aus interkultureller Perspektive zu 
Themenfeldern wie Migrationsge-
schichte, Nationalsozialismus und 

Holocaust, Repression in und Flucht 
aus der DDR, Diskriminierungen und 
Umbruch in Europa nach 1989. Das 
Buch schließt in der Vermittlung von 
Zeitgeschichte eine Lücke.

Zuwanderung nach und Auswande-
rung aus Deutschland – aber auch 
jene zwischen Ost- und Westdeutsch-
land – aus vielen Perspektiven in der 
Schule aufzugreifen, erfordert breit 
gestreutes Hintergrundwissen. Der 
Begleitband zur gleichnamigen Son-
derausstellung des Deutschen Hy- 
giene-Museums in Dresden versam-

melt spannende und kurz gefasste 
Texte aus einem halben Jahrhundert 
jüngerer Migrationsgeschichte. So 
entsteht ein facettenreiches Lese-
buch, in dem Begriffe von Migration 
wie Ankommen, Ausländer, Bildung 
und Zugehörigkeit, Assimilation, 
Vielfalt und Parallelgesellschaften, 
aber auch Gepäck, Statistik und Zu-

kunft und noch viele mehr diskutiert 
werden. Ergänzt werden die analy-
tischen, subjektiven und poetischen 
Reflexionen der Autoren von einem 
Fotoessay der Ostberliner Fotoagen-
tur Ostkreuz. 

Der Bau von Moscheen, das Tragen 
von Kopftüchern in Schulen, das jü-
dische und muslimische Beschnei-
dungsritual – immer wieder sor-
gen religiöse Praktiken für erregte 
Debatten und lassen vermeintlich 
„fremde“ Kulturen und Religionen 
bedrohlich, zuweilen geradewegs 
skandalös erscheinen. Dieser Hal-

tung steht das politische Konzept 
des Multikulturalismus gegenüber, 
der fordert, die Eigenheiten kultu-
reller Minderheiten weitgehend zu 
respektieren. In seinem Buch ‚Der 
Skandal der Vielfalt. Geschichte und 
Konzepte des Multikulturalismus‘ 
fragt der Politikwissenschaftler Vol-
ker Heins nach den Ursachen des 

Unbehagens angesichts kultureller 
Vielfalt und diskutiert die Thesen von 
Befürwortern und Kritikern des Multi-
kulturalismus. 

Das neue Deutschland

Der Skandal der Vielfalt

Özkan Ezli, Gisela Staupe: ‚Das Neue Deutschland. 
Von Migration und Vielfalt‘, Konstanz University 
Press, Konstanz 2014, 260 Seiten

‚Praktische Geschichtsvermittlung in der Migrations-
gesellschaft. 46 Bausteine für die schulische und 
außerschulische politische Bildung‘, Bundeszentra-
le für politische Bildung, Bonn 2013, 354 Seiten

Volker M. Heins: 
‚Der Skandal der Vielfalt. Geschichte und Konzepte 
des Multikulturalismus‘, 
Campus Verlag, Frankfurt/M. 2013, 208 Seiten
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Politisch Verfolgte genießen Asylrecht. Dieser Satz 
steht an prominenter Stelle im deutschen Grundge-
setz, man findet ihn unter Artikel 16a. Hintergrund 
des individuellen Rechts auf Asyl, das der Parlamenta-
rische Rat 1948 beschloss, war die Erfahrung, dass im 
nationalsozialistischen Deutschland sehr viele Men-
schen politisch verfolgt wurden, die längst nicht alle 
Schutz in anderen Ländern fanden.

Mehr als 500.000 Menschen gelang zwischen 1933 
und 1945 die Flucht; zunächst meist in die Nachbar-
länder. Als die Wehrmacht in Polen, die Niederlande, 
Belgien, Frankreich und viele andere Länder einfiel, 
flohen manche weiter in die USA, die Türkei, den Na-
hen Osten und sogar bis nach China. Die meisten, die 
wegen ihrer Religion, ihrer politischen Überzeugung, 
ihrer Herkunft oder ihrer sexuellen Orientierung als 
Feind angesehen wurden, wurden allerdings ermor-
det. Aus dieser Erfahrung heraus bekannte sich die 
Bundesrepublik zu einem großzügigen Asylrecht mit 
Verfassungsrang. Es ist das einzige Grundrecht, das 
nur Ausländern zusteht. 1951 trat die Bundesrepublik 
zudem mit 115 anderen Staaten der Genfer Flücht-
lingskonvention bei. 

Heimatvertriebene und DDR-Bürger

Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs kamen aller-
dings zunächst rund zwölf Millionen „Heimatvertrie-
bene“ aus ehemals deutschen Gebieten im heutigen 
Polen, der Sowjetunion oder der Tschechoslowakei 
in die neu gegründete Bundesrepublik. Mehr als vier 
Millionen Menschen zogen in die wesentlich kleinere 
DDR. Und noch eine Massenwanderung setzte nach 
1945 ein: Rund fünf Millionen Menschen siedelten 
aus der DDR in die Bundesrepublik über, weil sie lie-
ber in einer kapitalistischen und demokratischen Ge-
sellschaft als im real existierenden Sozialismus leben 
wollten. 

Dieser Strom brach mit dem Bau der Berliner Mauer 
1961 abrupt ab; von nun an war es lebensgefährlich, in 
den Westen zu flüchten. Diejenigen, denen die Flucht 
gelang, sowie jene, die ihre Ausreise aus der DDR er-
wirken konnten oder die ausgebürgert wurden, wur-
den von der Bundesrepublik relativ problemlos als 
Flüchtlinge anerkannt. Das galt auch für die rund 4,5 
Millionen Aussiedler und Spätaussiedler, die nach 
1950 aus den damaligen Ostblockstaaten, aus Polen 

und der Sowjetunion in die Bundesrepublik einwan-
derten. Sie erhielten umgehend die deutsche Staats-
bürgerschaft. 

Flucht vor Krieg und Verfolgung

Mit der Zeit wurde die Bundesrepublik ein immer 
beliebteres Ziel für politisch Verfolgte und Bürger-
kriegsflüchtlinge aus aller Welt. Etwa zwei Millio-
nen Menschen stellten zwischen 1983 und 1995 einen 
Antrag auf Asyl. Einen großen Teil machten in den 
1980er-Jahren Menschen aus, die vor dem Bürgerkrieg 
im Libanon oder nach dem Militärputsch in der Tür-
kei nach Deutschland flüchteten. 

Daneben erklärte sich Deutschland bereit, im Rah-
men internationaler Hilfsaktionen eine bestimmte 
Zahl Kontingentflüchtlinge aufzunehmen; in den 
1970er-Jahren vor allem Vietnamesen, die als „Boat 
People“ vor dem Krieg in Indochina geflüchtet waren. 
In den 1990er-Jahren wurden jüdische Zuwanderer 
aus der ehemaligen Sowjetunion bevorzugt aufge-
nommen. In diesem Jahrtausend nahm Deutschland 
mehrfach kleinere Kontingente aus dem Irak oder Sy-
rien auf. 

Nach dem Ende des Kalten Kriegs und der Vereinigung 
Deutschlands 1990 stieg die Zahl der Asylsuchenden 
aus Osteuropa stark an. Infolge des Bürgerkriegs im 
ehemaligen Jugoslawien, der von 1991 bis 1995 tobte, 
flüchteten Hunderttausende aus den umkämpften 
Gebieten ins Ausland, viele nach Deutschland. Vor al-
lem Städte und Gemeinden in der ehemaligen DDR 
sahen sich kurz nach der Systemwende überfordert, 
damit umzugehen. Feindseligkeiten gegen die Neu-
ankömmlinge nahmen beängstigende Ausmaße an. 
Diese Entwicklung gipfelte in den Pogromen von 
Hoy erswerda (1991) und Rostock (1992), bei denen 
Unterkünfte von Asylbewerbern angegriffen und in 
Brand gesetzt wurden. 
  
Der Asylkompromiss 

Die Politik reagierte unter anderem mit dem so ge-
nannten Asylkompromiss, mit dem das Asylrecht stark 
beschnitten wurde. Mit den Stimmen der SPD-Op-
position verfügte die Bundesregierung aus FDP und 
CDU über eine nötige Zweidrittelmehrheit im Bun-
destag, um Artikel 16 der deutschen Verfassung zu 

Flucht 
und Asyl
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ändern – seither findet sich das Asylrecht deutlich 
eingeschränkt unter Artikel 16 a. Nun erhält nur noch 
Asyl, wer nicht aus einem „sicheren Drittstaat“ oder 
einem „sicheren Herkunftsstaat“ stammt. Als sicher 
gelten alle Länder der Europäischen Union, das sind 
alle Nachbarländer und viele mehr. Wem nachgewie-
sen werden kann, dass er über einen dieser Staaten 
nach Deutschland gelangt ist, kann dorthin abgescho-
ben werden. 

Laut der Dublin-II-Verordnung von 2003 ist zudem 
grundsätzlich jener Mitgliedstaat für einen Asylantrag 
zuständig, über den ein Flüchtling in die EU eingereist 
ist. Die Staaten an den Außengrenzen und vor allem 
die Küstenstaaten Griechenland, Italien und Spanien 
tragen seither die Hauptlast der Flüchtlinge, die nach 
Europa wollen. Sie sind damit häufig überfordert. Da-
runter leiden vor allem die Flüchtlinge. 

Die Zahl der Menschen, die in Deutschland Asyl bean-
tragen, ging nach der Neuregelung drastisch zurück. 
Lag sie 1992 noch bei einem einmaligen Höchstwert 
von 436.000 Anträgen, sank sie seit 1998 auf unter 

100.000 im Jahr, 2007 sogar auf unter 20.000. Seit 
einigen Jahren nimmt ihre Zahl, vor allem durch die 
Bürgerkriege im Irak und in Syrien, wieder zu. Im Jahr 
2013 lag sie erstmals wieder über 100.000, 2014 waren 
es mehr als 200.000; 2015 werden 400.000 erwartet. 

Allerdings werden längst nicht alle Flüchtlinge aner-
kannt. Jenen, deren Antrag abgelehnt wird, droht die 
Abschiebung in ihre Herkunftsländer. Doch nicht in 
jedem Fall wird die Abschiebung auch vollzogen. Viele 
Flüchtlinge werden vielmehr weiter „geduldet“, weil 
sie aus humanitären Gründen nicht abgeschoben wer-
den können – weil ihnen Folter oder Tod drohen oder 
weil Bürgerkrieg und Gewalt eine Rückkehr unmög-
lich machen. 

Geduldet, aber ohne Perspektive

Das traf auch auf viele der häufig staatenlosen Liba-
nesen und Palästinenser zu, die in den 1980er-Jahren 
nach Deutschland kamen. Obwohl sie über Jahrzehn-
te blieben, durften sie lange Zeit nicht arbeiten und 
ihre Kinder keine Ausbildung beginnen, weil man 

Die Frage, wie viele Flüchtlinge Deutschland aufnehmen sollte, polarisiert
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nicht wollte, dass sie heimisch werden. Das förderte 
Schwarzarbeit und bei manchen ein Abgleiten in die 
Kriminalität, etwa in den Drogenhandel, was sich wie-
derum negativ auf das Image der Asylbewerber insge-
samt auswirkte. 

Erst Ende der 1990er-Jahre wurde das Arbeitsverbot 
immer weiter gelockert, zuletzt auf eine Frist von drei 
Monaten. Doch eine Beschäftigung zu finden bleibt 
schwer, immer noch gilt die sogenannte Vorrangprü-
fung: Nur wenn sich kein Deutscher für den Job fin-
det, darf ein Asylsuchender ihn bekommen. Und erst 
2013 einigten sich Union und SPD auf ein Bleiberecht 
für geduldete Flüchtlinge, die seit acht Jahren (Allein-
stehende) beziehungsweise sechs Jahren (Familien mit 
minderjährigen Kindern) in Deutschland leben und 
ihren Lebensunterhalt überwiegend selbst bestreiten. 
Auch die sogenannte Residenzpflicht wurde gelockert. 
Lange Zeit waren Asylbewerber verpflichtet, an ihrem 
Wohnort zu bleiben. Für jede Fahrt in die nächstgrö-
ßere Stadt oder ein anderes Bundesland mussten sie 
um eine Genehmigung bitten, sonst machten sie sich 
strafbar. 

Schritte zu mehr Selbstständigkeit

Inzwischen wird das in den meisten Bundesländern 
nicht mehr so eng gesehen. In den letzten Jahren sind 
auch immer mehr Kommunen dazu übergegangen, 
Flüchtlinge möglichst in Wohnungen statt in Gemein-
schaftsunterkünften unterzubringen – auch wenn, 
wie im Sommer 2014 angesichts vieler Flüchtlinge aus 
Syrien und dem Irak sehr deutlich wurde, die Kapazi-
täten schnell erschöpft sind. Im Jahr 2012 verpflichte-
te das Bundesverfassungsgericht die Bundesregierung 
zudem dazu, Asylbewerbern jenes gesetzliche Exis-
tenzminimum zu gewähren, das deutschen Staats-
bürgern zusteht und das Asylbewerberleistungsgesetz 
entsprechend anzupassen. 

Grundsätzlich gewährt Deutschland nur Schutz vor 
politischer Verfolgung durch einen anderen Staat. Ar-
mut, Bürgerkriege, Naturkatastrophen, Ausgrenzung 
oder andere Notlagen sind kein Asylgrund. Seit dem 
Zuwanderungsgesetz von 2005 kann aber auch aner-
kannt werden, wer von nichtstaatlichen Gruppen oder 
aufgrund seiner sexuellen Orientierung oder seines 
Geschlechts verfolgt wird. Wer es nach Deutschland 
schafft ohne vorher in einem „sicheren Drittstaat“ re-

gistriert worden zu sein und hier Asyl beantragen will, 
wird von den Behörden an der Grenze oder im Inland 
an die nächstgelegene Erstaufnahmeeinrichtung ver-
wiesen, die ihn wiederum an die zuständige Außen-
stelle des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) verweist. Die Zentrale des BAMF in Nürnberg, 
die dem Bundesinnenministerium untersteht, verteilt 
die Flüchtlinge nach dem so genannten Königsteiner 
Schlüssel auf die Bundesländer. 

Blick nach Europa und in die Welt

Seit Jahren bemüht sich auch die EU, Flüchtlingspo-
litik und Asylverfahren zu vereinheitlichen. Vor allem 
die Länder an den Außengrenzen fordern eine gerech-
tere Verteilung. Eine europäische Flüchtlingspolitik, 
die über die Abwehr von Flüchtlingen hinaus geht, 
lässt aber noch auf sich warten. Vor allem versucht 
die EU, die Migration über das Mittelmeer zu unter-
binden. Grenzschutzagenturen wie Frontex und Eu-
rosur dienen dazu, Flüchtlinge schon auf hoher See, 
auf dem Mittelmeer und dem Atlantik, sowie an den 
Ostgrenzen abzuwehren. Viele Flüchtlinge lassen sich 
davon nicht abschrecken und riskieren ihr Leben, um 
nach Europa zu kommen. Seit 1990 sind bis zu 25.000 
Menschen bei dem Versuch, über das Mittelmeer in 
die EU zu gelangen, ums Leben gekommen.; bei stark 
steigender Tendenz: Allein im Jahr 2014 starben dort 
nach Angaben des UN-Flüchtlingshilfswerks 3.500 
Menschen.

Dabei geht der größte Teil der weltweiten Fluchtbe-
wegungen an Europa vorbei. Im Herbst 2014 waren 
nach Schätzungen des UN-Hilfswerks UNHCR mehr 
als 50 Millionen Menschen auf der Flucht – so viele, 
wie seit dem Zweiten Weltkrieg nicht mehr. Verant-
wortlich dafür sind die Krisenherde und Bürgerkrie-
ge in Afghanistan, Syrien, Somalia, dem Sudan, dem 
Kongo, Myanmar und dem Irak. Die meisten, etwa 
33 Millionen, sind Binnenflüchtlinge, die vor kriege-
rischen Konflikten in ihrer Region in einen anderen 
Teil ihres Landes geflohen sind. Allein in Ländern wie 
Syrien, Kolumbien, im Kongo und im Sudan geht ihre 
Zahl in die Millionen. Doch nur jene rund 16,7 Millio-
nen Menschen, die im Ausland Zuflucht gefunden ha-
ben, gelten im Sinne des Völkerrechts als Flüchtlinge. 
Pakistan, der Iran, Libanon, Jordanien und die Türkei 
haben im Jahr 2014 die meisten Flüchtlinge aufge-
nommen. 
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Über das Meer

Der Bürgerkrieg in Syrien ist eine der 
größten humanitären Katastrophen 
unserer Zeit. Millionen sind auf der 
Flucht; ein Unterfangen, bei dem von 
Jahr zu Jahr mehr Menschen ums 
Leben kommen. Längst ist das Mit-
telmeer die gefährlichste Seegren-
ze der Welt. Der Reporter Wolfgang 
Bauer hat einige Flüchtlinge auf ihrer 

Reise nach Europa begleitet. Ergrei-
fend erzählt er von den Erlebnissen 
in ihren Verstecken in Ägypten, in 
den unsicheren Booten sowie nach 
ihrer Ankunft in Europa. Er schildert 
Schicksale, die üblicherweise hinter 
anonymen Zahlen verborgen bleiben 
und dramatische Fluchtumstände. 
Und er ordnet das Geschehen in den 

politischen Kontext des zerfallen-
den Nahen Ostens ein. Bauers Buch 
dokumentiert das katastrophale 
Versagen Europas an seinen Außen-
grenzen und ist ein Plädoyer für eine 
humanitäre Flüchtlingspolitik.

Drei Brüder haben es geschafft: Mit 
zehn und zwölf Jahren fliehen Mo-
jtaba, Masoud und Milad mit ihrer 
Mutter aus dem Iran nach Deutsch-
land. Zehn Jahre später haben sie ihr 
Abitur in der Tasche, werden mit ei-
nem Stipendium gefördert und besu-
chen deutsche Hochschulen. Wenige 
Jahre später beschreiben sie, wie 

schwer es war, so weit zu kommen: 
Über Jahre wurden sie von einer Un-
terkunft zur nächsten verschoben, 
waren von Abschiebung bedroht, er-
lebten mit, wie ihre Mutter in einen 
immer desolateren Zustand geriet. In 
jugendgerechter Sprache beschrei-
ben sie einen zermürbenden Kampf 
gegen Bürokratie und deutsches 

Asylsystem. Sie erzählen, wie fremd 
Jugendliche, die nach Deutschland 
kommen, sich fühlen und legen ein-
drücklich dar, wie wichtig Unterstüt-
zung von Mitschülern, Lehrern und 
Freunden ist.

Immer wieder wird heftig über Flücht-
linge und Asylbewerber diskutiert – 
häufig ohne Kenntnis von Rechtslage 
und politischen Fakten. So manche, 
die sich zu Wort melden, behaup-
ten, Asyl sei ein Privileg und mei-
nen, dass die Deutschen doch nicht 
alle Flüchtlinge der Welt aufnehmen 
können. Dabei wird ignoriert, dass 

der Anspruch auf Zuflucht vor poli-
tischer Verfolgung in Deutschland 
Verfassungsrang hat, in Europa eine 
Grundrechtecharta sowie die Euro-
päische Menschenrechtskonvention 
gelten und die Genfer Flüchtlings-
konvention in weltweit 147 Staaten 
gültig ist. Flüchtlinge haben einen 
Rechtsanspruch auf eine Prüfung 

ihrer Schutzbedürftigkeit, der weder 
in Frage gestellt noch kontingentiert 
werden kann. Eine Homepage bietet 
Basiswissen, das hilft, die Debatte zu 
versachlichen.

Unerwünscht

Basiswissen Asylrecht online

Mojtaba, Masoud und Milad Sadinam:  
‚Unerwünscht‘,  
Bloomsbury Berlin, Berlin 2012, 256 Seiten

Wolfgang Bauer:  
‚Über das Meer. Mit Syrern auf der Flucht nach 
Europa‘, edition suhrkamp, Berlin 2014, 133 Seiten

‚Basiswissen zum Asylrecht online‘,  
Pro Asyl, online unter: www.proasyl.de

Material
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Kein Zweifel: Die Welt ist global. Schon der morgend-
liche Blick auf den Frühstückstisch macht die Folgen 
der Globalisierung sichtbar; Käse aus Frankreich, 
Orangensaft aus Costa Rica, Äpfel aus Neuseeland, 
Erdnussbutter aus England, Tee aus China und Kaf-
fee aus Äthiopien liegen einträchtig nebeneinander. 
Auch Menschen bewegen sich temporeich rund um 
den Erdball: führte der letzte Urlaub nach Thailand 
wird der nächste nach Kanada geplant. Auch dass In-
formationen zu jeder Zeit an jedem Ort der Welt in 
Schrift, Bild und Ton via Internet in Bruchteilen von 
Sekunden empfangen und versendet werden können, 
erscheint längst als Selbstverständlichkeit. Diese ra-
sante Entwicklung stellt die Menschheit vor neue 
ökonomische, ökologische, logistische und morali-
sche Herausforderungen. 

Globales Lernen will diesen Herausforderungen be-
gegnen und notwendiges Wissen über komplexe 
Zusammenhänge vermitteln, um so erfolgreich Lö-
sungen für vielfältige Menschheitsprobleme zu ent-
wickeln. 

Antwort auf Globalisierungsprozesse

Unter dem Begriff Globales Lernen werden Inhalte 
und Ansätze zusammengefasst, die sich als pädago-
gische Antwort auf die Herausforderungen der Glo-
balisierungsprozesse verstehen. Diese ergeben kein 
starres Konzept, kein abgeschlossenes Lehrprogramm 
oder gar Curriculum für ein neues Unterrichtsfach. 
Vielmehr werden eine Vielzahl erprobter Lernfelder 
und Ansätze – wie zum Beispiel interkulturelles Ler-
nen, das Wissen um ökonomische Zusammenhänge 
oder Themen der Menschenrechtserziehung – ver-
bunden und in ihrer Wechselwirkung behandelt. 

Globales Lernen betrachtet die Erde als Eine-Welt-Ge-
sellschaft und wirkt mit einem offenen und facetten-
reichen pädagogischen Konzept auf einen Perspek-
tivwechsel im Sinne nachhaltiger Entwicklung hin. 
Grundlagen des Konzepts sind soziale Gerechtigkeit 
und Gleichberechtigung; Ziel die weltweite Durch-
setzung politischer, sozialer und ökonomischer Men-
schenrechte. Globales Lernen fragt, was ein gerechter 
Lebensstil ist und wie eine Weltwirtschaft aussehen 
kann, in der alle den gleichen Zugang zu Ressourcen 
haben und ohne Krieg, Ausbeutung, Hunger, ver-
meidbare Krankheiten und Umweltzerstörung leben. 

Für Deutschland hat die Kultusministerkonferenz mit 
ihrem 2014 überarbeiteten ‚Orientierungsrahmen für 
den Lernbereich Globale Entwicklung‘ die Grundlage 
für die öffentliche Förderung in den Bundesländern 
gelegt. Der Lernbereich wird nicht nur mit scheinbar 
naheliegenden Fächern wie Geografie, Deutsch, Bil-
dende Kunst oder den Fremdsprachen, sondern auch 
mit den Naturwissenschaften verbunden. 

Blick auf Benachteiligte

Die Familie und der Ort, an dem ein Kind das Licht 
der Welt erblickt, sind entscheidend für seine Über-
lebenschancen. Vier von fünf Kindern, die vor ihrem 
fünften Geburtstag sterben, werden in Südasien oder 
dem südlichen Afrika geboren. Als extrem arm gilt, 
wer weniger als den Gegenwert von 1,25 US-Dollar pro 
Tag zum (Über-)Leben zur Verfügung hat – derzeit je-
der vierte Mensch weltweit. Globale Ungerechtigkeit 
und Ausbeutung werden an extremer Armut, Flucht 
oder der Sterblichkeitsrate von Kleinkindern beson-
ders deutlich sichtbar. 

Globales Lernen hat seine historischen Wurzeln in der 
antikolonialen Solidaritätsbewegung mit der soge-
nannten Dritten Welt. Ein Schwerpunkt liegt darauf, 
die historischen Ursachen von globaler Ungleichheit 
zu erfassen und Zusammenhänge zwischen kolonia-
ler Geschichte und Gegenwart herzustellen. Lernziel 
ist, eurozentristische Sichtweisen zu problematisieren 
und zugleich Widerstand gegen Ausbeutung zu för-
dern. 

Die meisten Ansätze Globalen Lernens greifen die vier 
Interventionsfelder nachhaltiger Entwicklung – Ge-
sellschaft, Politik, Umwelt und Wirtschaft – auf und 
setzen sich mit den sich daraus ergebenden Heraus-
forderungen und Chancen auseinander. Inhaltliche 
Orientierung bieten unter anderem die Entwick-
lungsziele der Vereinten Nationen; dazu gehören die 
Bekämpfung von extremer Armut und Hunger, die 
Forderung nach Schulbildung für Alle, Gleichstellung 
der Geschlechter, Senkung der Kindersterblichkeit 
und der Aufbau einer ökologischen Wirtschaft. 

Wichtig ist aber auch: Globalisierung ist keineswegs 
nur negativ zu bewerten. Sie steht auch für eine span-
nende Zeit des technischen, wissenschaftlichen und 
sozialen Umbruchs und bringt wertvolle Effekte mit 

Globales  
Lernen



199

sich, die Möglichkeit des weltweiten Zugangs zu Wis-
sen, Kultur und Ideen beispielsweise. Ob Entwicklun-
gen zum Nutzen oder zum Schaden von Menschen 
stattfinden, hängt vor allem davon ab, wer diesen Um-
bruch in welchem Interesse gestaltet. Zur Umwelt-
verschmutzung tragen die Fabriken in China genau 
so massiv bei, wie der Autoverkehr in den USA. Und 
menschenunwürdige Arbeitsbedingungen von Wan-
derarbeitern in arabischen Ländern sind nicht durch 
Europa, sondern durch die ArbeitgeberInnen vor Ort 
zu verantworten. 

Deswegen ergibt auch die pauschale Aufteilung in 
gute und böse Gesellschaften keinen Sinn. Stattdessen 
geht es darum, frei von Klischees in allen Zusammen-
hängen Machtgefälle und Diskriminierung auf indivi-
dueller, struktureller und gesellschaftlicher Ebene zu 
erkennen, fachkundig zu durchleuchten, die eigene 
Rolle kritisch zu reflektieren und Lebensbedingungen 
sozial gerecht zu gestalten. Globales Lernen behandelt 
also keineswegs nur Not, Elend und Ungerechtigkei-
ten der Menschheit. Zwei Wechselwirkungen stehen 
in seinem Zentrum: die zwischen lokaler und globa-

ler Ebene und die zwischen Norden und Süden. Le-
benssituationen und Perspektiven von Menschen in 
sehr unterschiedlichen Ländern werden in den Blick 
genommen. So hat beispielsweise das Konsumverhal-
ten der Menschen in wohlhabenden Regionen weit-
reichende Auswirkungen auf das Leben der Menschen 
in armen Gesellschaften. Schließlich ist unser Kon-
sum zu den Preisen, an die wir uns gewöhnt haben, 
häufig nur durch Produktionsverhältnisse tausende 
Kilometer entfernt möglich: Zahllose Produkte und 
Nahrungsmittel werden unter schlechten Arbeitsbe-
dingungen oder zu Löhnen produziert, die den Arbei-
terInnen kaum den Lebensunterhalt sichern. 

Global denken, lokal handeln

Das Globale Lernen fragt: Woher kommen unsere 
Lebensmittel? Wie wird unsere Kleidung hergestellt? 
Wer stellt sie zu welchen Bedingungen her? Globales 
Lernen greift dabei nicht nur die zunehmende Ver-
netzung von Wirtschafts- und Ressourcenströmen, 
Lebensräumen, Kulturen und Wissen über nationale 
und kontinentale Grenzen hinweg auf. Es nimmt auch 

Eine Welt – auf einem Schulhof in Ebern in Unterfranken
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die Einflussmöglichkeiten in den Fokus, die Menschen 
und zivilgesellschaftliche Organisationen haben: zum 
Beispiel als kritische Konsumenten, die sich für fair 
produzierte und gehandelte Produkte entscheiden. 
Dies gilt auch für andere komplexe Themen: den Er-
halt der natürlichen Lebensgrundlagen, den Umbau 
auf regenerative Energien, die Implementierung ge-
rechter globaler Finanzsysteme, Handelsregime und 
Märkte, Teilhabe an Bildung für alle, den Respekt vor 
Menschenrechten, Fragen biotechnologischer Mach-
barkeiten.

One World im Klassenzimmer

Ungerechte Machtstrukturen verändern sich nur, 
wenn viele Leute an vielen Orten zugleich damit be-
ginnen, ihr Tun auf Auswirkungen zu überprüfen und 
Möglichkeiten solidarischen Handelns und gewalt-
freier Konfliktlösung zu entwickeln. Da Gerechtigkeit 
nicht vom Himmel fällt, ist es wichtig, für die Beteili-
gung an der Entwicklung einer zukunftsfähigen Welt-
gesellschaft zu werben. Unzählige Impulse engagierter 
Menschen und zivilgesellschaftlicher Organisationen 

sind nötig, bis die politische Kultur effektiv im Sinne 
einer gerechten Weltgesellschaft handelt. 

Globales Lernen will in der pädagogischen Arbeit auf 
eine solche Kultur hinwirken. Wie dies praktisch ge-
schehen kann, wissen ExpertInnen in Einrichtungen 
außerhalb der Schulen sehr gut. Zu den Kooperati-
onspartnern des Courage-Netzwerks gehören viele 
Organisationen und Institutionen, die auf globale Zu-
sammenhänge spezialisiert sind. Ihre MitarbeiterIn-
nen kommen gern mit bewährten entwicklungspoli-
tischen Projekten in die Klassen. Außerdem beraten 
sie fachkundig bei der Konzeption und Umsetzung 
eigener Aktionen und haben spannende Angebote für 
Projekttage und -wochen. 

Bei allem Enthusiasmus für aktive Workshops gilt es 
dabei, die gefährlichen Tücken gut gemeinter päda-
gogischer Ansätze zu erkennen. Es droht die Gefahr, 
dass sie am Ende die stereotypen Zuschreibungen 
vom musikalischen Afrikaner, dem gastfreundlichen 
Türken oder der sanftmütigen japanischen Frau unge-
wollt verstärken statt diese abzubauen. Der Trommel-

Wenn SchülerInnen kritische Konsumenten werden, kann die Welt von morgen eine gerechtere sein
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kurs mit afrikanischen Klängen, der arabische Koch-
kurs und die Vorführung indischer Bollywood-Filme 
können genau diesen Effekt haben. 

Hände weg von Schreckensszenarien!

Dasselbe gilt für den Einsatz von Medien. Beispiels-
weise mag die breite Öffentlichkeit schockierende Bil-
der im Fernsehen oder auf den Titelseiten der Zeitun-
gen benötigen, um für den Augenblick aufgerüttelt 
zu werden. Ein solcher, emotional überwältigender, 
Ansatz ist für die Schule allerdings kontraproduktiv. 
Blutrünstige Darstellungen von Kriegen und Gewalt-
taten erzeugen bei vielen Jugendlichen vor allem ein 
Gefühl von Ohnmacht. Als Ergebnis resignieren sie 
womöglich eher („Ich kann ja eh nichts tun“) als ei-
nen Anstoß zu bekommen, sich für alternative Gesell-
schaftsmodelle zu engagieren. 

Lebendige und erfolgreiche Projektansätze gehen von 
den Lebenswelten der SchülerInnen aus und knüp-
fen an deren Alltagserfahrungen an. Ausgehend von 
verschiedenen Produkten wie Schokolade, Tee, Jeans 

oder Sportschuhen können weltweite Produktions- 
und Konsumzusammenhänge durchleuchtet werden. 
Auch ökologische Fragen interessieren Jugendliche 
– und die globalen Zusammenhänge zwischen dem 
Rohstoffkonsum der Industrieländer und der weltwei-
ten CO2-Emission erschließen sich leicht. Was würde 
mit dem Klima geschehen, wenn in China prozentual 
genau so viele Menschen Auto fahren würden wie in 
den USA oder in Europa? Und: Äpfel aus der Region zu 
kaufen senkt zwar den CO2-Ausstoß – aber nützt das 
etwas, wenn ich dreimal im Jahr in den Urlaub fliege? 

Eigene Theater- und Filmprojekte, Straßeninter-
views, Radiosendungen oder Ausstellungen können 
sich diesen wie anderen Fragen widmen. Sie können 
auch eindrücklich über die oft mit Versklavung und 
Ausbeutung verbundenen Lebenswelten von Kin-
dern in Westafrika informieren. Und ein gemeinsam 
mit Flüchtlingen durchgeführter Workshop schafft 
viel intensivere Erfahrungen von Begegnung und 
Erkenntnis als jede noch so gut vorbereitete Unter-
richtseinheit zu globalen Flüchtlingsströmen, ihren 
Ursachen und Hintergründen.  

Landestreffen bieten wertvolle Anregungen, um Themenfelder wie Globales Lernen in Schulen zu bearbeiten
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Engagement Global

Praxisbeispiel

Unter dem Titel ‚Bildung trifft Ent-
wicklung‘ schlägt das vom Bun-
desentwicklungsministerium getra-
gene Programm Engagement Global 
Brücken vom Regelunterricht oder 
fächerübergreifenden Projekten zu 
globalen Themen. 

Seine besondere Stärke liegt darin, 
dass regionale Kontaktstellen nicht 
nur über geeignete Arbeitsmateriali-
en verfügen, sondern auch Referen-
tInnen an Grund- und Sekundarschu-
len vermitteln. Diese kennen das 
Themenfeld aus jahrelanger Praxis: 
als ehemalige Entwicklungshelfer 
oder ExpertInnen aus Partnerländern 
der Entwicklungszusammenarbeit. 

Aus ihrem persönlichen Erfahrungs-
schatz können sie über die Heraus-

forderungen einer gerechten Ent-
wicklung berichten und auf Fragen 
der Teilnehmenden eingehen: Wie 
kann eine ausreichende Wasser-
versorgung in Regionen mit großer 
Trockenheit organisiert werden? Wie 
hängt der Konsum in reichen Län-
dern mit der Ausbeutung in armen 
Ländern zusammen?
 
Außerdem sind Workshops zu einem 
breiten Spektrum aktueller Themen 
im Angebot: Armutsbekämpfung, 
Interkulturelles Lernen, Kinderar-
beit, Menschenrechte, Demokratie-
förderung oder auch Ökotourismus. 
Immer geht es dabei letztlich um die 
Frage, welche Handlungsoptionen 
jeder und jede auch in der eigenen 
Schule, im Stadtteil oder der Ge-
meinde hat. 

Entstanden ist das Angebot in Ber-
lin; inzwischen bieten es auch die 
Regionalstellen Nord, Süd, Nord-
rhein-Westfalen und Baden-Württem-
berg an. Die ReferentInnen werden 
von Engagement Global methodisch 
geschult und fortgebildet. Über die 
Website können leicht ReferentInnen 
zu bestimmten Themen in der eige-
nen Region gefunden werden.

Engagement Global ist eine gemein-
nützige GmbH, die vom Bundesmi-
nisterium für wirtschaftliche Entwick-
lung und Zusammenarbeit gegründet 
wurde. Im Auftrag der Bundesre-
gierung steuert und unterstützt sie 
entwicklungspolitische Maßnahmen 
wie Globales Lernen in Deutschland. 

www.bildung-trifft-entwicklung.de
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KinderKulturKarawane

Die KinderKulturKarawane mit Sitz 
in Hamburg lädt in jedem Jahr fünf 
bis sieben Kinder- und Jugendkultur-
gruppen aus Ländern in Afrika, Asien 
und Lateinamerika nach Deutsch-
land sowie nach Österreich, Däne-
mark und in die Schweiz ein. In Schu-
len, Jugend- und Kulturzentren und 
in Theatern stellen die Jugendlichen 

ihre hochwertigen künstlerischen 
Produktionen vor. Diese erzählen 
fast immer auch von ihren Ängsten, 
Wünschen und Hoffnungen für die 
Zukunft. In Workshops lernen hiesige 
Kinder und Jugendliche Gleichaltrige 
aus anderen Ländern als begabte 
KünstlerInnen und als gleichberech-
tigte PartnerInnen kennen, mit de-

nen es viele Gemeinsamkeiten zu 
entdecken gibt. So erfahren sie nied-
rigschwellig und authentisch auch 
etwas über globale (Un-)Gerechtig-
keit, die Folgen des Klimawandels 
und die Herausforderungen nachhal-
tiger Entwicklung.

Das Handbuch enthält neben einer 
grundlegenden Einführung in Globa-
les Lernen zahlreiche und detaillierte 
Hilfen für Planung, Entwicklung oder 
Überarbeitung einer Veranstaltung 
im schulischen Zusammenhang. Die 
Frage, wie man von einer ersten the-
matischen Idee zur konkreten Um-
setzung kommt, wird dabei ebenso 

behandelt wie jene, wie man eine 
Veranstaltung am besten aufbaut. 
Mit seinen zahlreichen Checklisten 
und Literaturhinweisen ist das Hand-
buch ein gut sortierter didaktischer 
Werkzeugkasten für alle LehrerIn-
nen, PädagogInnen und Referen-
tInnen, die sich in dem Themenfeld 
Globales Lernen engagieren. Es wird 

verknüpft mit einer themenungebun-
denen Sammlung zahlreicher Ideen 
und Methoden für verschiedene Se-
minare. 

Obwohl es immer mehr Bildungsan-
gebote für nachhaltige Entwicklung 
gibt, steht Globales Lernen als um-
fassendes Konzept nur in wenigen 
Schulen oben auf der Prioritätenlis-
te. Der Leitfaden soll daran etwas 
ändern. Er dokumentiert das gleich-
namige Projekt, in dessen Rahmen 
vier ganz unterschiedliche Schulen 

bis 2013 zwei Jahre lang bei dem 
Prozess der Implementierung Glo-
balen Lernens begleitet wurden. 
Der Leitfaden formuliert Gelingens-
bedingungen für die Umsetzung 
des Konzepts und stärkt Schulen 
wie Nichtregierungsorganisationen 
in ihrer entwicklungspolitischen Bil-
dungsarbeit. Zusätzlich findet sich 

unter www.modellschulen-globales- 
lernen.de/imagefilm ein Film, der 
Interessierte motiviert, Globales Ler-
nen im Schulprofil zu verankern.

Globales Lernen für Referent_innen

Modellschulen für Globales Lernen

‚Handbuch Globales Lernen‘ und ‚Methodensamm-
lung für Referent_innen‘, Entwicklungspolitisches 
Bildungs- und Informationszentrum (Hrsg.), Berlin 
2013, 42 und 39 Seiten, Download unter: www.
globaleslernen.de/de/bildungsmaterialien

Kinderkulturkarawane, Hamburg, Informationen 
und Kontakt über: www.kinderkulturkarawane.de

Mareike Scherer, Frauke Hahn (Hrsg.): ‚Modellschu-
len für Globales Lernen. Gelingensbedingungen für 
eine erfolgreiche Implementierung‘,  
Welthaus Bielefeld, Bielefeld 2014, 44 Seiten, 
Bestellung: bildung@welthaus.de

Material





Bei der Titelverleihung sind natürlich alle topmoti-
viert. Die Schule ist jetzt Schule ohne Rassismus – Schule 
mit Courage; die drei Punkte des Selbstverständnisses 
klingeln in den Ohren; eine Welt mit weniger Diskri-
minierung ist fest im Blick. Nun muss das, was man 
sich vorgenommen hat und sich so schön anhört, nur 
noch Praxis werden – und das am besten über Jahre 
und Jahrzehnte. Also auch, wenn die Schüler der Ini-
tiativgruppe im Beruf und sogar die engagierten Päda-
gogInnen der ersten Stunde längst in Pension sind.

Die gute Nachricht ist: Wenn man vorsorgt und ein 
paar Punkte beachtet, klappt das auch. Ganz wichtig 
ist: Das Projekt gehört weder in die Hände von Ein-
zelnen noch in irgendwelche unstrukturierten Tref-
fen außerhalb des Schulalltags. Wer es verankern will, 
schreibt das Logo auf den Briefkopf, bespielt einen 
festen Platz auf der Website der Schule – und hat dort 
auch etwas zu erzählen. Regelmäßige Aktionen zu Ge-
denktagen helfen bei der Verstetigung ebenso wie die 
aktive Mitarbeit im Netzwerk, der regelmäßige Kon-
takt zu den Koordinationsstellen und den Paten. Aber 
auch Ressourcen wie eigene Räume, Stunden und Un-
terstützung durch den Förderverein sind wichtig.

Und natürlich: das ständige Werben um Nachwuchs. 
Wenn die Älteren die Jüngeren regelmäßig in Idee und 
Praxis von Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage 
einführen, ist viel gewonnen. Und warum das Projekt 
nicht immer am Tag der offenen Tür präsentieren? 
Hinter all dem steht die unbequeme Wahrheit: Sinn 
ergibt all das Ringen um eine diskrimininierungsfrei-
e(re) Schule nur, wenn es nachhaltig ist. Wie das geht, 
erfahrt ihr im folgenden Kapitel.

Wie Nachhaltigkeit gelingen kann 206
Tipps im Schnelldurchlauf 214

Anhang 215

9  Nachhaltige  
Verankerung
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Zum Zeitpunkt der Titelverleihung hat das Pro-
jekt Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage eine 
hohe Zustimmung an der Schule. Alle sind voller Ta-
tendrang und wollen sich engagieren. Das muss aber 
nicht immer so bleiben. So kann es passieren, dass 
eine hoch motivierte Gruppe ihre Schulzeit beendet, 
ohne dass Nachfolger ihre Arbeit weiterführen. Oder 
ein engagierter Kollege wechselt die Schule, ohne dass 
sich sofort jemand findet, der das Projekt mit ver-
gleichbarem Elan begleitet. Ist das schon das Ende des 
viel versprechenden Neubeginns? 

Nein. So weit sollte es nicht kommen. Schule ohne Ras-
sismus – Schule mit Courage ist keine Eintagsfliege, kei-
ne einmalige Show-Veranstaltung mit großem Bahn-
hof, neugieriger Presse und warmen Worten. Lernziel 
Gleichwertigkeit – das ist es, was wir uns als Leitphilo-
sophie für die Schulen wünschen. Das bedeutet nicht 
weniger, als dass das gesamte Handeln der schulischen 
Akteure, der Leitung, der LehrerInnen, SchülerInnen 
und Verwaltung dazu beitragen soll, eine solche Leit-
kultur mit Hilfe eines Bündels von geeigneten Maß-
nahmen in praktisches Handeln umzusetzen und das 
Ergebnis dauerhaft zu verankern. 

Im Folgenden beschreiben wir ausführlich, wie es 
gelingen kann, die Freude an der Projektarbeit auf 
Dauer abzusichern und so einen Klimawechsel an der 
Schule zu erreichen. Wir empfehlen eine aufmerksa-
me Lektüre; die angestrebte nachhaltige Verankerung 
des Courage-Selbstverständnisses passiert weder au-
tomatisch noch kurzfristig. Viele einzelne Schritte auf 
unterschiedlichen Ebenen und über unterschiedlich 
lange Zeiträume sind für das Gelingen nötig. Und: 
Viele Akteure spielen dabei eine Rolle, innerhalb der 
Schule wie außerhalb, in Projekten oder in der Kom-
mune. 

Individuelle Schulprofile

Es gibt kein Patentrezept zur Sicherung von Nachhal-
tigkeit, jede Schule hat ein einzigartiges Schulprofil. 
Dieses ist von Faktoren geprägt wie ihrem Einzugs-
bereich, Sozialstruktur der Schülerschaft, Alters- und 
Geschlechterverteilung unter den PädagogInnen, 
finanziellen Rahmenbedingungen und dem Fächer-
profil. Das Schulprofil hängt auch von Vorhandensein 
oder Fehlen ethnischer, religiöser oder weltanschau-
licher Diversität innerhalb der Schülerschaft und 

unter den PädagogInnen ab. Deswegen benötigt jede 
Courage-Schule andere Impulse und unterschiedliche 
Zeiträume, um auf allen Ebenen jene Veränderungen 
einzuleiten, die in ihrem Falle geeignet sind, um eine 
nachhaltige Verankerung des Courage-Ansatzes si-
cherzustellen.

Ungeduld und mangelndes Vertrauen in die Akteu-
re sind hier fehl am Platze. Zahlreiche Erfahrungen, 
die bundesweit mit Schulentwicklungsprozessen ge-
sammelt wurden, lehren: Es bewährt sich nicht, die-
se komplexen Prozesse nach Belieben beschleunigen 
oder gewaltsam abkürzen zu wollen. So mancher 
Vorschlag – zum Beispiel jener, die Fortschritte in der 
Schulentwicklung anhand eines Kataloges von stan-
dardisierten Kriterien regelmäßig zu überprüfen, zu 
erfassen und zu bewerten – zielt aus vielen Gründen 
ins Leere. Bereits der erste Schritt, der für ein derarti-
ges Vorgehen erforderlich wäre, nämlich die Quanti-
fizierung aller Maßnahmen, würde das Konzept von 
Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage in ein star-
res, formales Korsett zwängen. 

Quantität ist nicht Qualität

Und: Ob im letzten Halbjahr zwei oder zehn Unter-
richtsstunden lang die Themen Kolonialismus oder 
Homophobie behandelt wurden, sagt weder etwas 
über die politisch-philosophische Perspektive noch 
über die didaktisch-methodische Qualität der Um-
setzung aus. Fest steht lediglich, dass Vorgaben ab-
gehakt wurden; mehr nicht. Nicht zuletzt stellt sich 
die praktische Frage, welche „Kontrolleure“ Quantität 
und Qualität der umgesetzten Maßnahmen mit wel-
cher Qualifikation und in welcher Form erfassen und 
überprüfen sollen. 

Und: Bereits jetzt müssten jährlich mehr als 2.000 
Schulbesuche organisiert und ebensoviele Dokumen-
tationen erstellt und anschließend nach geeigneten 
wissenschaftlich-fachlichen Kriterien ausgewertet 
werden; bei stark steigender Tendenz. Ein solches Sze-
nario wäre nur mit immensen zeitlichen, personellen 
und finanziellen Ressourcen und einem ungeheuren 
organisatorischem Aufwand umsetzbar; und der Nut-
zen bliebe fragwürdig. Denn: Mal angenommen, der-
art umfangreiche Erhebungen zu Qualität der Coura-
ge-Arbeit an den einzelnen Schulen würden trotz der 

Wie Nachhaltigkeit  
 gelingen kann
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genannten Einwände gemacht und nach seriösen Kri-
terien ausgewertet. Am Ende stellte sich dann die Fra-
ge: Was machen wir nun mit all diesen tabellarischen 
Ergebnissen? Weil ein solches Organisationsmonster 
allen Grundsätzen von Schule ohne Rassismus – Schule 
mit Courage widerspräche, sieht das Konzept derartige 
Kontrollteams und -prozesse nicht vor. Wir sind über-
zeugt, dass diese vor allem zu einer unproduktiven 
Bürokratisierung der Menschenrechtsarbeit führen 
und diese letztlich zu einem bloßen Verwaltungshan-
deln zu degradieren drohen.

Kontrolle? Vertrauen ist besser!

Immer wieder wird auch vorgeschlagen, es solle die 
Möglichkeit geben, den Titel Schule ohne Rassismus – 
Schule mit Courage wieder abzuerkennen, wenn eine 
Schule nicht so aktiv ist wie es sich gehört. Warum 
eine Titelaberkennung keinen Sinn ergibt, haben wir 
in Kapitel 2 bereits beschrieben. Einzig in dem, bis 
zum Redaktionsschluss nicht aufgetretenen, hypothe-
tischen Fall, dass eine Courage-Schule trotz aller Un-
terstützung durch die Koordinationsstellen bewusst 

und nachhaltig gegen Punkt Zwei des Selbstverständ-
nisses verstieße, wäre es für die Bundeskoordination 
denkbar, den Titel infrage zu stellen. Punkt Zwei? Der 
lautet, zur Erinnerung: „Wenn an meiner Schule Ge-
walt, diskriminierende Äußerungen oder Handlungen 
ausgeübt werden, wende ich mich dagegen und setze 
mich dafür ein, dass wir in einer offenen Auseinan-
dersetzung mit diesen Problemen, gemeinsam Wege 
finden, uns zukünftig zu achten.“ Das ignorante Weg-
schauen soll zugunsten einer Schulkultur des Hinse-
hens und der Verantwortungsübernahme zurückge-
drängt werden. 

Dies gelingt sicher nicht an jedem Tag und auch nicht 
in jedem Konfliktfall. Keine Courage-Schule ist völlig 
frei von Diskriminierung oder Gewalt. Folgerichtig 
ist der Titel auch kein TÜV-Siegel und keine Garan-
tie für Diskriminierungsfreiheit. Sondern eine Selbst-
verpflichtung; nicht mehr und nicht weniger. Die 
überwiegende Zahl der Schulmitglieder hat sich dazu 
verpflichtet, bei derartigen Vorkommnissen nicht 
wegzuschauen, sondern sich um gewaltfreie Kon-
fliktlösungen zu bemühen. 

Wer zu Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage gehört, setzt sich für gewaltfreie Konfliktlösungen ein
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Niemand kennt all die Situationen, in denen dies tag-
täglich an Hunderten Courage-Schulen in Deutsch-
land im Sinne des Courage-Leitgedankens erfolgreich 
gelingt. Ebenso vermag niemand objektiv festzustel-
len, an wie vielen Courage-Schulen dies nicht ge-
schieht. Mit dieser Unschärfe muss sich das Netzwerk 
abfinden. Das Courage-Konzept will an Schulen eine 
Kultur des Vertrauens stärken. Da ist es nur logisch, 
dass es auch selbst Vertrauen in die Akteure setzt.

Ansonsten gilt: Alle Schulen und Mitwirkende schlie-
ßen sich dem Courage-Netzwerk freiwillig an. Diese 
Freiwilligkeit ist Voraussetzung für das Engagement 
von SchülerInnen und PädagogInnen und ein Ga-
rant für die gelingende Umsetzung der Courage-Zie-
le. Zum Selbstverständnis von Schule ohne Rassismus 
– Schule mit Courage passt kein staatlich verordnetes 
gesellschaftliches Engagement. Deshalb macht es 
keinen Sinn, ein verbindliches Curriculum für alle zu 
entwickeln oder gar zu benoten. 

Titelverleihung! Was dann? 

Am Tag der feierlichen Titelverleihung gehen alle 
Gäste in ihren Ansprachen ausführlich auf die In-
halte und das Selbstverständnis des Netzwerks ein. 
Den meisten Schulmitgliedern ist auch der Wortlaut 
des Selbstverständnisses da noch sehr präsent; haben 
doch mindestens 70 Prozent erst vor wenigen Wochen 
den drei Punkten zugestimmt. Damit dieser Elan auch 
künftig beibehalten wird, bedarf es konkreter Schrit-
te. Wer auch immer mit seiner Initiative das Projekt 
ins Rollen gebracht hat – einzelne SchülerInnen, der 
SchülerInnenrat oder eine oder mehrere Lehrkräfte –, 
spätestens nach der Titelverleihung sind alle gefragt, 
sich Gedanken zu machen, wie die Arbeit kontinuier-
lich weiterentwickelt werden kann. 

Erste Schritte zu einer nachhaltigen Verankerung des 
Projekts setzen deshalb auf Teamarbeit, um möglichst 
zeitnah weitere MitstreiterInnen zu gewinnen und die 
Verantwortung auf viele Schultern zu verteilen. Damit 
das Projekt dauerhaft mit Leben gefüllt werden kann, 
braucht es an der Schule verlässliche Ansprechpart-
ner. Sonst kann sich auch die Kommunikation nach 
außen, also zwischen der Schule und der zuständigen 
Regional- und Landeskoordination, nicht konstruk-
tiv entwickeln. Wenn diese fehlt, sind die Aktiven in 
der Schule nach kurzer Zeit vom Informationsfluss 

im Netzwerk abgekoppelt. Es mangelt ihnen an Er-
fahrungsaustausch; isoliert werden sie auf den engen 
Horizont der eigenen Gruppe zurückgeworfen. 

Damit dies nicht geschieht, bildet sich üblicherweise 
aus der anfänglichen Initiativgruppe, die den Diskus-
sions- und Organisationsprozess bis zur Titelübernah-
me gestaltete, eine dauerhafte Aktivengruppe he raus. 
Grundsätzlich sind in dieser sowohl SchülerInnen 
als auch PädagogInnen willkommen. Denn auch die 
engagiertesten SchülerInnen können schließlich Un-
terstützung gut gebrauchen; das gilt insbesondere bei 
größeren Projekten. 

Vielfältige Aktivengruppe

In der Praxis ist die Zusammensetzung der Aktiven-
gruppen äußerst unterschiedlich; und sie ändert sich 
häufig von Schuljahr zu Schuljahr. Mal besteht sie aus 
drei Schülern und vier LehrerInnen, mal aus fünfzehn 
SchülerInnen und lediglich einer Vertrauenslehrerin. 
Grundsätzlich gilt: Jede Konstellation kann ihre ganz 
eigenen Stärken entwickeln und die passende für die 
eigene Schule sein. Vorgaben zu Größe und Zusam-
mensetzung der Aktivengruppe gibt es deshalb nicht. 
Als effektivste haben sich gemeinsame Runden von 
SchülerInnen und PädagogInnen erwiesen.

In einem ersten Treffen berät die Aktivengruppe, wie 
in der Schule die regelmäßige Arbeit gewährleistet 
werden kann und wer aus der Gruppe welche Aufga-
ben übernimmt. Vielleicht gibt es bei dieser Gelegen-
heit bereits Ideen, wie die ersten Projekte aussehen 
sollen. In jedem Fall gilt: Die Aktivengruppe koor-
diniert und kommuniziert von nun an alle Aktivitä-
ten des Projekts innerhalb der Schule sowie mit den 
Koordinationsstellen und mit den außerschulischen 
Partnern. 

An manchen Courage-Schulen steht der Aktivengrup-
pe ein eigener mit Computer und Internetanschluss 
ausgestatteter Raum zur Verfügung, in dem die re-
gelmäßigen Planungstreffen stattfinden können. Viel 
schwieriger als einen Raum findet man einen geeigne-
ten Zeitpunkt, zu dem keiner der Aktiven Unterricht 
hat und sich alle treffen können. An manchen Schulen 
ist die Aktivengruppe als Arbeitsgruppe verbindlich in 
die AG-Phasen eingebaut und verfügt dadurch über 
einen sicheren Zeitrahmen. Dabei kann die Federfüh-
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rung der AG in jedem Schuljahr einer anderen Klasse 
übertragen werden. 

Selbst das beste Projekt verliert Aufmerksamkeit, 
wenn sich niemand dafür verantwortlich fühlt; 
schlimmstenfalls gerät es in Vergessenheit. Wenn 
über die Verantwortlichkeit für das Projekt geredet 
wird, kann es nicht darum gehen, die Begleitung an 
eine Lehrerin oder einen Lehrer abzugeben, damit sie 
oder er von nun an alles weitere regelt. Niemandem 
ist geholfen, wenn die Idee gleichsam als „persönli-
ches Projekt von Kollegin Schulze“ dieser zugescho-
ben wird. Das Courage-Netzwerk wächst nicht durch 
Einzelkämpfer. Als sinnvoll erwiesen hat sich die 
Übernahme der Verantwortung durch ein Team von 
LehrerInnen, die meist länger an der Schule bleiben 
als die SchülerInnen.

Zudem gilt: Die Nachhaltigkeit kann vor allem dann 
wirksam abgesichert werden, wenn die engagierten 
PädagogInnen wöchentliche Abordnungsstunden 
für die Netzwerkarbeit zur Verfügung gestellt be-
kommen. Allerdings: Auch diese Unterstützung darf 

am Ende nicht zur Normierung ihrer Arbeit und der 
Standardisierung ihrer Aktivitäten führen. Die Men-
schenrechts- und Demokratieerziehung entzieht sich 
verwaltungstechnischer Standardisierung. Deshalb 
wäre eine Aufnahme der Courage-Aktivitäten in die 
dienstliche Beurteilung oder in die Personalakte ge-
nau der falsche Weg. 

Immer mehr Courage-Schulen weisen aber den akti-
ven KollegInnen entsprechende Abordnungsstunden 
aus ihrem frei verfügbaren Stundenpool zu. Am Ende 
profitiert die ganze Schule davon. Solch pragmatische 
Praxis sollte bundesweit Schule machen. 

Kooperieren und motivieren

Der Schulalltag wird wesentlich bestimmt durch den 
Jahreskalender, der nicht nur die Ferienzeiten regelt, 
sondern auch viele andere verbindliche Vorgaben 
macht; die engen Zeithorizonte für die Klausuren 
zum Beispiel, die Termine für die Zeugniskonferen-
zen, die Abi-Feier oder auch die Bundesjugendspiele. 
Oft bleibt angesichts dessen kaum Zeit, um zusätzli-

Nachhaltigkeit kann am besten durch dauerhaftes Engagement abgesichert werden
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che Aktionen außerhalb des Unterrichts durchzufüh-
ren. Schnell geraten ambitionierte Aktionspläne aus 
dem letzten Halbjahr ins Vergessen, wenn der kurz-
fristig angesetzte Umbau der Sporthalle zeitintensive 
Änderungen der Stundentafel erfordert.

Erst wenn es gelingt, Aktionen im Courage-Kontext 
fest in den Jahreskalender der Schule einzubinden, 
werden sie von allen rechtzeitig wahrgenommen. Das 
erhöht die Chancen, sie umzusetzen. In Kapitel 5 ha-
ben wir die regelmäßigen Vernetzungsmöglichkeiten 
im Netzwerk wie die Aktiventreffen oder die Regio-
nal- und Landestreffen ausführlich beschrieben. Viele 
Courage-Schulen nehmen diese Termine fest in ihre 
Jahresplanungen auf und koordinieren sie mit den 
schulinternen Aktionen.

Jährliche Termine nutzen

Kapitel 5 gibt auch Tipps, wie weitere jährlich wie-
derkehrende Veranstaltungsformate mit inhaltlichen 
Schwerpunkten organisiert werden können. Jährliche 
Gedenktage wie der 27. Januar (Gedenktag für die Op-
fer des Nationalsozialismus), der 23. Mai (Tag der De-
mokratie, Verkündung des Grundgesetzes) oder der 9. 
November (Reichspogromnacht, Öffnung der Mauer) 
eignen sich besonders gut, um in einen Aktionskalen-
der aufgenommen zu werden. Mehr dazu findet ihr im 
Kapitel 8 zu ausgewählten Themen- und Handlungs-
feldern.

Trotz manch ungünstiger Umstände oder unzuläng-
licher Arbeitsbedingungen, die an jeder Schule, wenn 
nicht in dem einen, dann in dem anderen Schuljahr 
auftreten können, helfen erprobte Maßnahmen, an 
die Selbstverpflichtung, die mit dem Titel einhergeht, 
zu erinnern und das Projektziel lebendig zu halten. 

Ohne zusätzlichen organisatorischen Aufwand kann 
ein kurzer Bericht über den Stand der Aktivitäten im 
Kontext von Schule ohne Rassismus - Schule mit Coura-
ge beispielsweise als fester Tagesordnungspunkt auf 
den Schulkonferenzen stattfinden. Wenn gerade ein-
mal nichts anliegt, wird der Punkt eben übergangen. 
Um das umzusetzen, bedarf es keiner Berichterstatter; 
es genügt, wenn Fachbereiche oder einzelne Pädago-
gInnen aus ihren Arbeitsfeldern berichten, welche Ak-
tivitäten geplant sind oder stattfinden. 
Zusätzlich fördert ein jährliches Treffen von Lehre-

rInnen aller Klassenstufen und Fächer, die sich für 
das Themenfeld interessieren, als so genannte Fach-
konferenz Schule ohne Rassismus - Schule mit Courage 
den Gedankenaustausch im Kollegium und die Neu-
planung von Aktivitäten. Gerade fächerübergreifende 
Projekte, die häufig einen partizipativen Ansatz ver-
treten, sind nur mit einem ausreichenden zeitlichen 
Vorlauf zu planen. 

Diese Konferenz ist auch die geeignete Runde, um 
über Vorschläge zu schulinternen Qualifikationssemi-
naren und Workshops für das Kollegium zu beraten, 
wie sie die Koordinierungsstellen vermitteln. In den 
meisten Bundesländern steht Schulen lediglich ein 
Studientag pro Schuljahr zur Verfügung; gleichzeitig 
drängen sehr viele Themen danach, im Rahmen einer 
ganztägigen Veranstaltung vom ganzen Kollegium 
behandelt zu werden. Wieder droht akuter Zeitman-
gel die Courage-Themen an den Rand zu drängen. In 
vielen Bundesländern bewilligen Schulverwaltungen 
allerdings ohne große Komplikationen einen zusätz-
lichen Studientag oder zumindest einen Teilstudien-
tag, wenn sich das Kollegium zu aktuellen Herausfor-
derungen der Demokratieerziehung wie Islamismus, 
Rechtsextremismus oder Antisemitismus fortbilden 
möchte.

Fester Tagesordnungspunkt

Für eine Verankerung ist zudem hilfreich, das Netz-
werk zu Schuljahresbeginn auf die Tagesordnung 
der Schülerratssitzung zu setzen. Die Aktivitäten im 
zurückliegenden Schuljahr können Revue passieren, 
Erfahrungen ausgewertet und Themen und Ideen für 
innovative Aktionen im neuen Schuljahr in die Pla-
nungen aufgenommen werden.

Um die aktiven Schülerinnen und Schüler kontinu-
ierlich zu motivieren und ihr beeindruckendes En-
gagement wertzuschätzen, braucht es oft weniger als 
häufig angenommen wird. So machen manche Coura-
ge-Schulen den Einsatz der SchülerInnen dadurch 
sichtbar, dass sie ihn auf den Zeugnissen als freiwillige 
Leistung positiv vermerken. Oder sie überreichen den 
Aktiven Teilnahmebescheinigungen und Zertifikate, 
wenn diese an schulinternen Qualifizierungsmaßnah-
men teilgenommen haben oder in der Aktivengruppe 
mitwirken. 
Solche Bescheinigungen vergeben auch die Regional- 
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dien erfolgreich auf die nächste Schulaktion: eine 
Solidaritätskampagne mit jungen Flüchtlingen zum 
Beispiel. Und die andere, eine engagierte Politikerin, 
stellt sich für eine spannende Diskussion zur Verfü-
gung und stärkt so die schulinterne Öffentlichkeit für 
die Arbeit der Aktivengruppe.

Viele Aktionen und Projekte, durch die das Schild am 
Schultor erst mit Leben gefüllt wird, erfordern nicht 
nur Zeit und Engagement, sondern auch Geld. In den 
vorangegangenen Kapiteln werden die Themen Fi-
nanzierung und Sponsoring aufgegriffen. Nicht alle, 
aber viele Courage-Koordinierungsstellen verfügen 
über einen entsprechenden Etat und können Ausga-
ben übernehmen, die bei der Umsetzung von Coura-
ge-Projekten und Workshops entstehen, zum Beispiel 
Honorarkosten für externe ReferentInnen. Ein Anruf 
bei Regional- oder Landeskoordination lohnt immer. 

Im Zusammenhang mit der nachhaltigen Perspekti-
ve ist natürlich auch die Rolle des Fördervereins der 
Schule nicht zu unterschätzen. Zwar gibt es weder an 
jeder Courage-Schule einen Förderverein, noch ver-

und Landeskoordinationen zum Abschluss ihrer Ver-
netzungstreffen. Und sollte dies noch nicht überall der 
Fall sein, dann ist es sinnvoll, darum zu bitten. Immer-
hin können diese Bescheinigungen so genannte Soft 
Skills wie zum Beispiel die interkulturelle Kompetenz 
bescheinigen und auch für spätere Bewerbungen sei-
tens der Schülerinnen und Schüler interessant sein.

Nachhaltigkeit hat viele Quellen

Die Patinnen und Paten der Courage-Schulen kom-
men aus ganz unterschiedlichen gesellschaftlichen 
Bereichen; beispielsweise aus Politik, Kultur, Kunst 
oder Sport. Kapitel 2 informiert euch ausführlich über 
ihre Rolle und darüber, was sie dazu beitragen kön-
nen, den Projektansatz zu verstetigen. Dafür müssen 
sie aktiv angesprochen und konkrete Mitwirkungs-
möglichkeiten an sie herantragen werden. 

Jede Patin und jeder Pate bringt ganz eigene berufli-
che und persönliche Kompetenzen mit. Der eine ist 
ein berühmter Autor, führt eine Lesung an der Schule 
durch und lenkt damit die Aufmerksamkeit der Me-

Zum Europatag 2014 lädt die deutsch-polnische Robert-Jungk-Oberschule in Berlin Bundeskanzlerin Angela Merkel ein
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fügen die bestehenden alle über die gleichen finan-
ziellen Ressourcen. Aber dort, wo diese vorhanden 
sind, ist ein Austausch mit dem Förderverein sinnvoll. 
Kann nicht eine Summe X für die jährlichen Aktio-
nen reserviert werden? Ist es zum Beispiel möglich, 
die Fahrtkosten der SchülerInnen zu den regelmäßig 
stattfindenden Regional- und Landestreffen zu über-
nehmen? Schließlich kommen sie mit neuen Ideen 
und Plänen zur Festigung des Courage-Ansatzes zu-
rück. Eine langfristige Klärung von finanziellen Fra-
gen spart der Aktivengruppe viel Zeit, die sie sonst in 
die Akquise von Geldmitteln investieren müsste. Und 
es gibt ihr Planungssicherheit über das laufende Halb-
jahr hinaus.

Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage ist in einer 
Reihe von Bundesländern in Landesprogramme für 
Demokratie und gegen Rechtsextremismus eingebun-
den. Diese Unterstützung ist unverzichtbar für die Sta-
bilisierung der Landes- und Regionalkoordinationen; 
und standortnahe Koordinierungsstellen können nur 
ausgestattet mit den notwendigen personellen und 
finanziellen Ressourcen die langjährigen Schulent-
wicklungsprozesse kontinuierlich begleiten. Sie sind 
es, die einen langen Atem mitbringen und nachvoll-
ziehen können, warum eine Courage-Schule in einem 
Schuljahr weder ein nennenswertes Projekt zustande 
bekam, noch an Workshops oder dem Aktiventreffen 
teilnahm. Und sie vermögen die passenden Angebote 
und Beratungen an die Schule heranzutragen, um sie 
erneut zu aktivieren. Der intensive Austausch mit den 
Koordinierungsstellen ist ein entscheidender Faktor 
bei der Absicherung der Nachhaltigkeit. 

Sichtbare Verankerung

Woran ist zu erkennen, ob es erfolgreich gelungen ist, 
die Leitidee von Schule ohne Rassismus – Schule mit 
Courage nachhaltig zu verankern? Wieder gibt es kei-
ne Standardantwort. Aber es gibt Merkmale dafür. An 
vorderster Stelle gehört dazu sicherlich die subjekti-
ve Wahrnehmung der Schulmitglieder. Zum Beispiel 
wenn sie ihren Schulalltag als freundlich, motivie-
rend, gewalt- und diskriminierungsfrei erleben und 
sich wohl fühlen. Oder wenn sie die Schule als ihren 
Lern- und Lebensort wahrnehmen und deswegen 
auch gern bereit sind, Verantwortung für seine Gestal-
tung zu übernehmen.
Wie weit sich nicht nur die erste Aktivengruppe, de-

ren Mitglieder ihr Abgangszeugnis bereits bekamen, 
mit dem Projektziel identifizierte, sondern auch die 
Nachfolgegenerationen und das Kollegium – so dass 
schließlich ein Klimawechsel eintreten kann –, wird 
an vielen Stellen sichtbar. Ein Zeichen ist, wenn 
Courage-Schulen ihren Titel und die Projektziele in 
ihr Schulprogramm aufnehmen. Dies ist nicht als sim-
pler verwaltungstechnischer Schritt abzutun; damit 
wird die Philosophie in die Grundlagen des Schulle-
bens eingebunden. 

Das gleiche gilt für folgende Schritte: Das Logo von 
Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage wird in 
den Briefkopf aufgenommen; ebenso in den Flyer zur 
Selbstdarstellung der Schule. Auf der Schul-Home-
page gibt es einen eigenen Bereich, der gemeinsam 
mit der Aktivengruppe gestaltet wird, über die eige-
nen Courage-Aktivitäten informiert und mit den Ko-
ordinierungsstellen verlinkt ist.

Ein sicheres Anzeichen ist auch die kontinuierliche 
Zusammenarbeit mit den außerschulischen Koope-
rationspartnern. Wenn der Theaterworkshop gegen 
Homophobie auch nächstes Schuljahr stattfindet und 
die Konfliktlotsenausbildung keine einmalige Aktion 
bleibt, sondern in jedem Jahr SchülerInnen teilneh-
men, sind das viel versprechende Zeichen.

Next Generation

Viele Schulen gehören dem Netzwerk bereits seit 
mehr als einem Jahrzehnt an und machen vor, wie 
eine nachhaltige Umsetzung der Courage-Idee gut ge-
lingen kann; die erste Schule, die in Deutschland den 
Titel annahm, ist sogar bereits mehr als 20 Jahre im 
Netzwerk. Und in so langen Zeiträumen können viele 
Veränderungen stattfinden. 

Schulen sind Orte lebendiger Transformationen. Die 
Mitglieder der größten Gruppe, der Schülerinnen und 
Schüler, verlassen die Schule nach einigen Jahren; 
jährlich kommen neue dazu, die das Projekt nicht 
kennen. Das Kollegium unterliegt zwar langsameren 
Veränderungsprozessen – aber wenn die aktive Ver-
trauenslehrerin in Pension geht oder der kreative Mu-
siklehrer an eine andere Stelle versetzt wird, hat auch 
das Konsequenzen für die Courage-Aktivengruppe. 
Und: Auch wenn in einem Schuljahr ein spektakulä-
res, multimediales Projekt gegen Rechtsextremismus 
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durchgeführt wurde, das große öffentliche Resonanz 
bekam, so kann sich die Aktivengruppe im nächsten 
Schuljahr bereits aufgelöst haben. 

Diese Veränderungen kommen allerdings nicht über-
raschend. Sie gehören zur Schule dazu; ihre Konse-
quenzen müssen bereits beim Einstieg in das Netz-
werk beachtet werden. Sonst kann es passieren, dass 
eine hoch motivierte Aktivengruppe ihre Schulzeit 
beendet, ohne dass Nachfolger gefunden wurden. Um 
die Kontinuität zu wahren, müssen in jedem Schul-
jahr neue Personen von der Philosophie des Projektes 
überzeugt werden. Es gilt, den Stab an die nächste Ge-
neration zu übergeben. Damit die Situation nicht ein-
tritt, dass alle Aktiven mit ihrem Schulabschluss von 
der Bildfläche verschwinden, geben auch die Koordi-
nierungsstellen zahlreiche Tipps, die helfen können, 
die Projektarbeit auf Dauer abzusichern. 

Es ist eine gute Idee, neue MitschülerInnen gezielt an-
zusprechen, um sie für die Projektidee zu begeistern 
und für die Mitarbeit zu gewinnen. Die meisten Neu-
en wollen ihre neue Schulumgebung mitgestalten; da 

sie aber noch nicht wissen, wie ihre Umgebung „tickt“, 
zögern sie zu Beginn häufig, sofort Verantwortung für 
das Schulleben zu übernehmen. Gebt ihnen zu verste-
hen, dass es kaum eine bessere Möglichkeit gibt, an 
der Schule anzukommen und auf einen Schlag viele 
neue Leute an der Schule kennenzulernen! So kann 
bereits der Tag der offenen Tür dafür genutzt werden, 
um den potenziell neuen Eltern und SchülerInnen das 
Projekt vorzustellen. 

Auch ist wichtig, dass die Erfahrungen der ersten 
Generation mit Patenschaften zwischen den oberen 
und unteren Klassen begleitet werden. Schulabgän-
gerInnen, die jahrgangsstufenübergreifende Projekte 
begleiten, fördern die Bereitschaft der Jüngeren, mit 
Lust auf Engagement in das Projekt einzusteigen. So 
kann beispielsweise in neuen Klassen jedes Jahr eine 
Unterrichtsstunde zu den Ideen und Zielen von Schu-
le ohne Rassismus – Schule mit Courage durchgeführt 
werden. Auch ein Workshop von SchülerInnen für 
SchülerInnen wirkt sehr motivierend – Peer Educati-
on wird im Netzwerk groß geschrieben! 

Sanem Kleff und Innensenator Ehrhart Körting (SPD) als Pate bei der Titelverleihung an die Friedensburg-Oberschule in Berlin 2010
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Anregungen für SchülerInnen

•  Den Tag der offenen Tür nutzen, um neuen Eltern 
und SchülerInnen das Projekt vorzustellen.

•  In neuen Klassen eine Unterrichtseinheit zu den 
Ideen und Zielen von Schule ohne Rassismus  
– Schule mit Courage durchführen.

•   Die geheime Abstimmung in neuen Klassen  
wiederholen.

•  SchulabgängerInnen als BetreuerInnen für die 
Klassenaktivitäten gewinnen.

•  Patenschaften zwischen den oberen und unteren 
Klassen einrichten.

•  Workshop „SchülerInnen für SchülerInnen“  
anbieten. Peer Education!

Anregungen für LehrerInnen

•  Übernahme der Verantwortung durch ein Team 
von LehrerInnen.

•  In jedem Schuljahr mindestens eine Fach- 
konferenz SOR - SMC, Gedankenaustausch  
und Neuplanung von Aktivitäten.

•  Über die Landeskoordinatoren schulinterne  
Seminare für Lehrkräfte anbieten.

•  Angebote der Bundeskoordination ins  
Bewusstsein rücken.

•  Handbücher bewerben, Anregungen zur eigenen 
Arbeit geben und Vorbereitungsstress abnehmen. 

Anregungen für die Schulorganisation

•  Auf der Schulkonferenz festen TOP einplanen.

•  Projektgruppe einrichten und jedes Jahr aus den 
neuen Klassen mindestens einen Schüler oder  
eine Schülerin aufnehmen.

•  Bestimmte Ereignisse an wiederkehrenden  
Terminen begehen:  
27. Januar (Gedenktag für die Opfer des  
Nationalsozialismus),  
23. Mai (Tag der Demokratie, Verkündung  
des Grundgesetzes),  
9. November (Reichspogromnacht, Öffnung  
der Mauer).

•  Zertifikate für SchülerInnen, die sich kontinuier-
lich beteiligen, Projekte initiieren und umsetzen.

•  Bescheinigungen, die auch für spätere Bewerbun-
gen interessant sein können, für die Teilnahme an 
schulinternen Workshops, landes- und bundes-
weiten Treffen oder Seminaren ausstellen.

•  Auf dem Zeugnis die aktive Mitwirkung  
vermerken.

•  Übernahme der Leitung und Verantwortung  
für die Weiterführung der Aktivitäten durch  
die Schülervertretung, dieser dafür besser  
ausgestaltetes Mitwirkungsrecht einräumen.

•  Paten aktiv einbeziehen und konkrete Mit- 
wirkungsmöglichkeiten an sie herantragen.

•  Angebote der Landes- und Bundeskoordination 
regelmäßig an alle Klassen weitergeben. 

Tipps zur Nachhaltigkeit  
im Schnelldurchlauf
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An die Schulleitung 
Schule:  
z. H. v.:
Ort:

Wahlprotokoll 

Datum der Wahl:  

Folgende mindestens 3 Personen sind Mitglieder der Wahlleitung 

1) ________________________________

2) ________________________________

3) ________________________________

4) ________________________________

5) ________________________________

Alle Schulmitglieder sind stimmberechtigt. 

A – Anzahl der Schulmitglieder:  

B – Anzahl der ausgegebenen Stimmzettel:   

C – Anzahl der abgegebenen Stimmzettel:   

D – Anzahl der Ja-Stimmen:   

E – Prozentualer Anteil der Ja-Stimmen an der Gesamtanzahl A: 

Dieses Ergebnis bestätigen die Mitglieder der Wahlleitung durch ihre Unterschrift: 

1) Name:  __________________________ Unterschrift: ______________________

2) Name:  __________________________ Unterschrift: ______________________

3) Name:  __________________________ Unterschrift: ______________________

4) Name:  __________________________ Unterschrift: ______________________

5) Name:  __________________________ Unterschrift: ______________________

Die Wahlleitung überreicht der Schulleitung 

- die ausgezählten Stimmzettel in einem geschlossenen, beschrifteten Umschlag
- das ausgefüllte Wahlprotokoll

Die Schulleitung 

- bewahrt den Umschlag mit den ausgezählten Stimmzetteln bis nach der
Titelverleihung auf

- füllt den Aufnahmeantrag basierend auf den Angaben des Wahlprotokolls aus und
unterzeichnet ihn



1.

2.

3.

Ja Nein

1.

2.

3.

Ja Nein

Wenn an meiner Schule Gewalt, diskriminierende Äußerungen oder 
Handlungen ausgeübt werden, dann wende ich mich dagegen, spreche dies 
an und unterstütze eine offene Auseinandersetzung, damit wir gemeinsam 
Wege finden, einander respektvoll zu begegnen.

Ich bin aktiv, damit meine Schule jedes Jahr Projekte gegen alle Formen von 
Diskriminierung, insbesondere Rassismus, durchführt.

Ich will, dass meine Schule in das Netzwerk 

eintritt.

Ich bin aktiv, damit meine Schule jedes Jahr Projekte gegen alle Formen von 
Diskriminierung, insbesondere Rassismus, durchführt.

Ich will, dass meine Schule in das Netzwerk 

eintritt.

Als  werden wir nach diesen Leitlinien 
handeln:

Ich setze mich dafür ein, dass meine Schule nachhaltige Projekte, Aktionen 
und Veranstaltungen durchführt, um Diskriminierungen, insbesondere 
Rassismus, zu überwinden.

Als  werden wir nach diesen Leitlinien 
handeln:

Ich setze mich dafür ein, dass meine Schule nachhaltige Projekte, Aktionen 
und Veranstaltungen durchführt, um Diskriminierungen, insbesondere 
Rassismus, zu überwinden.

Wenn an meiner Schule Gewalt, diskriminierende Äußerungen oder 
Handlungen ausgeübt werden, dann wende ich mich dagegen, spreche dies 
an und unterstütze eine offene Auseinandersetzung, damit wir gemeinsam 
Wege finden, einander respektvoll zu begegnen.
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ist angehender Lehrer und seit zehn Jahren für die 
Bundeskoordination aktiv. Er unterstützte die bun-
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erziehung. 
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sie die Schwerpunkte Migration und Integration, 
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Bildung. Zuletzt veröffentlichte sie mit Dorte Huneke 
das Buch ‚Auf Zeit. Für immer. Zuwanderer aus der 
Türkei erinnern sich‘.

Sanem Kleff

wuchs in der Türkei und in Deutschland auf. Nach 
einem Studium der Deutschen Sprache und Lite-
ratur in Ankara arbeitete sie ab 1980 als Lehrerin 
an Berliner Hauptschulen und als Dozentin in der 
Lehrerfortbildung. Bis 2005 war sie Vorsitzende des 
Bundesausschusses Multikulturelle Angelegenhei-
ten im Hauptvorstand der Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft. Seit dem Jahr 2000 leitet sie das 
Projekt Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage. 
Sie ist Vorsitzende von Aktion Courage e. V., dem 
Trägerverein des Projekts.

Dr. Matthias Schwerendt

ist Pädagoge und Erziehungswissenschaftler. Seit 
1993 ist er in der politischen Jugendbildung tätig 
und hat von 1998 bis 2010 an Universitäten und 
Forschungsinstituten gearbeitet. Seine Themenfel-
der erstrecken sich über Nationalismus, Rassismus, 
Antisemitismus, Rechtsextremismus, Islamismus, 
Gewaltprävention, Erinnerungs- und Jugendkul-
turen. Er ist Referent der Bundeskoordination von 
Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage.

Eberhard Seidel

ist Soziologe und Journalist. Seit den 1980er-Jahren 
arbeitete er als freier Journalist für Zeitungen und 
Rundfunk; seit 1990 veröffentlicht er Bücher und 
Aufsätze zu den Schwerpunkten Rechtsextremismus, 
Islamismus, Migration und jugendliche Subkulturen. 
Von 1997 bis 2002 war er Redakteur der tageszeitung 
(taz). Seitdem ist er Geschäftsführer von Schule ohne 
Rassismus – Schule mit Courage.
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